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208. Sitzung

Berlin, Freitag, den 20. Dezember 2024

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen wunder-
schönen guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Auf Verlangen der Fraktion der AfD findet heute als 
letzter Tagesordnungspunkt eine Aktuelle Stunde mit 
dem Titel „Mögliche Einflussnahme der Präsidenten der 
Verfassungsschutzämter verhindern – Ereignisse in Thü-
ringen ernst nehmen“ statt. 

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 19 bis 22: 

ZP 19 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Energiewirt-
schaftsgesetzes 

Drucksachen 20/12784, 20/13167, 20/13328 
Nr. 13

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Klimaschutz und Energie (25. Ausschuss)

Drucksache 20/14245

ZP 20 Erste Beratung des von den Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Energiewirtschaftsrechts zur Vermeidung von 
temporären Erzeugungsüberschüssen 

Drucksache 20/14235
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

ZP 21 Erste Beratung des von den Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbedarfsplangesetzes 

Drucksache 20/14242

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

ZP 22 Erste Beratung des von den Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes zur Flexibilisie-
rung von Biogasanlagen und Sicherung der 
Anschlussförderung 

Drucksache 20/14246
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache, und zuerst hat das Wort für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Dr. Ingrid Nestle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Recht muss doch Recht bleiben“, so lautet der 
Anfang einer Losung für Dienstag dieser Woche. Eigent-
lich fasst das sehr gut zusammen, worum es in der zwei-
ten und dritten Lesung dieses Gesetzentwurfs geht. 
„Recht muss doch Recht bleiben“, und das fordern unsere 
Nachbarländer von uns ein. Und ja, selbstverständlich 
muss Recht Recht bleiben.

Wenn jetzt nach einer Debatte der eine oder andere 
kommen und sagen wird: „Ja, aber dadurch wird ja das 
fossile Erdgas bei uns ein klein bisschen teurer und bei 
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denen ein klein bisschen günstiger – wollt ihr das wirk-
lich?“, so sage ich euch: Selbstverständlich ist es im In-
teresse Deutschlands, dass Recht Recht bleibt. Selbstver-
ständlich ist es im Interesse Deutschlands, dass wir eine 
gute Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn haben, von 
deren Infrastruktur wir übrigens auch oft profitieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Neben der zweiten und dritten Lesung eines Gesetz-
entwurfs haben wir aber auch noch drei neue Gesetzent-
würfe vorliegen, die wir heute in erster Lesung behan-
deln. Ich glaube, alleine die 39 Minuten Debattenzeit 
hierzu zeigen, dass die Vorwürfe, die wir vor Kurzem in 
diesem Parlament

(Enrico Komning [AfD]: Nicht nur hier!)

gehört haben – es würde nicht mehr gearbeitet; ich habe 
von „Hängematten“ gehört, von „blaumachen“ –, völlig 
unberechtigt waren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich finde, das zeigt auch generell etwas. Denn so falsch 
diese bitteren Vorwürfe waren, so wenig lohnt sich Bitter-
keit im Allgemeinen. Es gibt sowieso viel zu viel Bitter-
keit und schlechte Laune in der Welt und in diesem Land. 
Und ehrlich: Am Ende schadet die Bitterkeit am meisten 
denen, die so erbittert sind.

Aber jetzt zu den Gesetzentwürfen.
Uns liegt einer zur Bioenergie vor. Denn Bioenergie 

kann noch viel mehr. Bioenergie kann mehr als einfach 
das ganze Jahr hindurch Strom produzieren. Durch sie 
kann dann mehr Strom flexibel produziert werden, 
wenn weniger Wind und Sonne da sind, was somit ein 
sinnvolles Gesamtsystem darstellt.

(Zuruf von der SPD: Ganz genau!)

Bioenergie wird in vielen Wärmenetzen in der Repu-
blik dringend gebraucht. Deswegen legen wir mit unse-
rem Gesetzentwurf einen Vorschlag für eine Anschluss-
lösung vor, damit unsere Wärmenetze weiterhin über 
Bioenergie, erneuerbare Wärme betrieben werden. 
Gleichzeitig präsentieren wir ein Konzept, das zeigt, 
dass Bioenergie künftig noch mehr kann, dass sie flexibel 
einspringt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir legen einen weiteren Gesetzentwurf vor. Darin 
geht es um Gleichstromerdkabel. Ich erinnere mich da-
ran, dass wir in der Zeit, als ich angefangen habe mit der 
intensiven politischen Arbeit, auch viel über Stromleitun-
gen diskutiert haben. Ich war viel im Land unterwegs, um 
mit Bürgerinitiativen zu sprechen. Dort war an ganz vie-
len Stellen die Hauptforderung: Macht doch Gleichstro-
merdkabel! Dann sei alles fein. – Inzwischen machen wir 
Gleichstromerdkabel, und es gibt tatsächlich fertige Pla-
nungsunterlagen für mehrere dieser Projekte. Wenn diese 
Planungsunterlagen aber nicht bis Juni eingereicht wer-
den können, dann sind sie leider wertlos, weil sich dann 
das Planungsregime auf EU-Ebene ändert. Deshalb bitte 

ich sehr darum, dass wir ernsthaft darüber diskutieren, ob 
wir nicht diese Unterlagen noch retten, damit der Ausbau 
der Stromnetze vorangehen kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ein dritter Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung 
beraten, behandelt Solarstrom. Denn auch Solarstrom 
kann noch viel mehr; auch den können wir besser nutzen 
und einbinden in das Gesamtsystem. Deswegen wollen 
wir Regeln, die ermöglichen, dass wir die vielen, vielen 
Speicher, die längst existieren, besser nutzen können.

(Karsten Hilse [AfD]: „Die vielen, vielen 
Speicher, die längst existieren“!)

– Jetzt höre ich wieder Zwischenrufe von der rechten 
Seite: „Die vielen, vielen Speicher …!“ Herr Hilse ist 
zwar Mitglied im Energieausschuss, aber hat selten zu-
gehört. Im Jahre 2023, innerhalb von nur einem Jahr, 
wurden in Deutschland so viel Batteriespeicher zugebaut, 
wie vorher überhaupt existiert haben im ganzen Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Aber Sie haben auch das wieder nicht mitbekommen.
Tatsächlich können diese Speicher noch besser genutzt 

werden. Auch dafür bietet unser Gesetzentwurf einen 
Ansatz. Es wird berücksichtigt, dass der Bereich der So-
larenergie, die groß und stark geworden ist, mehr Ver-
antwortung trägt. Dieser Bereich kann und muss künftig 
mehr Verantwortung tragen, weil die Solarenergie so 
groß, so stark und so umfangreich geworden ist.

Jetzt weiß ich, Sie da drüben
(Dr. Götz Frömming [AfD]: AfD-Fraktion, 

heißt das!)
sagen schon wieder: Ja, besser wäre doch, wir alle wür-
den einfach gar nichts machen. Früher war alles besser. – 
Nein, früher war nicht alles besser. Ehrlich gesagt: Die 
alte Welt gibt es nicht mehr. Eigentlich hat es sie energie-
politisch nie gegeben. Es schien nur billig, bei Gas auf die 
Abhängigkeit von Russland zu setzen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Sie bauen 
doch gerade neue Gaskraftwerke, oder?)

Es war nur vorübergehend billig.
Ja, es wird in letzter Zeit wieder viel über Strompreise 

geredet. Lassen Sie uns auf die Strompreise schauen. Im 
Jahr 2022 hatten wir die Strompreiskrise, ausgelöst allein 
durch unsere Abhängigkeit von den Fossilen. Der Durch-
schnittspreis über das ganze Jahr lag bei 235 Euro pro 
Megawattstunde. Es ist uns gelungen, den Durchschnitts-
preis schon zum folgenden Jahr auf 95 Euro zu senken, 
und die letzten zwölf Monate betrug er nur noch 75 Euro. 
Wie gesagt, 2022 waren es 235 Euro.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Überall ist Strom 
günstiger! Wir haben den teuersten Strom der 
Welt! Das ist doch lächerlich!)

Wir haben den Strom wieder günstig gemacht. Wir haben 
den Strom wieder bezahlbar gemacht. Die Abhängigkeit 
von den Fossilen ist eigentlich unbezahlbar.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Am Ende ist es unfassbar teuer, wenn wir in Kriege 
verwickelt und gefährdet werden, wenn durch die Klima-
krise, durch Flutkatastrophen Millionen Existenzen auf 
dem Spiel stehen. Aber auch die NATO stuft die Klima-
krise als Bedrohung Nummer eins ein. Deswegen bin ich 
froh, dass der Ausbau der Erneuerbaren richtig Tempo 
angenommen hat: bei Solar so sehr, dass in dem Bereich 
jetzt mehr Verantwortung getragen werden muss und 
kann. Wind: Schon im Oktober hatten wir mehr Windge- 
nehmigungen als jemals zuvor in einem Jahr in der Ge-
schichte der Bundesrepublik.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Bioenergie – ich habe sie eben angesprochen –: Bei den 
Netzen hat sich dieses Jahr die Zahl der genehmigten 
Kilometer verachtfacht – also: der vorherige Wert mal 
acht! Über Speicher haben wir schon gesprochen.

Ja, ein solches Tempo schafft Herausforderungen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie zerstören die 
Landschaft und die Natur!)

Bei einem solchen Tempo muss man sich kümmern. 
Auch deshalb sprechen wir heute über diese vier Gesetze. 
Wer so tut, als gäbe es die alte Welt noch, der handelt 
verantwortungslos,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

der gefährdet Energiebezahlbarkeit und -versorgungs-
sicherheit in Deutschland. Die Lösung liegt nicht in der 
Vergangenheit. Deshalb: Lassen Sie uns gemeinsam an 
einer guten Zukunft arbeiten!

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Kernkraft!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Andreas Jung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Unsere Fraktion wird der Änderung der Gasspeicher-
umlage zustimmen. Ausschlaggebend dabei ist europäi-
sche Partnerschaft.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Die europäischen Partner, namentlich Österreich und 
Tschechien, sind auf uns zugekommen, haben beschrie-
ben, welche negativen Wirkungen die bisherige Regelung 
auf sie hat und welche Beschwer sie damit haben. Das 
nehmen wir ernst. Friedrich Merz hat uns ausdrücklich 
ermuntert, diesen Weg hier heute so zu gehen. Ich will in 
aller Deutlichkeit auch sagen: Wir tun das auch deshalb, 

weil wir nach drei Jahren eines Bundeskanzlers Olaf 
Scholz mit Sorge sehen, wie die europäische Partner-
schaft in dieser Zeit beschädigt wurde.

Bei allen verbalen Bekenntnissen zur deutsch-franzö-
sischen Partnerschaft, zum Weimarer Dreieck mit Polen 
müssen wir feststellen: Der deutsch-französische Motor 
ist zum Erliegen gekommen. Das deutsch-polnische Ver-
hältnis ist auf einem Tiefpunkt. Gerade in der Energie-
politik brauchen wir doch diese Partnerschaft. Wollen wir 
eine Energieunion, müssen wir bei europäischer Energie-
souveränität vorankommen. Olaf Scholz aber hat sich 
über drei Jahre gebärdet wie der Elefant im europäischen 
Porzellanladen. Deshalb gilt es schon jetzt, vertrauens-
bildende Signale zu senden; das ist jetzt entscheidend. 
Das bringen wir mit diesem Bekenntnis zu europäischer 
Partnerschaft durch unsere Zustimmung zum Ausdruck.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Minister, ich möchte in aller Deutlichkeit dazusa-

gen: Wenn es nach uns gegangen wäre, dann würde heute 
ein weiteres Gesetz zur Abstimmung stehen, und zwar 
das Kohlendioxid-Speicherungsgesetz, das Sie in das Ka-
binett eingebracht haben, das der Bundeskanzler unter-
stützt hat und das wir genauso wie Sie sehen: als ein 
deutliches und notwendiges Bekenntnis zum Industrie-
standort Deutschland. Klimaneutrale Industrie wird es 
in Deutschland nur mit CO2-Abscheidung geben, weil 
in bestimmten Industrien eben Emissionen entstehen, 
wenn diese hier sind. Wir sagen: Wir wollen diese Indus-
trie hierbehalten. Sie soll klimaneutral werden. Der Weg 
dazu ist CO2-Abscheidung, ist CCS und CCU. Deshalb 
noch einmal in aller Deutlichkeit: Wir hätten hier heute 
Ihrem Gesetz zugestimmt. Zum Mitschreiben: CDU und 
CSU für CCS und CCU.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich frage Sie aber: Was ist mit SPD und Grünen? Herr 

Mützenich ist gerade gegangen. Ich frage Nina Scheer – 
sie ist die nächste Rednerin –: Warum trägt die SPD- 
Fraktion den Gesetzentwurf nicht mit, den Olaf Scholz 
im Kabinett beschlossen hat?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich frage Sie, Frau Haßelmann: Warum trägt die grüne 
Fraktion diesen Entwurf, den Robert Habeck vorgelegt 
hat, nicht mit, obwohl wir doch wissen, dass eine klima-
neutrale Industrie nur so möglich ist? Sie, Herr Habeck, 
wollen Bundeskanzler werden, und Olaf Scholz will es 
bleiben. Aber mit Verlaub: Das ist das Gegenteil von 
Führungsstärke. Es ist in Wahrheit ein Offenbarungseid, 
wenn die eigenen Fraktionen Ihrem für den Standort als 
so wichtig empfundenen Gesetz nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir werden weiter Druck machen. Im Januar muss es 

kommen. Wir werden dies öffentlich weiter thematisie-
ren. Ich bitte Sie, Nina Scheer und die Fraktion der Grü-
nen, in dieser Debatte zu sagen, warum Sie dem eigenen 
Gesetz nicht zustimmen. Es ist ein notwendiger Schritt. 
Den verbalen Bekenntnissen müssen jetzt Taten folgen. 
Das ist die Nagelprobe: Bekennen wir uns wirklich zu 
einer klimaneutralen Industrie? Bekennen wir uns zu Ar-
beitsplätzen hier in Deutschland?
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(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben eine Initiative eingebracht, um die Regelun-

gen zur Kraft-Wärme-Kopplung zu verlängern, um In-
vestitionen zu ermöglichen. Sie haben langfristige Re-
gelungen angekündigt. Jetzt haben Sie einen Entwurf 
vorgelegt. Die von Ihnen geplante Regelung bleibt hinter 
unserer Initiative zurück. Da müssen wir jetzt voran-
gehen. Das ist bisher nicht gelungen. Die Bundesregie-
rung hat die Arbeiten an der Fernwärmeverordnung ein-
gestellt, obwohl es eine regierungsinterne Angelegenheit 
ist. Das kommt zu spät. Wir machen jetzt Druck. Bei der 
Kraft-Wärme-Kopplung können und müssen wir noch 
entscheiden.

Bei der Bioenergie könnte etwas passieren. Ingrid 
Nestle hat gerade gesagt: Bioenergie kann mehr. – Ich 
will den Satz zu Ende sprechen: Bioenergie kann mehr, 
als die Ampel in den letzten drei Jahren zugelassen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der Linken)
Sie haben die Potenziale der Bioenergie beschädigt, ge-
deckelt, nicht zur Entfaltung gebracht. Ja, Bioenergie 
kann mehr, weil es sichere Energie ist. Sie sprechen so 
viel, Sie diskutieren so viel über sichere Energie. Aber die 
Arbeiten an der Kraftwerkssicherheit, wo es um sichere 
Energie und neue Gaskraftwerke geht, haben Sie ein-
gestellt. Und dort, wo wir sichere Energie durch Biogas 
haben, da haben Sie es zu verantworten, wenn jetzt Bio-
gasanlagen die Arbeit einstellen, weil es keine vernünf-
tige Anschlussregelung gibt. Das, was jetzt auf dem Tisch 
liegt, kommt viel zu spät und ist nicht geeignet, diese 
Sicherheit zu schaffen. Wir brauchen ein Bekenntnis 
zur Bioenergie.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir wollen alle erneuerbaren Energien voranbringen, 

und deshalb werden wir uns natürlich auch mit dem Ge-
setzentwurf zur Solarenergie beschäftigen. Wir haben 
bereits beim Solarpaket darauf hingewiesen, dass jetzt, 
wo die Solarenergie und die Erneuerbaren diese Fort-
schritte gemacht haben, die Schritte hin zur Systemdien-
lichkeit gegangen werden müssen. Das wurde zur Seite 
gewischt. Jetzt gibt es einen Vorschlag, bei dem wir 
Zweifel haben, ob man das, was auf dem Tisch liegt 
und was notwendig wird, tatsächlich erreichen kann und 
ob die Regelung in sich überhaupt konsistent ist.

Schon jetzt ist klar: Wir brauchen da einen größeren 
Wurf. Die Erneuerbaren sind die Schritte zur Marktreife 
einen nach dem anderen gegangen. Wir haben für die 
ersten Schritte gesorgt. Da muss man jetzt weitergehen 
und die Dinge konsequent vorantreiben, um das, was wir 
wollen, nämlich erneuerbare Energien, zu einer tragen-
den Säule zu machen und um das mit Effizienz in der 
Marktwirtschaft umzusetzen. Da wird Ihr Entwurf nicht 
ausreichen. Da brauchen wir mehr.

Um Akzeptanz geht es auch bei der Windenergie. Des-
halb haben wir eine Initiative eingebracht, mit der wir 
klarmachen: Beim Ausbau der Windenergie, so wie Sie, 
Herr Minister, es sich vorgestellt haben – mit Vorrang-
flächen –, droht, dass Ihre eigenen Vorhaben dadurch 
konterkariert werden, dass auch in anderen Gebieten 
Windkraftanlagen entstehen. Wer Windenergie möchte, 
der muss jetzt die Voraussetzung für Akzeptanz schaffen. 

Wer Windenergie möchte, der muss Wildwuchs verhin-
dern. Wir bringen diese Initiative ein, um den Ausbau der 
Windenergie mit mehr Akzeptanz, mit besserer Steue-
rung zu verbinden. Darüber werden wir sprechen. Das 
haben wir eingebracht, und das kann – aus unserer Sicht: 
muss – im Januar entschieden werden.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Dr. Nina Scheer.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es sind jetzt viele Stichworte von Ihnen ge-
nannt worden, Herr Jung. Sie haben eine deutlich längere 
Redezeit als ich; deswegen kann ich nicht alle aufgreifen. 
Aber nur so viel: Sie hatten zuletzt mitgeteilt, dass Sie 
gerne etwas für die Windenergie tun möchten. Ich muss 
hier festhalten: Der von Ihrer Fraktion eingebrachte Ent-
wurf eines Gesetzes zum Windenergieausbau, der heute 
nicht auf der Tagesordnung steht, sondern ohne Ausspra-
che behandelt wurde, ist alles andere als der Entwurf 
eines Windenergiebeschleunigungsgesetzes; er ist viel-
mehr der Entwurf eines Windenergieverhinderungsgeset-
zes.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Gesetzentwurf geht auch weit über das hinaus, was 
zurzeit in NRW an Problematik durch die Entscheidung 
des OVG Münster identifiziert wurde, und ist ein Angriff 
auf die Vorrangregelung für erneuerbare Energien, die 
wir als Ampelkoalition geschaffen haben. Er reicht weit 
in baurechtliche Regelungen hinein. Eine Grundsatzent-
scheidung gegen Windenergie: das ist der Tenor Ihres 
Gesetzentwurfs, und das lehnen wir ab.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben zudem angesprochen, dass wir bezüglich der 
Formulierungen zu CCS zögerlich wären. Sie wissen 
ganz genau, dass weitgehend Konsens bezüglich dessen 
besteht, was Sie hier gerade in den Mittelpunkt Ihrer 
Rede gestellt haben: dass es unvermeidbare Restemissio-
nen bei Industrieanlagen, zum Beispiel für die Zement-
herstellung, gibt, und dass man für dieses Problem eine 
Lösung braucht.

Ihr Gesetzentwurf geht aber, was problematische As-
pekte angeht, darüber hinaus. Wir haben im parlamenta-
rischen Verfahren gleich zu Beginn adressiert, dass wir es 
nicht zulassen können, dass diese Abscheidetechnik mit 
dem Label „Klimaneutralität“ auch bei fossiler Energie-
gewinnung angewendet wird. Hier sehen wir tatsächlich 
Nachbesserungsbedarf. Es kann nicht sein, dass Sie der 
Öffentlichkeit verschweigen, dass Ihr Zugang zu dieser 
CCS-Technologie immer auch bedeutet, das Zeitalter der 
fossilen Energiegewinnung zu verlängern.
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(Andreas Jung [CDU/CSU]: Das ist ein Gesetz 
der Bundesregierung!)

Das ist offenbar das eigentliche Motiv Ihres Vorstoßes.
Deswegen muss ich hier auch zurückweisen, dass es 

zielführend sein könnte, in dieser Lesart an diese Techno-
logien heranzugehen. Denn dann würden wir in der Ener-
giegewinnung zurückgeworfen und nicht vorangebracht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Insofern kann hier nur mithilfe von Nachbesserungen an 
Gesetzen und Gesetzentwürfen gearbeitet werden. Das ist 
Ihnen auch bekannt. Das ist hier auch schon vielfach 
genannt worden.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Gesetzentwurf 
Robert Habeck!)

Wir beraten heute in zweiter und dritter Lesung den 
Gesetzentwurf zur Änderung des Energiewirtschafts-
gesetzes, was Auswirkungen auf die Gasspeicherumlage 
hat. Da besteht aus europarechtlicher Sicht – das ist schon 
erwähnt worden – tatsächlich ein Nachbesserungsbedarf, 
weil die Beibehaltung der jetzigen Rechtslage Schadens-
ersatzforderungen nach sich ziehen könnte. Deswegen 
müssen wir eine Änderung vornehmen.

Ich danke, dass wir, die Koalition, diese Einigung zu-
sammen mit Ihnen von der Union auf den letzten Metern 
dieser Legislaturperiode doch noch erzielen konnten. Ich 
bedauere sehr, dass die FDP-Fraktion die Handlungsnot-
wendigkeit nicht mehr erkennen wollte, obwohl wir da 
eigentlich auf einem gemeinsamen Weg gewesen waren. 
Aber wir haben jetzt mit der neuen Mehrheitskonstellati-
on, die sich bei dieser Fragestellung ergeben hat, die 
Mehrheit, um die notwendige Rechtsanpassung vorzu-
nehmen.

Heute werden in der Tat einige weitere Gesetzentwürfe 
von uns in erster Lesung beraten. Einer dieser Gesetz-
entwürfe behandelt die Flexibilisierung von Biogasanla-
gen und die Sicherung der Anschlussförderung. Wir ma-
chen das auch, um darauf zu reagieren, dass wir beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien in der Tat massiv er-
folgreich sind. Herr Jung, auch Sie haben ja konstatiert, 
dass wir da inzwischen große Erfolge zu verzeichnen 
haben – auch dank der Regelung, die wir in den letzten 
Jahren geschaffen haben. Es war den Vorgängerregierun-
gen leider nicht möglich, solche Erfolge zu erzielen. Das 
haben wir jetzt geschafft.

Diese Erfolge zeigen aber auch, dass wir handeln müs-
sen; denn wenn immer mehr erneuerbare Energien ins 
System kommen, dann kriegen wir auch immer mehr 
fluktuierende Energien ins System, dann muss man 
auch zu Flexibilität anreizen, und dann muss man auch 
zur Speicherung anreizen. Darauf muss reagiert werden. 
Deswegen haben wir hier einen Vorschlag geliefert. Wir 
wollen gerne bei der Bioenergie noch mehr in die Rich-
tung gehen, in der sie tatsächlich diesen Flexibilitäts-
anforderungen entspricht. Ich höre heraus, dass wir da 
eine Einigung hinbekommen können.

Zu guter Letzt haben wir auch noch – es ist erwähnt 
worden – zum Bundesbedarfsplangesetz eine Änderung 
vorgelegt. In diesem Sinne steigen wir in die Beratungen 
ein.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster das Wort für die FDP-Fraktion Konrad 

Stockmeier.

(Beifall bei der FDP)

Konrad Stockmeier (FDP):
Frau Präsidentin! Geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Aller unguten Dinge sind an 
diesem Morgen drei, und für ungute Dinge ist die FDP- 
Fraktion nicht zu haben, für vernünftige Energiepolitik 
allerdings sehr wohl.

Fangen wir mit der Gasspeicherumlage an. Was hier 
vorgelegt wird, ist schlicht und ergreifend eine Inländer-
diskriminierung, und für die sind wir nicht zu haben. Wer 
Infrastruktur nutzt, der soll die Kosten mittragen. Es ist 
aus Sicht der FDP-Fraktion schon ganz bemerkenswert, 
welche neue „Koalition“ – in Anführungszeichen – sich 
hier auftut: Union und SPD. Sie beschließen nun Maß-
nahmen, die die Strompreise in Deutschland wieder nach 
oben treiben werden. Dafür sind wir Freie Demokraten 
nicht zu haben.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Bengt 
Bergt [SPD])

– Von der Seite wird das Stichwort „Europa“ reingerufen. 
Da sind Sie bei mir genau an der richtigen Adresse, weil 
ich mich als einen dezidiert europäisch orientierten Ener-
giepolitiker auffasse. Dazu kann ich nur sagen: Wenn wir 
uns mal anhören, was von unseren Partnern in der EU an 
der deutschen Energiepolitik, an der Energiepolitik von 
Robert Habeck seit nunmehr drei Jahren kritisiert wird, 
merken wir, dass ganz andere Klopper aus dem Weg zu 
räumen sind als das, was heute hier vorliegt. Die regen 
sich über ganz andere Sachen auf.

Ja, ich muss es jetzt wieder aus der Schublade holen: 
Die europäischen Partner regen sich insbesondere darü-
ber auf, dass Deutschland die drei Kernkraftwerke, die 
man hätte weiterlaufen lassen können und die auf dem 
europäischen Strommarkt wesentlich mehr für eine ge-
wisse Stabilisierung gesorgt hätten, abgeschaltet hat.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Dr. Ing-
rid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben also europarechtlich noch ganz andere Bau-
stellen, um dort wieder Vertrauen zu schaffen.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Zweiter Punkt: Bioenergie. Das ist nun das Allerdolls-
te, dass die Grünen sich hierhinstellen und auf einmal der 
Bioenergie Perspektiven einräumen, eröffnen wollen, die 
sie über Monate hinweg, wo es nur ging, ausgebremst 
haben. Das ist an Unglaubwürdigkeit wirklich überhaupt 
nicht zu übertreffen.

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])
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Was Sie jetzt hier vorlegen, ist quasi eine unbrauchbare 
Rosinenpickerei aus dem Gesetzentwurf, die zu nichts zu 
gebrauchen ist. Alles, was in der Wachstumsinitiative 
verabredet war, wollen Sie nicht mehr machen. Deswe-
gen sind wir dafür auch nicht zu haben.

Reden Sie einfach mal mit der Bioenergiebranche! Die 
hält das, was hier vorgelegt wird, für völlig unbrauchbar. 
Mit dem, was hier vorgelegt wird, würde man wieder 
Wertschöpfung in diesem Bereich gefährden. Die An-
schlusslösungen für die Biogasanlagen, deren Betreiber 
Sie ab dem 1. Januar 2025 im Regen stehen lassen, lassen 
weiter auf sich warten. Das ist Kapitalvernichtung in 
Deutschland. Dafür sind wir nicht zu haben.

(Beifall bei der FDP)

Was haben Sie vor beim Abbau der Solarspitzen? Auch 
da ist nicht aufgegriffen worden, worauf man sich in der 
Wachstumsinitiative Anfang Juli mal geeinigt hat und 
was aus Sicht beispielsweise von Verteilnetzbetreibern 
dringend nötig gewesen wäre. Die Absenkung von Di-
rektvermarktungsschwellen, die Ausweitung der Steuer-
barkeit von Anlagen, all das ist rausgeflogen, mit der 
Folge, dass Sie das EEG-Konto weiter nicht in den Griff 
kriegen werden. Da kann ich für die Freien Demokraten 
nur wiederholen: Jawohl, die Erneuerbaren können auf 
den Markt kommen; die entsprechenden Projektbetreiber 
zeigen das. Also müssen wir viel entschiedener in die 
Richtung gehen als bei dem, was Sie hier vorlegen. Sie 
haben dafür ja sowieso keine Mehrheit. Insofern ist es 
eigentlich auch nur ein Schauspiel, was Sie hier zelebrie-
ren.

(Beifall bei der FDP)

Letzter, dritter unguter Punkt: Änderung des Bundes-
bedarfsplangesetzes. Da muss man einfach feststellen: 
Die Sache wird jetzt relativ delikat. Ja, selbstverständlich 
ist Netzausbau nötig, um unser Energieversorgungs- 
system in Zukunft zu stabilisieren. Aber Sie gehen hier 
einfach nach dem Motto vor: Zu groß gibt es nicht, zu 
schnell gibt es nicht, und zu teuer gibt es schon gar nicht.

Auch hier lohnt es sich mal wieder, mit denen zu spre-
chen, die tatsächlich Ahnung von der Materie haben, also 
beispielsweise mit den Übertragungsnetzbetreibern. Da 
ist interessanterweise Folgendes festzustellen: Der Be-
darf an den Projekten, die Sie ins Gesetz schreiben wol-
len, ist final überhaupt nicht geklärt. Also könnte eine 
unvoreingenommene Prüfung dieser Projekte ergeben, 
dass sie im nächsten Netzentwicklungsplan gar nicht vor-
gesehen sind. Aber nein, Sie wollen die hier ins Gesetz 
reindonnern, mit der Folge, dass man den Übertragungs-
netzbetreibern unter Umständen eine Arbeit aufhalst, die 
getan werden muss, die aber am Ende für die Energie-
versorgungssicherheit dieses Landes überhaupt niemand 
mehr braucht.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Ich fasse zusammen. Ohne die FDP in der Bundes-
regierung herrscht in der Energiepolitik eine konzeptio-
nelle Dunkelflaute, die beendet werden muss.

(Beifall bei der FDP – Lachen beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen werden wir am 23. Februar 2025 für eine 
Mehrheit sorgen, bei der energiepolitisch über diesem 
Land wieder die Sonne der Vernunft aufgeht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Karsten Hilse.

(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Und selbstverständlich: Werte Leugner des 
natürlichen Klimawandels! Was hier in diesem Parlament 
seit dem Zerfall der Ampel von den Kartellparteien 
durchgezogen wird, ist ein Skandal. Mit einer repräsen-
tativen Demokratie hat das nichts mehr zu tun, und es ist 
dieses Hohen Hauses in höchstem Maße unwürdig. Wie 
mit einer Kettensäge sägen Sie alle Anträge und Gesetz-
entwürfe der Opposition ab. In den Ausschüssen nehmen 
Sie die Anträge der Opposition von der Tagesordnung, 
und im Parlament verhindern Sie eine Abstimmung dazu. 
Mit „Opposition“ meine ich nicht die Union, die in wei-
ten Teilen der Bevölkerung als eine Ansammlung von 
Heuchlern und Lügenbaronen gesehen wird. Die Union 
ist der Hauptinitiator dieses Schmierentheaters.

In diesem Schmierentheater spielt es eine sehr große 
Rolle, ob es die AfD ist, die ihre vielfältigen Gesetzent-
würfe gestern dem Hohen Hause zur Annahme vor-
schlug, um zu versuchen, zu retten, was noch zu retten 
ist, oder ob der Rest der Ampelregierung seinerseits das 
vorläufige Finale ihres Vernichtungsfeldzuges durchzie-
hen möchte.

Heute geht es um Gesetze, mit denen Sie versuchen, 
die vielfältigen Probleme zu beseitigen, die Sie zuvor mit 
der größten Lüge der Neuzeit, der vom menschen-
gemachten Klimawandel, genauer: der von der men-
schengemachten Klimakatastrophe, herbeigeführt haben. 
Ob es nun das Dritte Gesetz zur Änderung des Energie-
wirtschaftsgesetzes, das Gesetz zur Änderung des Ener-
giewirtschaftsrechts, das Gesetz zur Änderung des Bun-
desbedarfsplangesetzes oder das Gesetz zur Änderung 
des EEG zur Flexibilisierung von Biogasanlagen ist – 
sie alle atmen denselben Geist, sie alle dienen demselben 
Zweck: Sie wollen damit die enormen Probleme beseiti-
gen, die Sie zuvor mit der sogenannten Energiewende, 
den instabilen Netzen aufgrund von Millionen Photovol-
taik- und Windindustrieanlagen, selbst geschaffen haben.

(Beifall bei der AfD)

Ob das nun die Berücksichtigung von Wasserstoffelek-
trolyseuren ist oder die verpflichtende Einführung von 
steuerbaren Zählern, um dadurch nebenbei auch noch 
den gläsernen Bürger zu bekommen, all diese Vorschrif-
ten sind nur eines: extrem teuer. Alles sind Dinge, die 
zuvor kein Mensch brauchte, der nur eine sichere Strom-
versorgung benötigte. Dinge, die noch vor 10 bis 15 Jah-
ren selbstverständlich waren, werden, um das Klima zu 
retten, abgeschafft.
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Wie weit haben Sie es gebracht! Selbst die schwe-
dische Energieministerin sagt:

„Schwedens Regierung unterstützt erneuerbare 
Energien, aber kein politischer Wille ist stark genug, 
um die Gesetze der Physik außer Kraft zu setzen – 
nicht einmal der von Herrn Habeck.“

Oder Professor Hans-Werner Sinn:

„Das Kernproblem ist der Extremismus in der Kli-
mapolitik.“

Die Grünkommunisten und alle, die sich mit ihnen ins 
parlamentarische Bettchen legen, sind Extremisten: Kli-
maextremisten. Sie zerstören teils aus Dummheit, teils 
aus Boshaftigkeit unsere wirtschaftlichen Grundlagen 
und damit Millionen von Existenzen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Bürger, nächste Woche ist Weihnachten. Sie 
werden wahrscheinlich gemeinsam im Kreise Ihrer Fami-
lie ein paar schöne Stunden verbringen. Sollten Sie aber 
bei der nächsten Wahl eine der Kriegstreiberparteien 
wählen, könnte es sein, dass das Ihr letztes gemeinsames 
Weihnachten war.

(Zurufe von der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP: 
Oah!)

Wenn die Kriegstreiber uns erst in einen Krieg getrieben 
haben, könnte es sein, dass Sie Ihr nächstes Weihnachten 
im Bunker verbringen,

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Schä-
men Sie sich!)

weinend um Ihre verlorenen Angehörigen, um Ihre Väter 
und Brüder, Söhne oder Töchter,

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ein Skandal! – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schämen Sie 
sich! – Zurufe von der SPD)

die zurückgekehrt sind von der Front im Zinksarg, mit 
zerfetzten Knochen und zerschossener Brust.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schäbig! – Weiterer Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Schwachsinn! – 
Zuruf von der SPD: Schämen Sie sich!)

Die Kriegstreiber werden auch im Bunker sitzen,
(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN])
aber bei Champagner und Kaviar.

(Zurufe von der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die müssen nämlich nicht in den Krieg ziehen!
(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Schämen Sie sich!)
Deren Kinder müssen nicht in den Krieg ziehen. Ihre 
Kinder aber müssen in den Krieg ziehen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Pfui! – Dr. Anton Hofreiter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Eine Schande ist 
das! – Weiterer Zuruf vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Das ist ein Skandal! – Zuruf 
von der SPD: Unverfrorenheit! – Weiterer Zu-
ruf von der SPD: Das ist empörend! Unglaub-
lich!)

Wer ein Leben in Frieden und Freiheit führen will,
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dazu haben Sie keinen Beitrag geleis-
tet!)

selbstbestimmt, muss am 23. Februar nächsten Jahres die 
AfD wählen.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich wünsche frohe, friedliche und gesegnete Weih-
nachten.

(Zurufe von der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der CDU/CSU und der FDP)

– Das muss man sich mal vorstellen, was hier im – –
(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ihre Zeit ist abgelaufen. Verlassen Sie bitte das Red-

nerpult!
(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist unerträglich! – Gegenruf 
des Abg. Karsten Hilse [AfD]: Unerträglich 
ist Ihre Kriegstreiberei!)

– So, jetzt fahren wir alle mal wieder ein bisschen runter. 
Es reicht jetzt! Hier sind keine Kriegstreiber im Raum.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Das will ich auch festhalten. Für diese Bemerkung rufe 
ich Sie zur Ordnung.

Jetzt rüsten wir alle mal wieder ein bisschen verbal ab
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unerträglich! Den Menschen Angst 
machen, und danach lachen! – Gegenruf des 
Abg. Dr. Götz Frömming [AfD] – Gegenruf 
des Abg. Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da! Schon wieder! Zynisch!)

und kommen zum eigentlichen Thema zurück, nämlich 
dem Energiewirtschaftsrecht.

Der nächste Redner hat jetzt das Wort, und zwar für die 
SPD-Fraktion Andreas Mehltretter.

(Beifall bei der SPD)

Andreas Mehltretter (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Ich versuche, 
Ihrem Auftrag Folge zu leisten. Es ist schon sehr gut, dass 
jetzt Weihnachten ist und wir ein paar Tage Ruhe haben 
vor solchen unverschämten Reden, vor solchem Unsinn 
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und Verleumdungen, wie Sie sie hier gerade vorgetragen 
haben, Herr Hilse.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Kommen wir zur Energiepolitik zurück. Die Bilanz 
2024 zeigt: Wir haben den Ausbau der erneuerbaren 
Energien enorm beschleunigt, und das ist ein großer Er-
folg. Der Siegeszug der Erneuerbaren verändert aber 
auch die grundlegende Struktur der Stromerzeugung. 
Das macht Änderungen am Stromsystem notwendig, da-
mit es mit den immer mehr zunehmenden Mengen an 
Wind- und vor allem Solarstrom gut zurechtkommt. 
Wer jetzt meint: „Oh, da müssen wir mal auf die Bremse 
treten bei diesen ganzen neuen Anlagen“, dem sei klar 
gesagt: Nein, wir haben noch bei Weitem nicht genug 
Photovoltaikanlagen. Ganz im Gegenteil: Wir müssen 
dieses hohe Ausbautempo bei Solaranlagen noch viele 
Jahre so halten, um unsere Ziele für ein klimaneutrales 
Stromsystem zu erreichen.

Aber auch andersherum ist klar: Nur Solar und kein 
Wind – die Strategie der bayerischen Staatsregierung – 
ist auch Unsinn. Wir brauchen beides. Und wir brauchen 
Stromnetze, die diese erneuerbaren Energien auch auf-
nehmen können. Da sind wir ein wenig hintendran. 
Aber auch unabhängig davon ist es sinnvoll, mit steigen-
dem Anteil von Erneuerbaren auch die Vorgaben so an-
zupassen, dass die Schwankungen im Stromnetz für alle 
Beteiligten handhabbar bleiben. Heute legen wir mit die-
sem Gesetzentwurf einige Maßnahmen dafür vor.

Was wollen wir auf den Weg bringen? Wir wollen die 
Spitzen in der Solarstromproduktion abfedern. In Zeiten 
mit viel Sonne und niedriger Nachfrage nach Strom ha-
ben wir immer wieder negative Preise an der Strombörse. 
Aber viele PV-Anlagen bekommen trotzdem weiter Geld, 
auch wenn ihr PV-Strom gar nicht gebraucht wird. Des-
wegen wollen wir für diese Zeiten bei neuen Anlagen ab 
7 Kilowatt die Vergütung auf null setzen. Und um auch 
das gleich klarzumachen: Das heißt absolut nicht, dass 
sich kleinere PV-Anlagen in Zukunft nicht mehr rentieren 
würden. Mit den neuen Regelungen kann das Geld dann 
zu einem späteren Zeitpunkt, wenn der PV-Strom wirk-
lich gebraucht wird, nachverdient werden. Aber das 
heißt, dass es jetzt auch finanziell sinnvoll wird, die 
PV-Anlagen mit einem klug gesteuerten Speicher zu 
kombinieren. Diesen Anreiz für Batteriespeicher brau-
chen wir, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen die Batteriespeicher voranbringen. Deswe-
gen schrauben wir mit diesem Gesetz auch an weiteren 
Regeln dafür. Wir brauchen endlich einen Push für intel-
ligente Batteriespeicher, damit der extrem günstige Solar-
strom vom Mittag in den Abend und in die Nacht mit-
genommen werden kann und dann eingespeist wird, 
wenn er gebraucht wird. Das können natürlich auch Bat-
terien in E-Autos leisten. Deswegen gibt es in dem Ge-
setzentwurf auch wichtige Regelungen, damit wir diese 
Speicherkapazitäten in Zukunft auch im Stromsystem 
nutzen können.

Meine Damen und Herren, was wir heute einbringen, 
ist nur eine stark abgespeckte Version der ursprünglich 
geplanten Neuregelung. Das ist auch sinnvoll, damit wir 
in der kurzen Zeit bis Ende Januar auch alle Vorschläge in 
der gebotenen Sorgfalt prüfen und diskutieren können. 
Ich würde mir aber wünschen, dass wir einen Punkt, der 
schon lange auf der To-do-Liste des Wirtschaftsministe-
riums stand, doch wieder mit aufnehmen: Ein großer 
Schritt zu einer Entlastung des Stromnetzes wäre es, 
wenn wir es schaffen, dass mehr Anlagen dort entstehen, 
wo der Strom auch verbraucht wird. Das Zauberwort 
dafür, dass wir das erreichen, heißt Energy Sharing. Ich 
hoffe sehr, dass wir das noch umgesetzt bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Uwe 
Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, lassen Sie uns das Gesetz noch vor den Wahlen 
beschließen. Die Neuregelungen für Speicher und zur 
Steuerbarkeit von Solaranlagen sind es auf jeden Fall 
wert; das gilt genauso für die weiteren Gesetzentwürfe 
zu den Stromnetzen und zur Bioenergie.

Ich wünsche Ihnen hier auf dieser Seite frohe Weih-
nachten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Artur Auernhammer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Bei manchen Kollegen von den Rändern des Ple-
nums ist der weihnachtliche Frieden noch nicht ein-
gekehrt. Aber versuchen wir, das für die nächsten Tage 
etwas zu gestalten.

Eine sehr große demokratische Mehrheit in diesem 
Hause und auch in unserem Land hat sich für die Energie-
wende entschieden. Wir wissen alle: Die Energiewende 
findet in erster Linie im ländlichen Raum statt. Wer sich 
so manche Gesetzentwürfe der Ampelregierung an-
geschaut hat, hat wieder mal gemerkt: Diese Ampelregie-
rung hatte keine Leidenschaft, kein Herz, keinen Respekt 
vor dem ländlichen Raum.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Zu dem Vorwurf, der gerade kam, dass in Bayern der 
Ausbau von Windenergieanlagen zu langsam vorangeht,

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Überhaupt nicht existent!)

sage ich ganz deutlich: Ich erlebe vor Ort den größten 
Widerstand gegen Bürgerwindkraftanlagen aus der grü-
nen ideologischen Ecke,

(Beifall bei der CDU/CSU)

die das verhindern wollen, weil irgendwelche Vögel 
durchs Land fliegen.
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Der Bereich der erneuerbaren Energien wird zu über 
50 Prozent von der Biomasse gedeckt. Wir haben in 
Deutschland fast 10 000 Biogasanlagen installiert. Die 
Betreiber dieser Biogasanlagen haben schon, bevor es 
ein Wärmeplanungsgesetz gab, über 4 000 Wärmenetze 
im ländlichen Raum installiert. Bevor dieses Gesetz der 
Ampel kam, bevor dieses Gesetz wieder Bürokratie, wie-
der Arbeitsaufwand für unsere Kommunen gebracht hat, 
haben die Menschen vor Ort bereits gehandelt, haben 
Nahwärmenetze installiert und versorgen 2,5 Millionen 
Haushalte auch mit erneuerbarer Wärme und nicht nur 
mit Strom.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind jetzt 

an einem entscheidenden Punkt. Wollen wir diese Erneu-
erbaren-Anlagen erhalten, und wollen wir sie in die Zu-
kunft führen?

(Zuruf der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])
Das, was bis jetzt vorliegt, ist kein Weg in die Zukunft für 
all die Erneuerbaren-Anlagen, die bereits installiert sind. 
Wir brauchen hier Nachbesserung. Wir brauchen hier 
eine Zukunftsperspektive, nicht nur für die Anlagen, son-
dern für den gesamten ländlichen Raum.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Kabinettsentwurf war wirklich fern jeder Realität. 

Ich bin dankbar, dass es vielleicht den einen oder anderen 
Vernünftigen in der Fraktion derer gibt, die noch in der 
Restampel tätig sind, die jetzt noch etwas nachverhandelt 
haben. Aber ich bitte inständig darum: Lassen Sie uns 
darüber diskutieren, wie wir den Weg in die Zukunft 
weitergehen. Mit diesem Vorschlag der Fraktionen kön-
nen wir nicht arbeiten. Wir brauchen hier bessere Lösun-
gen. Wir brauchen hier eine tragfähige Übergangslösung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir 

den Weg der erneuerbaren Energien konsequent weiter-
gehen wollen, geht das nur in Zusammenarbeit mit den 
Menschen vor Ort, mit den Menschen im ländlichen 
Raum. Vieles wurde geschaffen, auch in der Zeit unserer 
Regierungskoalitionen. Deshalb lassen Sie uns in die Zu-
kunft blicken. Wenn wir einen Politikwechsel in Deutsch-
land hinbekommen, ist das auch gut für die erneuerbaren 
Energien.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Ralph Lenkert.
(Beifall bei der Linken)

Ralph Lenkert (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Hier im Plenum 
wird nicht nur geredet, hier wird manchmal sogar zu-
gehört. Mehrfach hat Die Linke wie auch die Union ge-
fordert, Bioenergie besser zu nutzen. Jetzt legen SPD und 
Grüne wenigstens einen Entwurf vor. Vor zwei Wochen 

forderte ich Sie auf, den Entwurf der Union zur Änderung 
des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes zu verabschieden. 
Heute beschließen wir dazu die Anhörung später in einer 
Sondersitzung des Ausschusses. Wir können, wir müssen 
diese unverzichtbare Änderung des Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetzes Ende Januar verabschieden. Danke dafür!

(Beifall bei der Linken)
Liebe Bürgerinnen und Bürger, damit aus Gülle wei-

terhin Strom und Dünger wird und es nicht wieder von 
den Feldern stinkt, braucht es das neue Gesetz. Aber es 
muss den Weiterbetrieb und die Umrüstung von beste-
henden Biogasanlagen auch ermöglichen. Das würde be-
stehende Nahwärmenetze sichern und den Anlagen-
betreibern genügend Zeit und Unterstützung für die 
Umrüstung geben.

(Christian Görke [Die Linke]: Sehr wahr! – 
Dr. Gesine Lötzsch [Die Linke]: Genau!)

Das können Biogasanlagen. Sie können uns den Strom 
liefern, wenn die Sonne und der Wind nicht reichen, und 
sie bringen Geld für die Landwirte. Das will Die Linke.

(Beifall bei der Linken)
Das wollen wir alle. Bloß die AfD will das nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, verabschieden Sie 
die Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes nicht! Die 
fünf zusätzlichen Starkstromtrassen kosten über 20 Milli-
arden Euro und steigern die Stromkosten um weitere 
2 Cent je Kilowattstunde. Noch mehr Trassen lösen die 
Probleme mit extrem schwankenden Preisen und explo-
dierenden Netzkosten nicht.

Seit Jahren fordern Die Linke und die Europäische 
Union mehrere deutsche Stromgebotszonen. Das spart 
auch Trassenneubau.

(Beifall bei der Linken)
Unsere Nachbarn Schweden und Norwegen drohen, be-
stehende Stromleitungen zu kappen, wenn Deutschland 
die Gebotszone nicht teilt. Mein Wunsch an Sie: Hören 
Sie auf die Nachbarstaaten und die Fachleute der EU, 
wenn Sie schon nicht der Linken glauben!

Und im Übrigen: Energie ist Daseinsvorsorge wie Ge-
sundheit; die gehört in gesellschaftliche Hand und nicht 
in die Hände der Konzerne mit ihren Profitinteressen.

(Beifall bei der Linken)
Vielen Dank und frohe Weihnachten.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Markus Hümpfer.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Markus Hümpfer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Ich habe leider nur drei Mi-
nuten zur Verfügung, sonst würde ich ausführlicher auf 
das eine oder andere eingehen, was hier gesagt wurde, vor 
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allem aus der Richtung der AfD und von dem Kollegen 
der FDP. Die gesetzliche Regelung zur Gasspeicherumla-
ge, die wir heute beschließen, stellt beim besten Willen 
keine Inländerdiskriminierung dar, sehr geehrter Herr 
Stockmeier, sondern ist die Umsetzung europäischen 
Rechts. Und von Ihnen als europäischem Energiepoliti-
ker hätte ich eigentlich erwartet, dass Sie und auch die 
FDP-Bundestagsfraktion dieser Änderung zustimmen, 
um am Ende eine europarechtskonforme Energiepolitik 
umzusetzen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Ingrid 
Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Sie müs-
sen auch zuhören!)

Wir bringen heute daneben aber auch noch drei weitere 
Gesetze in den Deutschen Bundestag ein – das wurde 
schon mehrfach gesagt –, Gesetze, die dringend notwen-
dig sind, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten 
und die Bürgerinnen und Bürger und die Unternehmen 
mit günstigem Strom zu versorgen.

Mit der EnWG-Novelle werden wir Lastabwürfe ver-
meiden. Wir werden Regelungen bei den Netzanschluss-
verfahren einführen, weil das notwendig ist, um am Ende 
das gemeinsame Ziel, das wir in diesem Hohen Haus 
haben, zumindest die demokratische Mehrheit, zu errei-
chen: Das ist Klimaneutralität. Und für diese Klimaneu-
tralität braucht es diese Regelung. Deshalb werbe ich 
schon jetzt für die Zustimmung in der zweiten und dritten 
Lesung im Januar.

(Beifall bei der SPD)
Wir werden daneben auch das Bundesbedarfsplange-

setz ändern. Und dazu, Herr Lenkert, habe ich eine andere 
Einstellung als Sie, weil es schon notwendig ist, den 
Netzausbau voranzutreiben. Das ist notwendig, um Netz-
engpässe und damit entstehende Redispatch-Kosten zu 
verhindern, weil die Kosten am Ende auch wieder auf 
die Netzentgelte umgeschlagen werden und damit die 
Bürgerinnen und Bürger und die Unternehmen belasten. 
Das können, das dürfen wir nicht zulassen. Deshalb ist 
die Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes notwendig 
und auch dringend geboten.

Ich will schon zum Schluss kommen und Ihnen allen 
und Ihren Familien fröhliche Weihnachten und ein geseg-
netes Fest wünschen. Ich hoffe auf einen guten Be-
schluss, auf dass wir uns im nächsten Jahr an gleicher 
Stelle wiedersehen und dann in zweiter und dritter Le-
sung all die guten Gesetzentwürfe, die wir heute einbrin-
gen, gemeinsam mit der Union – und vielleicht ja auch 
mit der FDP, lieber Herr Stockmeier – beschließen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Energiewirtschaftsgesetzes. Der Ausschuss für Kli-
maschutz und Energie empfiehlt in seiner Beschlussemp-

fehlung auf Drucksache 20/14245, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf den Drucksachen 20/12784 
und 20/13167 anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und die CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist die Gruppe Die Linke, die FDP und 
die AfD-Fraktion. Die Gruppe BSW ist nicht anwesend. 
Wer enthält sich? – Niemand. Der Gesetzentwurf ist da-
mit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen 
und die CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind die Gruppe Die Linke, die FDP-Fraktion und 
die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Der 
Gesetzentwurf ist damit angenommen.

Ich komme zu den Zusatzpunkten 20 bis 22. Interfrak-
tionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe auf den 
Drucksachen 20/14235, 20/14242 und 20/14246 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. – Ich sehe keine anderen Vorschläge. Dann 
ist das so der Fall, dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 23 bis 25: 
ZP 23 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zehnten Gesetzes zur Änderung des Regio-
nalisierungsgesetzes 
Drucksachen 20/12773, 22/13168, 20/13328
Beschlussempfehlung und Bericht des Ver-
kehrsausschusses (15. Ausschuss)
Drucksache 20/14304

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 20/14307

ZP 24 Erste Beratung des von den Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des § 23 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
Drucksache 20/14237
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

ZP 25 Erste Beratung des von den Abgeordneten Carina 
Konrad, Valentin Abel, Renata Alt, weiteren Ab-
geordneten und der Fraktion der FDP eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der 
Freistellung von Bahnbetriebszwecken des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
Drucksache 20/14256
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.
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Ich eröffne die Aussprache, und zuerst hat das Wort für 
die SPD-Fraktion Detlef Müller.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Volker Wissing! Heute ist ein guter Tag 
für die Verkehrspolitik in diesem Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

– Danke. – Denn mit der Einigung zwischen SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, CDU/CSU zur zehnten Änderung des 
Regionalisierungsgesetzes haben wir für das kommende 
Jahr die Finanzierung des Deutschlandtickets sicher-
gestellt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich Danke sagen. 
Danke an alle Beteiligten aus Bund und Ländern, dass wir 
zu dieser Einigung gekommen sind; denn diese Einigung 
ist eine gute Nachricht für die mehr als 13 Millionen 
Kundinnen und Kunden, die das Deutschlandticket für 
ihre täglichen Wege nutzen, für den Weg zur Arbeit, für 
den Weg zur Kita, zum Studium und auch, wenn sie den 
öffentlichen Verkehr in ihrer Freizeit nutzen. Für diese 
Menschen ist das Deutschlandticket eine massive Entlas-
tung, und zwar tagtäglich.

Die heutige Einigung bringt aber auch den Verkehrs-
verbünden Sicherheit und Planbarkeit für ihre Ticketsys-
teme im kommenden Jahr. Gerade hier liegt ja ein zen-
traler Erfolg des Deutschlandtickets. Natürlich ist es für 
die Menschen ein spürbarer Mehrwert, wenn Bahn-, Bus- 
und Straßenbahnfahren einfacher und günstiger wird. 
Einsteigen und aussteigen, ohne auf Tarifstrukturen, -zo-
nen oder -waben achten zu müssen. Aber das Deutsch-
landticket war und ist vor allem ein Katalysator für die 
Modernisierung des ÖPNV, weg von der verkehrspoliti-
schen Kleinstaaterei, weg von Sonderregeln für jedweden 
Beförderungsfall und, ja, zum Teil auch weg von alther-
gebrachten Vertriebswegen hin zu digitalen Kanälen.

Ich kann mich noch gut an ein Gespräch mit dem 
Geschäftsführer eines großen sächsischen Verkehrsver-
bundes erinnern. Er sagte – Zitat –: Herr Müller, mit 
dem Deutschlandticket machen Sie uns alles kaputt. 
Wir haben eine große Tarifabteilung aufgebaut. Wir ha-
ben ein fein austariertes Tarifsystem entwickelt: „Fami-
lie, nach 9 Uhr, mit Hund und Fahrrad“ oder „vor 9 Uhr, 
mit Hund, aber dann ohne Fahrrad“. Das geht so alles 
nicht. – Er hat eine Pause gemacht und fuhr dann fort: 
Aber für die Kundinnen und Kunden ist das natürlich 
großartig. – Und er hatte recht. Diesen Weg müssen wir 
weitergehen. Das Deutschlandticket soll und muss das 
Grundticket sein. Viele andere kleinteilige Tarifangebote 
braucht es nicht mehr. Und ja, es muss auch die Frage 
erlaubt sein, ob wir uns im ÖPNV noch die alther-
gebrachten Strukturen mit über 100 Verkehrsverbünden 
erlauben wollen. Während es Berlin und Brandenburg 
mit einem Verbund hinkriegen, braucht Bayern allein 
über 20.

Meine Damen und Herren, ich verrate ja kein Geheim-
nis, wenn ich sage, dass ich mir im Gesetz auch noch 
mehr gewünscht hätte. Wir müssen das Deutschlandticket 
weiterentwickeln. Wir brauchen eine verlässliche, an den 
tatsächlich erbrachten Verkehrsleistungen orientierte Ver-
teilung der Mittel und Einnahmen, um zu vermeiden, dass 
wir alle paar Monate eine Preisdiskussion führen. Wir 
brauchen klare und allgemeine Mitnahmeregelungen für 
Familien. Wir brauchen eine klare, transparente und 
nachvollziehbare Preisgestaltung. Vor allem braucht es 
aber eine langfristige Verlässlichkeit des Angebots, 
ohne dass alle zwei Wochen ein Landesverkehrsminister 
das Ticket schlechtredet und ohne dass es ständig neu zur 
Disposition gestellt wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und diese Verlässlichkeit ist genauso wichtig für die 
Kundinnen und Kunden; denn sie müssen sich darauf 
verlassen können, dass das Ticket ein dauerhaftes An-
gebot ist, weil sie davon auch Entscheidungen abhängig 
machen: Zieht man aus der Stadt ins Umland? Braucht 
man ein zweites Auto? Oder wechselt man, vielleicht 
sogar dauerhaft, in den ÖPNV?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz allem, was in 
den letzten Tagen und Wochen über die Ampelregierung 
geschrieben wurde, bin ich mir bei einem sicher: Das 
Deutschlandticket wird auch in vielen Jahren noch als 
Erfolg dieser Regierung gelten.

(Wolfgang Wiehle [AfD]: Ihr habt ja sonst 
nichts!)

Und vielleicht war dieser Erfolg auch nur dadurch mög-
lich, weil er eben nicht im Koalitionsvertrag stand. Ich 
kann Ihnen versprechen, dass wir uns als SPD auch nach 
der Bundestagswahl weiter dafür einsetzen werden, dass 
dieses Angebot, dieses Ticket langfristig bestehen bleibt 
und weiter verbessert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Allen hier im Saal wünsche ich ein frohes, besinnliches 
und gesegnetes Weihnachtsfest.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Ulrich Lange.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, die zentrale Botschaft für heute zum Regio-
nalisierungsgesetz oder zum Deutschlandticket, wie im-
mer man es auch nennen mag, heißt: 2025 kann dieses 
Ticketangebot fortgesetzt werden, weil wir uns dazu be-
reit erklärt haben, etwas zu tun, was die alte Ampelbun-
desregierung seit Sommer nicht geschafft hat, nämlich 
Mittel in Höhe von 350 Millionen Euro aus den Jah-
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ren 2023 und 2024, die bereits bei den Ländern liegen, in 
2025 zu übertragen. Damit gibt es das Ticket im 
Jahr 2025, und danach gibt es den Spielraum für alles 
Weitere oder Neue. Und das, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, heißt Respekt vor dem Wähler, das heißt Respekt 
vor dem Wählerwillen und keine Vorfestlegung neuer 
Koalitionen oder Regierungen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Mast 
[SPD]: Sie sagen also nicht, was Sie wollen!)

Denn dieses Ticket – das haben wir von vornherein 
gesagt – hat ja eine Vielzahl echter Konstruktionsfehler. 
Und genau an diesen Konstruktionsfehlern ist es am Ende 
auch fast gescheitert. Es ist nämlich nicht solide finan-
ziert. Monatlich bzw. nahezu wöchentlich fanden Ver-
kehrsministerkonferenzen mit den Ländern dazu statt. 
Wir haben von vornherein gesagt, dass das nicht funk-
tioniert. Der Bund mischt sich in eine Länderaufgabe ein, 
gibt Dinge vor und will sich dann aus der Finanzierung 
davonschleichen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wollen sich aus der Finanzierung 
davonschleichen!)

Das ist der Konstruktionsfehler Nummer eins im System. 
Und wer systemische Fehler macht, darf nicht dann, 
wenn er selber daran scheitert, sagen: Jetzt, liebe Union, 
brauchen wir euch, um Konstruktionsfehler zu zementie-
ren. – Das werden wir nicht tun, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es nützt auch nichts, als Minister mit dem Ticket ein 

Selfie zu machen und sich zu freuen, wenn am Ende 
dieses Selfie so schnell verblasst wie der anfängliche 
Preis des Tickets von 9 Euro: 9 Euro – 49 Euro – 58 Euro:

(Katja Mast [SPD]: Das ist immer noch güns-
tiger als früher!)

Ich will kein Prophet sein; aber es ist völlig egal, wie 
diese Wahl ausgeht: Mit 58 Euro ist dieses Ticket nicht 
finanziert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Also erste Aufgabe ist es, den ersten Konstruktionsfehler 
anzugehen.

Der zweite wesentliche Konstruktionsfehler ist, dass 
man hiermit natürlich den ländlichen Raum benachteiligt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Dort gibt es die Verkehre nicht, und es wird auch in 
Zukunft nicht alle 10 Minuten oder 15 Minuten oder 
wenigstens jede halbe Stunde ein Zug fahren, weil es 
dort teilweise keine Zuganbindung gibt. Zudem entzieht 
man der Schieneninfrastruktur Gelder, die dringend für 
die Sanierung der Infrastruktur benötigt werden. Das 
heißt, erst Infrastruktur und dann Freifahrt, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. – Zweiter Systemfehler.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Das heißt, ein Deutschlandticket muss frei von Kon-
struktionsfehlern sein, damit man auch in Zukunft

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

bequem mit einem Ticket durch ganz Deutschland fahren 
kann.

(Katja Mast [SPD]: Was wollen Sie genau?)

Und ja, wer verantwortliche Verkehrspolitik macht, 
kümmert sich auch um den Autofahrer.

(Zurufe der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das Auto bleibt Verkehrsmittel Nummer eins, vor allem 
im ländlichen Raum.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Darüber kann auch ein Deutschlandticket nicht hinweg-
täuschen. Wir wollen nämlich die Gesellschaft nicht spal-
ten in eine urbane, die sich so etwas leisten und gönnen 
kann, und in eine, die weiterhin auf ihr Auto angewiesen 
ist.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was erzählen Sie eigentlich Ihren Wäh-
lerinnen und Wählern in den Städten?)

Das werden die Aufgaben einer neuen Koalition, einer 
neuen Regierung sein, dafür zu sorgen, dass man in 
Deutschland mit einem Ticket unterwegs sein kann, die-
ses aber solide finanziert ist und die Gesellschaft nicht 
gespalten wird in einen Teil, der es nutzen kann, und den 
anderen Teil, der nichts davon hat.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Keine Wahlfreiheit? – Zuruf von 
der SPD: Wie teuer darf es denn sein?)

Wir machen keine Klientelpolitik.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir machen Politik fürs ganze Land.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Isabel Cademartori Dujisin [SPD])

Dafür stehen wir. Das ist genau die Herausforderung bei 
diesem Ticket.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen, auch wenn Sie 
sich jetzt gerade aufregen, zunächst ein friedliches, ent-
spanntes Weihnachtsfest. Gesegnete Weihnachten, fröh-
liche Weihnachten und alles Gute für das Jahr 2025!

(Beifall bei der CDU/CSU – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Allgemeine 
Ernüchterung wegen der vielen CSU-Ver-
kehrsminister, die uns diesen Schaden hinter-
lassen haben!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Katharina Dröge.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 208. Sitzung. Berlin, Freitag, den 20. Dezember 2024                              26924 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ulrich Lange 



Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Gesetz über die Verlängerung des 
Deutschlandtickets ist das letzte Gesetz, das wir in die-
sem Jahr im Deutschen Bundestag beschließen werden. 
Ich finde, es ist ein schönes Symbol. Es ist ein schönes 
Symbol nach einem durchaus turbulenten politischen 
Jahr, dass wir ausgerechnet dieses Gesetz beschließen; 
denn das zeigt im besten Sinne, was Politik sein kann 
und sein sollte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Detlef Müller [Chemnitz] 
[SPD])

Mit dem Deutschlandticket hatten wir den Mut, ein-
fach mal etwas zu machen – trotz all der Bedenkenträger, 
die sagten: Das funktioniert nicht. Wir haben das doch 
immer schon anders gemacht. – Trotz all dieser Beden-
kenträger haben wir gehandelt: ein Ticket für ganz 
Deutschland; ein Ticket, das das Leben unkompliziert 
macht, weil niemand mehr wissen muss, was ein Ver-
kehrsverbund ist und warum es teurer wird, wenn man 
über eine Verwaltungsgrenze fährt;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

ein Ticket, das das Leben für die Menschen in diesem 
Land günstiger macht. Ich habe noch einmal nach-
geschaut. In meinem Heimatbundesland Nordrhein- 
Westfalen gab es Monatstickets, die mehr als 200 Euro 
gekostet haben.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Menschen in meinem Bundesland und in vielen anderen 
Bundesländern sparen bis zu 150 Euro im Monat auf dem 
Weg zur Arbeit. Das sind 1 800 Euro im Jahr. Das ist eine 
echte Entlastung, und das ist eine echte Botschaft für 
Gerechtigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Michael Donth [CDU/CSU])

In einer Zeit, in der die Preise immer weiter gestiegen 
sind, haben wir mit diesem Ticket das Leben für die 
Menschen günstiger gemacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen ist es so eine gute Botschaft, dass wir das 

Ticket verlängern. Deswegen ist es so schade, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen von der Union, dass so 
viel mehr mit Ihnen nicht möglich war, dass wir es nicht 
geschafft haben, eine dauerhafte Verlässlichkeit für die-
ses Ticket hinzubekommen.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Das haben Sie 
doch nicht geschafft! Warum haben Sie es 
nicht gemacht?)

Was soll denn dieser elende Streit am Ende jedes Jahres, 
ob das Ticket weitergeht oder nicht? Niemand braucht 
dieses Chaos; niemand braucht diesen politischen Streit.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Das haben Sie 
doch gemacht! – Zuruf des Abg. Dr. Rainer 
Kraft [AfD])

Was wir brauchen, ist Planungssicherheit.
(Michael Donth [CDU/CSU]: Frau Dröge, Sie 

haben es doch in der Hand!)
Dazu hatten wir Sie eingeladen, und das haben Sie ver-
weigert. Das ist wirklich bedauerlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Michael 
Donth [CDU/CSU]: Warum haben Sie es nicht 
gemacht?)

Und das Zweite: Hören Sie auf, die Menschen in den 
Städten, die oft wenig Einkommen haben und die dieses 
Ticket nutzen, gegen die Menschen im ländlichen Raum 
auszuspielen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU]: Sie spielen 
den ländlichen Raum die ganze Zeit gegen 
die Städte aus! – Henning Rehbaum [CDU/ 
CSU]: Sie spalten die Bevölkerung! – Zuruf 
des Abg. Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU])

Das ist wirklich falsche Politik.
Mit uns könnten Sie eine Mobilitätsgarantie für den 

ländlichen Raum beschließen; das ist unser Versprechen 
an die Menschen in diesem Land. Egal wo sie wohnen: 
Bus und Bahn sollen immer und zuverlässig kommen. 
Eine Mobilitätsgarantie für alle würde bezahlbares Leben 
in den Städten und gute Anbindung im ländlichen Raum 
verbinden, und dagegen versperren Sie sich doch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und dass wir es nicht geschafft haben, den Preis stabil 

zu halten, werfe ich Ihnen wirklich vor.
(Michael Donth [CDU/CSU]: Das haben Sie 
doch gemacht! – Martina Englhardt-Kopf 
[CDU/CSU]: Was sagen Sie denn zu den Auto-
fahrern?)

Der Preis dieses Tickets muss steigen, weil die Verkehrs-
minister der Länder das so entschieden haben. Wenn ich 
mir Ihr Wahlprogramm anschaue, dann sehe ich: Sie als 
Union sind bereit, 100 Milliarden Euro an Steuerentlas-
tungen zu beschließen, die insbesondere den reichsten 
10 Prozent in der Gesellschaft zugutekommen – 100 Mil-
liarden Euro!

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Dann lesen Sie es 
doch mal richtig! Das ist Unfug und wird durch 
Wiederholung nicht besser!)

Hier hätten Sie eine sozial gerechte Maßnahme be-
schließen können, die wenige Hundert Millionen Euro 
gekostet hätte. Das war es Ihnen nicht wert,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

und das zeigt: Sie machen im Kern Klientelpolitik für 
die reichsten Menschen in diesem Land, und die norma-
len Menschen mit ihren Sorgen im Alltag sind Ihnen 
schlichtweg egal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Das Ticket ist doch auch für 
die reichsten Leute im Land! Menschenskin-
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der! – Martina Englhardt-Kopf [CDU/CSU]: 
Kann doch nicht sein!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Valentin Abel.

(Beifall bei der FDP)

Valentin Abel (FDP):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Dass wir jetzt hier überhaupt über das 
Deutschlandticket reden, hätten, glaube ich, die wenigs-
ten von uns vor drei oder vier Jahren gedacht. Dass es in 
dieser Form kam, war sicherlich eine Überraschung; es 
war aber auch eine Revolution im ÖPNV – eine Revolu-
tion deshalb, weil es das erste Mal möglich war, sich nicht 
nur günstig, sondern vor allem einfach durch die kom-
plette Republik zu bewegen.

Der Erfolg gibt dem Ticket recht: 13 Millionen Abon-
nentinnen und Abonnenten, eine Reduktion des CO2- 
Ausstoßes im Verkehrsbereich um 4,7 Prozent. Das alles 
zeigt: Das Deutschlandticket kann was. Es ist erhaltens-
wert, und deswegen stimmen wir auch zu – allein schon 
deswegen, damit wir wichtige Reformen, die durch das 
Deutschlandticket angestoßen wurden, jetzt nicht auf hal-
bem Weg abwürgen.

Ich sage aber auch ganz bewusst dazu: Was wir heute 
auf dem Tisch liegen haben, ist ein Minimalkompromiss – 
ein Minimalkompromiss, den wir schon deutlich früher 
hätten haben können, wenn nicht die Verhandlungen zum 
Deutschlandticket immer weiter durch Sonderwünsche 
aufgebläht worden wären, insbesondere durch Sonder-
wünsche, die aktuell nicht einmal in der Regelungskom-
petenz des Bundes liegen.

(Beifall bei der FDP)

Das hat Verunsicherung geschaffen. Das hat Verunsi-
cherung geschaffen bei Kundinnen und Kunden, die nicht 
wussten, ob es mit dem Deutschlandticket weitergeht. 
Das hat Verunsicherung geschaffen bei den Aufgaben-
trägern, die sich nicht sicher waren, ob das Deutschland-
ticket auskömmlich finanziert ist oder ob sie auf den 
Kosten sitzen bleiben. Und das hat Verunsicherung ge-
schaffen bei Unternehmen, die deswegen aktuell noch 
kein Jobticket angeboten haben.

Wir als FDP standen von Anfang an dazu und tun das 
auch weiterhin. Man muss die Erfahrungen aus 2023 und 
2024 auswerten, das Jahr 2025 nutzen und dann ein ganz 
klares Konzept für die Zeit nach 2026 auf den Tisch 
legen. Leider gab es in der Koalition zu viel Blockade. 
Da wird eine neue Bundesregierung die Aufgabe haben, 
mit diesen Erfahrungen etwas zu schaffen.

Nichtsdestotrotz: Was wir heute vorgelegt haben, ist, 
wie gesagt, ein Minimalkompromiss, aber einer, der seit 
der Kabinettsfassung tatsächlich schlechter geworden ist. 
Die Streichung der Klarstellung bei der Mittelverwen-
dung ist meines Erachtens ein unsauberer Kompromiss, 
den die Restkoalition hier geschlossen hat. Er lädt ein, 
Mittel zweckzuentfremden. Es ist so: Der Kabinettsent-
wurf, damals auch abgestimmt zwischen dem BMF und 

dem BMDV, war besser. Dass die Union dem Antrag, die 
Klarstellung rauszustreichen, hier zustimmt, finde ich 
bemerkenswert. Transparenz in der Mittelverwendung 
geht anders; darauf sollten wir pochen.

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube, dass genau diese Transparenz in der Mittel-
verwendung extrem notwendig wäre; denn die Transfor-
mation im öffentlichen Personennahverkehr ist teuer. Wir 
reden hier nicht nur über das Deutschlandticket und die 
Subventionierung von Angeboten; wir müssen vor allem 
über das Angebot an sich reden. Wir müssen darüber 
reden, dass wir nicht nur eine Mobilitätsgarantie ausrufen 
können, wie das zum Beispiel die baden-württembergi-
sche Landesregierung gemacht hat; wir müssen dafür 
sorgen, dass wir wirklich eine Mobilitätsgarantie haben.

Deswegen lade ich Sie an dieser Stelle ein, das 
Deutschlandticket mal weiterzudenken: Wie könnte es 
denn nicht nur im Januar oder im Februar aussehen, son-
dern wie könnte ein Deutschlandticket im Jahr 2026, 
2027 oder 2028 aussehen?

Ich bin überzeugt: Das Deutschlandticket kann mehr. 
Ich könnte mir ein atmendes Modell vorstellen, ohne 
Abo, mit einem Preisdeckel. Ich könnte mir vorstellen, 
die Vorteile der Digitalisierung endlich auszunutzen, 
nicht nur ein digitales Ticket zu haben, sondern mit einem 
Check-in-Check-out-Verfahren auch dafür zu sorgen, 
dass ich eine trennscharfe Abrechnung habe; dafür zu 
sorgen, dass jeder Verkehrsbetrieb für das bezahlt wird, 
was er an Leistung erbringt; dafür zu sorgen, dass wir 
eine einfache und faire Mittelaufteilung hinkriegen. Das 
gibt es weltweit schon, allerdings noch nicht auf einem 
nationalen Level. Lassen Sie uns hier in einer besseren 
ÖPNV-Finanzierung Pionier sein!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Die Vision darf hier aber nicht enden. Wir müssen auch 
darüber reden, dass wir die Digitalisierung nutzen, um 
andere Services zu integrieren. Ich denke an Sharing- 
Angebote, die gerade bei der letzten Meile dafür sorgen 
können, dass ich abends, wenn ich irgendwo in meinem 
Wahlkreis im ländlichen Raum mit dem Zug ankomme 
und kein Bus mehr fährt, vielleicht ein Leihfahrrad neh-
men kann.

Wir brauchen echte Strukturreformen im ÖPNV. Da 
sind die Länder in der Pflicht. Aber ich sage auch dazu: 
Da ist auch das Bundesverkehrsministerium in der 
Pflicht. Wir müssen Brücken bauen, die Länder in die 
Verantwortung nehmen und übrigens auch andere Res-
sorts: Wenn wir über Sozialtickets reden, müssen wir 
uns mal darüber unterhalten, dass das BMDV das nicht 
alleine erbringen sollte.

Wir brauchen ein kohärentes Gesamtkonzept, ein 
ÖPNV-Konzept, eine Wiederbelebung des Ausbau- und 
Modernisierungspakts, und dafür braucht es einen Minis-
ter, der Brücken baut – innerhalb der Regierung, aber 
auch mit den Ländern. Das hat in der Vergangenheit ge- 
fehlt.
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Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und wün-
sche Ihnen frohe Weihnachten. Und auch noch mal ein 
ganz großes Dankeschön an alle, an mein Team und an 
die Kolleginnen und Kollegen in den anderen Fraktionen 
für die Erarbeitung dieses Tickets.

Danke schön.
(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Wolfgang Wiehle.
(Beifall bei der AfD)

Wolfgang Wiehle (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Dauerbrenner Deutschlandticket: Wieder 
mal beschäftigen wir uns im Bundestag mit den Steuer-
milliarden aus dem Regionalisierungsgesetz, die von 
den Billigfahrpreisen verschlungen werden. Wenn das 
Deutschlandticket einen ehrlichen Preis hätte, dann 
gäbe es das Problem nicht.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da klatscht ja noch nicht mal die AfD!)

Unser zweites Thema, das Allgemeine Eisenbahnge- 
setz, könnte uns eine Lehre sein. Da haben Sie in der 
Ampel im ideologischen Überschwang den Umgang 
mit Bahngrundstücken kaputtgeplant und, etwas ver- 
einfacht, gesagt: einmal Bahngrundstück, immer Bahn-
grundstück. – Plötzlich stehen große Wohnbauprojekte in 
den Städten vor dem Aus, und nun rudern die Ampelreste 
zurück.

Mit dem Deutschlandticket ist es ähnlich.
(Detlef Müller [Chemnitz] [SPD]: Nee!)

Mit der sowieso schon überlasteten Bahn wollten Sie von 
der Ampel Verkehrswende spielen.

(Katja Mast [SPD]: Es gibt ja auch noch Busse 
und Straßenbahnen!)

Der deutschlandweit einfache Tarif ist ja wirklich eine 
gute Idee; aber der Billigpreis war es eben nicht.

(Beifall bei der AfD)
Ich mache das mit einem Vergleich mal deutlich. Stel-

len wir uns vor, Bund und Länder legen fest, dass ein 
Brötchen nur noch 10 Cent kosten soll – oder wie auch 
immer es in den Gegenden unseres schönen Landes heißt; 
ich als Bayer bleibe bei meiner Semmel. Bund und Län-
der sagen den Bäckern also, dass sie die Semmeln für 
10 Cent verkaufen sollen, und geben ihnen Geld dafür. 
Mehr Leute kaufen Semmeln, und das ist auch so gewollt.

Jetzt bräuchte man also mehr Geld für die billigen 
Semmeln; aber das ist nicht da. Also müssen die Bäcker 
beim Mehl sparen, und die Qualität sinkt. Zu manchen 
Zeiten gibt es auch gar keine Semmeln mehr,

(Valentin Abel [FDP]: Nicht alles, was hinkt, 
ist ein Vergleich! – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Vergleich hinkt 

aber hinten und vorne! – Kordula Schulz- 
Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was 
haben Sie heute Morgen getrunken? – Gegen-
ruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

zum Beispiel wenn dem Bäcker seine Infrastruktur ka-
puttgeht, also der Ofen, und er kein Geld mehr für die 
Reparatur hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr gut in ein-
facher Sprache erklärt! Das müssten auch die 
Grünen verstehen!)

Und genauso, meine Damen und Herren, ist es mit dem 
Deutschlandticket: 3 Milliarden Euro Steuergeld von 
Bund und Ländern pro Jahr reichen nicht, egal ob man 
nun 49 Euro oder 58 Euro verlangt.

(Beifall bei der AfD – Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wovon reden 
Sie da?)

Manche Städte und Länder fangen an, die Fahrpläne aus-
zudünnen.

(Detlef Müller [Chemnitz] [SPD]: Aber nicht 
wegen dem Ticket! Das hat doch ganz andere 
Gründe! – Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ihre Rede verträgt ein bisschen 
mehr Hefe!)

Beim Bund reicht das Geld für die Infrastruktur nicht 
mehr. Wir wissen es: Nahverkehr braucht immer Zu-
schüsse, ja. Aber wenn man es übertreibt, dann geht der 
Schuss nach hinten los. Das kann doch alles nicht wahr 
sein!

(Beifall bei der AfD)
Wenn die AfD endlich mitbestimmt, bekommt das 

Deutschlandticket einen ehrlichen Preis, der seinem 
Wert entspricht.

(Detlef Müller [Chemnitz] [SPD]: Es wird ab-
geschafft!)

Ein deutschlandweit einheitlicher Tarif ist ja ein gutes 
Angebot. Den Preis festlegen müssen die Länder. Für 
Schüler, Studenten, Rentner und andere, die sehr wenig 
Geld haben, wollen wir von der AfD dann einen Sozial-
tarif. Jeder, der es braucht, wird sich das Deutschland-
ticket leisten können.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na, dann hat es ja nicht mehr seinen 
Preis, wie Sie gerade eben gefordert haben! – 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es passt wirklich hinten und vorne gar 
nichts in dieser Rede zusammen!)

Dann ist mehr Geld übrig für eine bessere Bahn und neue 
Strecken. Die Fahrpläne werden nicht mehr ausgedünnt, 
sondern Städte und Landkreise können sich auch mal eine 
neue Buslinie leisten.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das können sie jetzt auch!)

Und die, die gar keinen Bahnanschluss haben, müssen 
mit ihren Steuern weniger für die billigen Tickets von 
anderen bezahlen.
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Natürlich freuen sich viele über die Nahverkehrs-Flat-
rate von 49 oder 58 Euro im Monat. Ich sage aber voraus: 
Diese Freude wird nicht lange währen, weil das Geld 
nicht da ist.

(Beifall bei der AfD)

Mit dem AfD-Plan aber hat das Deutschlandticket eine 
gute Zukunft.

Wir werden heute nicht gegen das Ticket stimmen. Die 
Finanzierung, die die Restregierung im Hinterzimmer mit 
der Union ausgekungelt hat, verdient aber auch keine 
Zustimmung. Mehr als eine Enthaltung bekommen Sie, 
meine Damen und Herren, von uns heute nicht.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Auch darauf können 
wir verzichten!)

Ein Nachsatz sei noch gestattet: Ich wünsche Ihnen 
allen – über alle Debatten hinweg – frohe Weihnachten 
und unserem deutschen Vaterland und seinen Bürgern ein 
gutes neues Jahr 2025!

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Isabel 

Cademartori.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Isabel Cademartori Dujisin (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Heute ist ein 
guter Tag – ein guter Tag für alle Pendlerinnen und Pend-
ler, ein guter Tag für alle, die am Wochenende die Familie 
besuchen wollen, ein guter Tag für alle, die nicht immer 
mit dem Auto fahren wollen oder können. Denn das 
Deutschlandticket wird auch im kommenden Jahr zu ei-
nem bezahlbaren Preis angeboten werden. Das haben wir 
sichergestellt.

(Beifall bei der SPD)

Als SPD standen wir von Anfang an hinter diesem 
Ticket. Es war eine gute Idee, es ist eine gute Idee, und 
es bleibt eine gute Idee. Über 13 Millionen Menschen 
sind mit dem Ticket in ganz Deutschland mobil. Noch 
nie war es einfacher, mit dem ÖPNV unterwegs zu sein. 
Für uns Sozialdemokraten hat daher der heutige Be-
schluss zur Verlängerung des Deutschlandtickets und 
zur Stabilisierung des Preises höchste Priorität. Ich bin 
froh, dass es uns gelungen ist, hier zusammenzukommen, 
um dieses Gesetz heute hier zu verabschieden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Ticket kommt direkt bei den Bürgerinnen und 
Bürgern an und ermöglicht die Nutzung eines kosten-
günstigen ÖPNV. Viele Menschen zahlen heute weniger 
als die Hälfte dessen, was sie vorher fürs Bus- und Bahn-
fahren zahlen mussten.

Wir haben Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der Union, einen Vorschlag zur Entfristung des Deutsch-
landtickets gemacht, zu einem fairen Preis. Sie wollten 
aber nicht. Sie haben sich einer verlässlichen Regelung 
für die Bürgerinnen und Bürger über 2025 hinaus ver-
weigert. Dabei wäre das so wichtig gewesen.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Das wäre doch 
Ihre Aufgabe als Regierung gewesen!)

Ich habe in meinem Wahlkreis Mannheim ein Projekt 
gestartet, in dem ich mit Schülerinnen und Schülern über 
verschiedene politische Themen diskutiere. Kürzlich war 
ich in der Integrierten Gesamtschule Mannheim-Her-
zogenried, um mit den Klassen 10 a und 10 b über die 
Finanzierung des ÖPNV zu diskutieren. Ich würde Ihnen 
gerne auch mal die Vorschläge der Schülerinnen und 
Schüler zuleiten. Die haben zum Beispiel einen Solidar-
beitrag für ein noch günstigeres Bürgerticket vorgeschla-
gen; sie haben ein arbeitgeberfinanziertes Modell, wie 
wir es aus Frankreich kennen, vorgeschlagen; und sie 
haben auch eine Umfrage in der Schule durchgeführt, 
bei der die allermeisten Schüler klar gesagt haben, sie 
wünschen sich weiterhin ein Deutschlandticket, nur 
dürfte es auch noch günstiger sein.

Ich möchte das erwähnen, weil ja immer gerne auf 
junge Menschen verwiesen wird, wenn es um die Staats-
finanzen geht. Aber aus meinem Austausch mit jungen 
Menschen weiß ich, dass ihnen ein gut ausgebauter und 
bezahlbarer ÖPNV enorm wichtig ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Leider versperrt die Union jedoch den Weg in die Zu-
kunft des ÖPNV. Die Aussagen der Union zum Deutsch-
landticket sind an Unklarheit nicht zu überbieten, und 
auch heute bin ich nicht schlauer geworden. Was wollen 
Sie denn beim Deutschlandticket?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

CSU-Chef Söder hat den Länderanteil am Deutschland-
ticket wiederholt infrage gestellt. Er hat gesagt – ich 
zitiere –: Wenn der Bund das Ticket nicht vollständig 
bezahlt, „dann muss es fallen – ganz einfach“. Friedrich 
Merz hingegen betont, er sehe bei der Finanzierung des 
Tickets – ich zitiere – „keine alleinige Verpflichtung des 
Bundes“.

Also, zusammengefasst: Die CSU findet, die Länder 
sollten das Ticket nicht bezahlen. Die CDU findet, der 
Bund sollte das Ticket nicht bezahlen. Aus dieser Gemen-
gelage wird nur eins klar: Einer wird definitiv mehr be-
zahlen, und das ist der Bürger,

(Michael Donth [CDU/CSU]: Der nutzt es 
doch!)

der dieses Ticket nutzen möchte.
(Martina Englhardt-Kopf [CDU/CSU]: Es soll 

doch kostendeckend sein!)
Das würde auch bedeuten, dass das Ticket in Zukunft 

deutlich teurer wird,
(Michael Donth [CDU/CSU]: 20 Euro!)
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wahrscheinlich weit über 100 Euro.
(Michael Donth [CDU/CSU]: Nein, 20! 20! 

Nachrechnen, bitte!)
Das sollten Sie aber auch mal ehrlich aussprechen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Michael 
Donth [CDU/CSU]: 20 Euro!)

falls Sie das Ticket überhaupt erhalten wollen. In Ihrem 
Programm findet sich zum Deutschlandticket keinerlei 
Aussage. Herr Lange, Sie haben gesagt: aus Respekt 
vor den Wählern. Ich würde erwarten, dass Sie hier und 
heute eine klare Aussage dazu treffen: Wollen Sie das 
Deutschlandticket erhalten? Wollen Sie es zu einem be-
zahlbaren Preis erhalten? Und wird die öffentliche Hand, 
also Bund und Länder, weiterhin dieses Ticket kofinan-
zieren? So viel Klarheit schulden Sie den Bürgerinnen 
und Bürgern dieses Landes, die auf dieses Ticket ange-
wiesen sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das hat der Herr 
Lange hier gesagt! Sie müssten nur zuhören! – 
Gegenruf des Abg. Ulrich Lange [CDU/CSU]: 
Und intellektuell mitkommen! – Henning 
Rehbaum [CDU/CSU]: Die SPD hat’s ver-
geigt!)

Es muss den Bürgerinnen und Bürgern klar sein, dass 
es mit einer unionsgeführten Bundesregierung keine Si-
cherheit für das Deutschlandticket geben wird, insbeson-
dere dann, wenn – Gott bewahre! – Sie auch noch das 
Verkehrsministerium übernehmen sollten.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das wäre gut für 
Deutschland!)

Wir hingegen schaffen Sicherheit für 13 Millionen 
Nutzerinnen und Nutzer

(Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU]: Das schaffen 
Sie doch seit drei Jahren nicht, Sicherheit zu 
schaffen in dem Bereich!)

und viele weitere, die auf dieses Ticket umsteigen wollen, 
auch für zahlreiche Unternehmen, die eine langfristige 
Perspektive vermissen, ein Jobticket anzubieten. Sicher-
heit und Verlässlichkeit, das gibt es mit der SPD – für ein 
dauerhaftes und günstiges Deutschlandticket.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Michael Donth.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Donth (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eigentlich wollte ich erst zum AEG sprechen, 
aber, Frau Dröge, Sie haben es herausgefordert, und ich 
muss Sie korrigieren: Sie haben das 49-Euro-Ticket nicht 

günstiger gemacht, es wurde nur von anderen bezahlt. 
Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und dann halten Sie uns als Union auch noch vor, dass es 
erst jetzt Sicherheit für 2025 gibt.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt meckern Sie doch nicht dran rum! 
13 Millionen Menschen finden das sehr gut! 
Und auch alle Ihre Verkehrsminister in den 
Ländern! Die wollen das Ticket!)

Sie haben es doch über ein Jahr lang nicht geschafft, 
einen einstimmigen Beschluss der Ministerpräsidenten 
und des Bundeskanzlers aus dem November 2023, also 
von vor über einem Jahr, umzusetzen. Dank der Union 
wird das jetzt doch noch möglich; denn es wurde ein 
guter Kompromiss gefunden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

So viel noch zum Deutschlandticket.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Man kann es auch nicht schlechtreden! 
Es ist halt gut!)

Jetzt zu einem anderen Thema, bei dem sich SPD, 
Grüne und FDP ebenfalls nicht mit Ruhm bekleckert 
haben, nämlich der Neuregelung des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes von vor einem Jahr. § 23 wurde damals 
quasi über Nacht in das Gesetzgebungsverfahren zum 
Genehmigungsbeschleunigungsgesetz – ich muss es lei-
der so deutlich sagen – hineingepfuscht. Und das wollen 
Sie sowohl von SPD und Grünen als auch von der FDP 
nun mit Ihren Anträgen wieder reparieren. Endlich!

(Abg. Isabel Cademartori Dujisin [SPD] mel-
det sich zu einer Zwischenfrage)

Durch diese folgenschwere Änderung des Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes zur Entwidmung von nicht mehr 
benötigten Bahnflächen wurde die Umnutzung dieser 
Flächen für Wohnungsbau, für andere Verkehrsbedürf-
nisse oder auch für Gewerbe unmöglich. Denn die zu-
ständige Behörde – –

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Donth, gestatten Sie eine Zwischenfrage oder 

Zwischenbemerkung von Frau Cademartori?

Michael Donth (CDU/CSU):
Sie hat zwar schon geredet, aber bitte.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihre Rede wirft eben Fragen auf! – Hei-
terkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Isabel Cademartori Dujisin (SPD):
Vielen Dank, Kollege Donth, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Weil Sie jetzt der letzte Redner der 
Union sind und Sie auch nicht mehr zum Deutschland-
ticket sprechen wollen, finde ich es wichtig, Sie dazu 
noch mal etwas zu fragen.
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Es gibt 13 Millionen Nutzerinnen und Nutzer des 
Deutschlandtickets, und die sollten ja möglichst Klarheit 
darüber haben, wenn sie ihr Kreuz bei der Union setzen, 
wie es mit dem Ticket weitergeht. Können Sie eine klare 
Aussage darüber treffen, ob die Union das Deutschland-
ticket zu einem angemessenen Preis, zu dem das Ticket 
heute schon angeboten wird, bzw. zu einem vergleich-
baren Preis erhalten möchte? Damit verbunden natürlich 
auch die Frage: Wird die öffentliche Hand, also Bund und 
Länder, sich an der Finanzierung beteiligen?

Michael Donth (CDU/CSU):
Frau Cademartori, wenn die Bürgerinnen und Bürger 

am 23. Februar die Union unterstützen und bei ihr das 
Kreuz setzen – ob bei der CDU oder bei der CSU –, 
können die Bürgerinnen und Bürger sicher sein, dass 
die Union, wie sie es schon in den vergangenen Jahren 
getan hat, auch weiterhin zur Ausweitung der Mittel, die 
die Länder bekommen, stehen wird: um den Nahverkehr 
zu finanzieren, damit der ÖPNV in unserem Land aus-
gebaut wird, damit der ÖPNV in unserem Land besser 
wird – sei es auf der Schiene, sei es mit Bussen und 
anderen Fahrzeugen.

(Katja Mast [SPD]: Das ist keine Antwort auf 
die Frage!)

Sie können auch sicher sein, dass die Union mit den 
Ländern im Gespräch sein wird. Es geht auch um Zustän-
digkeiten; denn der Bund – das wissen Sie ja auch, Frau 
Verlinden – ist nicht für Tarife im ÖPNV zuständig. Mit 
dem Wissen, dass es ein komplexes Geflecht ist, wird die 
Union auch weiterhin mit den Ländern im Gespräch sein.

(Katja Mast [SPD]: Da lachen Sie ja selber 
drüber!)

Aber es wird mit der Union keine Subventionierung von 
Tarifen mit Steuergeldern in dieser Form geben.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nur für Diesel!)

Es wird weiterhin eine Unterstützung des ÖPNV geben; 
wir sehen aber eine andere Priorität.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also keine Antwort auf die Frage!)

Wir haben beispielsweise beim 365-Euro-Ticket in Wien 
gesehen, dass die Tariffrage, die Sie ganz nach vorne 
gezogen haben, erst am Ende steht.

(Detlef Müller [Chemnitz] [SPD]: Also nein!)
Unsere Priorität ist, dass vorher das Angebot ausgebaut 
werden muss, und dafür kämpfen wir.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Mast 
[SPD]: Nein! Kein Ticket von der Union!)

Zurück zum verpfuschten AEG. Die zuständige Behör-
de, die ja dem Ministerium untersteht, legt Ihre Regelung 
nämlich streng aus. In der Praxis heißt das, dass aktuell 
keine Flächen, die nicht mehr benötigt werden, entwid-
met und für andere Zwecke genutzt werden können. 
Schuld ist das sogenannte überragende öffentliche Inte-
resse, das Sie pauschal und generell dem Bahnzweck 
zumessen. Über 150 Projekte in ganz Deutschland sind 
davon betroffen und wurden gestoppt. Es kommt zu Pla-

nungsverzögerungen. Selbst wenn es sich nur um eine 
ganz kleine Fläche handelt, um ein Grundstück, wo so 
was von deutlich ist, dass es niemals dem Schienenver-
kehr dienen wird, beispielsweise weil es als Insel inmit-
ten von anderen Flächen liegt und gar keinen Anschluss 
mehr hat und eine anderweitige Nutzung nicht mehr mög-
lich ist, weil die Fläche eben irgendwann einmal für 
Bahnzwecke gewidmet worden war.

Das kann man auch ganz konkret benennen. In Stutt-
gart hatte die Stadt schon 2002 für fast 1 Milliarde D- 
Mark das Gleisvorfeld des Stuttgarter Hauptbahnhofs ge-
kauft. Nach der Inbetriebnahme des neuen unterirdischen 
Bahnhofs sollen auf dieser nicht mehr für die Bahn nutz-
baren oberirdischen Fläche mitten im Stadtzentrum 5 700 
Wohnungen entstehen. Das geht jetzt nicht mehr. Oder 
schauen wir nach Nürtingen, in die Nachbarschaft des 
Kollegen Gastel. Dort plant die Stadt seit Jahren ein nach-
haltiges Stadtviertel, die östliche Bahnstadt. Auf der dor-
tigen Bahnfläche war seit dem Zweiten Weltkrieg kein 
Zug mehr zu sehen. Auch hier verweigert das EBA mit 
Verweis auf § 23 AEG die Zustimmung: Der Bau von 
200 Wohnungen ist in Gefahr.

In Münster wollte der Arbeiter-Samariter-Bund einen 
sogenannten ABS-Campus mit Katastrophenschutzzen-
trum und Rettungswache schaffen – auch hier: Stillstand. 
In Berlin sind insgesamt neun Projekte betroffen, die rund 
5 800 dringend benötigte Wohnungen geschaffen hätten. 
In Biberach soll angrenzend an den Bahnhof in Abstim-
mung und Zusammenarbeit mit der DB InfraGo ein Mo-
bilitätshub am ZOB entstehen – auch das geht nicht mehr.

Als Unionsfraktion haben wir schon früh auf die gra-
vierenden Folgen dieser Entscheidung hingewiesen. Mo-
natelang hat man uns gesagt, das zuständige Ministerium 
werde eine Änderung planen. Passiert ist nichts. Jetzt, 
nach dem Ende der Ampelkoalition, und weil der Druck 
der Länder und der Kommunen auf die Kollegen gestie-
gen ist, muss es plötzlich ganz schnell gehen. Sowohl 
FDP als auch Grüne legen heute einen im Prinzip ähn-
lichen Gesetzentwurf vor. Warum denn erst jetzt, nach-
dem wir bereits einen eigenen Gesetzentwurf vorgelegt 
hatten? Jetzt werden wir mal schauen, ob die dringend 
notwendige Änderung von § 23 noch in dieser Legislatur 
möglich ist, nachdem Sie das so lange verzögert haben. 
Das sehen wir dann.

Vielen Dank. Ihnen allen erholsame und gesegnete 
Weihnachten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Mast 
[SPD]: Und Sie arbeiten am Deutschland-
ticket!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Julia Verlinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kollegen von der Union, Sie 

haben hier noch einmal dargelegt, warum das Deutsch-
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landticket schon im kommenden Jahr in höchster Gefahr 
wäre, wenn es nach Ihnen geht.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Im kommenden 
Jahr ist es gesichert!)

Am 12. November hat der Nebenkanzlerkandidat Markus 
Söder verkündet:

„Es muss der Bund bezahlen. Und wenn der Bund es 
nicht bezahlt, dann muss es fallen.“

Und nur drei Tage später wird Friedrich Merz zitiert, das 
sei eine sehr schwierige Frage,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja! Richtig!)
die wir auch im Lichte der Haushaltsplanungen im nächs-
ten Jahr beantworten müssen.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das machen 
Sie doch auch!)

Wer eins und eins zusammenzählt, kann sich ausmalen, 
wie die Geschichte ausgehen würde: Wenn es nach der 
Union geht, dann soll es kein Deutschlandticket auf 
Dauer geben.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Falsch!)
Die Union würde mehr als 13 Millionen Menschen etwas 
wegnehmen, was sie gerne nutzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Das ist doch ab-
soluter Unsinn!)

Die Union will die Mobilität für die Menschen deutlich 
teurer machen. Wir Grüne hingegen kämpfen für das 
beliebte Deutschlandticket und wollen es noch verbes-
sern; Katharina Dröge hat bereits darauf hingewiesen.

Eine wichtige Zielgruppe, für die wir das Deutschland-
ticket noch attraktiver machen wollen, sind die Familien. 
Gerade für sie kann jeder Euro Entlastung wichtig sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU]: Das sind Ihre 
Großstadtwähler! Nichts anderes! – Jürgen 
Pohl [AfD]: Parteipolitik!)

Und es ist doch absurd, dass Eltern dank Deutschland-
ticket zwar selbst keinen Einzelfahrschein mehr lösen 
müssen, aber für den Nachwuchs wieder ein komplizier-
tes Tarifzonenstudium absolvieren müssen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Dass Eltern für ihre Kinder über sechs Jahren bezahlen 
müssen, wenn die Familien mit dem Deutschlandticket 
unterwegs sind, aber dieselben Kinder bei der Deutschen 
Bahn im Fernverkehr bis 14 Jahre kostenlos mitfahren 
können, das versteht einfach kein Mensch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir Grünen werden dafür sorgen, dass künftig bis zu 

drei Kinder und Jugendliche unter 18 kostenlos auf dem 
Deutschlandticket der Eltern mitreisen können. Das sind 
uns die Familien wert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Wenn denn mal 

was fahren würde! – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Das zahlen die anderen!)

Das Ticket ist auch ein großer Beitrag zum Klima-
schutz. Die Anzahl der ÖPNV-Fahrten ist stark gestiegen, 
vor allem hat fast jede zehnte Fahrt mit dem Ticket eine 
Autofahrt ersetzt. Dadurch sanken die jährlichen Emis-
sionen des Pkw-Verkehrs um etwa 7 Millionen Tonnen 
CO2.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Warum haben 
Sie den ÖPNV dann nicht ausgebaut?)

Besonders günstig ist die Mobilität mit dem Deutsch-
landticket für Arbeitnehmer/-innen, wenn deren Arbeit-
geber ein Deutschlandticket als Jobticket anbietet und 
bezuschusst. Das bringt zwei Vorteile: Erstens fahren 
die Azubis und die Arbeitnehmer/-innen dann noch güns-
tiger, und zweitens erhöht das die Zahl der Abonnentin-
nen und Abonnenten und stabilisiert dadurch auch die 
Einnahmen für den ÖPNV, was notwendig ist – das ist 
hier heute auch schon mehrfach angesprochen worden –; 
denn wir wollen den ÖPNV ja ausbauen, und dafür 
braucht es Einnahmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Arbeitgeber/-innen und Arbeitnehmer/-innen müs-

sen sich auf ein Jobticket verlassen können. Deswegen 
braucht es einen überparteilichen Schulterschluss für die 
Dauerhaftigkeit und die Ticketgarantie dieses beliebten 
Instruments, damit die Menschen damit planen können.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Erst schimpfen 
und dann den Schulterschluss einfordern!)

Sie sehen, das Deutschlandticket ist beliebt. Wir Grüne 
werden uns darum kümmern, dass es auf Dauer bleibt und 
noch besser wird und dass

(Michael Donth [CDU/CSU]: … das Geld vom 
Himmel fällt!)

es noch mehr Abonnentinnen und Abonnenten gibt. Und 
wir werden den ÖPNV ausbauen.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Detlef Müller [Chemnitz] 
[SPD])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Bernd Riexinger.
(Beifall bei der Linken)

Bernd Riexinger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Es ist eines der größten Versäumnisse von 
Verkehrsminister Wissing und der Ampel, dass sie keine 
langfristige Finanzierung des 49-Euro-Tickets hinbe-
kommen haben.

(Beifall bei der Linken)
Was war da bloß los mit Ihnen von SPD und Grünen, dass 
Sie das zugelassen haben? Ihre Rettungsaktion jetzt in 
letzter Minute rettet zwar das Deutschlandticket für 2025, 
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verhindert aber nicht, dass es eine Preiserhöhung um rund 
20 Prozent geben wird. Wer ernsthaft den ÖPNV und die 
Bahn stärken, den Umstieg vom Auto auf Bus und 
Schiene erleichtern will, darf auf keinen Fall die Ticket-
preise erhöhen.

(Beifall bei der Linken)
Der Erfolg des 49-Euro-Tickets wäre noch größer, 

wenn es endlich einen Sozialtarif von 29 Euro für ein-
kommensarme Gruppen und einen Einstieg in den Null-
tarif für Studierende, Schüler und Auszubildende gibt.

(Beifall bei der Linken)
Das würde die Zahl der Nutzer und Nutzerinnen beträcht-
lich steigern. Wer so verzagt agiert, darf sich nicht wun-
dern, wenn die Klimaziele im Verkehr jedes Jahr kra-
chend verfehlt werden.

Die Grünen schreiben den Erhalt des 49-Euro-Tickets 
in ihr Wahlprogramm, stimmen dann aber im Verkehrs-
ausschuss gegen unseren Antrag, der genau das fest-
schreiben würde. So gelingt keine nachhaltige Verkehrs-
wende, die von den Verehrern des Verbrennungsmotors, 
der CDU/CSU und der FDP, auch gar nicht gewollt ist. 
Die Union ist ohnehin alles andere als ein Garant für das 
Deutschlandticket; das haben wir ja gerade gehört.

(Beifall bei der Linken)
Die Linke wird vor und nach der Wahl für Sozialtarife 

und günstigere Tickets kämpfen. Und wir wissen, dass 
die dringend notwendige Mobilitätswende nur gelingt, 
wenn der ÖPNV und die Bahn ausgebaut werden,

(Beifall bei der Linken)
mit guten Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten. Wir 
wollen eine verbindliche Mobilitätsgarantie, ohne ein 
Auto besitzen zu müssen. Nachhaltige Verkehrs- und Kli-
mapolitik geht nur mit links.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Anja 

Troff-Schaffarzyk.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Anja Troff-Schaffarzyk (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Öffentlicher Nahverkehr sichert Mobilität 
und Teilhabe und sorgt so für soziale Gerechtigkeit. Er 
unterstützt den Klimaschutz und ist ein bedeutender Wirt-
schaftsfaktor. Öffentlicher Nahverkehr ist Teil der Da-
seinsvorsorge.

Das muss auch mit Taten untermauert werden. Wir 
können uns nicht ständig nur wünschen, dass irgendwann 
irgendwas mal besser wird. Irgendwann sind nämlich die 
Brücken kaputt und die Schienen marode.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist der Ist-
zustand! – Zuruf des Abg. René Bochmann 
[AfD])

Einfach mal machen! Oder, wie man bei uns in Ostfries-
land sagt: Doon is een ding!

Und wir haben gemacht. Mit dem Deutschlandticket ist 
die beste verkehrspolitische Initiative der letzten Jahre an 
den Start gebracht worden. Es verbindet das ganze Land 
und macht es einfacher, unterwegs zu sein. Wer heute 
einen Urlaub plant, der weiß: Am Zielort kann ich in 
jede Buslinie und in jede Regionalbahn einsteigen, ohne 
mir Gedanken über irgendwelche Tarifzonen machen zu 
müssen.

(Beifall bei der SPD)

Viele Regionen nutzen das Ticket inzwischen aktiv für ihr 
touristisches Marketing.

Das Deutschlandticket ist das deutlichste Bekenntnis 
zum öffentlichen Personennahverkehr in den letzten Jah-
ren. Es ist ein sehr gutes Beispiel dafür, dass die Politik 
für Entlastung sorgen und gleichzeitig auf das Konto von 
Klima, Mobilität und Wirtschaft einzahlen kann.

(Beifall bei der SPD)

Wir denken diese Dinge gemeinsam und spielen sie nicht 
gegeneinander aus.

Ich kenne natürlich auch die Argumente gegen das 
Deutschlandticket, gerade im ländlichen Raum: Man hat 
nichts von einem Ticket, wenn der Bus nur einmal am 
Tag kommt. Aber wir müssen an dieser Stelle einfach mal 
weiterdenken, Herr Lange.

(Lachen des Abg. Ulrich Lange [CDU/CSU])

Es stimmt: Im ländlichen Raum wird der ÖPNV das Auto 
auf absehbare Zeit nicht ersetzen. Es gibt aber inzwischen 
viele Konzepte, wie sich das eigene Auto auch auf dem 
Land sinnvoll ergänzen lässt. Längere Fahrten lassen sich 
dank digitaler Angebote immer häufiger bequem als 
Kombination aus Auto, Bahn und Bus planen, vom ersten 
bis zum letzten Meter.

Und dank des Deutschlandtickets können viele hierbei 
bares Geld sparen. Ein Beispiel aus meiner Heimat: Ein 
Berufstätiger, der von Leer nach Oldenburg pendelt, 
zahlte vor der Einführung des Deutschlandtickets im Mo-
nat über 200 Euro. Jetzt sind es 58 Euro – gut 140 Euro 
Ersparnis, die, glaube ich, jeder gut gebrauchen kann.

Ich sage Ihnen ehrlich: Ich hätte mich gefreut, wenn 
wir die Debatten um das Deutschlandticket ein für alle 
Mal hätten abschließen können; wenn das Angebot ent-
fristet und der bewährte Finanzierungsmechanismus zwi-
schen Bund und Ländern dauerhaft abgestimmt worden 
wäre. Wir können doch nicht einerseits sagen: „Öffent-
licher Verkehr ist Daseinsvorsorge“, und auf der anderen 
Seite: „Aber kosten darf es nix.“

Ich freue mich, dass wir nun gemeinsam das Ticket für 
2025 sichern. Aber zu Weihnachten sei mir noch ein 
Wunsch gestattet: Lassen Sie uns im nächsten Jahr das 
Deutschlandticket entfristen, damit die kreativen Leute 
im Verkehrsbereich sich nicht mehr den Kopf über hun-
dert Tarifzonen zerbrechen müssen, sondern stattdessen 
das Deutschlandticket sinnvoll weiterentwickeln können,
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

für einen ÖPNV, den sich alle leisten können, der gute 
Angebote für Stadt und Land hat und auf individuelle 
Bedürfnisse eingeht,

(Zuruf von der CDU/CSU: Seit drei Jahren 
nicht geschafft!)

einen ÖPNV, der nicht für sich alleine steht, sondern 
fester Teil eines Mobilitätskonzepts für alle ist, einen 
ÖPNV, der umso erfolgreicher und wirtschaftlicher wird, 
je mehr zufriedene Kundinnen und Kunden ihn nutzen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Regionalisierungsgesetzes. Der Verkehrsausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/14304, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksachen 20/12773 und 20/13168 in der Ausschuss-
fassung anzunehmen.

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen der SPD, Bündnis 90/ 
Grüne, FDP, CDU/CSU und die Gruppe Die Linke. Das 
BSW ist nicht anwesend.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schon wieder nicht! – Katja Mast 
[SPD]: Kernzeit!)

Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Die AfD- 
Fraktion. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP, CDU/CSU und die Gruppe Die Linke. Das 
BSW ist nicht anwesend. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Enthaltungen? – Die AfD-Fraktion. Damit ist 
der Gesetzentwurf angenommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zusatzpunkte 24 und 25. Interfraktionell wird Über-
weisung der Gesetzentwürfe auf den Drucksachen 20/ 
14237 und 20/14256 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 26 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Politikwechsel für Deutschland – Irreguläre 
Migration stoppen, humanitäre Verantwor-
tung erfüllen

Drucksache 20/14253
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne nun die 
Aussprache. Das Wort hat zuerst für die CDU/CSU-Frak-
tion Andrea Lindholz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Gestern haben wir an dieser Stelle über die miserable 
Bilanz der gescheiterten Ampel im Bereich der inneren 
Sicherheit gesprochen. Heute ziehen wir nach drei Jahren 
Migrationspolitik der Ampel Bilanz,

(Dr. Lars Castellucci [SPD]: War sehr erfolg-
reich!)

und da kann man nur sagen: Die Migrationspolitik von 
SPD, Grünen und FDP war und ist verheerend für unser 
Land.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD])

In ihrem Koalitionsvertrag hatte die Ampel vereinbart: 
„Wir werden irreguläre Migration reduzieren …“ Damit, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Sie krachend ge-
scheitert.

(Stephan Brandner [AfD]: Die haben genau 
das gemacht, was Sie davor gemacht haben!)

Unser Land befindet sich seit mehr als zwei Jahren in 
einer schweren Migrationskrise: fast 800 000 Asylerst-
anträge seit Amtsantritt der Regierung Scholz, dazu kom-
men rund 1,2 Millionen Ukraineflüchtlinge.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie mitbekommen, dass Putin 
die Ukraine überfallen hat? Oder ist das ir-
gendwie an Ihnen vorbeigegangen? – Zuruf 
des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Unsere Kommunen können nicht mehr.
Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wir haben in 

unserer Regierungszeit Fehler gemacht.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja! Millionenfach! 
Sie verarschen die Wähler! – Zuruf der Abg. 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Aber wir haben daraus gelernt. Und wir haben bereits 
nach den Jahren 2015 und 2016 Gesetze deutlich ver-
schärft, und die Asylbewerberzahlen gingen danach 
auch deutlich nach unten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Benjamin Strasser [FDP])

Aber Sie von der SPD, von den Grünen und der FDP 
hatten nichts Besseres zu tun, als wieder neue Anreize für 
illegale Migration zu setzen:

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie doch mal über die Push-Fak-
toren, Frau Lindholz! Reden Sie mal über die 
Push-Faktoren!)

neue und ausgeweitete Bleiberechte für Personen, die 
eigentlich verpflichtet sind, unser Land zu verlassen;

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wladimir Putin ist der größte Push-Fak-
tor für das, was Sie da gerade erzählen!)

Integrationskurse auch für Asylbewerber aus sicheren 
Herkunftsstaaten, die fast nie schutzbedürftig sind und 
daher ausreisen müssen; einen schnelleren und leichteren 
Zugang zur deutschen Staatsbürgerschaft, für den die 
Bundesregierung dann auch noch auf Arabisch im Inter-
net wirbt.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Unfassbar!)
Und als der Bundeskanzler endlich die Realität in un-

serem Land wahrgenommen hat, folgten vor allem Ver-
sprechungen, die bis heute nicht eingehalten wurden.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Der kann sich ja nicht 
mehr erinnern!)

Im Oktober 2023 versprach er Abschiebungen im großen 
Stil; wir erinnern uns daran ganz gut.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Aber er nicht!)
Die Abschiebezahlen liegen aber immer noch unter den 
Zahlen der Jahre 2016 bis 2019.

Wir erinnern uns daran, dass der Bundeskanzler im 
November 2023 versprach: Die Asylverfahren müssen 
beschleunigt werden. – Seitdem hat sich die Bearbei-
tungsdauer allein beim BAMF von 6,8 Monaten auf 
8,6 Monate verlängert.

Und nach dem furchtbaren Terroranschlag von Mann-
heim versprach der Bundeskanzler vor mehr als sechs 
Monaten hier im Bundestag konsequente Abschiebungen 
von Straftätern und Gefährdern aus Afghanistan und 
Syrien. Seitdem, liebe Kolleginnen und Kollegen, gab 
es exakt einen einzigen Abschiebeflug.

(Stephan Brandner [AfD]: Kurz vor der 
Wahl! – Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Direkt 
vor der Landtagswahl!)

Ich sage ganz klar: Diese Politik der Fehlanreize und 
diese Politik der leeren Versprechungen müssen ein Ende 
haben!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir als Union werden und wollen die Migrationspolitik 
grundlegend neu ausrichten.

(Zurufe der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

Unser Land muss die Kontrolle über die Zuwanderung 
zurückgewinnen,

(Stephan Brandner [AfD]: Die AfD kopieren!)

um die gesellschaftliche Stabilität und die innere Sicher-
heit zu bewahren. Wir wollen umfassende Zurückweisun-
gen an den Grenzen zu unseren europäischen Nachbarn; 
denn wer dort steht, ist auch nicht mehr bedroht.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vollständige Realitätsverweigerung!)

Wir wollen den Familiennachzug zu subsidiär Schutz-
berechtigten aussetzen und alle freiwilligen Aufnahme-
programme beenden. Wir wollen vor allen Dingen Fehl-
anreize senken und deshalb auch alle Spielräume zur 
Senkung von Asylbewerberleistungen nutzen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Alles mit den 
Grünen!)

insbesondere bei ausreisepflichtigen Personen. Wir wol-
len für ausreisepflichtige Straftäter und Gefährder einen 
zeitlich unbegrenzten Ausreisearrest – bis er freiwillig 
ausreist oder bis die zwangsweise Abschiebung gelingt. 
Und wir wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen – und 
wir werden auch dafür sorgen –, dass das falsche Staats-
bürgerschaftsrecht der Ampel wieder rückgängig ge-
macht wird. All das setzt Fehlanreize.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: So was kann man vor Ort 
gut erzählen! – Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Lassen Sie mich noch auf einen Punkt zu sprechen 
kommen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ungern!)

Den falschen Kurs der Regierung Scholz erkennt man 
nicht zuletzt an der Debatte um die Lage in Syrien und 
ihre Folgen für Deutschland. Es ist gut, dass Assad und 
sein Regime dieses Land verlassen haben. Statt aber klar 
und deutlich zu sagen, dass Deutschland keine neuen 
Flüchtlinge und erst recht keine Assad-Unterstützer aus 
Syrien aufnimmt, statt klar und deutlich zu sagen, dass 
die Regierung eine freiwillige Rückkehr unterstützt und 
dass vor allen Dingen nicht integrierte Syrer bei einer 
nachhaltigen Stabilisierung Syriens unser Land verlassen 
müssen, wird von Ihnen nur herumlaviert und die Dis-
kussion darüber tabuisiert.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie bitte? – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Das ist aber Fake! Das ist aber Fake!)

Ich will am Ende sagen: Gut integrierten Syrern kann 
man in Deutschland ein Angebot machen. Aber wenn die 
Ursachen für humanitären Schutz nachhaltig wegfallen, 
dann entfällt auch das Aufenthaltsrecht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Oliver Vogt 
[CDU/CSU]: So ist es!)
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Wir brauchen also eine Kurswende auch im Bereich 
der Migrationspolitik, mit einer Migrationspolitik, die 
illegale Migration bekämpft und ihre humanitäre Verant-
wortung wahrnimmt.

(Zurufe von der AfD)
– Das unterscheidet uns ganz klar von Ihnen. Sie kennen 
den Begriff „humanitäre Verantwortung“ nicht, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Sie haben jahrelang Fehler gemacht! 
Sie haben uns die ganze Suppe eingebrockt! – 
Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] – 
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Deswegen bekommen Sie das auch nur mit der Union.
(Sebastian Hartmann [SPD]: Überhaupt 
nicht! – Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es gibt keinen Unterschied mehr! – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Frohe Weihnachten! Humanitäre Ver-
antwortung? Meine Herren!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Sebastian Hartmann.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ich denke, dass die Rede der Kolle-
gin der Union deutlich gemacht hat, welche Schwierig-
keiten die Union mittlerweile hat, sich mit ihrer soge- 
nannten Migrations- und Asylpolitik nach rechts außen 
abzugrenzen.

(Beifall bei der SPD – Dr. Oliver Vogt [CDU/ 
CSU]: Das war doch eben ganz klar! – Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU)

Sie befinden sich in einem Fahrzeug, das in einer immer 
enger werdenden Sackgasse immer schneller fährt.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Nicht zugehört, 
Herr Kollege Hartmann!)

Sie sind auf etwas eingegangen, was man in diesem Bun-
destag nicht tun sollte: Sie sind in die Falle der populis-
tischen Stimmungsmache gelaufen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: 
Jetzt wollen wir es mal nicht übertreiben hier! – 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU)

Aus dieser Sackgasse kommen Sie nicht raus; denn so 
sehr auch Ihr Antrag Begrenzung und Humanität im 
Asylrecht zum Thema hat – wenn man ihn liest, liest 
man Ausgrenzung, Abgrenzung, Abschottung, Schlag-
zeilen- und Symbolpolitik.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Eine sehr selek-
tive Wahrnehmung! – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Frau 

Lindholz hat gesagt, da liest man humanitäre 
Verantwortung!)

Meine Damen und Herren, das kann nicht die Antwort 
der Union auf die grundlegenden Fragen unserer Zeit in 
der Asyl- und Migrationspolitik sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Das ist der Koalitionspartner 
der CDU!)

Sie haben im Koalitionsvertrag einiges entdeckt und 
benannt, es aber in einen völlig falschen Zusammenhang 
gerückt. Sie betreiben Fake News – ich sage Ihnen das in 
aller Deutlichkeit –, Sie betreiben Fake News. Wenn Sie 
über das modernste Staatsangehörigkeitsrecht reden, das 
wir in Deutschland jemals geschaffen haben,

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Was ist daran 
modern? Das ist doch Unsinn! 80 Prozent der 
Bevölkerung sind dagegen!)

das wir erst vor Kurzem beschlossen haben, kann das 
nicht die Ursache dafür sein, dass in den vergangenen 
Jahren Millionen Menschen nach Europa geflohen sind; 
denn das neue Staatsangehörigkeitsrecht ist erst danach 
gekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Zweiter Punkt. Sie haben die zwei Hauptursachen der 
Migrationskrise nicht benannt.

(Stephan Brandner [AfD]: Angela Merkel und 
was noch?)

Es sind Putin in der Ukraine und Assad in Syrien, und sie 
werden verehrt von der AfD,

(Stephan Brandner [AfD]: Haben Sie schon zu 
Ende studiert, Herr Hartmann? Was macht 
denn eigentlich Ihr Jurastudium?)

die Assad und Putin doch immer wieder verteidigt hat, 
auch hier in diesem Haus. Es gehörte zur Union dazu, 
dass Sie genau das auch benennen; denn dieser Mann, 
Putin, ist für 1 Million und eine weitere Million Geflüch-
teter von den 3 Millionen, die in Deutschland zurzeit 
Aufenthaltsstatus genießen, verantwortlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Auch für die 
400 000 Afghanen, oder wie? – Alexander 
Throm [CDU/CSU]: Deswegen wehren wir 
uns nicht, oder was? – Dr. Oliver Vogt [CDU/ 
CSU]: Sie müssen auch mal die Pull-Faktoren 
anschauen!)

Dritte Ursache. Sie sind diejenigen, die mit Angela 
Merkel wesentliche Dinge in der Asyl- und Migrations-
politik nicht geregelt bekommen haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Aha!)

Der damalige deutsche Innenminister, er war niemals in 
Europa unterwegs,

(Stephan Brandner [AfD]: Wo denn sonst? In 
Deutschland?)
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als es darum ging, das europäische Asylrecht neu zu 
starten und dann dafür zu sorgen, dass es auf die gemein-
samen Herausforderungen auch eine europäische Ant-
wort gibt.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Heute spricht 
keiner mit den Deutschen!)

Angela Merkel und Horst Seehofer sind ja krachend ge-
scheitert.

Wir haben das in der rot-grünen Regierung, in der 
Ampelregierung gemeinsam hinbekommen. Mehr Rück-
nahmeabkommen als jemals zuvor und ein Neustart im 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystem,

(Zurufe von der CDU/CSU)
das sind Erfolge, die sind nicht wegzudiskutieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir schaffen es, Rückführungen vorzunehmen, indem 

wir Rücknahmeabkommen schließen und effektiv vor-
gehen. Wir schieben die Verantwortung nicht ab. Aber 
die Länder – sie tragen die Verantwortung für Rückfüh-
rungen – sind doch häufig unionsregiert.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Bei der SPD 
sind immer andere schuld!)

Viele Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister 
sowie Landräte gehören der Union an. Die haben Ihnen 
aufgeschrieben, dass sie keine Schlagzeilen wollen, son-
dern ernsthafte Zusammenarbeit und eine umfassende 
Entschuldung der Kommunen und entsprechende Unter-
stützung. Das wollen wir auf den Weg bringen. Es blo-
ckiert Markus Söder, wenn es darum geht, die Kom-
munen entsprechend zu unterstützen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Das sind die 
Altschulden der SPD in NRW! Darum geht’s!)

Integration ist die Grundlage unseres gesellschaftli-
chen Friedens. Wir haben zu Beginn der Ampelregierung, 
zum Ende der Regierungszeit Angela Merkels, die Situa-
tion vorgefunden, dass über 300 000 Menschen vollzieh-
bar ausreisepflichtig waren. Wir haben pragmatisch ge-
handelt,

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

als wir erkannt haben: Eine große Zahl dieser Menschen 
spricht unsere Sprache, ist gut integriert, zahlt Steuern. 
Sie haben ein Chancen-Aufenthaltsrecht bekommen, und 
sie haben es genutzt. Es sind Menschen, die in unserer 
Gesellschaft einen Beitrag leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der CDU/CSU: Nein, überhaupt nicht! – 
Stephan Brandner [AfD]: Wie viele sind das 
denn? Nennen Sie mal Fakten!)

Es sind auch unionsgeführte Regierungen gewesen, die 
Fachkräfte angeworben haben in den 50er- und 60er-Jah-
ren.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, Fachkräfte! – 
Zuruf von der AfD: Was hat das denn mit Asyl 
zu tun?)

Es muss uns zu denken geben, dass Millionen von Men-
schen in diesem Staat über Jahrzehnte leben, Steuern 
zahlen, einen Beitrag zu unserer Gesellschaft leisten 
und keinen Weg in das Staatsangehörigkeitsrecht gefun-
den haben.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Was sind das 
denn für Fake News?)

Wir haben jetzt ein modernes Staatsangehörigkeitsrecht 
geschaffen. Wir verstecken uns dahinter nicht.

(Zuruf des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])
Wenn Sie weiter meinen, dass Sie mit diesem Kurs 

nach rechts außen irgendeine Mehrheit in diesem Par-
lament finden,

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
dann merken Sie, dass rechts von Ihnen gelacht wird.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau! Über Sie! 
Das ist der Koalitionspartner der CDU! Da 
sieht man den ganzen Betrug! – Zuruf des 
Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])

Ist das Ihr Angebot für diese entscheidende Wahl am 
23. Februar? Ich wage, es zu bezweifeln.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, fallen Sie nicht 
auf die einfachen Antworten der Populisten, die immer 
wieder grundfalsch sind, herein!

(Stephan Brandner [AfD]: Welche sind denn 
falsch? Erzählen Sie mal!)

Wer glaubt, dass in dieser Zeit der Nationalstaat die al-
leinige Lösung ist, der verkennt, dass in Europa gemein-
sam gehandelt werden kann,

(Stephan Brandner [AfD]: Funktioniert doch 
nicht! – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Darauf 
warten wir jetzt seit elf Jahren! – Dr. Oliver 
Vogt [CDU/CSU]: Dann fangen Sie doch mal 
endlich an mit dem Handeln!)

wenn es um ein gemeinsames europäisches Asylrecht 
geht. Wer glaubt, dass wir eine der internationalen Krisen 
allein, nationalstaatlich, lösen können, der irrt.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Aber nur die 
Verantwortung abschieben, geht auch nicht!)

Und wer darüber hinwegtäuscht, dass die Länder und der 
Bund gemeinsam die Verantwortung tragen, und daraus 
nur eine Diskussion zwischen dem Bund und den Län-
dern machen will, der irrt.

Deswegen, meine Damen und Herren, ist dies der Mo-
ment, Bilanz zu ziehen. Was die Union mit ihrer zuspit-
zenden Rhetorik geschafft hat, ist, zur Verhärtung in die-
sem Land beizutragen. Keiner Ihrer Vorschläge, der in 
diesem Antrag enthalten ist, hat irgendeine direkte Aus-
wirkung auf unser Zusammenleben – außer zu spalten, 
außer den Populismus voranzutreiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir werden diesen Antrag entschieden ablehnen,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie sollten den 
Schuh ausziehen und auf das Pult hauen! Stu-
dieren Sie erst mal zu Ende, Herr Hartmann!)
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weil wir der Auffassung sind, dass man nicht nach rechts 
außen wegkippen darf, sondern gemeinsam daran arbei-
ten kann, dieses Land zusammenzuführen, wo andere 
spalten wollen; dass wir die Ursachen – Putin in der 
Ukraine und Assad in Syrien; die Verehrer sitzen bei 
der AfD – gemeinsam benennen können. Das haben wir 
pragmatisch getan angesichts der Herausforderungen die-
ser Zeit.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Deshalb sind die 
Zustimmungswerte auch so hoch, astrono-
misch hoch!)

Wir freuen uns auf den Tag der Entscheidung, den 
23. Februar, weil wir für eine humane Politik werben 
werden, für Rechtsstaatlichkeit und Ordnung; denn das 
gehört zusammen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Mein Gott, war das 
schlecht!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Stephan Thomae.

(Beifall bei der FDP)

Stephan Thomae (FDP):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Migrationspolitik des Jahres 2024 ist 
nicht mehr die gleiche wie die des Jahres 2021. Wir haben 
zu Beginn dieser Wahlperiode eine Migrationspolitik 
übernommen, in der es kein echtes Gesamtkonzept für 
eine Begrenzung und Steuerung von Migration gegeben 
hat.

(Lachen des Abg. Stephan Brandner [AfD] – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Gibt es immer 
noch nicht! – Gegenruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD]: Genau!)

In der Zwischenzeit ist sehr, sehr vieles geschehen, um 
Migration besser zu steuern, besser zu kontrollieren und 
zu begrenzen.

(Stephan Brandner [AfD]: Klappt ja wunder-
bar!)

Ich möchte das Rückführungsverbesserungsgesetz er-
wähnen, dessen Wirkung ist, dass die Zahl der Abschie-
bungen jetzt um 20 Prozent, 25 Prozent gestiegen ist. Ich 
möchte das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz er-
wähnen, das dazu führte, dass die Asylgerichtsverfahren 
in Rheinland-Pfalz im Durchschnitt jetzt nur noch vier 
Monate dauern. Ich möchte erwähnen, dass wir die Be-
zahlkarte bundesweit eingeführt haben. Wir haben wei-
tere sichere Herkunftsstaaten ausgewiesen. Wir haben 
erste Migrationsabkommen geschlossen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wer ist eigentlich 
„wir“, Herr Thomae? Sind Sie noch in der Re-
gierung, oder was?)

Wir haben gezeigt, dass auch Abschiebungen nach Af-
ghanistan möglich sind. Wir haben Grenzkontrollen fort-
gesetzt und ausgeweitet. Und wir haben die GEAS-Re-
form in Europa durchgesetzt und anderes mehr.

Vieles von diesen Dingen trägt – das möchte ich mit 
Blick auf meine Fraktion sagen – sehr, sehr deutlich die 
Handschrift der FDP.

Die Kehrtwende, die Sie, die Union, jetzt fordern, ist 
eingeleitet. Dieser Weg muss jetzt sicherlich weiter be-
schritten werden.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Aber da hat 
die SPD ja eine ganz andere Auffassung dazu!)

Wir stehen nicht am Anfang einer Kehrtwende, wir ste-
hen mittendrin, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Ich dachte, 
Sie haben die Ampel auch deshalb verlassen! 
Erzählt Ihr Vorsitzender hier Fake News?)

In diesen Tagen haben wir zwei Anträge zur Migrati-
onspolitik vorliegen: den Antrag der CDU/CSU „Politik-
wechsel für Deutschland“ und den Antrag der FDP-Frak-
tion „Für eine neue Realpolitik in der Migration“, der 
gestern hier ohne Debatte beraten worden ist. Wenn 
man diese beiden Anträge nebeneinanderlegt, dann sieht 
man, dass es eine ganze Reihe von Ähnlichkeiten und 
Übereinstimmungen gibt, aber auch ein paar Unterschie-
de. Zwei oder drei Punkte möchte ich herausarbeiten:

Zunächst fällt mir auf, was in Ihrem Antrag fehlt. Darin 
wird nichts zur Arbeitskräfteeinwanderung, zur Einwan-
derung in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt in 
Deutschland gesagt.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist ein völ-
lig anderes Thema! Deshalb steht es da auch 
nicht mit drin!)

Wir wissen, dass wir Zuwanderung aus dem Ausland in 
den Arbeitsmarkt benötigen. Das ist in der Wirtschaft 
notwendig. Auch als Konsumenten können wir feststel-
len, dass es allenthalben an Arbeitskräften fehlt.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Das ist ein Wirtschaftsthema, es ist aber auch ein Migra-
tionsthema; denn wenn ich eine Alternative zu Einwan-
derung auf dem Fluchtweg anbiete, dann kann ich Mi-
gration, die nicht durch Krieg oder Bürgerkrieg 
verursacht ist, sondern stattfindet, weil jemand ein bes-
seres Leben sucht, besser steuern und begrenzen. Ich 
biete eine Alternative zur Fluchtmigration an.

(Stephan Brandner [AfD]: Das heißt: „Türen 
auf!“, anstatt die Türen zuzumachen!)

Deswegen ist Arbeitskräfteeinwanderung – gesteuert, re-
guliert, geordnet – ein Weg, um Migration besser zu 
steuern und zu begrenzen. Das ist also in zweierlei Hin-
sicht ein wichtiger Punkt, in wirtschaftlicher, aber auch in 
migrationspolitischer Hinsicht, meine Damen und Her-
ren. Das ist ein wichtiger Teil unseres Antrags, der dem 
Antrag der Union ganz und gar fehlt.
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Ein zweiter Punkt, den ich herausarbeiten will, ist das 
Thema Einbürgerung. Das ist bei Ihnen ein neuralgischer 
Punkt, auf den Sie immer hinweisen. Vor allem, glaube 
ich, geht es Ihnen um die beiden Punkte der doppelten 
Staatsangehörigkeit und der verkürzten Wartefrist, also 
die beschleunigte Einbürgerung, früher nach acht bzw. 
sechs Jahren, jetzt nach fünf bzw. drei Jahren. Ich glaube, 
Sie treibt da die Angst, dass damit ein Pullfaktor aus-
gelöst wird.

(Stephan Brandner [AfD]: Natürlich! Was 
denn sonst? – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: 
Die Voraussetzungen sind doch gesunken!)

Aber sehen Sie diese verbesserte Einbürgerung doch 
mal als einen Anreiz für die Arbeitskräfteeinwanderung.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!)

Wir brauchen in unserem Land Arbeitskräfte aus dem 
Ausland.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wir brauchen 
weniger Bürokratie!)

Aber wir haben gewisse Nachteile im weltweiten Wett-
bewerb um die klügsten Köpfe und um die fleißigsten 
Hände: die Sprache, komplizierte Verfahren und auch, 
dass wir kein klassisches Einwanderungsland mit einer 
Einwanderungskultur sind. Wir brauchen dann mindes-
tens auf anderem Gebiet gewisse Anreize, um Menschen, 
die bei uns arbeiten wollen, die sich bei uns ausbilden 
lassen wollen, Anreize zu bieten, nach Deutschland zu 
kommen, und da kann ein modernes Einbürgerungsrecht 
durchaus ein Werbemittel sein, um deutlich zu machen: 
Wir geben auch ein Aufstiegsversprechen.

(Zuruf der Abg. Dr. Silke Launert [CDU/ 
CSU])

Wer zu uns kommen möchte, um bei uns zu arbeiten, sich 
ausbilden zu lassen, etwas zum Gelingen dieser Gesell-
schaft beizutragen, dem wollen wir es einfacher machen, 
es besser machen. Deswegen ist die Einbürgerung ein 
Element der Arbeitskräfteeinwanderung.

Als dritten Punkt möchte ich die Drittstaatenabkom-
men ansprechen, weil Sie die in Ihrem Antrag auch the-
matisieren. Da sind wir ja bereits dran. Es gab eine ganze 
Reihe von Expertenanhörungen, die aber gezeigt haben: 
Es ist rechtlich, politisch, faktisch sehr kompliziert. Ich 
bin aber der Meinung, wir sollten dies versuchen. Nur 
muss es auch wirklich auf soliden Grundlagen stehen. 
Versuche mit Ruanda, mit Albanien haben ersichtlich 
nicht gut funktioniert. Deswegen brauchen wir einen 
klaren Findungsprozess. Wir brauchen ein gut ausgehan-
deltes Drittstaatenaabkommen, mit dem wir zeigen kön-
nen: Das kann funktionieren: rechtsstaatliche und men-
schenwürdige Unterbringungsmöglichkeiten in anderen 
Staaten. Hier würde ich empfehlen, den Aufgabenbereich 
des Sonderbevollmächtigten Joachim Stamp, der mo-
mentan Migrationsabkommen aushandelt, zu erweitern; 
er könnte auch für die Aushandlung von Drittstaats-
abkommen eingesetzt werden.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oder abgesetzt!)

Ich danke Ihnen und wünsche einen schönen Advent 
und ein frohes Weihnachtsfest. Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Sebastian Hartmann 
[SPD]: Sehr gute Idee!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Filiz Polat.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie des Abg. Helge Lindh [SPD])

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! In einer Zeit, in der die Wirtschaft händeringend 
nach Arbeitskräften, Fachkräften ruft,

(Stephan Brandner [AfD]: Die kommen doch 
schon seit Jahren! Wo sind die denn alle?)

wünscht sich die Union ein Land ohne Einwanderung.
(Ingrid Pahlmann [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch! – Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Völ-
liger Unsinn! – Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: 
Ganz klare Fake News! – Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU)

Die Deutsche Industrie- und Handelskammer sagt: Der 
Fachkräftemangel wird zur Wachstumsbremse Nummer 
eins und führt zu Wohlstandsverlust.

Währenddessen fordern Sie Begrenzung
(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Ja, Begrenzung 
der illegalen Migration! – Dr. Silke Launert 
[CDU/CSU]: Begrenzung der illegalen Migra-
tion!)

und Abschottung statt der notwendigen Steuerung von 
Migration, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie wollen Geflüchteten den Zugang zum Asylrecht in 
Deutschland verwehren, die Grenzen schließen, statt 
Fluchtursachen zu bekämpfen.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Es geht um ille-
gale Migration! – Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU]: Kein Mensch will Grenzen schließen! 
Redet einfach nicht so ein Zeug, was falsch 
ist! – Gegenruf des Abg. Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist nicht 
falsch, Frau Lindholz, das stimmt!)

Sie kriminalisieren Geflüchtete, statt sie als Arbeitskräfte 
von morgen zu sehen, als Menschen ausgestattet mit be-
sonderen Rechten – Rechten, die als Konsequenz der Ver-
brechen der Shoah entstanden, nämlich die Genfer 
Flüchtlingskonvention und die Europäische Menschen-
rechtskonvention; die vergessen Sie im Übrigen immer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Auch falsch!)

Diese Grundsätze infrage zu stellen,
(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Macht doch 
keiner! – Detlef Seif [CDU/CSU]: Die stellen 
wir doch gar nicht infrage! – Gegenruf des 
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Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch! – Gegenruf des Abg. Detlef 
Seif [CDU/CSU]: Nein! – Gegenruf des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hören Sie Herrn Spahn doch mal zu!)

ist nicht nur geschichtsvergessen, Herr Throm, sondern 
brandgefährlich.

Es liegt im ureigensten Interesse Deutschlands, grund-
sätzlich offen für Einwanderung zu bleiben. Dazu gehört 
ein modernes Einwanderungsgesetz – wir haben es ge-
schaffen –,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

ein Chancen-Aufenthaltsrecht für Geflüchtete – wir ha-
ben es auf den Weg gebracht – und nicht zuletzt ein 
zeitgemäßes Staatsangehörigkeitsrecht – wir haben es 
geschaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Johannes Arlt [SPD])

Ihre innenpolitische Irrfahrt, liebe CDU/CSU, hat auch 
außenpolitisch fatale Folgen. Nehmen wir das Beispiel 
Syrien. Noch vor wenigen Wochen hat die Union laut-
stark gefordert, mit dem Diktator und Kriegsverbrecher 
Assad zusammenzuarbeiten,

(Sebastian Hartmann [SPD]: Aha!)

um Syrer/-innen abzuschieben.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist die Putin-Connection in der 
Union! – Alexander Throm [CDU/CSU]: 
Nach Ostsyrien! – Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU]: Der Kanzler hat doch Abschiebungen 
angekündigt! Es war der Bundeskanzler, der 
die Abschiebungen angekündigt hat!)

Lassen Sie mich das in Erinnerung rufen. Der neue Mi-
nisterpräsident in Thüringen, Ihr Präsidiumsmitglied 
Mario Voigt, forderte – ich zitiere –, „in einen Dialog 
mit dem Assad Regime“ zu treten.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oah! – Stephan Brandner [AfD]: Wahlkampf!)

Ihr damaliger Brandenburger Innenminister forderte so-
gar, wir sollten auch mit Regierungen verhandeln – ich 
zitiere –, „die die Menschenrechte nicht ernst nehmen“.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

An dieser Stelle kann man nur sagen: Gut, dass die Union 
keine Regierungsverantwortung in diesem Land trägt!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Oliver Vogt [CDU/ 
CSU]: Das wird sich aber bald ändern!)

Zu Recht hat unsere Außenministerin Annalena 
Baerbock

(Stephan Brandner [AfD]: Annalenchen!)

immer wieder davor gewarnt, die Beziehungen zu dem 
Mörder Assad durch Annäherungspolitik zu normalisie-
ren und damit auch Iran und Russland zu stärken. Jetzt ist 
Assad Geschichte – Gott sei Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Aber mit der Hamas 
reden, schon klar!)

Dass Sie von der Union nur wenige Stunden nach dem 
Sturz von Assad mit Charterflügen und einer Hau-ab- 
Prämie die zu uns geflüchteten Syrerinnen und Syrer los-
werden wollten, ist an Herzlosigkeit nicht zu überbieten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Warum denn?)

Das hat das Vertrauen vieler Syrer/-innen bei uns schwer 
erschüttert und unsere Kolleginnen und Kollegen und 
Freunde entsetzt und verletzt. Das zeigt, was für ein Men-
schenbild Sie haben und was Ihre Perspektive auf ge-
flüchtete Menschen in diesem Land ist,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Menschen, die seit dem Krieg, seit 2011, nicht nur hier 
angekommen sind, sondern die im Hinblick auf ihre so-
ziale Integration eine der erfolgreichsten Einwanderer-
gruppen in diesem Land sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Bürgergeldsta-
tistik! – Stephan Brandner [AfD]: Wo haben 
Sie das denn her? – Julian Pahlke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN], an die Abg. Andrea 
Lindholz [CDU/CSU] gewandt: Frau 
Lindholz, Sie zetern wie Herr Brandner, die-
selbe Tonlage!)

Hierfür steht beispielhaft die Meldung des Chefs der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft der vergangenen 
Woche, der Ihre Forderung umgehend zurückgewiesen 
hat und vor den möglichen Folgen gewarnt hat. Mehr 
als 80 000 Syrerinnen und Syrer arbeiten in Engpassberu-
fen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Um die geht es 
überhaupt nicht!)

Tausende Ärztinnen und Ärzte, Zahnmediziner/-innen, 
Pfleger/-innen, Kfz-Mechatroniker/-innen und Erzie-
her/-innen könnten wir niemals ersetzen – so auch das 
Institut der deutschen Wirtschaft diese Woche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Oliver 
Vogt [CDU/CSU]: Um die geht es doch gar 
nicht! – Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Union muss sich mal entschei-
den, was sie will! – Zuruf der Abg. Dr. Silke 
Launert [CDU/CSU])

Unter all diesen Menschen haben Sie mit Ihren Abschie-
befantasien riesige Sorgen und gewaltige Verunsicherung 
ausgelöst und damit dem Standort Deutschland schwer 
geschadet.

Nein, mit uns ist eine so herzlose, rückwärtsgewandte 
und populistische Politik nicht zu machen, meine Damen 
und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Sie wird aber gar 
keiner mehr fragen! – Dr. Silke Launert 
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[CDU/CSU]: Genau deshalb nicht mit den 
Grünen! – Gegenruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD]: Werden Sie aber! Wollen 
wir wetten?)

Der Antrag, den Sie hier vorgelegt haben, trägt nichts, 
aber auch gar nichts zur Lösung der Herausforderungen 
bei. Im Gegenteil, er vergiftet die Atmosphäre und behin-
dert damit die Integration. Wir werden diesen Antrag 
ablehnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Dr. Gottfried Curio.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Gleich eingangs spricht der Unionsantrag beschönigend 
von Auswirkungen der Massenmigration. Es heißt, dass 
sie die Integration illegaler Ausländer gefährde. Aber 
wann ist das eigentlich eine Gefahr? Offenbar doch nur 
dann, wenn man gar nicht vorhat, die Abschiebung von 
Ausreisepflichtigen umzusetzen.

Wenn Nichtintegrierte einfach Nichtintegrierte blei-
ben, dann bestätigt das nur eins: Sie gehören eben nicht 
hierher. Die Abschiebung dann durchzusetzen – denn 
Aufenthaltsrecht speziell in Deutschland hat niemand, 
der schon sichere Drittstaaten durchquerte –, kommt der 
Union dabei nicht in den Sinn. Für die AfD aber wäre das 
eine Selbstverständlichkeit und erste Pflicht, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was ist, wenn man vorher ansetzt? Zurückweisungen 

an der Grenze wolle man – also genau der AfD-Antrag, 
den man immer wieder erst abgelehnt hat, dann in Aus-
schuss und Plenum einfach von der Tagesordnung ge-
nommen hat, zu dem man dann die Abstimmung hier 
verhindert hat. Trotz der klaren Erkenntnis, dass sich 
das nach der Wahl mit SPD oder Grünen nicht wird 
machen lassen, wollte die Union die einzige Gelegenheit 
zur Umsetzung nicht nutzen. Die Forderung ist also reine 
Wählertäuschung.

(Beifall bei der AfD)
Nun die Frage der Abschiebungen. Man will die Län-

der machen lassen – oder besser: auch weiterhin nicht 
machen lassen – und dabei lediglich unterstützen. Sollen 
denn nun Ausreisepflichtige abgeschoben werden? Nein. 
Regeln seien zu verschärfen. Wenigstens für alle? Nein. 
Insbesondere für Straftäter und Gefährder. Und kommen 
denn nun die Abschiebungen von Syrern und Afghanen? 
Auch nicht. Wieder nur für Straftäter und Gefährder. Der 
Vorwurf im Antrag, die Bundesregierung setze lediglich 
auf symbolische Maßnahmen, fällt auf die Union selbst 
zurück. Wir sagen: Ausreisepflichtige werden abgescho-
ben. Punkt!

(Beifall bei der AfD)

Wie wird laut Antrag Integration erreicht und nach-
gewiesen? Durch verpflichtendes Aussprechen einer For-
mel, tituliert als „Bekenntnis“. Ein Rückfall in magisches 
Denken à la CDU! Werden beim Aussprechen der magi-
schen Formel dann im Falle von Schwarz-Grün dazu 
Cannabiskessel geschwenkt?

(Heiterkeit des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Wird beschwörend den stumm Vortretenden jeweils ein 
Bändchen des Grundgesetzes ausgeteilt? Dann muss es ja 
werden!

Weiter lesen wir im Unionsantrag: Die neue Turboein-
bürgerung der Ampel „nehmen wir zurück“ – so wörtlich. 
Pustekuchen! Rot und Grün haben das Staatsbürger-
schaftsrecht genau so gewollt. Natürlich verabreden die 
dann, sich innerhalb der Koalitionsverhandlungen nicht 
gegeneinander ausspielen zu lassen. Das klassische Spiel, 
zwei mögliche Partner gegeneinander auszuspielen, läuft 
nicht. Rot und Grün sind sich einig im Willen, ihre neuen 
Gesetze nicht rückabwickeln zu lassen. So kann die 
Union keinem der beiden möglichen Partner eine Rück-
nahme abverhandeln. Wer ist dann eigentlich wirklich 
Koch und wer Kellner? Es ist schon egal, ob der rote 
oder der grüne Koch dann den schwarzen Kellner los-
schickt.

(Stephan Brandner [AfD]: Der blaue Koch!)

Da stur zu bleiben, können die sich nämlich leisten, weil 
die Union sich von vornherein auf einen der beiden als 
Partner festgelegt hat. Und so wird der Schwanz – rot 
oder grün – mit dem schwarzen Hund wedeln, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Und warum diese Festlegung? Um die AfD weiter aus-
zugrenzen mit dem bekannten Verleumdungsnarrativ. 
Und warum bleibt man dabei trotz besseren Wissens? 
Um einen politischen Konkurrenten zu beschädigen? Ja, 
vor allem aber auch, um nur ja selber weiterhin wohl-
gelitten zu sein bei dem Teil der Mainstreammedien, für 
den der antijournalistische Verleumdungsaktivismus Be-
rufung ist. Das von Unionsseite nur ja mitzuvollziehen, 
immer weiter zu bedienen, ist und bleibt der Eingangs-
obolus dafür, selber dort verschont zu bleiben. So richtig 
was für Ehrenmänner!

So sehen wir, dass die Merz-Union nicht vorhat, auch 
nur irgendeine ihrer zur Schau getragenen Forderungen 
realistischerweise durchzusetzen. Mit der Brandmauer 
hat die Union sich selbst eingemauert und zu ewiger 
ideologischer Knechtschaft unter den Parteien des Links-
blocks verdammt. Der Wähler hat darauf keine Lust mehr

(Beifall bei der AfD)

und sucht und findet zu den Komplizen des rot-grünen 
Weiter-so eine Alternative.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Einen schönen guten Tag an Sie alle an diesem mut-

maßlich letzten Tag vor Weihnachten, den wir hier im 
Haus verbringen!
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Ich gebe das Wort an Helge Lindh für die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD – Stephan Brandner 
[AfD]: Haben Sie schon das Cannabiskessel-
chen geschwenkt, Herr Lindh? – Gegenruf 
der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD]: Das ist 
so widerlich!)

Helge Lindh (SPD):
Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich danke ausdrücklich der CDU/CSU für diesen Antrag, 
weil er uns die Möglichkeit gibt, noch mal mit dieser 
unzweifelhaft stark ideologisch geprägten und unüber-
sehbar wahltaktisch geprägten Auflistung von Wünschen 
und Forderungen, die ohne jede konkrete Substanz sind, 
abzurechnen, und gleichzeitig mit dem gegenwärtigen – 
so war das nicht immer – migrationspolitischen Elend der 
Union.

(Zuruf des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])
Ihre Politik krankt unter anderem daran – das ist be-

merkenswert an diesem Antrag –, dass Sie „humanitäre 
Verantwortung“, auf die Sie sich ja berufen, genau da-
durch zum Ausdruck bringen, dass Sie diese zwei Wörter 
im Titel des Antrags nennen. Danach findet sich nichts 
mehr dazu. Kein einziges Wort, keine Angaben, keine 
Überlegungen, wie Schutzbedürftige in diesem Land ge-
schützt werden können. Humanitäre Verantwortung ist 
demnach in der Migrationspolitik der CDU abgeschafft. 
Wie schade!

Zweitens. Ihre Migrationspolitik krankt daran, dass es 
dabei nicht um Migration geht – wir haben keine sachli-
chen realitätsorientierten Aussagen, wie konkret das alles 
umgesetzt werden soll –, und vor allem an der Abwesen-
heit von Politik. Wo benennen Sie denn konkret die Um-
setzung Ihrer Wunschkataloge, Ihrer Forderungen? Nir-
gends.

Das Dritte ist – und das ist, glaube ich, das Eigentliche, 
was wir hier erleben –: Es ist die Austreibung von 
Merkel, die Entmerkelung der CDU am Beispiel der Mi-
grationspolitik, deren Zeuge wir hier werden. Deutsch-
land ist aber kein Versuchslabor für solche therapeuti-
schen Übungen Ihres Kanzlerkandidaten. So weit ist es 
gekommen. Es ist erschütternd, sich klarmachen zu müs-
sen, dass Sie bei vielen Ihrer Anträge – bei diesem, aber 
auch bei Gesetzentwürfen der letzten Monate – gegen-
über der AfD Urheberrechtsverletzungen begehen.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Das haben Sie gut erkannt!)

Tatsächlich ist es so. Schauen Sie sich mal Anträge der 
Union zur Zurückweisung an den Grenzen von 2018/ 
2019 an. Ihre Wortwahl jetzt ist erschreckend ähnlich 
der der AfD – bis identisch. Das ist beschämend und 
traurig für ein Land, das einen großen Kompromiss, das 
große Volksparteien braucht für die Migrationspolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Es kann doch nicht sein, dass Sie für die Aufarbeitung 

dieses Merkel-Traumas das ganze Land in Haftung neh-
men. Und die Pointe ist ja noch viel schlimmer: Wir 
haben uns hier manchmal – auch in der Großen Koali-

tion – über Herrn Seehofer aufgeregt: sein Umgang mit 
Frau Merkel, seine Ausführungen zu Migration und In-
tegration. Mittlerweile muss man sagen: Mit seinen Po-
sitionen zu Europa, die er damals vertreten hat und auch 
heute noch vertritt, mit seinen Stellungnahmen zur See-
notrettung steht Horst Seehofer aktuell migrationspoli-
tisch links außen in der CDU. Das ist erschütternd und 
erschreckend!

Gehen wir einmal die Maßnahmen konkret durch. Sie 
fordern in Ihrem Antrag umfassende Zurückweisung an 
den Grenzen – umfassend, nicht unter bestimmten Bedin-
gungen, auch nicht unter Berücksichtigung des geltenden 
Rechts,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Natürlich unter 
Berücksichtigung des geltenden Rechts!)

was fordert, dass zumindest rudimentäre Verfahren erfol-
gen. Sie fordern umfassende Zurückweisung und gleich-
zeitig Drittstaatsverfahren. Das Ergebnis dieser Externa-
lisierung soll sein – das steht im Text –, dass alle, die 
einen positiven Bescheid bekommen, nicht in die EU 
kommen, also draußen bleiben. Kurzum: Ihre Antwort 
auf die migrationspolitische Frage ist: Niemand kommt 
mehr. Wir sorgen dafür, dass niemand mehr kommt, und 
damit ist Migrationspolitik erledigt.

Es ist nur ein Problem damit verbunden: Diktatoren 
und Regime dieser Welt und Naturkatastrophen dieser 
Welt, also die Wirklichkeit richtet sich nicht nach den 
ideologischen Befindlichkeiten, Vorstellungen und Trau-
mata der Union, sondern folgt anderen Bedingungen.

Sehen wir uns die Zahlen an. Wie viele Menschen 
bekommen durch das BAMF oder spätestens durch Ge-
richte Schutz? Was ist Ihre Schlussfolgerung? Ist also 
das gesamte nationale und europäische Recht zu Asyl 
und Flucht falsch? Variante eins. Oder sind das alles Fehl-
entscheidungen des BAMF? Auch darauf geben Sie kei-
nerlei Antwort. Stattdessen reden Sie notorisch von ir-
regulärer und illegaler Migration. Und da sind alle 
Schutzbedürftigen subsumiert, weil ja, wie wir alle in 
diesem Raum wissen, Menschen, die schutzbedürftig 
sind, in der Regel gar keine Alternative haben, als irregu-
lär auf deutschen Boden zu kommen. Das wissen Sie 
auch.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum nicht?)

Spielen wir es mal durch: Sie weisen also an den Gren-
zen zurück. Was ist denn, wenn die anderen Länder sa-
gen: „Nee, wir nehmen die Menschen nicht zurück“? 
Oder wenn die weiter zurückweisen? Dann haben wir 
Flüchtlinge, Refugees in Orbit in ganz Europa. Wer ist 
zuständig? Was sind die Folgen? Was ist mit Europa? Die 
Europapartei Helmut Kohls mit herausragenden Leistun-
gen hat sich von Europa verabschiedet. In der letzten 
Legislatur haben Sie, Horst Seehofer und seine Staats-
sekretäre noch Europa beschworen: Wir brauchen euro-
päische Antworten! – Jetzt steht in diesem Antrag – auf 
Deutsch gesagt –: Europa nützt uns nichts, GEAS brau-
chen wir nicht, alles sinnlos. – Sie gehen zurück zu einer 
letztlich nationalisierenden Migrationspolitik. Das kann 
und wird niemals funktionieren. Es wird Migration ge-
ben.
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(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ihre Politik funk-
tioniert doch ganz offensichtlich nicht!)

Es wird Flucht geben. Europa kann nicht die Antwort 
geben: Wir ziehen alle Binnengrenzen hoch, wir schaffen 
das Schengen-System ab, und wir bauen Mauern an den 
Grenzen Europas. In diesem Europa möchten wir jeden-
falls nicht leben, und werden wir nicht leben. Dies kann 
niemals die Antwort sein!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und dann noch etwas: Ihre hochkreative Antwort auf 
die Frage nach Abschiebungsgesetzen und Abschie-
bungsregelungen lautet: noch weitere Gesetze. Aber er-
innern Sie sich doch mal an diverse Sitzungen im Innen-
ausschuss. Es krankt doch nicht daran, dass wir wirklich 
bis zur Grenze die Gesetzgebung verschärft haben. Wir 
haben ein Umsetzungsdefizit, übrigens auch ganz massiv 
in CDU-regierten Ländern. Das heißt, Sie können noch so 
viele Gesetze machen, das wird an der Realität und an der 
Praxis von Abschiebungen null Komma null ändern. Und 
wenn Sie behaupten, es läge an Gesetzen, lügen Sie.

Dann kommen wir zum absoluten Meisterstück, den 
integrationspolitischen Passagen in diesem Antrag. Ihre 
Antwort sind Integrationsvereinbarungen und Bekennt-
nisse. Was meinen Sie, was die Ausländerbehörden zu 
dieser gesinnungsethischen Placebo-Integrationspolitik 
sagen? Gar nichts werden die dazu sagen. Die haben 
nämlich keine Lust, Leute einzubestellen und Bekennt-
nisfragen zu stellen oder Integrationskataloge abzufra-
gen. Mit Realität, mit Wirtschaftspolitik, Bildungspolitik, 
Arbeitsmarktpolitik, Kooperation mit Unternehmen, die 
wir für die Integration brauchen, hat das nichts zu tun. 
Ihre einzige konkrete Antwort ist: Gutes Angebot von 
Deutsch- und Integrationskursen. – Hurra, was für eine 
Erkenntnis!

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sie wollen sie ja 
kürzen!)

Und am Ende schlagen Sie gerade auch der Gastarbei-
tergeneration, die dieses Land mit aufgebaut hat, ins Ge-
sicht, indem Sie sagen, dass Sie das dringend notwendi-
ge, durch Schröder damals eingeleitete, durch die jetzige 
Regierung bzw. die Ampel umgesetzte Staatsangehörig-
keitsrecht wieder aufheben wollen. Was meinen Sie, wie 
das Menschen wahrnehmen, die hier gearbeitet haben 
und es verdienen, die deutsche Staatsangehörigkeit zu 
haben?

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Denen wollen 
wir sie ja geben!)

Was ist das für ein Signal an Menschen, die sich iden-
tifizieren sollen?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Lindh?

Helge Lindh (SPD):
Und Sie schreiben auch noch, man würde Leute damit 

belohnen, anstatt Leistung zu honorieren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Lindh!

Helge Lindh (SPD):
Das Gegenteil ist der Fall: Nach drei Jahren wird ein-

gebürgert, wer die Sprache hervorragend beherrscht und 
wer große Integrationsleistungen erbringt. Wenn man 
Desinformation betreibt – –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Präsidium an Helge Lindh: Die Redezeit war längst 

vorbei.

(Stephan Brandner [AfD]: Wieso „längst“?)

Helge Lindh (SPD):
Okay. – Keine Desinformation, praktische Politik!
Frohe Weihnachten!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Lindh, vielen Dank.

(Helge Lindh [SPD]: Ach so! – Heiterkeit bei 
Abgeordneten der SPD, der CDU/CSU, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

– Ich war nicht sicher, ob noch ein weiterer Nachsatz vom 
Nachsatz vom Nachsatz kommt.

Für die CDU/CSU hat Alexander Throm das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn man sich die Reden der Ex-Ampelfrak-
tionäre so anhört, dann muss man sich arg wundern, wa-
rum die Koalition überhaupt geplatzt ist: Sie sind sich ja 
völlig einig in Ihren Positionen; nach Ihrer Meinung ist 
das in den letzten Jahren hier alles klasse gelaufen.

(Otto Fricke [FDP]: Mit wem wollen Sie denn 
koalieren? – Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann müssten Sie ja eine Koali-
tion mit der AfD machen, Herr Throm! Ihr 
Wahlprogramm deckt sich mit dem der AfD! 
Gute Reise!)

Es ist schon auffällig, dass die Ampelkoalition, aber 
auch die AfD sich vor allem an den vergangenen Jahren 
abarbeiten. Die Union dagegen will sich mit der Zukunft 
beschäftigen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
rufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Oh! – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Ja, SPD und Grüne als Koalitionspartner! Der 
größte Volksbetrug!)

Wir von der Union haben in den letzten drei Jahren einen 
umfassenden Plan entwickelt, wie wir die Migrations-
krise in Deutschland beenden werden.
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(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Stephan Brandner [AfD]: 
Warum denn nicht davor, zum Beispiel 2015? 
Sechs Jahre Vollversagen!)

Es braucht dazu durchgehend konsequente Maßnahmen, 
auf nationaler und auch auf europäischer Ebene.

Maßnahmen auf nationaler Ebene müssen vor allem 
dazu dienen, dass wir den Zuzug faktisch reduzieren. 
Denn wir können nicht jedes Jahr akzeptieren, dass 
200 000 oder 300 000 irreguläre Migranten on top kom-
men, zusätzlich zu denen, die wir schon über die vielen 
vergangenen Jahre haben. Ja, das gestehen wir zu: Das ist 
nicht leistbar, und das überfordert unser Land nicht nur 
hinsichtlich der Infrastruktur, nicht nur finanziell, son-
dern auch mit Blick auf den Zusammenhalt unserer Ge-
sellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und deswegen hat oberste Priorität: den Zuzug verhin-
dern.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Dann dürfen Sie 
nicht mit der SPD koalieren!)

Deswegen brauchen wir die Grenzkontrollen, die auf 
unser Drängen hin eingeführt wurden, auf unabsehbare 
Zeit.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo waren denn die 
Grenzkontrollen 2015 und 2021?)

Und wir brauchen die Zurückweisung aller Flüchtlinge, 
die bereits in einem anderen EU-Land hätten Asyl be-
antragen können; denn – das wissen wir alle – wir sind 
nicht dafür zuständig, rechtlich nicht – nach EU-Recht –, 
aber – und das will ich auch mal betonen – auch nicht 
moralisch; denn jeder und jede dieser Flüchtlinge steht in 
einem sicheren Land, wo er oder sie Asyl beantragen 
könnte. Deswegen kann und muss diese Zurückweisung 
erfolgen: Der Verzicht auf Zurückweisung seinerzeit, bei 
Schengen, war das Gegenstück zu Dublin. Dublin funk-
tioniert nicht; die anderen Länder beteiligen sich nicht so, 
wie es rechtlich notwendig wäre. Deswegen kann von uns 
nicht verlangt werden, dass wir zukünftig einseitig auf 
Zurückweisungen verzichten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und wir brauchen europäische Maßnahmen, nicht nur 
ein halbherziges GEAS, das vor allem deutsche Interes-
sen unzureichend berücksichtigt.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch Ihre Kommissionsprä-
sidentin! Oder ist sie ausgetreten?)

Wir wollen uns den 15 EU-Staaten anschließen, die das 
Verbindungselement auflösen wollen. Ja, wir wollen das 
Verfahren der sicheren Drittstaaten, weil damit endlich 
Humanität in das europäische Asylsystem kommt

(Helge Lindh [SPD]: Wie? Konkret!)

und die Menschen nicht mehr im Mittelmeer oder in der 
Sahara sterben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Ja, wir wollen auch eine konsequentere Rückführung. 
Das verhindern nicht nur die nationalen Gesetze, sondern 
vor allem auch die geltende Rückführungsrichtlinie. Des-
wegen wollen wir mit einer Mehrheit der EU-Staaten, die 
es momentan gibt,

(Stephan Brandner [AfD]: Mit wem wollen Sie 
es im Deutschen Bundestag umsetzen?)

diese Rückführungsrichtlinie verändern, sodass wir Men-
schen, die ausreisepflichtig sind, länger in Abschiebehaft 
nehmen können – in einen Ausreisearrest bei schweren 
Straftaten –, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Jetzt möchte ich doch noch meine wertvolle Zeit auch 

auf Syrien verwenden:
(Otto Fricke [FDP]: Ihre „wertvolle Zeit“! – 
Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Grausam! Kinder und Jugendliche! Gruselig! – 
Benjamin Strasser [FDP]: Das ist aber sehr 
christlich von Ihnen!)

Welch moralische Selbstüberhöhung hier bei den drei 
Ampelparteien!

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Flüchtlingsschutz ist Aufenthalt auf Zeit – das ist der 
internationale Grundsatz –, und wenn der Fluchtgrund 
wegfällt, dann fällt grundsätzlich auch der Flüchtlings-
schutz weg. Nichts anderes haben wir gesagt.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben ganz was anderes gesagt!)

Und wer freiwillig in sein Heimatland gehen will, um 
dort am Wiederaufbau teilzunehmen, der sollte unsere 
Unterstützung haben und nicht noch entsprechend kriti-
siert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: HTS ist eine Terrorgruppe!)

Bis vor zwei Wochen drehte sich die Diskussion nur 
darum: Wie können wir verhindern, dass noch mehr Syrer 
kommen, und vor allem dafür sorgen, dass die Abschie-
bung funktioniert? Plötzlich gibt es anscheinend bloß 
noch Ärzte unter den syrischen Flüchtlingen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Ja! – Stephan 
Brandner [AfD]: Das ist fast schon Volksver-
hetzung, was Sie da machen! – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Das ist eine Terrorgruppe! – 
Zuruf: Populist!)

0,5 Prozent der syrischen Flüchtlinge sind Ärzte. Die 
sind auch gar nicht betroffen, die haben in aller Regel 
eine Niederlassungserlaubnis.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)
Aber werden diese Ärzte und Pfleger nicht gerade jetzt 

auch in Syrien gebraucht?
(Gabriele Katzmarek [SPD]: Dass Sie sich für 

so was hergeben!)
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Wie moralisch ist es denn, diese vor allem oder nur für 
Deutschland in Anspruch zu nehmen? Ihre Argumenta-
tion diesbezüglich hat postkoloniale Züge.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie reden ja wie der 
Brandner! – Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie haben keine Krippe un-
term Christbaum! Das ist Ihr Problem! Das ist 
Quatsch, was Sie reden!)

Nein, auch diese Personen müssen frei entscheiden kön-
nen, wo sie hingehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Letzte Bemerkung. Die Beschäftigungsquote der Syrer 
ohne geringfügige Beschäftigung liegt bei 34,4 Prozent. 
54,9 Prozent aller syrischen Flüchtlinge beziehen Bürger-
geld.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Falsch!)

Deswegen müssen diejenigen, die erst kurz in Deutsch-
land sind oder nicht gut integriert sind, weil sie insbeson-
dere nicht arbeiten,

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das können Sie gut, Herr Throm! – 
Lachen bei Abgeordneten der AfD)

dann, wenn der Fluchtgrund wegfällt, auch wieder in ihr 
Heimatland reisen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Aber Sie merken schon, 
dass die AfD lacht?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort für Bündnis 90/Die Grünen hat der Kollege 

Julian Pahlke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten! Wir haben es dieses Jahr ja fast 
geschafft. Ich habe den Antrag der Union gelesen. Da ist 
auch, zugegeben, recht viel Meinung drin. Meinung ist 
mir persönlich ja jetzt auch nicht völlig fremd. Aber an-
statt jetzt, zum Schluss dieses Jahres, noch mal auf unsere 
Meinung zu hören, könnten wir ja auch mal auf die Wis-
senschaft hören; denn Wissenschaftler sind nicht Mit-
glied einer Partei, die haben öffentlich nichts zu gewin-
nen oder zu verlieren,

(Otto Fricke [FDP]: Na ja!)

und das sind ja erst mal, finde ich, ganz gute Vorausset-
zungen.

Im Antrag schreiben Sie:

„Die Belastungsgrenze ist in vielen Kommunen 
längst überschritten.“

Schauen wir mal in die Studien dazu, sehen wir: Nur noch 
5 Prozent der Kommunen geben an, sie seien im Notfall-
modus. Es wird also vieles besser. Grund zum Optimis-
mus, sagt die Wissenschaft.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nicht alle sind so differenziert. Manche, die sich an der 
Debatte beteiligen, haben viel Meinung, aber eben leider 
wenig Ahnung. Sie wissen, über wen ich rede: Jens 
Spahn. Der sagte, Europa bräuchte Zäune entlang der 
Grenze. – Ich halte an mich und erspare uns meine Mei-
nung, weil die Wissenschaft, dieses Mal in Form des 
Mercator Forums für Migration und Demokratie, sich 
das angeschaut hat und sagt:

„‚Länder können sich nicht abschotten, Migration 
lässt sich nicht aufhalten …ʼ … Grenzbefestigungen 
und -zäune seien demnach nicht mehr als eine sym-
bolische Abschreckung.“

Dann dachte sich aber wohl Friedrich Merz: „Das geht 
doch alles noch deutlich schärfer“, und fordert die kon-
sequente Zurückweisung von Migranten an der Grenze, 
eben auch mit stationären Grenzkontrollen. – Jawoll, das 
knallt ordentlich! – Aber stopp, ich spare mir die Mei-
nung; denn ein kluger Mensch, dieses Mal Hans Vorlän-
der vom Zentrum für Verfassungs- und Demokratiefor-
schung an der TU Dresden, hat sich das angeschaut und 
stellt fest: „Wer stationäre Grenzkontrollen auf Dauer 
errichtet, stellt den Schengenraum sehr stark in Frage.“ 
Und er warnt vor den Folgen für die Industrie. – Starke 
Worte. Es könnte noch einen anderen Grund geben, wa-
rum Herr Vorländer sich die Merz-Äußerungen an-
geschaut hat: Er forscht nämlich auch zu Populismus.

(Zuruf: Glauben Sie, was Sie da erzählen?)
Bleiben wir beim Parteivorsitzenden Merz – wer sich 

so ins Zeug legt, der soll ja auch gewürdigt werden –, der 
moniert, man hätte nach Nordsyrien ja längst abschieben 
können, und jetzt Abschiebung ins ganze Land fordert. 
Da staunt man: Friedrich Merz weiß anscheinend, wie 
sich Syrien entwickelt. – Aber stopp, das war ja Meinung, 
und deshalb hören wir heute mal auf die Wissenschaft, 
dieses Mal aus einer ganz unerwarteten Ecke, damit hier 
auch nicht der Verdacht der Grünen-Nähe aufkommt, 
nämlich auf das arbeitgebernahe Institut der Deutschen 
Wirtschaft; dahinter steckt ja der BDI. Dieses Institut 
fordert Planungssicherheit für Unternehmen und Be-
schäftigte, gerade auch für erwerbstätige Syrer. Und sie 
sagen, dass der subsidiäre Schutzstatus verlängert werden 
sollte. Man bräuchte nämlich in Zukunft in den Engpass-
berufen deutlich mehr Menschen. Und in diesen so-
genannten Engpassberufen arbeiten heute schon 80 000 
Syrerinnen und Syrer.

Hätte man jetzt eine Meinung, könnte man unterstel-
len, Merz wolle der Wirtschaft schaden. – Aber Moment, 
da meldet sich die CSU: An Abschiebungen könne im 
Moment sicherlich nicht gedacht werden, sagte vor 
zehn Tagen Innenminister Joachim Herrmann von der 
CSU.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Guter Mann!)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 208. Sitzung. Berlin, Freitag, den 20. Dezember 2024                              26944 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Alexander Throm 



Das ist ja ein Ding! Da gibt es in der Union mal wieder 
ein Nord-Süd-Gefälle in der Meinung. Man hat die uni-
onsinterne Dauertorpedierung aus Bayern ja überhaupt 
nicht mitbekommen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf der Abg. 
Dr. Silke Launert [CDU/CSU])

Und dann? Dann schwingen Sie sich im Antrag noch 
dazu auf, die sogenannten Asylverfahren in Drittstaaten 
zu fordern. Und so ein Zufall: Das haben sich 28 Experten 
für das Innenministerium mal angesehen. Die große 
Mehrzahl hält das im Übrigen für Quatsch, völlig unrea-
listisch, rechtlich unmöglich.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Und ganz unjuristisch sagen die Expertinnen und Exper-
ten dazu: Asylzentren im Ausland sind teuer und ineffi-
zient.

Man braucht gar keinen Studienabschluss, um fest-
zustellen: Sie hören auch denen nicht zu, die sogar pro-
moviert haben. Und das ist ja irgendwie auch eine Form 
der Bildungsfeindlichkeit.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir begehen 
jetzt ein christliches Fest, an dem wir die Geburt eines 
Menschen mit Fluchtgeschichte feiern.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie haben nicht mal 
Ahnung von der eigenen Geschichte! Das ist ja 
erbärmlich! – Alexander Throm [CDU/CSU]: 
Der ist aber wieder zurückgegangen in sein 
Heimatland!)

Darüber gibt es keine zwei Meinungen. Und damit wün-
sche ich insbesondere Ihnen von der christlichen Union 
einen erkenntnisreichen Gottesdienst an Heiligabend.

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Benjamin Strasser hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Benjamin Strasser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Kollege Pahlke, als Christ muss ich Sie 
korrigieren: Die Flucht Jesu nach Ägypten fand erst nach 
der Geburt statt.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist halt ein ty-
pischer Grüner! Viel erzählen und keine Ah-
nung!

Aber sei’s drum.
Der Antrag der CDU/CSU erweckt ja fälschlicher-

weise den Eindruck, dass die Frage der Ordnung und 
Steuerung von Migration sich erst im Jahr 2021 ff. ge-
stellt hat. Dabei kennen wir alle die Wahrheit aus Gesprä-
chen mit Unternehmerinnen und Unternehmern in unse-
ren Wahlkreisen, die 2015 mit viel Mühe, mit viel Zeit 
und viel Geld Geflüchtete in den Arbeitsmarkt integriert 
haben. Diese sind zu einem unerlässlichen Teil ihres Be-

triebes geworden und wurden dann von CDU und CSU 
abgeschoben, während Kriminelle, die sich nicht inte-
griert haben und untergetaucht sind, dageblieben sind. 
Es hat sich schon damals, 2021, gezeigt, dass es so nicht 
weitergehen kann. Was wir brauchen, ist eine neue Re-
alpolitik in der Migration.

(Beifall bei der FDP)

Und die haben wir in der Koalition auch vorangetrie-
ben.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie haben 
es also immer noch nicht verstanden!)

Wir haben gemeinsam einen Chancen-Aufenthalt gesetz-
lich beschlossen, um genau diesen Personen, die sich 
integriert haben in den deutschen Arbeitsmarkt, eine Per-
spektive zu geben – gegen die Stimmen der CDU/CSU. 
Wir haben gegen die Stimmen der CDU/CSU endlich ein 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz beschlossen,

(Beifall des Abg. Sebastian Hartmann [SPD] – 
Zurufe von der CDU/CSU)

weil Deutschland auf Arbeitskräfte angewiesen und weil 
es unser Interesse ist, zu bestimmen, wen wir in den 
deutschen Arbeitsmarkt einladen. Wir haben gegen die 
CDU/CSU ein Staatsangehörigkeitsrecht beschlossen, 
weil beides zusammengehört;

(Beifall des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

das sagen uns erfolgreiche Einwanderungsländer. Die 
Frage, wie schnell ich Staatsangehöriger werden kann, 
ist eine zentrale Frage im Kampf um die besten Köpfe. 
Wenn Sie das nicht wollen, verkennen Sie die Tatsachen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Und das zeigt: Deutschland ist ein weltoffenes Land, und 
das soll es auch bleiben.

Gleichzeitig sind unsere Ressourcen endlich – auch bei 
allem guten Willen –, und deswegen muss man der Mi-
gration Grenzen setzen. Auch das haben wir getan: Wir 
haben den Ausreisegewahrsam verlängert, von 10 auf 
28 Tage. Wir haben Sozialleistungen bei Dublin-Geflüch-
teten auf null gekürzt. Wir haben den Anspruch auf Leis-
tungen in Höhe des Bürgergelds später wirksam werden 
lassen. Sie haben es auf 18 Monate damals gesetzt, wir 
auf 36. Wir haben neue Befugnisse geschaffen für die 
Polizei bei Abschiebungen aus Gemeinschaftsunterkünf-
ten. Bei Ihnen durften sie nur den Raum des Geflüchteten 
betreten; bei uns dürfen sie jetzt alle Räume der Unter-
kunft durchsuchen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das woll-
ten wir doch schon lange! Erzählen Sie doch 
keinen Käse! Seit zehn Jahren ist das Unions-
position! Was ist das für eine Rede hier?)

Und das hat auch Auswirkungen: 55 Prozent weniger 
Asylanträge im November 2024 als im Vorjahr und 
20 Prozent mehr Abschiebungen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ja, weil 
Sie auch mehr reingelassen haben!)
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Das haben Sie heute den Menschen in Deutschland ver-
schwiegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Sind wir schon am Ende der Neuordnung der Migrati-
ons- und Asylpolitik?

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie haben 
noch nicht mal angefangen damit!)

Nein, sind wir nicht. Und deswegen finde ich es sehr 
traurig, dass die Bundesratsbank heute so leer ist. Denn 
wir können hier im Deutschen Bundestag viele kluge 
Dinge beschließen, beispielsweise die Verlängerung des 
Ausreisegewahrsams, wenn aber die baden-württember-
gische CDU-Justizministerin

(Sebastian Hartmann [SPD]: Aha!)

für 6 000 Ausreisepflichtige ganze 51 Abschiebehaft-
plätze in Baden-Württemberg schafft,

(Sebastian Hartmann [SPD]: Oder Nordrhein- 
Westfalen! – Otto Fricke [FDP]: Ach so! Aha! 
Jaja, Baden-Württemberg!)

wird das, liebe Union, nicht funktionieren. Und deswe-
gen: Hier Anträge zu schreiben, ist klug, dort zu handeln, 
wo man selbst Verantwortung trägt, das wäre in der Tat 
besser.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Deswegen müssen wir weitergehen. Wir stimmen 
Ihnen zu, wenn es um weitere Leistungskürzungen geht, 
insbesondere für vollziehbar Ausreisepflichtige; das ist 
ein wichtiges Signal. Und, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von SPD, Grünen, FDP und CDU/CSU: Wir waren 
eigentlich ja schon mal weiter. Wir hatten gemeinsame 
Gespräche geführt, was das Thema „Zurückweisungen an 
den Grenzen“ angeht. Die CDU/CSU hat leider diese 
Gespräche beendet.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Weil der 
Buschmann abgelehnt hat! Ihr ehemaliger 
Chef hat es abgelehnt! Ich war dabei im Ge-
gensatz zu Ihnen!)

Aber, Herr Staatssekretär Özdemir, das Thema ist nicht 
beendet, weil die CDU/CSU jetzt die Gespräche verlas-
sen hat. Wir brauchen ein Modell der Zurückweisung an 
den deutschen Grenzen, das rechtssicher ist. Und dass das 
BMI hier nichts vorgelegt hat, kann ich nicht verstehen.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Also, bis auf den 
letzten Satz war es gut!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie werden zum Ende kommen.

Benjamin Strasser (FDP):
Letzter Satz, Frau Präsidentin. – Wir werben um neue 

Mehrheiten für gesteuerte Zuwanderung.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie er-
zählen einen Käse hier!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank.

Benjamin Strasser (FDP):
Für uns ist klar: Alles lässt sich ändern,

(Stephan Brandner [AfD]: Und Sie werden 
nicht mehr dabei sein, Herr Strasser! Letzte 
Rede, oder?)

auch die Politik: hin zu gesteuerter Zuwanderung.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die AfD hat Dr. Christian Wirth das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Meine Damen und 

Herren von der Union, tatsächlich kann ich in Ihrem 
Antrag eine Lernkurve erkennen, wenn der Antrag ernst 
gemeint ist, was ich jetzt leider wieder nicht glaube.

Wollten Sie vor Kurzem noch an den europäischen 
Sekundärrechten wie der Dublin-III-Verordnung herum-
doktern und im Wege der Rosinentheorie diejenigen an 
den deutschen Grenzen durchlassen, die sichere Staaten 
durchquert haben, ohne den gebotenen Asylantrag zu 
stellen, fordern Sie nunmehr endlich – ich zitiere –:

„… auch solche Personen … zurückzuweisen, die in 
einem anderen Mitgliedstaat … oder des Schengen- 
Raumes bereits Aufnahme gefunden haben oder die 
einen Asylantrag … in einem Staat, aus dem sie 
einreisen wollen, stellen können.“

Meine Damen und Herren, das ist genau das, was un-
sere Gesetze fordern, nämlich in Artikel 16a Grundgesetz 
und § 18 Absatz 2 Asylgesetz. Niemand, der über einen 
Landweg nach Deutschland illegal einreist, ist auf der 
Flucht, da man in allen angrenzenden Nachbarstaaten 
bereits in Sicherheit ist.

(Beifall bei der AfD)
Ich predige seit Langem, dass wir das Primärrecht 

prüfen müssen, nämlich das EU-Vertragsrecht. Und 
wenn ich Ihnen bei dieser Erkenntnis behilflich sein 
konnte, freut mich das. Leider fehlt in Ihrem Antrag die 
rechtliche Begründung. Die können Sie aber auch gerne 
aus meinen Anträgen abschreiben; das machen Sie ja 
ganz gerne.

(Stephan Brandner [AfD]: Das andere schrei-
ben sie ja auch ab!)

In Artikel 3 Absatz 2 des EU-Vertrages ist nämlich 
vereinbart, dass die EU-Mitgliedsländer offene Bin- 
nengrenzen gewähren und im Gegenzug die EU die Au-
ßengrenzen sichert, ein wirksames Asylsystem zur Ver-
fügung stellt sowie die Einwanderung regelt und Krimi-
nalität verhütet und bekämpft. In allen Punkten ist die EU 
krachend gescheitert,

(Beifall bei der AfD)
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sodass wir deutsches Recht nicht nur anwenden können, 
sondern zwingend anwenden müssen – und das, bis die 
EU-Staaten endlich ein wirksames EU-Asylrecht auf die 
Beine gestellt bekommen. Damit meine ich nicht das 
neue gemeinsame Asylrecht, wenn es mal irgendwann 
kommt.

Auch Ihre übrigen Forderungen unterstützen wir: 
Asylverfahren in Drittstaaten, Abschiebungs- und Ge-
wahrsamsregelungen verschärfen, den Familiennachzug 
aussetzen.

Und wenn man die Tage hört, dass das Außenministe-
rium wieder über 150 000 Afghanen einfliegen möchte, 
greift man sich nur noch an den Kopf. Es sind natürlich 
sämtliche Aufnahmeprogramme zu stoppen.

Leider ist Ihr Antrag wieder mal ein Schaufenster-
antrag. Ich befürchte ein Déjà-vu-Erlebnis. Wenn man 
die Union in dieser Legislatur darauf angesprochen hat, 
warum nach 2015 die Massenmigration nicht durch 
Grenzschließungen beendet worden ist, lautete in der 
Regel die Antwort des innenpolitischen Sprechers – das 
ist aktuell Herr Throm –: Wir wollten ja, aber die SPD …!

Ich versichere Ihnen: Wenn die Union nach den Wah-
len eine Koalition eingeht, werden wir Sie an diesen 
Antrag erinnern. Aber – Sie ahnen es – es wird wieder 
heißen: Wir wollen ja, aber der Koalitionspartner …!

Einen Politikwechsel, auch in der Migration, wird es 
nur mit der AfD geben.

Vielen Dank. Glück auf!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die SPD hat der Kollege Dr. Lars Castellucci jetzt 

das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Bislang musste man in diesen Debatten, 
wenn man nach einem Redner der AfD sprach, erst mal 
etwas zu diesem Redner der AfD sagen. Mittlerweile 
passt aber zwischen Union und AfD kein Blatt Papier 
mehr.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei!)

Deswegen kann ich mich direkt der Union zuwenden.

(Beifall bei der SPD – Julian Pahlke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das Wahlprogramm 
ist dasselbe! – Gegenruf der Abg. Dr. Silke 
Launert [CDU/CSU]: Diese „Jeder ist Nazi“- 
Methode funktioniert nicht mehr!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist eine 
traurige Tatsache, dass Menschen in vielen Ländern die-
ser Welt politisch verfolgt werden, weil Machthaber der 
Auffassung sind, sie hätten den falschen Glauben oder die 
falsche sexuelle Orientierung, das falsche Geschlecht. 
Wir sind der Auffassung, dass diese Menschen ein Recht 

haben, anderswo Schutz zu finden. Die Union stellt das 
Grundrecht auf Asyl infrage. Wir verteidigen das Grund-
recht auf Asyl. Das ist der fundamentale Unterschied.

(Beifall bei der SPD – Detlef Seif [CDU/CSU]: 
Das stimmt aber nicht!)

Weiterhin gibt es Menschen, in deren Ländern Kriege 
oder Bürgerkriege wüten. Menschen, die vor Bomben 
und Terror fliehen, haben ebenfalls ein Recht, anderswo 
Schutz zu finden.

(Moritz Oppelt [CDU/CSU]: Wir reden da von 
ganz wenigen! Das ist doch Quatsch! – Weite-
rer Zuruf von der CDU/CSU: Dann ist das 
anderswo!)

Und wenn diese Kriege und Bürgerkriege andauern, blei-
ben die Menschen oft viele Jahre in der Fremde, fürchten 
um ihre Ehepartner, um die Kinder, die zurückbleiben 
mussten. Wir sind der Auffassung, dass die Familie ein 
schützenswertes Gut ist, dass Familien zusammengehö-
ren. Die Union will Familien dauerhaft auseinanderrei-
ßen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Was für 
eine Verkürzung! Sorry! Das ist Gutmenschen-
populismus, was Sie da machen, nichts ande-
res! Immer wieder dieselbe Schallplatte! – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Unerträglich! 
Wir wollen den subsidiären Schutz abschaf-
fen!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der Union, ich hoffe, 
die bevorstehenden Festtage bieten Ihnen Gelegenheit, 
ein wenig zur Besinnung zu kommen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Jamila 
Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Nebenbei: Wenn Sie die legalen Wege weiter beschnei-
den, werden Sie die illegale Migration nicht in den Griff 
bekommen. Im Gegenteil: Legale Wege eröffnen und so 
auch irreguläre Wege eindämmen, das ist der richtige 
Weg.

(Beifall bei der SPD)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist nicht 

mal ein halbes Prozent der Weltbevölkerung, das vom 
Flüchtlingswerk der Vereinten Nationen überhaupt als 
Flüchtlinge gezählt wird.

(Steffen Janich [AfD]: Die wollen alle nach 
Deutschland, oder was?)

Ich bin der festen Überzeugung, dass es der Weltgemein-
schaft mit etwas gutem Willen gelingen kann, diesen 
Menschen, diesem halben Prozent der Weltbevölkerung, 
Schutz zu gewähren und ihre Menschenwürde zu gewähr-
leisten. Das ist nicht nur moralisch geboten; das ist leist-
bar.

Entscheidend ist, dass wir mehr Länder dafür gewin-
nen, Verfolgten Schutz zu bieten. Und dafür brauchen wir 
eine neue Allianz, eine neue internationale Allianz für 
den Flüchtlingsschutz. Hier kommen auch Länder wie 
Ruanda ins Spiel, zu denen Sie jetzt heute Morgen gar 
nichts gesagt haben, aber die in Ihrem Antrag ja drin-
stehen. Sie von der Union plädieren dafür, dass sich 
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Deutschland aus der internationalen Solidarität ver-
abschiedet. Das ist ein Irrweg, der nur zu mehr Leid 
und Durcheinander führen wird. Wir stehen für Solidari-
tät

(Steffen Janich [AfD]: Sie wollen die Tore 
öffnen!)

in Europa und über Europa hinaus, und das ist der richtige 
Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, der Anteil der weltweit 
Geflüchteten in Europa ist mit Beginn des Angriffskrie-
ges Russlands gegen die Ukraine von 10 auf immerhin 
20 Prozent gestiegen. Und mit dem Ende der Coronapan-
demie ist das Reisen nicht nur für uns alle wieder möglich 
und leichter geworden, sondern auch, ja, für Migrantin-
nen und Migranten und für Flüchtlinge. Diese steigenden 
Zahlen sind eine Herausforderung für alle, die haupt- und 
ehrenamtlich mit diesen Fragen zu tun haben, allen voran 
für die Städte und Gemeinden. Deshalb, werte Kollegen 
von der Union, hat die Koalition, hat die Bundesregie-
rung ja gegengesteuert, und zwar erfolgreich. Die Zahl 
der Asylanträge ist im Jahresvergleich um fast 30 Prozent 
zurückgegangen,

(Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

in den letzten Monaten sogar um die Hälfte. Während Sie 
immer die gleichen untauglichen Vorschläge zu Papier 
bringen, bekommen Sie gar nicht mit, dass unsere Maß-
nahmen längst wirken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijeijei-
jei!)

Meine Damen und Herren, wenn Sie Zeuge eines Un-
falls im Straßenverkehr sind, wenn der Nachbar krank ist 
oder wenn es eben um die Aufnahme von Geflüchteten 
geht, dann gibt es einen guten Grundsatz im Leben, und 
der heißt: Helfen, soweit Hilfe

(Alexander Throm [CDU/CSU]: … notwendig 
ist! – Lachen bei Abgeordneten der FDP)

möglich ist. Niemand soll sich überfordern. Deshalb ist es 
richtig, für eine Begrenzung der Zahlen einzutreten. Aber 
wir sollten umgekehrt auch tun, was in unseren Möglich-
keiten liegt. Bitte vergessen wir nicht: Es geht um Men-
schen und um Mitmenschlichkeit. Das ist auch ein The-
ma, das hier angesprochen werden muss. Durch diese 
Brille müssen wir das Thema einmal sehen.

Es geht um Mitmenschlichkeit, aber es geht leider auch 
um ein Geschäft: Allzu oft bestimmen Schlepper und 
Schleuser, wer es bis zu einem sicheren Ort schafft. Das 
kann selbstverständlich so nicht bleiben. Wir müssen die 
internationale polizeiliche Zusammenarbeit weiter ver-
bessern, damit uns nicht nur die kleinen Fische, sondern 
auch die Hintermänner in die Fänge gehen. Entscheidend 
ist aber, dass Menschen Alternativen haben, dass sie sich 
den Schleppern und Schleusern nicht anvertrauen müs-
sen. Deswegen: Wir müssen ausbauen, was es an sicheren 
und legalen Wegen für Menschen auf der Flucht gibt.

Dann ist richtig, dass derjenige, der keinen Schutzsta-
tus bekommt, in sein Heimatland zurückkehren muss. Bei 
diesen Rückführungen sind wir in den letzten beiden 
Jahren deutlich besser geworden. Um 20 bis 30 Prozent 
ist die Zahl der Rückführungen, auch der freiwilligen 
Rückkehr, gesteigert worden. Es gilt, in diesem Bereich 
schlicht Recht und Ordnung durchzusetzen. Aber dass 
kaum ein Tag vergangen war, seitdem der Diktator Assad 
sein Heimatland verlassen hatte, und Sie schon sagten: 
„Bitte schön, die Syrer können jetzt alle wieder zurück“, 
das fand ich unangemessen und unanständig.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Julian 
Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist richtig: Wenn im Heimatland wieder Sicherheit 
herrscht, dann gelten unsere Gesetze, und die besagen, 
dass man dann wieder zurückkehren muss. Aber davon 
sind wir im Moment noch weit entfernt, dazu ist die Lage 
noch zu unklar.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Gemein-
same Europäische Asylsystem, Migrationsabkommen, 
sichere Herkunftsstaaten, Grenzkontrollen: Diese Regie-
rung hat tatkräftig gehandelt, sie hat erfolgreich gehan-
delt. Es ist noch nicht alles gut.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank, Herr Kollege.

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Aber auf diesem Weg sollten wir beherzt weitergehen.
Ich wünsche Ihnen frohe Festtage.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Detlef Seif hat das Wort für die CDU/ 

CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Rhe-

torik der Ampel wird die Wähler möglicherweise in die 
rechtspopulistische Ecke drängen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, hoffentlich! – 
Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagen Sie das mal Herrn Spahn!)

Sie sind nicht in der Lage zur Differenzierung. Sie sehen 
nicht die Kernelemente unseres Antrags, oder Sie sehen 
sie und behaupten hier bewusst das Gegenteil.

(Beifall bei der CDU/CSU)
16 EU-Mitgliedstaaten wollten eine Initiative auf den 

Weg bringen, um die irreguläre Migration deutlich zu 
reduzieren.

(Stephan Brandner [AfD]: „Illegale Migration“ 
heißt das!)

Mette Frederiksen, die dänische Ministerpräsidentin, 
wollte mit Bundeskanzler Olaf Scholz in Kontakt treten, 
damit Deutschland dabei eine führende Rolle übernimmt. 
Was hat sie bekommen? Frederiksen hat bei diesem wich-
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tigen Thema nicht einmal eine Eingangsbestätigung be-
kommen. Deutschland war immer die führende Kraft bei 
europäischen Themen, und hier bei diesem Thema ver-
sagt Deutschland vollkommen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Wo ist eigentlich Horst See-
hofer?)

Um das Kernelement – worum geht es eigentlich? – 
reden Sie immer schön drum herum. Es geht doch eigent-
lich darum, dass Menschen zu uns kommen, die keinen 
Schutzanspruch haben. Natürlich ist ein großer Teil da-
runter, die einen Schutzanspruch haben.

(Helge Lindh [SPD]: Ja, was denn nun?)
Aber wir geben Anreize durch unser System.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wollen doch alle abweisen! Machen 
Sie sich ehrlich, Herr Seif!)

Wir geben den Schleppern ein Geschäftsmodell, die eine 
menschenverachtende Politik umsetzen. Davon haben 
Sie heute kein Wort gesagt. Das ist sehr bedauerlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, Sie haben nur auf die paar 

Seiten des heutigen Antrags geguckt. Wo waren Sie denn 
die letzten Monate? Die Union hat viele Anträge zu Hu-
manität und Ordnung gestellt.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Abschottung und 
Ausgrenzung!)

Natürlich geht es uns darum, verfolgten Menschen 
Schutz zu bieten. Aber wir müssen doch die Belastungs-
grenze dieses Landes sehen. Und natürlich haben wir 
nicht mehr überall eine Notlage, Herr Pahlke. Aber trotz-
dem sind Städte und Gemeinden erheblich überlastet.

(Helge Lindh [SPD]: Trotzdem gibt es Rech-
te!)

Sie haben keine Integrationsmöglichkeiten mehr. Die in-
nere Sicherheit ist gefährdet. Dem müssen wir natürlich 
etwas entgegensetzen. Was Sie heute gesagt haben, ist 
nur Futter für die rechtspopulistische Seite. Sie sollten 
sich eigentlich dafür schämen, uns in diese Ecke gestellt 
zu haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Lindh 
[SPD]: Sie sollten sich für Ihren Antrag schä-
men! – Sebastian Hartmann [SPD]: Sie sollten 
sich schämen! Das war wortwörtlich abge-
schrieben von der AfD! – Stephan Brandner 
[AfD]: Wir fühlen uns da wohl!)

Die Zurückweisungen an der Grenze bedeuten doch 
nicht, dass wir auf alle Ewigkeit jeden Asylsuchenden 
an der deutschen Grenze zurückweisen wollen.

(Sebastian Hartmann [SPD], an die CDU/CSU 
gewandt: Das war abgeschrieben! Ihr habt das 
da abgeschrieben! Ihr habt das bei der AfD 
abgeschrieben! – Gegenruf des Abg. 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Eure Verant-
wortung! – Gegenruf des Abg. Sebastian 
Hartmann [SPD]: Das sind eure Leute! – Wei-
terer Gegenruf des Abg. Julian Pahlke 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wissenschaft, 
Herr Throm, Wissenschaft!)

Aber das europäische Asylrecht funktioniert nicht. An-
dere EU-Mitgliedstaaten verstoßen massenhaft gegen 
Vorschriften zur Registrierung, zur Bearbeitung der An-
träge. Gemäß Dublin-Verfahren werden sie nicht zurück-
genommen. Also müssen wir ein deutliches Signal set-
zen. Ich bin froh, dass mittlerweile eine Mehrheit der EU- 
Mitgliedstaaten,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was schreien Sie denn so, Herr Seif? Das kön-
nen Sie auch ruhiger sagen! Schreien Sie doch 
nicht so!)

aber auch die Kommissionspräsidentin im Letter of Intent 
an den EU-Kommissar Brunner hierzu klare Worte ge-
funden haben.

Wir müssen neue Wege gehen. Das haben Sie heute 
völlig verschwiegen. Das Verbindungselement im Be-
reich der Rückführungsrichtlinie wäre sehr wichtig, um 
Verfahren zu externalisieren. Am Ende des Tages bekom-
men aber verfolgte Menschen trotzdem Schutz, nur eben 
an anderer Stelle.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und das an Weihnachten!)

Das bedeutet, dass hier die Genfer Flüchtlingskonvention 
erfüllt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, ja! Haben 
Sie den Beschluss der Deutschen Bischofskon-
ferenz nicht gelesen? Auch die EKD hat was 
anderes beschlossen!)

Nun rede ich ja auch mit vielen Bürgern, und viele 
haben Zweifel: Macht ihr das denn jetzt auch, und steht 
das irgendwo? Setzt ihr das denn um? – Ich als Unions-
politiker kann nur aus eigener, persönlicher Wahrneh-
mung eindeutig bestätigen und bekräftigen: Die Union 
hat aus ihren Fehlern gelernt. Ich gehörte im Jahr 2016 
zu den 44 Unionspolitikern, die Angela Merkel aufgefor-
dert haben, Zurückweisungen an den Grenzen zu voll-
ziehen; denn sie hatte letztlich entschieden, das nicht zu 
machen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sind Sie stolz darauf? – Stephan Brandner 
[AfD]: Trotzdem haben Sie nicht zugestimmt! 
Sie sind Mittäter!)

Wir kennen die Geschichte.
(Sebastian Hartmann [SPD]: Böse Angela!)

Das war eine schwierige Zeit für Unionspolitiker, die eine 
andere Asylpolitik wollten, aber immer noch eine Politik, 
die die Menschen schützt.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Warum hat 
Hendrik Wüst den Abschiebeknast aus dem 
Haushalt gestrichen?)

Ich kann Ihnen allen hier im Hause, auch den Wählern 
sagen: Die Union hat dazugelernt.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Ach!)
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Wir werden diese Politik umsetzen. Wir brauchen dafür 
natürlich ein starkes Wahlergebnis. Wir setzen auf Sie.

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Hendrik Wüst hat den Ab-
schiebeknast gestrichen! –Zuruf der Abg. 
Gabriele Katzmarek [SPD])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort für die Linke hat Clara Bünger.

(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Die Union will das Land führen, und Herr Merz 
möchte Kanzler werden. Aber was Sie in dieser Debatte 
wieder zeigen, ist keine Führung, sondern ein verzweifel-
tes Hinterherlaufen.

(Beifall bei der Linken)
Ich zeige es Ihnen an dem Beispiel Migration. Dazu 

habe ich mich mal hingesetzt und das Wahlprogramm der 
CDU für 2025 gelesen.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Boah!)
Liebe Besucher/-innen auf der Tribüne, ich kann es Ihnen 
nicht empfehlen.

(Beifall bei der Linken)
Aber dabei hatte ich ein Déjà-vu; denn ich habe vor drei-
einhalb Jahren auch das Wahlprogramm der AfD zur 
Bundestagswahl 2021 gelesen.

(Stephan Brandner [AfD]: Und dann AfD ge-
wählt, oder?)

Die AfD forderte damals Zurückweisungen an der Gren-
ze.

(Steffen Janich [AfD]: Ja, völlig zu Recht!)
Die Union fordert jetzt in ihrem Wahlprogramm, Grenz-
kontrollen mit Zurückweisungen zu verbinden. Und so 
geht es weiter im Vergleich.

(Stephan Brandner [AfD]: AfD wirkt! Vernunft 
setzt sich halt durch, Frau Bünger!)

AfD 2021: Familiennachzug streichen; CDU: kein Nach-
zug. AfD 2021: Abschiebeoffensive;

(Beifall des Abg. Steffen Janich [AfD])
CDU: Zahl der Rückführungen erhöhen, auch nach 
Syrien übrigens. AfD: Sachleistungen statt Geld; CDU: 
Vorrang der Sachleistungen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das haben 
wir früher auch schon gesagt!)

Die AfD 2021: Asylberechtigte sollen ihren Schutzstatus 
verlieren, wenn sie in ihre Heimat reisen.

(Stephan Brandner [AfD]: Steht in der Genfer 
Flüchtlingskonvention drin!)

Das allerdings hat nicht viel mit der Unionspolitik zu tun. 
Das hat die Ampel schon beschlossen, und das betrifft 
jetzt ganz viele Syrerinnen und Syrer.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich könnte diese 
Liste jetzt noch weiter fortführen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, bitte!)

Die Übereinstimmungen sind so zahlreich, dass man 
wirklich ins Staunen gerät. Wenn ein Schüler so ab-
schreibt, Herr Throm, dann bekommt er eine glatte Sechs.

(Beifall bei der Linken – Steffen Janich [AfD]: 
Da gebe ich Ihnen mal recht! – Stephan 
Brandner [AfD]: Haben Sie gut herausgearbei-
tet!)

Aber noch mehr. Die Forderungen, die Sie gestellt 
haben, sind auch europarechtswidrig. Ich sage Ihnen, 
Herr Throm: Die Geister, die Sie riefen, die werden Sie 
nicht mehr los. Sie haben rechte Parolen hoffähig ge-
macht.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Stephan Brandner [AfD]: Nein! 
Das waren wir! – Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU]: Dann müsste das ja bei Ihrer Kriegs-
angstthese genauso sein! Die teilen Sie doch 
mit der AfD, wenn Sie hier über Kriegsangst 
reden im Land!)

Ein Punkt, den Sie hier gesagt haben – Sie teilen auch 
falsche Informationen, Herr Throm –: Nicht sehr viele 
dieser Menschen sind erwerbstätig. – Ich sage Ihnen 
mal was über die Menschen, die 2015 nach Deutschland 
geflohen sind: 86 Prozent dieser Männer sind erwerbs-
tätig.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Nein, falsch! 
Das ist eindeutig falsch!)

Das ist sogar mehr als beim Durchschnitt der Deutschen: 
81 Prozent.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, Sie schrei-
ben ganz viel über die Kommunen und missbrauchen 
die Lage der Kommunen. Aber was fehlt bei Ihnen im 
Antrag? Ganz konkrete Maßnahmen, wie Sie die Kom-
munen denn konkret unterstützen und entlasten wollen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Dann 
macht man die Tür zu! Das wäre eine Entlas-
tung! So geht es doch!)

Ja, viele Kommunen stehen am Limit – aber nicht wegen 
der Familie, die vor zwei Monaten aus Afghanistan hier-
her geflohen ist. Es liegt an den Folgen Ihrer jahrzehnte-
langen Sparpolitik, liebe Union.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ein Beispiel dafür ist Dresden. Dort wird massiv ge-
kürzt, und das auch unter politischer Verantwortung Ihrer 
Parteikolleginnen und -kollegen.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Aha!)
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Doch statt Lösungen vorzuschlagen, missbrauchen Sie 
die Nöte der Kommunen, um Sündenböcke zu schaffen, 
liebe Union. Das ist wirklich der falsche Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
Wir wollen starke Kommunen. Starke Kommunen sind 

nämlich die Grundlage unseres gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts.

(Beifall bei der Linken – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Ihnen fehlt einfach die Problem-
lösungskompetenz, Frau Kollegin! Vielleicht 
liegt es dadran!)

Sie brauchen aber dafür eine ordentliche Finanzierung, 
die eben allen zugutekommt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen bitte zum Ende, Frau Bünger.

Clara Bünger (Die Linke):
Dazu kommt von Ihnen aber gar nichts: keine Idee, 

keine Unterstützung, kein Plan.
(Steffen Janich [AfD]: Wo ist denn Ihre Idee?)

Letzter Satz.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank.

Clara Bünger (Die Linke):
Wenn wir in diesem Land wirklich vorankommen wol-

len, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Bünger.

Clara Bünger (Die Linke):
– müssen wir Investitionen in die Zukunft tatsächlich 

ermöglichen, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank, Frau Bünger.

Clara Bünger (Die Linke):
– die Schuldenbremse abschaffen und tatsächlich für 

Veränderungen sorgen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Danke schön. – Moritz Oppelt hat das Wort für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Kollegen von SPD und Grünen haben hier 

viel über Realität gesprochen. Ich will mal versuchen, 
Ihnen ein Stück weit dabei zu helfen, wieder in die Rea-
lität zu finden.

Die Realität ist nämlich, dass weltweit etwa 110 Mil-
lionen Menschen auf der Flucht sind. Die Realität ist 
auch, dass wir nicht einmal einen Bruchteil dieser 
110 Millionen Menschen in Deutschland und auch nicht 
in Europa aufnehmen können. Die Realität ist, dass wir 
im aktuellen System von diesen 110 Millionen Menschen 
denen helfen, die es nach Deutschland schaffen. Wem 
wir helfen, entscheiden nicht wir, sondern entscheiden 
Schlepper, kriminelle Banden, die Wüste Sahara und 
das Mittelmeer. Zehntausende finden dabei den Tod. Üb-
rig bleiben diejenigen, die es sich leisten können, die 
Stärksten: junge, gesunde Männer. Zurück bleiben Frau-
en, Kinder, alte Menschen, kranke Menschen. Dieses 
System hilft den Falschen. Es ist gefährlich, und es ist 
ungerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von den Grü-

nen, der SPD und auch der FDP, Sie haben vor dieser 
Realität die vergangenen drei Jahre die Augen verschlos-
sen.

(Benjamin Strasser [FDP]: So ein Unsinn!)
Die deutsche Migrationspolitik ist auf einer Geisterfahrt, 
und Sie haben diese Fahrt mit Ihrer falschen Politik noch 
beschleunigt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Unser System und unsere Gesellschaft sind an der 

Grenze der Belastbarkeit und darüber hinaus angelangt. 
Es fehlt an allem: Wohnraum, Ärzten, Betreuung, Inte-
grationsangeboten, Lehrern, Polizisten und Geld. Rund 
50 Milliarden Euro kostet Ihre Flüchtlingspolitik inzwi-
schen im Jahr.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und 100 Milliarden sind bei Ihnen nicht 
durchgerechnet! – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ich denke, es fehlt an Geld!)

Spätestens aber seit den Terroranschlägen – dem Terror-
anschlag in Mannheim, dem Mord an Rouven Laur,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Der arme Kerl! 
Für was der alles herhalten muss!)

dem Terroranschlag in Solingen – muss doch klar sein: So 
kann es nicht weitergehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Da hat Schwarz-Grün ver-
sagt! Das hat Herbert Reul gemacht!)

– Ja, auch die CDU trägt für diese falsche Migrations-
politik eine Mitverantwortung.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Ja!)
Im Nachhinein muss man sagen: Die Flüchtlingspolitik 
der CDU im Jahr 2015 war

(Stephan Brandner [AfD]: … grottenfalsch!)
ein Fehler.

(Beifall bei der AfD)
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Der Verantwortung für diesen Fehler wollen wir uns aber 
stellen; das ist der Unterschied zwischen uns und Ihnen. 
Deshalb setzen wir jetzt alles daran, um dieses System zu 
reparieren. Dazu gehört auch unser heute vorliegender 
Antrag.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir brauchen in Deutschland eine ehrliche Migrations-

politik, die sich an den tatsächlichen Aufnahmekapazi- 
täten – das gehört auch zur Realität –, der Aufnahme-
bereitschaft und, ja, auch an den Bedürfnissen der auf-
nehmenden Bevölkerung orientiert.

Dazu brauchen wir, erstens, klare Regeln, wer zu uns 
kommen darf. Schutz durch Europa kann nicht mehr au-
tomatisch auch heißen: Schutz in Europa. Dafür sind die 
Zahlen viel zu hoch. Wer sein Heimatland verlassen 
muss, muss heimatnah im nächsten sicheren Herkunfts-
land untergebracht werden. Die Aufnahme in Deutsch-
land und in Europa muss die absolute Ausnahme sein. 
Deshalb darf sie nur noch für diejenigen möglich sein, 
die wirklich nirgendwo anders hinkönnen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Geschichtsvergessen!)

Wer sich daran nicht hält, andere sichere Herkunftsländer 
passiert, um zu uns zu kommen, muss an der Grenze 
zurückgewiesen werden.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Geschichtsvergessen!)

Zweitens brauchen wir klare Regeln dazu, wer bei uns 
bleiben darf. Wer unsere Werte nicht teilt, wer das Exis-
tenzrecht Israels nicht anerkennt oder wer die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau nicht achtet und Frauen 
die Hand nicht gibt, hat in unserem Land nichts verloren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Volker Münz [AfD])

Wer unser Gastrecht mit Füßen tritt, wer kriminell 
wird, muss gehen. Wer gehen muss, darf hier keine um-
fassenden Sozialleistungen mehr erhalten. Wir dulden 
keine Messerstecher, wir dulden keine Gruppenvergewal-
tiger in unserem Land.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh! – Sebastian Hartmann 
[SPD]: Die AfD lacht!)

Wer solche Taten begeht, darf keinen freien Fuß mehr in 
unser Land setzen. Und wenn diese Leute nicht freiwillig 
gehen, müssen sie bis zur Abschiebung in Arrest genom-
men werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Volker Münz [AfD])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ihre Redezeit ist um, Herr Oppelt. Herzlichen Dank.

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
Diese Härte und diese Konsequenz sind wir den Men-

schen hier im Land schuldig.
Letzter Satz.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ihre Redezeit –

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
Nur mit diesen klaren Regeln erhalten wir den gesell-

schaftlichen Frieden –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
– ist vorbei.

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
– und den Zusammenhalt in unserem Land.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank.

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Ich habe den Rest nicht ge-
hört wegen der lauten Applauswelle der AfD!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/14253 an die Ausschüsse vorgeschlagen, 
die Sie in der Tagesordnung finden. – Damit sind Sie 
offensichtlich einverstanden.

Dann rufe ich jetzt auf den Tagesordnungspunkt 22: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Lukas Köhler, Dr. Jens Brandenburg (Rhein- 
Neckar), Renata Alt, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Flexibilisierung des Ar-
beitszeitgesetzes – 
(Arbeitszeitflexibilisierungsgesetz – ArbZ-
FlexG) 

Drucksache 20/14255
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache sind 39 Minuten vorgesehen.
Johannes Vogel hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Johannes Vogel (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Google, Amazon, Facebook – drei der größten Unterneh-
men weltweit –: Wissen Sie, was die gemeinsam haben? 
Die gab es 1993 noch nicht, als das deutsche Arbeits-
zeitgesetz beraten und beschlossen wurde.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir schreiben das 
Jahr 2024, und wir haben immer noch ein Arbeitszeitge-
setz aus dem vorigen Jahrhundert. Wenn man Rahmen-
bedingungen aber nicht rechtzeitig auf die Höhe der Zeit 
bringt, dann fällt man immer weiter zurück.
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(Bernd Rützel [SPD]: Wir haben ja auch noch 
ein Haus aus dem letzten Jahrhundert!)

Das ist das, was derzeit in Deutschland passiert, und das 
müssen wir endlich ändern!

(Beifall bei der FDP)
Das führt zu ganz konkreten Problemen. Ich nehme nur 

ein Beispiel unter vielen: Die Digitalisierung verändert 
die Art, wie wir arbeiten, gibt mehr Freiheiten, wann und 
von wo man arbeitet.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber nicht für alle!)

Wenn heute Angestellte zum Beispiel nachmittags das 
Büro verlassen wollen, um Zeit mit den Kindern zu ver-
bringen, während die noch wach sind, und dann abends 
gegen 22 oder 23 Uhr eine dienstliche E-Mail schreiben 
oder auch nur lesen wollen, dann verstoßen sie gegen das 
deutsche Arbeitszeitgesetz. Das ist doch absurd, liebe 
Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD)
Meine These ist: Dieses Gesetz wird heute schon mil-

lionenfach jeden Tag ignoriert. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen gerade von der SPD, wenn es um Arbeitneh-
merrechte geht,

(Zuruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])
dürfen wir uns aber nicht daran gewöhnen, dass Gesetze 
ignoriert werden, weil sie veraltet sind. Anstatt das zu 
ignorieren, müssen wir die Gesetze modernisieren, so 
einfach ist das!

(Beifall bei der FDP – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Von der realen Welt haben Sie keine 
Ahnung! – Jens Peick [SPD]: Das sind Schutz-
gesetze!)

Ich will ganz klar sagen: Niemand in diesem Land soll 
mehr arbeiten müssen oder weniger Pausen machen dür-
fen. Es geht einzig und allein darum, dass die Menschen,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: ... mehr arbeiten sollen!)

wenn sie es wollen, die Freiheit haben, ihre Arbeitszeit 
unter der Woche freier einzuteilen.

(Beifall bei der FDP – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Dafür gibt es Tarifverträge!)

Wir wissen aus Studien – damit sollten Sie sich beschäf-
tigen –, dass es die Menschen auch zufriedener macht, 
wenn sie mehr Zeitsouveränität und Selbstbestimmung 
haben.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das liegt aber nicht am Arbeits-
zeitgesetz!)

Mich als Liberalen überrascht das nicht. Sie sollten darü-
ber mal nachdenken, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
Der Arbeitsminister Hubertus Heil hatte versprochen, 

dass das deutsche Arbeitszeitgesetz aus dem vorigen 
Jahrhundert endlich modernisiert wird. Er hatte sogar 
versprochen, dass das bis zum Jahre 2022 passiert. Die-

sen Sommer wurde dann erneut in der Wachstumsinitia-
tive versprochen, dass das deutsche Arbeitszeitgesetz 
endlich flexibilisiert und modernisiert wird. Nichts ist 
passiert!

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Und danach 
habt ihr den D-Day ausgerufen! – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wärt ihr nicht ausgestiegen, dann hät-
ten wir es vielleicht noch gemacht!)

Die Wahrheit ist: Jede notwendige Modernisierung von 
Rahmenbedingungen wird von Hubertus Heil ausgeses-
sen und blockiert. Das muss endlich enden, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!

(Beifall bei der FDP – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: In die Büsche schlagen und sich jetzt 
beklagen! Herzlichen Glückwunsch!)

Deshalb legen wir heute einen konkreten Gesetzent-
wurf als Serviceopposition zu einem ersten Schritt für 
diese Modernisierung vor. Ich bitte Sie, dem zuzustim-
men. Das bringt unser Land voran.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt hat der Kollege Michael Gerdes das Wort für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Michael Gerdes (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge-

ehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich sage nur eins: 
Hände weg vom Arbeitszeitgesetz!

(Johannes Vogel [FDP]: Ja, klar!)

Als Sozialdemokraten werden wir weder einem Einfalls-
tor zur Ausweitung von täglichen Arbeitszeiten noch ei-
ner Zunahme von Sonntags- und Feiertagsarbeit zustim-
men.

(Beifall bei der SPD)

Das Arbeitszeitschutzgesetz ist eben ein Schutzgesetz.
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich bin der 

letzte noch verbliebene Steinkohlebergmann im Deut-
schen Bundestag.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Als Bergmann und Gewerkschafter weiß ich, wie wichtig 
Solidarität, Vertrauen und Zusammenhalt ist.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: So was braucht 
die SPD mehr!)

Das Ruhrgebiet ist ein Schmelztiegel von Menschen aus 
vielen Nationen. Es gab unter Tage keine Abgrenzung. 
Wir waren verbunden in der Gefahr. Diese Erfahrung hat 
bis heute meine Arbeit, auch hier im Deutschen Bundes-
tag, geprägt.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Als Demokraten haben wir unterschiedliche Ziele und 
Vorstellungen. Aber wir stehen zu unseren gemeinsamen 
Werten. Wir stehen zu unserem Grundgesetz, und wir 
stehen zu unserem Staatssystem. Ich weiß natürlich, 
dass die rechte Seite des Plenums andere Vorstellungen 
dazu hat. Aber die dürfen wir niemals zulassen; sie dürfen 
niemals umgesetzt werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich wünsche mir, dass jedem bewusst ist, wie wichtig 
eine scharf in der Sache, aber fair im Umgang geführte 
Debattenkultur im Bundestag auch für die Menschen ist, 
die uns zuhören. Ich erinnere mich noch an meine erste 
Rede hier im Dezember 2009 im Rahmen einer Aktuellen 
Stunde. Der Antrag hieß „Bildungsproteste nicht aussit-
zen – Hochschulgipfel vorziehen“. Ich weiß noch genau, 
wie nervös ich damals war. Und heute halte ich hier schon 
meine letzte Rede, nach fast 16 Jahren.

Eines ist mir aber geblieben: der Respekt vor dem 
Hohen Haus und das Wissen, dass es auch jemand aus 
einfachen Verhältnissen in den Bundestag schaffen kann.

(Johannes Vogel [FDP]: Das stimmt!)

Der Respekt, dass ich als Hauptschüler und Bergmann die 
Menschen aus meinem Wahlkreis hier vertreten durfte, 
war und ist für mich nach wie vor etwas Besonderes. Es 
war und ist mir eine Ehre.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe parteiüber-
greifend viele kollegiale und teils auch freundschaftliche 
Kontakte pflegen können. Ich habe viele Menschen kom-
men und gehen sehen. Mir hat immer die Verbindung zu 
den Bürgerinnen und Bürgern im Wahlkreis geholfen, 
geerdet zu bleiben. Ich habe in den letzten 15 Jahren viele 
Krisen und Herausforderungen erlebt, wie beispielsweise 
die Bankenkrise. Ich erinnere mich noch daran, dass der 
Bundestagspräsident vor der Sommerpause gesagt hat, 
wir sollen nicht so weit rausschwimmen,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt!)

und ich musste dann von Mallorca zurückkommen, wie 
viele andere auch.

Ich habe die Eurokrise erlebt, die Coronapandemie und 
jetzt Putins schrecklichen Angriffskrieg. Knapp 1 000 Ki-
lometer von hier tobt in der Ukraine ein furchtbarer 
Krieg. Tausende von Menschen sterben einen sinnlosen 
Tod – auf beiden Seiten. Ein Wahnsinn! Ich denke ins-
besondere an die vielen ukrainischen Kinder, die durch 
die russischen Angriffe getötet, verletzt, verstümmelt 
oder traumatisiert wurden und werden. Sie werden ihrer 
Kindheit beraubt. Und auch wenn sie körperlich unver-
sehrt bleiben, sterben ihre Seelen. Herr Putin, auch wenn 
Sie mich nicht hören, so fordere ich Sie auf: Beenden Sie 
diesen Krieg!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Linken)

Meine Damen und Herren, ich wünsche dem kommen-
den Bundestag alles Gute, viel Erfolg, und bleiben Sie 
gesund. Am Schluss möchte ich mich noch einmal be-
danken: bedanken bei Ihnen und noch mehr bei meiner 
Frau und meiner Familie.

Ganz zum Schluss noch ein Auftrag an alle, frei nach 
Margot Friedländer: Seid doch Menschen, benehmt euch 
wie Menschen! In diesem Sinne: Frohe Weihnachten und 
einen guten Rutsch und, wie ich hoffe, ein besseres 2025 – 
besser als das, was wir in diesem Jahr, in 2024, erlebt 
haben.

Glück auf!
(Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU/ 
CSU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der Linken sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Die Fraktionen der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
sowie Abgeordnete der FDP erheben sich)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Lieber Kollege Gerdes, der Weg hierher in dieses Haus 

als Bergmann war sicherlich nicht selbstverständlich. 
Gleichwohl sind Sie ein sehr geschätzter und zugewand-
ter Kollege. Dafür schon allein möchte ich Ihnen herzlich 
danken.

Sie haben viel von Ihrer Menschlichkeit mit in dieses 
Hohe Haus gebracht. Das, was Sie in Gewerkschaft und 
im Betriebsrat gemacht haben, hat man hier bei Ihrer 
Arbeit immer gespürt. Man hat es auch heute bei Ihrer 
Rede gemerkt: Die Demokratie liegt Ihnen sehr am Her-
zen, und zwar nicht nur in unserem Land. Das ist für uns 
hier vielleicht selbstverständlich, aber es ist trotzdem eine 
wichtige Leistung für die Demokratie in unserem Land.

Wenn ich das mit dem Bergmannsgruß richtig verstan-
den habe, heißt „Glück auf“: Ich wünsche dir Glück, dass 
sich ein neuer Gang auftut. Insofern: Glück auf für Sie 
und alles Gute!

(Beifall)
Dr. Markus Reichel hat das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute sprechen wir über den FDP-Gesetzent-
wurf zur Flexibilisierung der Arbeitszeit. Wir sind uns 
einig: Das Thema ist enorm wichtig. Wir brauchen eine 
Wochen- statt einer Tageshöchstarbeitszeit.

(Johannes Vogel [FDP]: Aber?)
Dennoch, liebe Kollegen von der FDP: Wo haben Sie 
denn Ihre Ideen umgesetzt, als Sie noch in der Regierung 
waren

(Beifall bei der CDU/CSU)
und das Land darauf wartete, dass Sie mal was tun?
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(Zurufe von der FDP: Ah!)

Da kam nichts. Das ist doch scheinheilig!
Zweifellos: Der deutsche Arbeitsmarkt steht vor ge-

waltigen Herausforderungen.

(Otto Fricke [FDP]: Dann überlegen Sie doch 
mal, was Sie selbst gemacht haben!)

Einerseits hinterlassen Industriekrise und wirtschaftlicher 
Abschwung sichtbare Spuren auf dem Arbeitsmarkt. 
Deutschland ist nach drei Jahren Ampel nicht mehr wett-
bewerbsfähig.

(Zuruf von der FDP: Ogottogott!)

Andererseits verschärft der demografische Wandel den 
Fachkräftemangel. Rund 20 Millionen Babyboomer ge-
hen bis 2036 in Rente, während nur etwa 12,5 Millionen 
Erwerbstätige nachrücken. Die Folgen für die Sozialver-
sicherungen sind dramatisch.

Was ist zu tun? Ganz einfach: Wir brauchen wieder 
mehr Anreize für Leistung, und wir brauchen mehr An-
reize für Innovation. Beides hat etwas mit flexibleren 
Arbeitszeiten und gerade auch einer Wochen- statt einer 
Tageshöchstarbeitszeit zu tun.

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Blick auf die gesamten Arbeitszeiten zeigt ein 
klares Defizit: In Deutschland arbeitet jeder Erwerbs-
tätige durchschnittlich 1 031 Stunden pro Jahr, während 
der OECD-Durchschnitt bei 1 216 Stunden liegt. Hierin 
liegt doch ein Teil des Fachkräfteproblems begründet. 
Mehr Flexibilität ist dringend erforderlich, um Familie 
und Beruf besser zu vereinbaren und zugleich den Fach-
kräftemangel zu mildern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Flexible Arbeitszeiten führen aber auch zu mehr Inno-
vation und zu wettbewerbsfähigeren Arbeitsprozessen. 
Es macht eben keinen Sinn, dass ein Trupp Handwerker 
nach der absoluten täglichen Obergrenze von zehn Stun-
den die Baustelle verlassen und am nächsten Tag wieder 
anreisen muss, wenn eigentlich nur noch eine halbe 
Stunde zu arbeiten wäre.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Sie können auch 
durcharbeiten! Finde ich auch!)

Und es ist auch nicht gut für innovative Ideen, wenn ein 
Forscher oder eine Forscherin abends eine gute Idee nicht 
mehr zu Ende entwickeln kann, obwohl er oder sie es 
will, nur weil die maximale Tagesarbeitszeit erreicht ist.

Deshalb haben wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
bereits vor einem Jahr einen Antrag zu diesem Thema 
eingebracht. Unser Ansatz nutzt die Spielräume des 
EU-Rechts aus und wahrt zugleich die hohen deutschen 
Arbeitsschutzstandards.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Nur Menschen, die noch 
nie schwer gearbeitet haben, können so reden! 
Genau wie Sie!)

Wir wollen die wöchentliche statt der täglichen Höchst-
arbeitszeit. Die wöchentliche Höchstarbeitszeit von 
48 Stunden und die 11 Stunden Ruhezeit bleiben grund-
sätzlich bestehen, mit klar begrenzten Ausnahmen.

Was hat die Ampelregierung erreicht? Nichts.
(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Genau!)

Drei Jahre Stillstand, keine Verbesserungen der Arbeits-
bedingungen, während der Arbeitsmarkt immer weiter 
ins Schlingern gerät!

Es geht dabei nicht um „Arbeitnehmer gegen Arbeit-
geber“. Das will uns die SPD immer einreden. Nein, bei 
der Flexibilisierung sitzen alle im selben Boot.

Zusammengefasst: Die Ampel hat den Wandel ver-
schlafen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir als Union sind bereit, das Ruder herumzureißen.

(Karsten Hilse [AfD]: Nein! Sind Sie nicht!)
Wir werden dafür sorgen, dass Deutschland wieder nach 
vorne kommt, mit einer zukunftsfähigen Wirtschaft, bes-
seren und flexibleren Arbeitsbedingungen und einem 
starken Arbeitsmarkt. Leistung muss sich wieder lohnen. 
Das ist Politikwechsel.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Sehr gut, Markus! – Dr. Martin 
Rosemann [SPD]: Wieder nur Schaum auf dem 
Bier!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Beate Müller-Gemmeke hat jetzt das Wort für Bünd-

nis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-
legen der demokratischen Fraktionen!

(Stephan Brandner [AfD]: „Deutsche demo-
kratische Altfraktionen“ heißt das!)

Hier ist sie wieder, die FDP, so wie wir sie aus der Zeit 
vor der Ampel kennen, mit einem Gesetzentwurf, den wir 
auch schon kennen, aus dem Jahr 2018.

(Johannes Vogel [FDP]: Ja, das ist das Pro-
blem! Wir verlieren Zeit!)

Es geht wieder um das Arbeitszeitgesetz; es soll moder-
ner, es soll flexibler werden. Doch in Wirklichkeit ent-
stehen mehr Belastung, mehr Stress und weniger Schutz 
für die Beschäftigten.

Und Herr Reichel, die Idee, dass längere Arbeitszei- 
ten wirtschaftliche Probleme lösen könnten, ist nicht nur 
kurzsichtig, sondern ignoriert vor allem die Wünsche der 
Beschäftigten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Markus Reichel 
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[CDU/CSU]: Nee! Es geht genau um die Wün-
sche der Beschäftigten! Dirigieren Sie doch 
nicht die Leute! Wir wollen mehr Freiraum!)

Die FDP und übrigens auch die Union, beide wollen 
die tägliche Höchstarbeitszeit durch eine wöchentliche 
Höchstarbeitszeit ersetzen. Und konkret heißt das, Be-
schäftigte sollen künftig eben länger als zehn Stunden 
arbeiten dürfen, und auch die Ruhezeiten sollen verkürzt 
werden können.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Wer hat das 
gesagt?)

Gleichzeitig behauptet die FDP felsenfest, dass niemand 
deswegen länger arbeiten muss. Aber genau darum geht 
es doch. Warum müsstet ihr denn sonst das Arbeitszeit-
gesetz verändern?

(Otto Fricke [FDP]: Nein! – Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Sie wollen es halt 
nicht verstehen!)

Der Arbeitstag soll flexibler und damit auch länger 
werden, mal 10 Stunden, mal 12 Stunden, mal 13 Stun-
den, vielleicht mal nur 6 Stunden, je nachdem, wie es dem 
Unternehmen gerade passt.

(Otto Fricke [FDP]: Wer dann arbeitet, wenn er 
kann, ist auch produktiver in gleicher Zeit! Das 
ist ganz einfach! – Dr. Markus Reichel [CDU/ 
CSU]: Mit dieser Denke haben Sie den Wirt-
schaftsstandort kaputtgemacht!)

Modern klingt das nicht, sozial ist es auch nicht, und 
Freiheit entsteht dadurch schon gar nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Markus 
Reichel [CDU/CSU]: Da meinen Sie Ihre Re-
de, oder?)

Und dann kommt das Argument: Es geht ja nur mit 
dem Tarifvertrag. Lieber Johannes Vogel, genau darüber 
haben wir bei den Koalitionsverhandlungen diskutiert. 
Mit so einer gesetzlichen Änderung geraten die Gewerk-
schaften in ein Dilemma; denn natürlich fordern die Ar-
beitgeber längere Arbeitszeiten als Gegenleistung für 
bessere und höhere Löhne. Das schwächt die Verhand-
lungssituation der Gewerkschaften, und das kann wahr-
lich nicht Sinn von Tarifverträgen sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

FDP und Union ignorieren auch wissenschaftliche Stu-
dien: Längere Arbeitszeiten und verkürzte Ruhezeiten 
machen krank. Ab der achten Arbeitsstunde steigt das 
Unfallrisiko,

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Wir reden nicht 
von längeren Arbeitszeiten! Wir reden von der 
Lage der Arbeitszeit!)

und ab der sechsten Stunde, Herr Oellers, sinkt die Kon-
zentration und damit auch die Produktivität. Politik darf 
wissenschaftliche Erkenntnisse nicht einfach beiseite-
schieben,

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Hört! Hört!)

und vor allem ist der Gesundheitsschutz nicht verhandel-
bar, auch nicht mit einem Tarifvertrag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: Genau das Richtige für die 
kleinen und mittleren Unternehmen! Denken 
Sie an den Mittelstand!)

Eine aktuelle Studie der Hans-Böckler-Stiftung zeigt 
auch klar: Unterbrochene Arbeitszeiten – also an Tagen, 
an denen mal gearbeitet wird, mal Kinder betreut werden 
und dann abends der Laptop noch mal aufgeklappt wird – 
belasten die Beschäftigten. Der ständige Wechsel zwi-
schen Tätigkeiten – Arbeiten, Spielen, Kochen, Hausauf-
gaben, Arbeiten – erhöht den Stress und führt unweiger-
lich zu mehr Krankheitstagen. Bei der Arbeitszeit geht es 
also zum einen um die Leistungsfähigkeit, aber vor allem 
um die Gesundheit der Menschen. Gute Arbeit braucht 
deshalb Schutz, klare Regeln und vor allem Zeit zum 
Leben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Forderungen der FDP schaffen auch keine Frei-
räume für Familie und Beruf. Im Gegenteil: Wer plötzlich 
zwölf Stunden am Tag arbeiten soll, hat weder Zeit für 
Kinderbetreuung noch für Hausarbeit.

(Otto Fricke [FDP]: Und das entscheidet ihr? – 
Pascal Kober [FDP]: Lassen Sie doch die 
Leute selbst entscheiden! – Gegenruf der 
Abg. Gabriele Katzmarek [SPD]: Es gibt in 
den Unternehmen solche Entscheidungen! Ich 
weiß nicht, wo Sie leben!)

Und mit unberechenbaren und wechselnden Arbeitszei-
ten wird es noch schwieriger, Arbeit und Familie unter 
einen Hut zu bekommen. Wer, bitte schön, arbeitet in 
dieser Situation länger? Natürlich die Männer. Und damit 
verstärken die Pläne der FDP genau die Ungleichheiten, 
die wir doch endlich überwinden wollen. Eine Politik, die 
alte Rollenmuster zementiert, brauchen wir definitiv 
nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Was wir wirklich brauchen, ist Zeitsouveränität; das 
bedeutet, Arbeitszeitmodelle und eine Arbeitszeitkultur, 
die sich an den Wünschen der Beschäftigten orientieren, 
beispielsweise eine Familienarbeitszeit, bei der beide El-
ternteile 32 Stunden arbeiten, oder eben die Viertagewo-
che, die mehr Zeit für Familie, Ehrenamt und Erholung 
schafft.

(Otto Fricke [FDP]: Oder die Dreitagewoche! 
Oder die Zweitagewoche! – Wilfried Oellers 
[CDU/CSU]: So viel zur Leistungsbereit-
schaft!)

Bei der Zeitsouveränität geht es auch um die Lage der 
Arbeitszeit, also beispielsweise darum, dass Beschäftigte 
regelmäßig einen freien Nachmittag brauchen, weil sie 
sich um ihre alten Eltern kümmern wollen.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Sie machen 
reine Schönwetterpolitik!)
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Dazu gehört natürlich auch das Recht auf Homeoffice 
und mobiles Arbeiten mit klaren Regeln und fairen Ab-
sprachen. Zeitsouveränität ist wichtig; denn Arbeitszeit 
ist auch Lebenszeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die FDP will die Gesellschaft flexibilisieren, damit 
sie in die digitale Arbeitswelt passt. Wir aber wollen 
eine Arbeitswelt, die sich an den Menschen orientiert. 
Das ist dann auch eine Antwort auf den Fachkräfte- und 
Arbeitskräftemangel; denn wenn Arbeit besser ins Le- 
ben passt, dann werden mehr Frauen arbeiten, und die 
Frauen, die heute schon arbeiten, können dann auch 
mehr arbeiten. Ich denke, Sie alle kennen die Zahlen: 
Wenn heute alle Frauen mit Kindern unter sechs Jahren 
so arbeiten könnten, wie sie wollen, dann würden rund 
840 000 Frauen wieder in den Beruf einsteigen.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Deswegen: 
flexiblere Arbeitszeiten! Danke für das Argu-
ment! – Gegenruf der Abg. Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Stichwort „Kinderbetreu-
ung“! Aber da waren Sie wahrscheinlich noch 
nie für verantwortlich! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Das ist aber 
jetzt eine nette Bemerkung!)

Wenn Arbeit also ins Leben passt – für alle: für Frauen, 
für Männer –, dann steigert das die Produktivität, redu-
ziert das die Krankentage, verbessert das die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, und erhöht das die Lebens-
qualität. Und davon profitieren dann alle: die Menschen, 
die Unternehmen und auch unsere Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Und jetzt kurz in eigener Sache. Das war meine letzte 
Rede im Hohen Haus. Als Grüne ging es mir immer 
darum, dass Politik ökologisch und sozial ist. Klima-
schutz muss immer mit einer Politik für mehr soziale 
Gerechtigkeit verbunden werden, und es muss fair und 
gerecht in unserer Gesellschaft zugehen.

Die Stichworte sind hier alle bekannt: gute Arbeit, 
Tarifbindung, Mitbestimmung, soziale Absicherung, ein 
soziokulturelles Existenzminimum, Chancen, Perspekti-
ven. Und vor allem müssen all diese Debatten mit Wert-
schätzung geführt werden, weil es um Menschen geht. 
Deshalb kritisiere ich momentan die harsche Kampagne 
gegen das Bürgergeld. – Das sind grob gefasst meine 
Ziele, meine politischen Anliegen.

Nach vier Legislaturperioden ist jetzt gut. Ich gehe 
zurück an die Basis. Ich bedanke mich für die vielen 
tollen und interessanten Begegnungen mit den Abgeord-
neten der demokratischen Fraktionen.

(Stephan Brandner [AfD]: „Deutsche demo-
kratische Altfraktionen“ heißt das!)

Ich bedanke mich für die guten inhaltlichen und auch 
streitbaren Diskussionen. Ich wünsche alles Gute. Blei-
ben Sie nah an den Menschen! Und vor allem: Verteidi-
gen Sie unsere Demokratie!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der Linken – Die Frak-
tion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN so-
wie Abgeordnete der SPD, der CDU und der 
FDP erheben sich)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Liebe Beate Müller-Gemmeke, in Ihr Leben passt jetzt 

ein bisschen mehr Nicht-Bundestag. Das wird ein neuer 
Abschnitt sein. Sie sind ja Diplom-Sozialpädagogin. Das 
hat bestimmt immer geholfen bei der Arbeit hier und wird 
auch weiter helfen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Ihre kämpferische Art für die Sache der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer aus gewerkschaftlicher Per-
spektive haben wir heute hier noch mal erleben können. 
Sie sind immer offen gewesen, auch für Neues, für neues 
Nachdenken und neue Überlegungen, und hier im Haus 
von allen anerkannt in Ihrer Expertise und Kompetenz, 
auch über inhaltliche Unterschiede hinweg.

(Stephan Brandner [AfD]: Nicht von allen!)

Ich will an dieser Stelle auch noch sagen: Es ist ja oft 
so, dass Kolleginnen und Kollegen hier im Haus ein 
Herzensthema haben, das über ihre eigentliche Zustän-
digkeit völlig hinausgeht. Bei Ihnen ist das die humani-
täre Hilfe für Menschen in der Ukraine. Auch dafür, dass 
Sie das miteinander verbunden haben – die Arbeit hier 
und das zivilgesellschaftliche Engagement –, ganz herz-
lichen Dank! Das ist ein Dienst für die Demokratie in 
unserem Land, und davor verbeugen wir uns. – Vielen 
Dank, Frau Müller-Gemmeke.

(Beifall)

Jetzt hat Ulrike Schielke-Ziesing das Wort für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD – Abg. Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
nimmt Glückwünsche entgegen – Abg. Ulrike 
Schielke-Ziesing wartet am Rednerpult – 
Stephan Brandner [AfD]: Das kann man auch 
draußen machen, glaube ich! Wir sollten hier 
weitermachen jetzt! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Können Sie nicht ein-
mal Ihren Mund halten, Herr Brandner? – Ge-
genruf des Abg. Stephan Brandner [AfD]: 
Nein, das kann ich nicht! Nicht bei so einem 
Zirkus! Das ist ein Parlament und keine 
Knutschkugel! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Sie sind echt unglaub-
lich! Anstand kennen Sie überhaupt nicht! – 
Weiterer Gegenruf des Abg. Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Also, Herr Brandner, ein biss-
chen Respekt!)
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– Herr Brandner, es ist ja auch die Frage, wie wir mensch-
lich hier miteinander umgehen. Ihre Kollegin hat gerade 
entschieden, dass sie den Moment noch wartet, und das 
finde ich auch gut und anständig.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau! Nehmen Sie 
sich mal ein Beispiel an Ihrer Kollegin, Herr 
Brandner!)

Und jetzt gebe ich Frau Schielke-Ziesing das Wort für 
ihre Rede.

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen! Liebe Bür-

ger! Die FDP ist gerade aus der Koalition ausgetreten. 
Und welchen Vorschlag hat sie nun zu bieten? Aus-
gerechnet die Flexibilisierung des Arbeitszeitgesetzes. 
Nichts aber wäre falscher, als diesem Gesetzentwurf zu-
zustimmen.

Kernargument des FDP-Entwurfs ist eine vermeintlich 
notwendige Anpassung an die Digitalisierung und die 
Globalisierung. Es wird behauptet, dass eine flexiblere 
Arbeitszeitgestaltung sowohl den Arbeitnehmern als 
auch den Unternehmern zugutekommt. Doch dieser An-
satz verkennt eine fundamentale Tatsache: Das Arbeits-
zeitgesetz dient nicht primär der wirtschaftlichen Flexi-
bilität, sondern zuerst dem Schutz der Menschen vor 
gesundheitlicher Überlastung und den daraus resultieren-
den sozialen Risiken. Diesen Schutzzwecken wird der 
FDP-Entwurf nicht ansatzweise gerecht.

(Beifall bei der AfD)

Erstens stellt der Vorschlag, die Höchstarbeitszeit von 
einer täglichen auf eine wöchentliche Grenze umzustel-
len, eine erhebliche Gefährdung des Gesundheitsschutzes 
dar. Die tägliche Begrenzung der Arbeitszeit ist nicht 
zufällig gewählt. Sie basiert auf wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und Erfahrungswerten über die Belastbarkeit 
des menschlichen Körpers und Geistes. Eine wöchentli-
che Höchstarbeitszeit kann dazu führen, dass Arbeitneh-
mer mehrere Tage hintereinander überlange Schichten 
leisten müssen, was das Unfallrisiko erhöht und langfris-
tig die Gesundheit schädigt. Das aber, werte Kollegen, 
gilt es insbesondere in Zeiten des Fachkräftemangels zu 
vermeiden.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens sehen wir in diesem Gesetz eine unnötige 
Aufweichung der Tarifautonomie, die ja ein Grundprin-
zip der sozialen Marktwirtschaft darstellt. Das vorlie-
gende Gesetz würde gerade in schwächer organisierten 
Branchen Druck auf die Beschäftigten ausüben, un-
zumutbaren Arbeitszeitmodellen zuzustimmen.

Drittens – und das möchte ich besonders hervorheben – 
wird hier ein Problem konstruiert, das so gar nicht exis-
tiert. Wir haben ein deutsches Arbeitszeitgesetz, und das 
ist gut. Es sieht eine Arbeitszeit von maximal acht Stun-
den pro Tag vor. Diese Arbeitszeit kann auf bis zu zehn 
Stunden erweitert werden, wenn es danach zu einem  
entsprechenden Ausgleich kommt. Die maximale Wo-

chenarbeitszeit beträgt, von bestimmten Ausnahmen ab-
gesehen, 48 Stunden. Zudem ist im Gesetz auch die Min-

destdauer von Pausen- und Ruhezeiten geregelt. Darüber 
hinaus bietet der aktuelle rechtliche Rahmen bereits ge-
nügend Spielraum, um auf individuelle Bedürfnisse ein-
zugehen. Auch deshalb zielt Ihre Initiative ins Leere.

(Beifall bei der AfD)

Viertens ignoriert dieser Gesetzentwurf die sozialen 
Folgen der zunehmenden Entgrenzung von Arbeit und 
Freizeit. Der Druck, ständig erreichbar zu sein und Ar-
beitszeiten nach unternehmerischen Bedürfnissen flexi-
bel zu gestalten, führt zu mehr Stress und weniger Le-
bensqualität für viele Beschäftigte. Dies betrifft insbe- 
sondere Familien, die auf klare Strukturen angewiesen 
sind, um Beruf und Privatleben zu vereinbaren.

Eingedenk der Belastungen in der modernen Arbeits-
welt für Arbeitnehmer und ihre Familien haben wir als 
AfD immer wieder das Recht auf Nichterreichbarkeit des 
Arbeitnehmers angemahnt. Sollte das Gesetz wie ange-
kündigt kommen, beschneidet es in unzulässiger Weise 
die originären Rechte der Tarifparteien, die eine praxis-
nahe Regelung zur Arbeitszeit heute bereits ohne büro-
kratische Eingriffe des Staates treffen können.

Zuletzt möchte ich noch auf die Übergriffigkeit in Be-
zug auf unsere nationale Gesetzgebung hinweisen. Die 
Behauptung, dass das deutsche Arbeitszeitgesetz hinter 
europäischen Standards zurückbleibt, ist irreführend. 
Vielmehr haben wir hier in Deutschland bewährte Re-
gelungen, die sich an den Bedürfnissen der Beschäftigten 
sowie der Tarifpartner orientieren. Eine weitere Deregu-
lierung würde nur dazu führen, dass wir unser hohes 
Niveau im Arbeitnehmerschutz aufs Spiel setzen.

Wir müssen uns fragen: In welcher Gesellschaft wollen 
wir leben? In einer Gesellschaft, in der der wirtschaftliche 
Erfolg um jeden Preis über den Schutz und das Wohl des 
Menschen gestellt wird, oder in einer Gesellschaft, in der 
der Mensch im Mittelpunkt steht, in der Arbeit und Leben 
ein gesundes Gleichgewicht bilden? Das ist vielleicht die 
Leitfrage moderner Sozialpolitik, und dieser zentralen 
Frage wird der Entwurf nicht gerecht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Mathias Papendieck hat das Wort für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD)

Mathias Papendieck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Der Antrag der FDP-Fraktion, eine 
48-Stunden-Woche zu ermöglichen und für die wöchent-
liche Arbeitszeit durchzusetzen, dass man möglicher-
weise zwölf Stunden am Tag arbeiten muss, ist schon 
harter Tobak.

(Otto Fricke [FDP]: Ja, wenn es denn mal 
drinstünde!)
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Wenn man mit den Kollegen und Kolleginnen in den 
Betrieben redet, dann sagt keiner von denen, dass sie 
das möchten. Die sagen in dem Moment vielmehr, dass 
Arbeit und Familie vereinbar sein müssen.

(Zuruf des Abg. Dr. Markus Reichel [CDU/ 
CSU])

Sie sagen, eine Viertagewoche wäre möglich,
(Otto Fricke [FDP]: Oder drei Tage! Oder zwei 

Tage!)
eine 32- oder 35-Stunden-Woche wäre gut für sie. Aber 
das, was Sie wollen, will keiner.

Ich war 23 Jahre bei Edeka und zum Schluss Betriebs-
ratsvorsitzender. Wenn ich mit dem Arbeitgeber verhan-
delt habe, hat sich nicht einmal der das gewünscht, was 
Sie vorschlagen. Er hat einfach gesagt, er braucht mehr 
Hände und Köpfe, um den Arbeitsablauf flexibel gestal-
ten zu können. Das ist Fakt. Und daher: Die Unternehmer 
wollen das, was Sie hier vorschlagen, überhaupt nicht.

Herr Merz hat gesagt, dass die Deutschen im Jahr 
200 Stunden mehr arbeiten sollen. Dazu muss man 
doch einfach mal eines festhalten: Mehr arbeiten heißt 
doch nicht mehr Effektivität. Jemand, der wenig arbeitet, 
kann auch sehr effektiv sein.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Glauben Sie, 
dass die Schweizer nicht effektiv sind? – Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Effektivität nimmt sogar ab! Das 
ist wissenschaftlich erwiesen!)

– Das ist so.
Ich glaube, man kann zusammenfassen, dass das, was 

Sie hier wollen, am Ende niemand sonst will,
(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht! Was unterstellen Sie denn?)

und man muss feststellen, dass CDU und FDP am Ende 
auf einer politischen Geisterfahrt unterwegs sind.

(Abg. Max Straubinger [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

Das will keiner, und Sie sind absolut alleine mit dieser 
Meinung.

(Beifall bei der SPD – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: Reine Unterstellung! Mit Fakten 
haben Sie es nicht so!)

Der nächste Punkt, der erwähnt werden muss, ist rein 
volkswirtschaftlicher Art.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wollen Sie eine Zwischenfrage von Herrn Straubinger 

zulassen?

Mathias Papendieck (SPD):
Von mir aus.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Herr Kollege Papendieck, Sie haben gerade aus-

geführt, dass Volkswirtschaften, in denen mehr gearbeitet 
wird als bei uns, nicht effektiv sind. Wollen Sie das zum 

Beispiel der Volkswirtschaft der Schweiz unterstellen? 
Dort arbeiten die Arbeitnehmer 200 Stunden mehr im 
Jahr.

(Otto Fricke [FDP]: Die Schweizer sind also 
faul!)

Mathias Papendieck (SPD):
Also, die Frage möchte ich ganz einfach beantworten: 

Es ist nicht so, dass jemand, der zum Beispiel 48 oder 
50 Stunden in der Woche arbeitet, mathematisch gesehen 
schlichtweg effektiver ist als jemand, der 35 Stunden ar-
beitet.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Also mit der 
Mathematik beleidigen Sie mich als Mathe-
matiker!)

Wenn die Arbeitsergebnisse und die Leistung stimmen, 
dann ist das gut; dann ist das gut für die Menschen. Wir 
dürfen die Menschen auf der Arbeit nicht einfach quälen.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: „Quälen“? – 
Marc Biadacz [CDU/CSU]: Also, es geht doch 
nicht um Quälen! Also, was ist denn das?)

Das ist absoluter, sinnloser Quatsch, was Sie fordern.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Ich glaube, damit ist Ihre Frage ganz klar beantwortet.
Ich fahre fort, und zwar möchte ich Ihnen eine rein 

volkswirtschaftliche Rechnung aufmachen, die eigentlich 
relativ einfach ist: Wenn in einer Familie zwei Arbeitneh-
mer sind und beide jeweils 30 Stunden arbeiten gehen, 
dann sind das 60 Arbeitsstunden. Ein weiteres Beispiel: 
Wenn der eine 40 Stunden und der andere 20 Stunden 
arbeiten geht, dann sind das auch 60 Arbeitsstunden. 
Mit Ihren 48 Stunden schaffen Sie nur eins: Dann geht 
nur noch einer allein arbeiten. Und das ist volkswirt-
schaftlich völliger Unsinn.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Otto Fricke [FDP]: 
Hä? Wenn Selbstständige Ihre Rede hier hö-
ren! Meine Herren! – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: Die 48 sind doch jetzt schon! 
Wissen Sie das nicht?)

Der nächste Punkt an der ganzen Geschichte ist: In den 
letzten Jahren hat sich die Zahl der Beschäftigten erhöht; 
sie ist nicht runtergegangen. Wir haben den Höhepunkt – 
46 Millionen Beschäftigte – vor allen Dingen dadurch 
erreicht, dass in einer Familie mittlerweile beide arbeiten 
gehen können, dass sie selbstbestimmt arbeiten gehen 
können, dass jeder sich aussuchen kann, wo er arbeitet.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Und flexi-
bel! Und das wollen wir!)

Das ist wichtig, und das hilft auch den Menschen.
Kommen wir mal zu einem gesellschaftlichen Punkt. 

Was wollen Sie hier eigentlich gesellschaftlich durch die 
Arbeitsmarktpolitik und die Arbeitszeitpolitik durch die 
Hintertür erreichen? Eines, und zwar, dass jetzt wieder 
nur noch einer arbeiten geht,
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(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Genau das 
Gegenteil! Exakt das Gegenteil! Aber deswe-
gen stehen Sie bei 15 Prozent! So reiten Sie das 
Land in die Rezession! Sie haben es nicht ver-
standen! – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Wer 
sagt denn das? Das ist doch Quatsch! Das ist 
doch ein völliger Quatsch! – Otto Fricke 
[FDP]: O Gott! Wenn das bei Ihnen zu Hause 
so ist, okay! Aber das ist nicht der deutsche 
Bürger! Meine Herren! Sie können doch nicht 
von Ihrem Leben auf andere schließen! – Ge-
genruf des Abg. Michael Gerdes [SPD]: Er hat 
einen wunden Punkt getroffen!)

dass er dann möglicherweise seine Familie, seine Kinder 
gar nicht mehr so oft sehen kann, wenn er 48 Stunden 
arbeiten geht, und dass am Ende Frauen möglicherweise 
in Abhängigkeit kommen. Wissen Sie was? Das will 
niemand, und dafür wurden Sie schon einmal abgewählt.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Sie werden 
jetzt wieder abgewählt! – Zuruf der Abg. 
Gabriele Katzmarek [SPD])

Sie sind damit alleine. Das will heutzutage noch immer 
keiner.

(Beifall bei der SPD – Wilfried Oellers [CDU/ 
CSU]: Sie tragen bewusst die Unwahrheit vor!)

Ich möchte auch eins sagen: Die FDP sagt in ihrem 
Antrag was von Digitalisierung der Arbeitszeit. Das ein 
guter Punkt, und den finden auch wir wichtig. Es wäre 
zum Beispiel wichtig, dass es eine Homeofficepflicht 
gibt – oder ein Recht auf Homeoffice.

(Otto Fricke [FDP]: Was? „Homeoffice-
pflicht“? Ui! Ui! Haben Sie denn im Edeka- 
Laden Homeoffice gemacht? Meine Herren! 
Haben Sie dem Käufer gesagt, der soll bei 
Ihnen zu Hause zum Einkaufen kommen? – 
Marc Biadacz [CDU/CSU]: So ein Quatsch! 
Herr Papendieck, was erzählen Sie denn da? 
Was sollen denn die Bandarbeiter sagen? Den-
ken Sie mal an die Menschen, die jeden Tag in 
den Betrieb gehen! Also, eine Pflicht zum 
Homeoffice! – Dr. Markus Reichel [CDU/ 
CSU]: In welcher Welt leben Sie denn? – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie sind 
völlig aus der Zeit gefallen!)

Das wäre mal ein schöner Vorschlag gewesen.
Und bemerkenswert an Ihrem Ansatz ist ja: Wenn man 

Flexibilität haben möchte, dann muss ja die Arbeitszeit 
erst mal erfasst werden. Bei der digitalen Arbeitszeit-
erfassung blockieren Sie komplett. Da wollen Sie lieber 
weiter irgendeine bürokratische Zettelwirtschaft haben 
statt der Digitalisierung der Arbeitszeit. Diese Blockade 
können Sie mal auflösen.

Machen Sie Ihre Hausaufgaben! Helfen Sie den Men-
schen, dass sie ihre Arbeitsstunden erfassen können und 
dass keine Stunde mehr verloren geht! Das würde den 
Menschen wirklich helfen – und nicht das, was Sie hier 
gerade beantragen; denn das hilft keinem.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Sie sind in 
den 70er-Jahren stehen geblieben!)

Wir werden Ihren Antrag auf jeden Fall ablehnen.
Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Otto 
Fricke [FDP]: Rückwärts immer!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Pascal Kober hat das Wort für die FDP.

(Beifall bei der FDP)

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das heutige Arbeitszeitgesetz ist 30 Jahre alt. 
Es stammt aus einer Zeit, in der es noch kein Internet im 
Arbeitsleben gab, in der es noch keine E-Mails im Ar-
beitsleben gab

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber damals gab’s schon Men-
schen! Damals gab es schon Familien, Gesund-
heit!)

und in der es natürlich auch Begriffe wie „mobiles Ar-
beiten“ und „Homeoffice“ noch nicht gab. Deshalb ist es 
an der Zeit, dass wir das Arbeitszeitgesetz den neuen 
Realitäten anpassen, dass wir als Politik auf die Lebens-
wirklichkeit reagieren und den Wünschen der Bürgerin-
nen und Bürger auch nachkommen.

(Beifall bei der FDP)
Deshalb schlagen wir, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, vor, dass wir das Arbeitszeitgesetz reformieren, 
dass wir statt der Tageshöchstarbeitszeit eine Wochen-
höchstarbeitszeit einführen. Das schafft mehr Flexibilität, 
beispielsweise für diejenigen, die gerne von Montag bis 
Donnerstag länger arbeiten würden und dafür am Freitag 
frei haben könnten.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Haben Sie 
das auch im Jahr 2022 vorgeschlagen?)

Wir schaffen mehr Flexibilität für diejenigen, die bei-
spielsweise Vollzeit weiterarbeiten, aber an zwei Nach-
mittagen in der Woche freihaben wollen, weil sie zum 
Beispiel Pflegeaufgaben oder Betreuungsaufgaben in 
der Familie wahrnehmen und dafür dann an den anderen 
Tagen entsprechend länger arbeiten wollen.

(Beifall bei der FDP – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Gegen das 
längere Arbeiten am Tag sprechen aber wissen-
schaftliche Studien!)

Wir schaffen mehr Flexibilität für die Unternehmen, 
damit sie genau solche Arbeitszeitmodelle anbieten kön-
nen, um das Arbeitsleben an die Lebensrealität und an die 
Wünsche der Bürgerinnen und Bürger und der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter anzupassen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber nicht mit längerem Arbeiten! 
Weil das krank macht!)
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Es gibt einen einzigen Grund, warum das heute nicht 
im Gesetz ist, warum die Koalition das nicht umgesetzt 
hat, und dieser Grund heißt Hubertus Heil. Er hat von 
Anfang an den Koalitionsvertrag gebrochen, schon im 
ersten Jahr der Regierungskoalition.

(Michael Gerdes [SPD]: O Gott! – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Um Gottes willen! Sie 
sind doch davongelaufen! – Dr. Markus 
Reichel [CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Er hat dadurch das Klima in dieser Legislaturperiode ver-
giftet, und Sie als SPD-Bundestagsfraktion waren so un-
kollegial, ihm nicht einmal in den Arm zu fallen. Das ist 
doch die Wahrheit, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: So ist das also!)

Es ist Zeit für eine neue Politik, für eine Politik, die auf 
die Lebensrealitäten Antworten findet, und eine Politik 
ohne den Arbeitsminister Heil.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Oppositionspartei in der Regierung! – 
Marc Biadacz [CDU/CSU]: Ui! – Dr. Markus 
Reichel [CDU/CSU]: Das stimmt! Da hat er 
recht!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat Wilfried Oellers jetzt 

das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
die Debatte heute zur Arbeitszeit und für diesen Gesetz-
entwurf bin ich der FDP sehr dankbar, will aber gleich in 
Richtung der FDP sagen: Ich finde es toll, dass Sie diesen 
Gesetzentwurf eingebracht haben, hätte es aber auch toll 
gefunden, wenn man die Anträge, die wir in dieser Le-
gislaturperiode genau zu diesem Thema gestellt haben, 
doch auch, sage ich mal, mit mehr Wertschätzung behan-
delt hätte.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Markus 
Reichel [CDU/CSU]: Das wäre mal die Gele-
genheit gewesen! – Abg. Pascal Kober [FDP] 
spricht mit Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Ich will den Kollegen Kober jetzt nicht in seiner Un-
terhaltung mit der Kollegin Müller-Gemmeke unterbre-
chen; aber da muss ich schon sagen: Lieber Pascal Kober, 
in der damaligen Debatte wurde uns gerade von deiner 
Seite aus vorgehalten, wie peinlich doch unser Antrag sei.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da hat er schon recht gehabt, glaube 
ich!)

Wir hatten einen Antrag mit vier Punkten eingebracht. 
Hier kommt ein Gesetzentwurf mit zwei Punkten; einer 
davon ist eins zu eins identisch mit einem aus unserem 
Antrag. Uns damals Peinlichkeit vorzuwerfen, fand ich, 
muss ich sagen, eine ziemliche Unterstellung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Pascal Kober 
[FDP]: Das bezog sich auf einen anderen 
Punkt! – Beate Müller-Gemmeke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Antrag war total 
unkonkret!)

Ich gebe das jetzt nicht mit gleicher Münze zurück;

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

aber daran hätte man mal denken sollen, bevor man heute 
diesen Gesetzentwurf einbringt.

Bei der ganzen Debatte, muss ich echt sagen, werden 
einige Dinge total durcheinandergeschmissen. Kollegin 
Müller-Gemmeke, Sie unterstellen, man wolle mehr Ar-
beit, Entgrenzung von Arbeit. Das ist überhaupt nicht die 
Intention, wenn man von Wochenarbeitszeit spricht.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber das machen Sie, wenn Sie 
das Gesetz ändern!)

– Nein, macht man eben nicht.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber sicher!)

Es geht um Flexibilisierung und die Lage der Arbeitszeit, 
nicht um mehr Arbeitszeit.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt überlegen Sie’s doch mal zu 
Ende! Das kann nur längere Arbeitszeit bedeu-
ten!)

Und da komme ich zum Kollegen Papendieck. Wenn er 
vorträgt: „40 Stunden Arbeit in der Woche“, muss ich 
sagen: Das steht nicht im Gesetz. Im Gesetz haben wir 
„48 Stunden“ stehen. Deswegen ist Ihr Vorhalt an die 
FDP faktisch total falsch.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb will ich noch mal sagen: Es geht nicht um Mehr-
arbeit; es geht um die Lage der Arbeit.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es geht um längere Arbeitszeit 
am Tag!)

Sie wollen, dass Familie und Beruf miteinander zu 
vereinbaren sind. Das ist oft genannt worden, auch von 
einer Kollegin, die jetzt nicht gesprochen hat. Das geht 
mit diesem Arbeitszeitmodell, das wir im Arbeitszeitge-
setz haben, nicht. Das Beispiel erspare ich Ihnen.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Doch! Doch, 
natürlich!)

– Nein, das ist nicht richtig, Kollege Rosemann.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Man kann Tarif-
verträge abschließen! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Es geht 
eben nicht!)
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– Das ist nicht so. Sie können bestimmte Modelle der 
Kinderbetreuung nicht anwenden. Wenn Sie zum Bei-
spiel morgens arbeiten wollen, wenn die Kinder in der 
Schule sind, sich nachmittags um die Kinder kümmern 
wollen und abends noch mal ransetzen wollen – wenn Sie 
das wollen; Sie müssen es ja nicht –,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Die abhängig 
Beschäftigten entscheiden das nicht frei!)

dann können Sie das mit diesem Arbeitszeitgesetz nicht 
machen, weil das mit den Ruhezeiten nicht hinkommt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP – Dr. Martin Rosemann [SPD]: Doch! 
Schauen Sie mal den Tarifvertrag der IG Metall 
für Baden-Württemberg an! – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Natürlich geht das! – Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] meldet sich zu einer Zwischenfrage)

Mir ist wichtig, zu betonen, dass das Arbeitszeitgesetz 
ein Arbeitsschutzgesetz ist.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Möchten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin – –

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Nein, lasse ich nicht zu.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh, bitte! Lass doch die Beate reden!)

Das ist ein Arbeitsschutzgesetz, und das muss es auf 
jeden Fall auch bleiben.

(Otto Fricke [FDP]: Ja!)
Deswegen muss mit Augenmaß drangegangen werden.

An dem Gesetzentwurf der FDP stört mich, dass das 
Stichwort „gefahrgeneigte Arbeit“ überhaupt nicht auf-
taucht. Auch das muss man berücksichtigen, vor allen 
Dingen, wenn man den Punkt der Ruhezeit anspricht.

Der zweite Punkt, den wir da für bedenklich halten – 
dass man da auch ein bisschen flexibilisieren muss, da 
sind wir bei Ihnen –,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich finde es bedenklich, dass Sie die Frage 
nicht zulassen!)

ist, dass das nicht ausarten darf, indem man einfach die 
Passagen „um bis zu zwei Stunden“ und auch –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen dann bitte zum Ende, Herr Kollege.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
– „die Art der Arbeit dies erfordert und“ komplett 

streicht, was Sie vornehmen wollen. Deswegen: An der 
Stelle –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie würden bitte zum Ende kommen.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
– gehen wir nicht mit.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jetzt lassen Sie mal die Frage zu! Dann können 
Sie noch ein bisschen mehr reden!)

Ansonsten muss ich sagen, dass man die Debatte –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
– noch sehr versachlichen muss.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das war jetzt nicht mutig gerade, dass ich 
keine Frage stellen durfte!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der nächste Redner ist Jan Dieren für die SPD-Frak-

tion.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 

Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete! 

Liebe Kollegen in den Betrieben und Unternehmen! Es 
ist bald Weihnachten, und die FDP legt hier einen Gesetz-
entwurf vor, der wie ein Weihnachtsgeschenk aussieht.

(Pascal Kober [FDP]: Das ist ein Antrag! – 
Otto Fricke [FDP]: Das ist ein Antrag! Macht 
nichts! – Gegenruf der Abg. Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nee, das ist schon ein Gesetzentwurf! – Wei-
terer Gegenruf des Abg. Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, Gesetzentwurf!)

– Das ist ein Gesetzentwurf, den ihr da vorgelegt habt, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP. Aber 
macht nichts! Ich habe ihn gelesen.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Macht nichts! 
Das wissen sie nicht! – Gabriele Katzmarek 
[SPD], an die FDP gewandt: Nicht so besser-
wisserisch sein!)

Bei manchen Geschenken ist es so, dass man besser 
vorsichtig sein sollte. So ist das auch bei dem hier. Das 
sieht aus wie ein Geschenk, ist tatsächlich aber ein troja-
nisches Pferd.

(Zuruf von der SPD: Kann man das zurück-
geben? – Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: 
Aha! – Otto Fricke [FDP]: Aha!)

Die Idee der FDP ist ja, dass man abends noch mal eben 
schnell E-Mails lesen soll.

(Otto Fricke [FDP]: Kann! Da steht nichts von 
„soll“! – Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Kann! – 
Pascal Kober [FDP]: Kann! – Gegenruf der 
Abg. Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/ 
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DIE GRÜNEN]: Der Arbeitgeber kann das 
dann aber fordern, wenn das im Gesetz steht!)

Lieber Kollege Johannes Vogel, Sie haben das gerade 
vorgetragen – und Kollege Oellers, Sie haben das auch 
gesagt –: Sie haben gesagt, das wäre gerade gar nicht 
möglich; man dürfte im Moment gar nicht abends noch 
E-Mails lesen.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Ja! Geht auch 
nicht mit den Uhrzeiten! – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: In einem kleinen Unternehmen 
kaum!)

Jetzt frage ich Sie: Können Sie mir eine einzige Beschäf-
tigte nennen – nur eine; würde mir schon reichen –, die 
abends ihren Laptop aufgeklappt hat und bei der dann die 
Arbeitspolizei vorbeigekommen ist und ihn wieder zu-
geklappt hat,

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Was ist 
denn das für eine Argumentation? Also, was 
ist das denn für ein Argument? – Otto Fricke 
[FDP]: Aber Millionen von Selbstständigen 
kann ich Ihnen nennen! Millionen von Selbst-
ständigen! Mann, Mann, Mann, Mann, Mann! 
Bei denen plant ihr das auch, die lasst ihr das 
auch machen! – Marc Biadacz [CDU/CSU]: So 
ein Quatsch! Also, welcher Arbeitgeber macht 
so was? Was ist das?)

eine einzige Beschäftigte, die das nicht hätte machen 
dürfen? Können Sie eine nennen? Das würde mir reichen.

Das Problem ist doch nicht, dass Beschäftigte das nicht 
dürfen.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Sie schi-
cken die Arbeitgeber und Arbeitnehmer in die 
Illegalität!)

– Wenn Sie etwas sagen wollen, dann melden Sie sich. 
Jetzt habe ich das Wort.

(Otto Fricke [FDP]: Und deine Mitarbeiter 
haben noch nie anders gearbeitet!)

Das, was das Arbeitszeitgesetz regelt, ist, dass die Ar-
beitgeber/-innen das nicht von ihren Beschäftigten ver-
langen dürfen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Christina- 
Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Beatrix von Storch [AfD]: Und was 
ist mit dem Arbeitnehmer?)

Niemand wird daran gehindert, seinen Laptop aufzuma-
chen. Die Frage ist nur: Dürfen die Arbeitgeber/-innen 
das von ihren Beschäftigten verlangen und ihnen Druck 
machen, wenn sie abends die E-Mails nicht mehr lesen?

(Otto Fricke [FDP]: Ja! – Weitere Zurufe von 
der FDP)

Das verbietet das Arbeitszeitgesetz völlig zu Recht.
(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Falsch!)

Und das ist genau das, was Sie ändern wollen.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Otto 

Fricke [FDP]: Nein!)

Sie wollen dafür sorgen, dass die Arbeitgeber/-innen ih-
ren Beschäftigten Druck machen können, Sie dazu zwin-
gen können, auch abends noch den Laptop aufzumachen 
und E-Mails zu lesen.

(Otto Fricke [FDP]: Nein! – Zuruf des Abg. 
Julian Grünke [FDP])

Wer das freiwillig machen will, bitte. Aber niemand darf 
unter Druck gesetzt werden, das zu tun, weil es ja dazu 
führt, dass Beschäftigte eben doch mehr arbeiten. Das 
sagen alle Studien. Sie tun jetzt so, als ob Sie das gar 
nicht wüssten; aber Sie wissen das. Alle Studien sagen 
das.

Ich finde es ja richtig, dass es für Sie danach gehen soll, 
was die Beschäftigten eigentlich wollen. Das klingt gut, 
das finde ich richtig, das will ich auch. Fragen wir also die 
Beschäftigten. Was sagen die? Über 80 Prozent der Be-
schäftigten sagen, wenn man sie fragt, dass sie weniger 
arbeiten wollen, nicht mehr.

(Pascal Kober [FDP]: Aber für mehr Geld! – 
Otto Fricke [FDP]: Für weniger Geld oder 
gleich viel Geld?)

Also: Wenn Sie den Bedürfnissen der Beschäftigten ent-
sprechen wollen, dann legen Sie einen Gesetzentwurf 
vor, der dafür sorgt, dass die Beschäftigten weniger ar-
beiten müssen.

(Otto Fricke [FDP]: Für weniger Geld!)
Das würde ihnen wirklich entsprechen.

Es gibt auch Beschäftigte, die abends nach 18 Uhr erst 
Feierabend machen wollen. Auch das gibt es. 3 Prozent 
der Beschäftigten sagen, dass sie abends nach 18 Uhr erst 
Feierabend machen wollen. Jetzt weiß ich, liebe Kollegen 
von der FDP, dass Sie ein bisschen darum zittern, ob Sie 
nach der nächsten Bundestagswahl wieder einziehen. 
Lassen Sie sich das nur gesagt sein: Wenn Sie sich auf 
diese 3 Prozent konzentrieren, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Jan Dieren (SPD):
– ich komme zum Schluss –, wird das nicht klappen. 

Was Sie machen, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank.

Jan Dieren (SPD):
– müssen Sie wissen. Wir wollen einer Mehrheit hel-

fen. Darum geht es auch bei der nächsten Bundestags-
wahl.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für Die Linke hat Janine Wissler jetzt das Wort.
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(Beifall bei der Linken)

Janine Wissler (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die FDP 

will ran ans Arbeitszeitgesetz und an den Achtstunden-
tag, und dann tut sie hier so, als ob sie die Arbeitszeit im 
Sinne der Beschäftigten flexibilisieren will. Sie machen 
aber keinen Vorschlag für mehr Zeitsouveränität für die 
Beschäftigten. Sie wollen einfach die Arbeitszeiten aus-
weiten – im Interesse der Arbeitgeber.

(Pascal Kober [FDP]: Das stimmt doch gar 
nicht! – Otto Fricke [FDP]: Oh!)

Lange Arbeitszeiten und zu kurze Ruhezeiten sind er-
wiesenermaßen gesundheitsschädlich.

(Zuruf von der Linken: Genau!)
Die Zahl der Arbeitsausfalltage wegen psychischer Er-
krankungen ist auf einem Höchststand.

(Otto Fricke [FDP]: Und das ausgerechnet in 
dem Land mit der niedrigsten Jahresarbeits-
zeit!)

1,3 Milliarden Überstunden machen die Beschäftigten im 
Jahr, die Mehrheit übrigens unbezahlt. Und Sie wollen 
die Höchstarbeitszeiten und Ruhezeiten außer Kraft set-
zen? Das ist verantwortungslos.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dauernde Erreichbarkeit, die Entgrenzung von Job und 
Privatleben, prekäre Beschäftigung: Wir brauchen mehr 
Schutz und nicht weniger.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen eine bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, auch um Frauen Erwerbsarbeit zu erleichtern.

Dass das Arbeitszeitgesetz nicht flexibel sei, ist ein 
Märchen. Die Ausnahmeregelungen füllen ganze Seiten. 
Es geht nicht darum, ob eine Mitarbeiterin abends eine E- 
Mail lesen darf, sondern darum, ob der Chef verlangen 
darf, dass sie es tut. Darum geht es, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie Betriebe besuchen, dann sollten Sie nicht nur 
in den Chefetagen abhängen

(Heiterkeit des Abg. Jens Peick [SPD])
oder mal eine arbeitgebergeführte Besichtigungstour 
durch die Werkhalle für die Insta-Story machen. Nein, 
reden Sie mal mit den Beschäftigten, reden Sie mit den 
Betriebsräten, reden Sie mit den Gewerkschaften! Es 
braucht den Schutz des Achtstundentages.

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Jessica Tatti [BSW])

Was sagen Sie denn der Pflegekraft, dem Kellner oder 
gerade zu Weihnachten den Beschäftigten im Einzelhan-
del und in der Paketbranche? Zugegeben, nicht gerade 

Kernklientel der FDP. Denken Sie an die Leute, die kör-
perlich hart arbeiten, die Leute, die Berufe haben, wo 
jeder Fehler im Zweifel tödlich enden kann!

Als Linke streiten wir für selbstbestimmte Arbeitszei-
ten. Wir brauchen keine Ausweitung, sondern eine Re-
duzierung der Arbeitszeit.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Es gibt Modellversuche zur Viertagewoche und andere 
Formen der Arbeitszeitreduzierung in Tarifverträgen. Ih-
ren Gesetzentwurf lehnen wir natürlich ab, sollte das 
noch nicht deutlich genug geworden sein.

In diesem Sinne: Fröhliche Weihnachten!

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort für das BSW hat Klaus Ernst.

(Beifall beim BSW)

Klaus Ernst (BSW):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich habe gerade herausgehört: Wenn ein Forscher 
zehn Stunden arbeitet, dann forscht er so richtig toll. – Ich 
habe den Eindruck, den Antrag habt ihr nach zehn Stun-
den Arbeit geschrieben;

(Beifall beim BSW sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [Die Linke])

sonst würde nicht das drinstehen, was drinsteht.

(Zurufe von der CDU/CSU)

– Sie haben das doch gerade befürwortet. Also tun Sie 
nicht so.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Ja, das 
stimmt! – Zuruf des Abg. Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU])

Vielleicht noch mal zum Inhalt. Was ist der Kern? Ich 
weiß nicht, ob Sie wissen, was Deutschland eigentlich 
stark gemacht hat. Deutschland hat stark gemacht, dass 
wir geregelte Arbeitszeiten und übrigens auch geregelte 
Löhne hatten.

(Zuruf des Abg. Dr. Markus Reichel [CDU/ 
CSU])

Die Höhe der Löhne haben wir abgesichert, die Dauer der 
Arbeitszeiten ebenfalls. Man konnte nicht einfach länger 
arbeiten, weil es gesetzlich oder tarifvertraglich geregelt 
war. Wenn also ein Unternehmer – die Klientel der FDP – 
mehr verdienen wollte, dann musste er sich etwas ein-
fallen lassen. Er konnte nicht einfach die Arbeitszeiten 
verlängern oder die Löhne kürzen. Er musste innovativ 
sein. Und es waren genau diese Regelungen, die dazu 
geführt haben, dass Deutschland tatsächlich zum „Modell 
Deutschland“ wurde. So wurden Innovationen notwen-
dig; denn anders konnten Gewinne nicht erhöht werden. 
Das geben Sie mit Ihrem Gesetzentwurf auf, und das ist 
eine Katastrophe. Das ist ein Rückschritt übelster Sorte, 
den Sie hier vorschlagen, meine Damen und Herren.
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(Beifall beim BSW sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [Die Linke])

Das ist ein Rückschritt, für den noch nicht einmal die 
Bewertung „schlimm“ ausreichend ist.

Und vielleicht an die freiheitsliebende FDP – ich habe 
Ihnen das schon mal gesagt; ich sage es Ihnen noch mal –: 
Rousseau hat mal gesagt, zwischen Arm und Reich ist es 
das Gesetz, das befreit, und die Freiheit, die unterdrückt. – 
Das ist nicht ganz einfach zu verstehen; darüber muss 
man länger nachdenken. Ich hoffe, Sie kriegen das noch 
hin.

(Beifall beim BSW sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [Die Linke])

Meine Damen und Herren, wenn die Freiheit zu grenzen-
loser Ausbeutung und einer nicht mehr eingeschränkten 
Arbeit Ihre Programmatik ist, dann kann ich nur sagen: 
Ich bin froh, dass wir bald Wahlen haben. Sie werden die 
Antwort darauf kriegen.

(Beifall beim BSW sowie des Abg. Christian 
Görke [Die Linke])

Meine Damen und Herren, zum Schluss. Karl Valentin 
hat mal gesagt: „Die Zukunft ist auch nicht mehr das, was 
sie mal war.“ Das zu Ihrer Perspektive bei der Bundes-
tagswahl.

(Beifall beim BSW sowie bei Abgeordneten 
der Linken – Otto Fricke [FDP]: Haben Sie 
mal darüber nachgedacht, was das im Ergebnis 
bedeutet? Eigentlich genau das Gegenteil!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Peter Aumer für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Bei der aktuellen Debatte brauchen wir uns 
nicht zu wundern, dass die Ampelkoalition gescheitert 
ist; denn die Gegensätze sind so groß,

(Beatrix von Storch [AfD]: Die wären noch 
größer, wenn die Union mitregieren würde!)

dass ganz klar ist, was wir jetzt brauchen.
Unsere Arbeitswelt, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, steht vor einem grundlegenden Wandel. Frau von 
Storch, dass Sie das nicht verstanden haben, ist relativ 
klar.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir sind in einem Zeitalter der Digitalisierung, der Glo-
balisierung

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Mann, sind die Argumente gerade 
stark! Richtig inhaltsstark gerade!)

und auch in einer Zeit, in der die Herausforderungen für 
Familien und im Beruf steigen. Diese Herausforderungen 
fordern uns in der Politik auf, den Rahmen neu zu setzen. 
Das, meine sehr geehrten Damen und Herren von Rot- 
Grün und von den Linken, sollten auch Sie verstanden 

haben. Eltern brauchen Freiräume für Kindererziehung. 
Pflegende Angehörige brauchen Freiräume, um ihre An-
gehörigen pflegen zu können.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber nicht durch län-
geres Arbeiten! – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Freiräume, 
wenn man am Tag länger arbeitet, oder wie?)

– Ich komme gleich dazu.
Wir brauchen flexible Arbeitszeitmodelle wegen 

Homeoffice, wegen projektbasierter Arbeit und vieler 
anderer Dinge. Aber wir brauchen auch Antworten auf 
Fragen nach der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
und für unsere Unternehmen. Irgendwoher muss die Ar-
beit ja kommen, meine sehr geehrten Damen und Herren 
der SPD. Sie ist nicht von alleine da.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb besteht die Notwendigkeit, darüber zu sprechen, 
wie Arbeitszeitflexibilisierung funktionieren kann, wie 
man daraus eine Chance ziehen und einen Erfolgsfaktor 
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber, aber auch für die ge-
samte Gesellschaft machen kann.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na, wie soll das denn genau aus-
sehen?)

Wir sehen eine Chance in der Arbeitszeitflexibilisie-
rung. Das Arbeitszeitgesetz ist der Rahmen für alles an-
dere, was die Arbeitszeit betrifft.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie soll es denn genau aus-
sehen? – Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, wie? Mal 
konkret!)

In unserem Land gilt immer noch die Tarifautonomie. 
Das haben Sie offenbar vergessen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren vor allem der SPD.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Wir nicht, Peter! – 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Steht doch im Arbeitszeitgesetz 
drin!)

Arbeitszeitflexibilisierung ist keine Frage von weniger 
oder mehr Arbeit,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, wovon dann?)

sondern von anderer Arbeit, meine sehr geehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was heißt das denn? – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was heißt das für das Gesetz?)

Das bedeutet, dass die Arbeitnehmer mehr Eigenverant-
wortung und die Arbeitgeber mehr Gestaltungsspielraum 
bekommen.
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(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was heißt das am Tag? Wie 
lange?)

Dabei muss natürlich – und das ist uns als Partei der 
sozialen Marktwirtschaft auch wichtig – der Schutz der 
Beschäftigten ein ganz wesentlicher Punkt sein, den wir 
im Auge behalten müssen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen 
eine Arbeitszeitregelung, die die wirtschaftliche Wett-
bewerbsfähigkeit stärkt, wir wollen Familien entlasten, 
und wir wollen persönliche Freiheiten erweitern. Unse-
rem Antrag, liebe Kollegen der FDP, vom Februar dieses 
Jahres haben Sie ja leider nicht zugestimmt. Das ist scha-
de. Wir sind für die Flexibilisierung der Arbeitszeit. Wir 
wollen aber nicht, dass es zu einem Abbau des Schutzes 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern kommt.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie merken schon, wie Sie sich 
widersprechen!)

– Das ist kein Widerspruch, das ist der Unterschied zwi-
schen Ihnen und uns.

Wir brauchen keine starren Vorschriften; denn die hel-
fen niemandem. Wir wollen passgenaue Lösungen für die 
Unternehmer, aber auch Lösungen, die der Lebensrealität 
der Menschen in unserem Land entsprechen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, herzlichen Dank.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Wir als CDU/CSU – Frau Präsidentin, ich bin fertig – 

stehen für Fortschritt mit Verantwortung und eine Ar-
beitszeitpolitik, die Chancen für alle eröffnet.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Damit schließe ich jetzt die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/14255 an den Ausschuss für Arbeit 
und Soziales vorgeschlagen. – Damit sind Sie einverstan-
den. Dann verfahren wir so.

Ich komme jetzt zu Tagesordnungspunkt 23: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Digitale Zeitenwende für Deutschland mit der 
Umsetzung der eIDAS-2.0-Verordnung einlei-
ten

Drucksache 20/13735
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache sind 39 Minuten vorgesehen. – 
Wenn Sie die Plätze bitte flugs wechseln, wäre das sehr 
schön.

Ich eröffne die Aussprache und gebe Nadine Schön für 
die CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nadine Schön (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zum Abschluss dieses Jahres und auch dieser 
Legislaturperiode beraten wir heute einen von der Uni-
onsfraktion eingebrachten Antrag zur Digitalpolitik. Es 
ist unser 18. Antrag, den wir als Union einbringen. Und 
Sie, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, können jetzt mal 
raten, wie viele Anträge in dieser Zeit von den Koaliti-
onsfraktionen eingebracht wurden.

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nadine!)

Ich kann es Ihnen sagen: Es waren null.
(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, wir haben auch Gesetze gemacht! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Markus Reichel [CDU/ 
CSU]: Welche denn?)

Aus den Reihen der Koalitionsfraktionen kam im Laufe 
der letzten drei Jahre kein einziger Vorschlag, keine Idee, 
wie man die Digitalpolitik der Bundesregierung voran-
bringen kann.

(Maik Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir lassen unsere Ministerien arbei-
ten!)

Und wenn die Kollegin Tabea Rößner jetzt sagt, das sei 
nicht üblich in den Koalitionsfraktionen, kann ich sagen, 
dass wir als Fraktion in unserer Regierungszeit immer 
Anträge eingebracht haben,

(Beifall bei der CDU/CSU)
mit eigenen Vorschlägen, um unsere Regierung zu trei-
ben. Und ehrlicherweise hätte gerade diese Bundesregie-
rung bei der Digitalpolitik mal ordentlich Feuer unterm 
Hintern gebraucht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn außer bunten Homepages und großen Worten ist in 
den letzten drei Jahren leider ziemlich wenig passiert.

Von den über 300 Maßnahmen der Digitalstrategie 
wurde gerade mal ein Drittel umgesetzt – ein Drittel 
dessen, was Sie sich selbst vorgenommen haben. Dazu 
gehören so bahnbrechende Ideen wie das Portal „umwelt. 
info“ vom Umweltministerium und zahlreiche Stufen- 
und Maßnahmenpläne, aber wenig Konkretes.

Wir legen heute mit unserem Antrag erneut konkrete 
Vorschläge zu einem der wichtigsten Themen vor, das Sie 
selbst zum Hebelprojekt der Digitalstrategie erklärt ha-
ben, nämlich für das Ökosystem digitaler Identitäten und 
die Umsetzung der eIDAS-Verordnung der Europäischen 
Union. Das ist ein ganz wichtiges Thema. Denn es geht 
um Vertrauen und darum, wie Bürger, aber auch künftig 
die Wirtschaft interoperabel agieren und wie wir ein Öko-
system schaffen können, das einen Ausgleich findet zwi-
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schen freiem Wettbewerb, Benutzerfreundlichkeit, Si-
cherheit und Datenschutz. Es wäre eine tolle Initiative 
der Koalitionsfraktionen gewesen, sich hier mit eigenen 
Ideen einzubringen. Schade, dass Sie das nicht gemacht 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie hätten ja wenigstens das, was die Bundesregierung 

gemacht hat, kritisieren können, um ihr Knüppel zwi-
schen die Beine zu werfen. Beispielsweise wurde im 
letzten Jahr einfach über Nacht der PIN-Rücksetzungs-
dienst für den E-Personalausweis ausgesetzt, sodass die 
Menschen wieder aufs Amt laufen müssen, um ihren PIN 
zu aktualisieren. Eine entsprechende Kampagne wurde 
ewig angekündigt und ist dann einfach nicht gekommen.

Dieses Beispiel reiht sich ein in eine ganze Reihe von 
Projekten, die angeblich Hebelprojekte der Digitalstrate-
gie sein sollen, bei denen aber über Monate und Jahre 
nichts passiert ist. Ich erinnere nur an die Registermoder-
nisierung. Noch in unserer Regierungszeit wurden dafür 
die gesetzlichen Grundlagen geschaffen. Aber Sie dis-
kutierten dann über Monate und Jahre, ob man das nicht 
doch vielleicht anders machen müsste. Und Geld zur 
Umsetzung haben Sie auch nicht zur Verfügung gestellt.

Also: Die Bilanz der Bundesregierung ist wirklich er-
schreckend. Das attestieren Ihnen nicht nur wir als Op-
position, sondern das belegen auch die Zahlen, die ich 
eben genannt habe, und sogar Ihr eigenes Begleitgremi-
um, der Beirat Digitalstrategie, sagt das. Der Abschluss-
bericht des von Ihnen eingesetzten Begleitgremiums ist 
voll mit Empfehlungen für die nächste Bundesregierung, 
da man sich, glaube ich, nicht getraut hat, zu schreiben, 
was man wirklich über die einzelnen Projekte denkt. Ich 
zitiere nur mal einen Satz aus diesem Bericht:

„Einzelne positive Maßnahmen können nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass die Bundesregierung wei-
terhin ohne ein übergreifendes Ziel und ohne einen 
verbindlichen Plan digitalpolitische Maßnahmen 
vorantreibt.“

Herr Wissing, das ist die Bilanz Ihres eigenen Begleit-
gremiums zu Ihrer Digitalstrategie und deren Umsetzung. 
Das ist wirklich peinlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Gremium macht darin aber auch brauchbare Vor-

schläge, wie es die nächste Bundesregierung besser ma-
chen kann. Es besser zu machen, ist mein Wunsch an die 
nächste Bundesregierung, und ich hoffe sehr, dass wir an 
der kommenden Regierung beteiligt sind. Ich bin auch 
happy, dass wir erneut die Errichtung eines Digitalminis-
teriums in unser Regierungsprogramm aufgenommen ha-
ben; denn genau das braucht man für eine gute Gover-
nance.

Das ist, wie bei einigen von Ihnen und euch auch, heute 
möglicherweise meine letzte Rede als Digitalpolitikerin 
hier am Rednerpult des Deutschen Bundestages. Deshalb 
möchte ich bei aller Kritik, die wir als Opposition an 
dieser Bundesregierung haben – ich sehe viele Kollegin-
nen und Kollegen, die über Jahre mit mir Digitalpolitik 
gemacht haben –, auch noch ein Wort des Dankes sagen. 

Wir haben gemeinsam das Thema Digitalpolitik in den 
Bundestag gebracht. Es gab damals keinen Digitalaus-
schuss. Wir mussten erst für eine Enquete-Kommission 
kämpfen, dann für den Digitalausschuss, für Federfüh-
rungen und Zuständigkeiten. Wir haben die Themen in 
unseren Fraktionen immer parteiübergreifend voran-
getrieben. Ich wünsche mir, dass die Themen Digitalisie-
rung und Staatsmodernisierung – denn ich glaube, dass 
das entscheidend dafür ist, ob wir in der Digitalpolitik 
und in allen anderen Politikbereichen schneller und wirk-
samer werden können – weiterhin vorangetrieben wer-
den.

Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Digitalpoliti-
kerinnen und Digitalpolitikern für die gemeinsame und 
fraktionsübergreifende Arbeit. An dieser Stelle geht mein 
Dank vor allem an meine Familie, an meine Teams in 
Berlin und im Wahlkreis, an die Wählerinnen und Wäh-
ler, an meine Partei und alle, mit denen ich in den letzten 
Jahren Politik gestalten konnte.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und der Abg. 
Barbara Benkstein [AfD])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Liebe Nadine Schön, ich will mich im Namen des 

gesamten Hauses herzlich bei Ihnen bedanken. Sie haben 
hier einige Herzensthemen genannt, für die Sie sich ein-
gesetzt haben. Sie sind als junge Frau in die Politik ge-
gangen. Die meisten hier wissen, dass das nicht immer 
ein einfacher Weg ist. Deswegen haben Sie sich neben 
Ihren fachlichen Aufgaben auch immer dafür eingesetzt, 
dass junge Frauen, die Kinder haben, in diesem Haus gut 
arbeiten können. Das haben Sie nicht nur für sich selbst 
gemacht – am wenigsten wahrscheinlich –, sondern für 
viele, die nach Ihnen gekommen sind. Auch dafür will ich 
Ihnen herzlich danken.

Herzlichen Dank für Ihr Engagement, für Ihre Klarheit 
und dafür, dass Sie immer über Parteigrenzen hinweg 
gesehen haben, was für die anderen wichtig ist. Ich wün-
sche Ihnen alles Gute. Bleiben Sie behütet.

(Beifall)

Für die SPD-Fraktion hat Dr. Carolin Wagner das 
Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte 

Damen und Herren! Liebe Frau Schön, es liegt in der 
Aufgabenbeschreibung der Opposition, Anträge zu stel-
len. Daher: Ja, Sie haben in dieser Legislaturperiode ge-
arbeitet. Und es liegt in der Aufgabenbeschreibung der 
regierungstragenden Fraktionen, an Gesetzen mitzuarbei-
ten und diese zu formulieren. Und auch wir haben in 
dieser Legislaturperiode gearbeitet. Ich glaube, das 
kann man auch nicht abstreiten.
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(Beifall bei der SPD – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: Doch! Der Digitalbeirat tut das!)

Werte Damen und Herren, unsere Welt wird immer 
digitaler. Das Internet ist längst kein Neuland mehr – 
selbst für die Union nicht. Mit dem Smartphone wird 
kaum mehr telefoniert, vielmehr ist es unser täglicher 
kleiner Helfer, damit wir uns in der digitalen Welt bewe-
gen können. Damit wir uns auch online in voller Sicher-
heit ausweisen können, arbeitet man auf EU-Ebene an 
einer Wallet, der europäischen digitalen Brieftasche. Sie 
wird die digitale Identifizierung erleichtern und verbes-
sern. Man wird damit digitale Dokumente wie etwa einen 
mobilen Führerschein nachweisen können, Bankkonten 
einfacher eröffnen oder Zahlungen unter voller Kontrolle 
der persönlichen Daten vornehmen können. Die digitale 
Brieftasche ist auch ein Puzzlestück, um die digitale Ver-
waltung weiter voranzubringen. Wir gehen damit weitere 
Schritte in die digitale Zukunft.

Die EU geht also mit diesem Vorhaben die richtigen 
Schritte, um die digitale Souveränität und digitale Teil-
habe der Bürgerinnen und Bürger zu stärken. Die Wallet 
ist ein relevantes und bedeutendes Digitalgroßprojekt der 
EU. Auch in Deutschland sind wir hier auf einem guten 
Weg. Und wir wissen, worauf es jetzt zu achten gilt.

Bei den Durchführungsrechtsakten der EU muss die 
Datensicherheit im Fokus stehen – und das idealerweise 
bereits bei den Vorschlägen der EU-Kommission und 
nicht erst nach Einwirken der deutschen Regierung und 
zivilgesellschaftlicher Organisationen, wie es vor Kur-
zem der Fall war. An dieser Stelle mein herzlicher 
Dank an die Zivilgesellschaft, die hier immer am Ball 
bleibt und ein Auge darauf hat. Es gilt Gründlichkeit 
vor Schnelligkeit, gerade wenn es um den Datenschutz 
geht.

Der Umsetzungsplan steht: Bis Herbst 2026 sollen 
gute Prototypen vorgelegt werden. Dass dies das BMI 
hier mit Verve verfolgt, ist auch daran zu erkennen, 
dass die Aufgabe zur Umsetzung der Wallet an die 
SPRIND gegeben wurde, die mit größter Expertise daran 
arbeitet. Und das sind bei Weitem keine Kinkerlitzchen, 
werte Union.

Das bringt mich zu Ihrem Antrag. Sie nennen darin 
besonders sinnvolle Sachen. Es geht um die Umsetzung 
der eIDAS-Verordnung, genauso wie wir sie jetzt auf den 
Weg gebracht haben. In Ihrem Antrag ist zu lesen – Sie 
haben es auch gerade genannt – von der Interoperabilität 
in Europa, der Abfrage per Zero-Knowledge-Proof und 
dem Fokus auf Nutzerfreundlichkeit – alles d’accord, 
alles wichtige Punkte. Aber es sind auch nicht wirklich 
neue Inhalte, die die heutige Debatte hier erforderlich 
machten. Vielmehr wirkt es wie ein vorgezogenes Weih-
nachtsgeschenk an uns; denn indirekt loben Sie den Plan 
und die Prioritätensetzung des BMI.

Ihr Antrag zeigt aber durchaus auch – das will ich 
Ihnen zugutehalten –, dass Sie dazulernen, werte Union. 
2021 haben CSU-Minister Scheuer und Staatsministerin 
Bär versucht, eine Wallet-App zu launchen. Beide woll-
ten sich vor der Bundestagswahl noch mal so richtig 
modern und digital präsentieren. Nur leider hatten sie 
das BSI nicht einbezogen. Aber gut, wer braucht schon 

IT-Sicherheit? Was war das Ergebnis? Binnen zweier 
Tage wurde das Wallet gehackt – wie peinlich für die 
CSU-Granden. Das reiht sich ein in die unfassbaren Er-
folge der CSU im Verkehrs- und Digitalministerium: 
240 Millionen Euro für das Mautdebakel, die rechtswid-
rige Vergabe von Mobilfunkfrequenzen. „O mei! O mei!“ 
statt „Ho! Ho! Ho!“

(Zuruf von der AfD)

Also bitte, liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, 
schauen Sie Ihren eigenen Leuten genauer auf die Hände, 
oder richten Sie sich einfach nach den aktuellen Plänen 
der Regierung. Denn wie in Ihrem Antrag zu lesen ist, 
halten Sie dies für die richtige Richtung.

Vielen Dank und frohe Weihnachten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die FDP-Fraktion gebe ich Maximilian Funke- 

Kaiser jetzt das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Maximilian Funke-Kaiser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die digitale Zeitenwende wartet nicht auf 
Deutschland. Die eIDAS-Verordnung ist dabei ein 
Schlüssel zu einem wirklich digitalen Europa. Und der 
Antrag der CDU/CSU greift dabei zugegebenermaßen 
die richtigen Punkte auf. Aber lassen Sie mich auch deut-
lich sagen: Diese Vorschläge sind nur ein erster Schritt 
und können auch nur ein erster Schritt sein.

Die EUDI-Wallet ist ein wichtiges Instrument; aber sie 
alleine macht aus Deutschland noch lange keinen digita-
len Vorreiter, wobei dies zwingend notwendig ist, um die 
Funktionsfähigkeit unseres Staates sicherzustellen und 
die so notwendige Wirtschaftswende zu ermöglichen.

Wir erleben erst heute wieder, dass Teile dieses Hauses 
in einer Traumwelt leben. Wer ein Wirtschaftsministe-
rium in ein Klimaschutzministerium umwandelt, der hat 
seine eigene Rolle falsch verstanden und sollte nicht mit 
dem Finger auf andere zeigen.

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach, Max! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Wer hat denn da mitgemacht?)

Die wahren Gründe für die wirtschaftliche Schwäche 
dieses Landes liegen insbesondere in der Bürokratie 
und dem überbordenden Staat. Und genau deshalb brau-
chen wir ein fundamentales Umdenken bei der Organisa-
tion unseres Staates, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Schauen wir uns doch die Realität an. Während andere 
europäische Länder bereits den Großteil ihrer Verwal-
tungsleistungen digital anbieten, diskutieren wir in 
Deutschland immer noch über Zuständigkeiten. Das 
habe ich als Digitalpolitiker in den letzten drei Jahren 
jeden Tag erleben müssen. Während beispielsweise Est-
land eine digitale Erfolgsgeschichte nach der nächsten 
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schreibt, verlieren wir uns in Deutschland im Kom-
petenzgerangel zwischen den Ministerien. Das ist nicht 
nur ineffizient, sondern das kostet auch extrem viel Geld.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir haben das in den letzten drei Jahren bereits ver-
bessern können; das sei an dieser Stelle deutlich gesagt. 
Wir sind mit dem BMDV einen wichtigen Schritt hin zu 
mehr Bündelung und zentraler Steuerung gegangen. Aber 
wir müssen jetzt vom dritten in den achten Gang schalten; 
denn die Welt wartet eben nicht auf Deutschland. Des-
wegen – wir haben das schon immer gefordert und wer-
den es auch weiterhin fordern – brauchen wir ein echtes 
Digitalministerium, liebe Kolleginnen und Kollegen,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Zuruf des 
Abg. Dr. Markus Reichel [CDU/CSU])

ein Ministerium für einen modernen Staat und mit echten 
Durchgriffsrechten, ein Ministerium, das Schluss macht 
mit der Zersplitterung der Zuständigkeiten. Dafür haben 
wir vor drei Wochen ein Konzept vorgelegt; denn wir 
reden nicht nur darüber, sondern wir legen auch Konzepte 
vor.

Dieses Konzept besagt: Wir brauchen einen Digital-
vorbehalt, der dem Ministerium ein Prüf- und Ein-
spruchsrecht bei allen digitalen Maßnahmen in der Bun-
desregierung gibt. Wir brauchen eine zentrale Steuerung 
aller Digitalisierungsprojekte des Bundes. Wir brauchen 
einheitliche Standards für die gesamte Verwaltung. Wir 
brauchen einen eigenen Digitalhaushalt. Und vor allem 
brauchen wir klare Verantwortlichkeiten statt Kom-
petenzwirrwarr.

Drei Punkte sind mir dabei besonders wichtig:
Erstens. Wir brauchen eine radikale Vereinfachung der 

Verwaltungsstrukturen. Die Digitalisierung muss endlich 
zur Chefsache gemacht werden – in einem Ministerium 
gebündelt, mit klaren Zuständigkeiten und echten Durch-
griffsrechten, zusammengelegt aus bereits bestehenden 
Abteilungen. Wir müssen aber weitergehen; denn das 
alleine wird nicht ausreichen. Wir müssen Bundesminis-
terien zusammenlegen, wir müssen Behörden zusammen-
legen, wir müssen Kompetenzen bündeln. Erst wenn die 
Strukturen in diesem Land intelligent sind, können wir 
die wahren Chancen der Digitalisierung auch nutzen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Zweitens. Das kommt mir leider immer zu kurz: Cy-
bersicherheit ist die Grundvoraussetzung für das Ver-
trauen in digitale Systeme. Jeder Cyberangriff auf Behör-
den untergräbt das Vertrauen der Menschen in den 
digitalen Staat. Auch hier braucht es klare Verantwort-
lichkeiten und einheitliche Standards.

Drittens. Nutzerfreundlichkeit muss endlich absoluten 
Vorrang haben. Eine digitale Verwaltung, die komplizier-
ter ist als der Gang zum Amt selbst, hat den eigentlichen 
Zweck verfehlt. Die EUDI-Wallet wird hierfür einen 
wichtigen Baustein bilden, aber nur, wenn sie Teil einer 
kohärenten Digitalstrategie ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die FDP hat in dieser 
Legislaturperiode wichtige Weichen stellen können,

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

sei es das Onlinezugangsgesetz 2.0, ein nie dagewesener 
Sprung nach vorne beim TK-Infrastrukturausbau oder die 
Digitalisierung des Gesundheitswesens durch die Einfüh-
rung der elektronischen Patientenakte. Das waren und das 
sind liberale Projekte. Aber seien wir ehrlich: Das war 
erst der Anfang, und das kann auch nur der Anfang ge-
wesen sein.

Deutschland braucht jetzt die digitale Aufholjagd. Da-
für braucht es mehr als eine EUDI-Wallet. Das bedeutet, 
wir brauchen ein konsequentes Once-Only-Prinzip, eine 
konsequente Once-Only-Politik. Wir brauchen den Auf-
bau einer leistungsfähigen digitalen Infrastruktur. Wir 
brauchen die breite Nutzung künstlicher Intelligenz und 
vor allem einen Staat, der den Menschen dient, statt sie 
mit Bürokratie zu überlasten.

Die Umsetzung der eIDAS-Verordnung ist ein wich- 
tiger Meilenstein auf dem Weg zu einem digitalen 
Deutschland; aber dieser Weg zu einem digitalisierten 
Deutschland ist noch weit. Ohne grundlegende struktu-
relle Reformen, ohne ein echtes Digitalministerium mit 
klaren Kompetenzen werden wir hier weiterhin hinterher-
hinken. Wir brauchen jetzt Mut für echte Reformen, Mut, 
verkrustete Strukturen aufzubrechen, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Maximilian Funke-Kaiser (FDP):
– Mut, die Verwaltung radikal zu modernisieren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Mut auch, die Rede zu Ende zu bringen.

Maximilian Funke-Kaiser (FDP):
Dafür braucht es eine liberale Stimme im Deutschen 

Bundestag.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Jetzt freue ich mich, Tabea Rößner das 

Wort zu geben für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Ich danke der Union für den Antrag; denn für die 
Verwaltungsdigitalisierung sind digitale Identitäten eine 
Grundvoraussetzung. Leider hat die unionsgeführte Bun-
desregierung auch das lange verschlafen.

In dieser Legislatur konnten wir immerhin die Nut-
zungszahlen bei der eID mehr als verdoppeln. Es muss 
aber mehr passieren. Deshalb hat die Bundesregierung 
die Wallet auf EU-Ebene forciert – mit den Prinzipien 
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der Interoperabilität, Unbeobachtbarkeit und Pseudo-
nymität. Und bei zunehmender Vernetzung muss überall 
auch die Cybersicherheit höchste Priorität haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schön, dass die Union hier ihr Herz für Bürgerrechte 
entdeckt. Nur zeigt Ihr Wahlprogramm genau das Gegen-
teil. Da müssen Sie sich schon mal entscheiden, damit die 
Bürgerinnen und Bürger auch wissen, woran sie bei Ihnen 
sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Demokratie lebt von Vielfalt und vom Wechsel. Ich 
werde nicht erneut für den Bundestag kandidieren. Erlau-
ben Sie mir daher ein paar grundsätzliche Anmerkungen.

Nadine Schön hat es eben angesprochen: Als wir 2009 
in den Bundestag kamen, war Digitalpolitik ein Rand-
thema, und Regulierung im Netz wurde äußerst skeptisch 
gesehen. Heute, vier Legislaturperioden und zwei En-
quete-Kommissionen später, bin ich Vorsitzende eines 
vollwertigen Digitalausschusses, und ich bin froh, dass 
dieses Thema in der Gesellschaft angekommen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Seit meiner ersten Legislatur habe ich für den Glas-
faserausbau als nachhaltigste Technologie geworben, 
wie auch für das Recht auf einen schnellen Internet-
zugang, der so selbstverständlich sein muss wie der Was-
ser- oder Stromanschluss. Damals wurde ich belächelt, 
heute ist es umgesetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Eine zentrale Herausforderung bleibt das Machtgefälle 
im Netz, vor allem zwischen den großen Tech-Konzernen 
und den Verbraucherinnen und Verbrauchern. Das hat 
auch die EU-Kommission erkannt. Daher meine Bitte: 
Unterstützen Sie in der nächsten Legislaturperiode den 
geplanten Digital Fairness Act – für mehr Fairness und 
digitale Verbraucherrechte!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Eines meiner Herzensthemen treibt gerade demokrati-
sche Gesellschaften sehr um: die Frage, wie Digitalisie-
rung den demokratischen Diskurs verändert. Von Anfang 
an war ich davon überzeugt: Plattformen, die mit Algo-
rithmen völlig intransparent Nutzerinnen und Nutzern 
individuell zugeschnittene Inhalte zuspielen und so in 
den freien Meinungsbildungsprozess eingreifen, müssen 
reguliert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Regulierung haben wir endlich: DMA, DSA, KI-Ver-
ordnung. Sie müssen jetzt endlich auch um- und vor 
allem konsequent durchgesetzt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es stellen sich aber weitere Fragen. Wie kann der de-
mokratische Diskurs angesichts fragmentierter Debatten-
räume ohne eine gemeinsame Wissensbasis überhaupt 
gelingen? Wie kann Medienvielfalt erhalten werden, 
wenn selbst große Medienhäuser unter Druck geraten 
und Journalismus sich im Netz nicht finanziert?

Der Einsatz von künstlicher Intelligenz verschärft die 
Lage noch. Mit gezielter Desinformation und Deep Fakes 
wird zunehmend versucht, den Meinungsbildungsprozess 
zu manipulieren

(Beatrix von Storch [AfD]: „Die Impfung 
wirkt! Sie ist nebenwirkungsfrei!“)

und Demokratien zu destabilisieren. Darauf braucht es 
Antworten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es bleibt aber immer, Frau von Storch, ein schmaler Grat, 
nämlich zwischen der Rechtsdurchsetzung und der Be-
kämpfung illegaler Inhalte auf der einen und dem ver-
fassungsrechtlich gesicherten Recht der freien Meinungs-
äußerung auf der anderen Seite.

Besonders schwierig ist es, wenn es um Desinforma-
tion geht. Ein starkes Gegengewicht dazu ist unabhängi-
ger, vielfältiger Journalismus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Ohne eine lebendige Medienlandschaft droht der Verlust 
der Meinungsvielfalt. Diese zu erhalten, ist eine dring-
liche Aufgabe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Abg. 
Beatrix von Storch [AfD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)

Demokratie lebt aber davon, dass Menschen ihre Ar-
gumente und Gedanken austauschen, sich gegenseitig 
herausfordern und hinterfragen. Nur so entwickeln wir 
uns als Gesellschaft weiter, und nur so entstehen auch 
echte Debatten. Das ist in einer zunehmend polarisierten 
Gesellschaft wichtiger denn je.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

von Beatrix von Storch?

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, ich werde meine Rede jetzt einfach zu Ende 

führen. Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie des Abg. Robin Mesarosch [SPD])
Als Gesellschaft und als Abgeordnete im Besonderen 

müssen wir im Ringen um die richtigen Lösungen den 
Diskurs rational führen und nicht populistisch. Das sollte 
unser aller Ziel sein – im Sinne unserer Demokratie.
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Dialogbereit müssen wir auch in Krisenzeiten bleiben, 
gerade dann, wenn Fehler gemacht werden, und das pas-
siert nun mal in solchen Zeiten. Ich finde, es ist keine 
Schwäche, Fehler auch einzugestehen. Ganz im Gegen-
teil: Nur so können wir aus ihnen lernen. Daher halte ich 
es für dringend erforderlich, den Umgang mit der Coro-
napandemie umfassend aufzuarbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der AfD)

Denn in dieser Zeit ist viel Vertrauen in staatliche Insti-
tutionen und in unsere Demokratie verloren gegangen. 
Das gilt es zurückzugewinnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zum Abschluss möchte ich einfach Danke sagen – den 

Kolleginnen und Kollegen meiner, aber auch der anderen 
Fraktionen für die gute Zusammenarbeit. Mit einigen 
sind richtige Freundschaften entstanden, auch mit Vertre- 
ter/-innen der Zivilgesellschaft, die unsere Arbeit sehr 
eng und immer konstruktiv begleitet haben. Ich danke 
allen, die unsere parlamentarische Arbeit unterstützen – 
vom Plenardienst über die Verwaltung, das Ausschuss-
sekretariat und natürlich bis hin zu meinem großartigen 
Team.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, der FDP und der Linken und der Abg. 
Barbara Benkstein [AfD])

Danken möchte ich auch meiner Familie, meinen über 
90-jährigen Eltern, die mich stets unterstützt haben und 
heute erstmals seit 15 Jahren bei einer Rede von mir dabei 
sein können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Ich danke auch meinen beiden Töchtern, die häufig auf 
ihre Mutter verzichten mussten. Und ich danke meinem 
Mann, den ich im gemeinsamen Einsatz für mehr Staats-
ferne im öffentlich-rechtlichen Rundfunk kennengelernt 
habe und der mir immer ein wichtiger Sparringpartner ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Ich wünsche diesem Haus, dass es auch zukünftig die 
Kraft findet, gemeinsam Lösungen für die großen He-
rausforderungen unserer Zeit zu erarbeiten – in einem 
Geist der Debatte, der Vielfalt und des gegenseitigen 
Respekts.

Vielen Dank an Sie alle. Alles Gute. Schöne Weih-
nachten. Es war mir eine Ehre.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Beifall bei der SPD, der CDU/ 
CSU, der FDP, der AfD und der Linken – Die 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN erheben sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Tabea Rößner, uns war es auch eine Ehre, mit 

Ihnen, mit dir zusammenzuarbeiten. Vielen herzlichen 

Dank für deinen Einsatz hier im Parlament, vor allen 
Dingen im Bereich „Digitales und Medien“. Du hast 
dazu beigetragen, dass auch wir hier im Hause etwas 
digitaler geworden sind. Vielen herzlichen Dank dafür, 
immer auch im Sinne unserer Demokratie! Alles, alles 
Gute für Sie, für dich persönlich, für deine Familie, viel 
Zeit mit der Familie und natürlich jetzt zuerst frohe Weih-
nachten!

Danke. 
(Beifall)

Barbara Benkstein für die AfD-Fraktion ist die nächste 
Rednerin.

(Beifall bei der AfD)

Barbara Benkstein (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Werte Kollegen! Wir debattieren heute den Antrag der 
Unionsfraktion zur Umsetzung der eIDAS-Verordnung.

Werte Kollegen der Union, wie so oft finden wir in 
Ihrem Antrag Licht und Schatten. Auf der einen Seite 
bringen Sie richtige Feststellungen und Forderungen, 
auf der anderen Seite werden Sie jedoch wieder von der 
digitalpolitischen Realität eingeholt; ich habe in meinen 
früheren Reden bereits darauf hingewiesen.

Erstens. Es fehlt in Deutschland immer noch eine sta-
bile Breitbandversorgung. Zweitens. Wir hinken bei der 
Verwaltungsdigitalisierung immer noch grundlegend hin-
terher.

Sie verweisen in Ihrem Antrag zu Recht darauf, dass 
bei der Einführung einer EUDI-Wallet Cybersicherheit 
und Datenschutz höchste Priorität genießen sollen. Wie 
das auf der Softwareseite realisiert werden kann, thema-
tisiert Ihr Antrag leider nicht.

Erst kürzlich kamen Sachverständige während einer 
Anhörung bei uns im Ausschuss zu dem Schluss, dass 
Open Source sichere, komfortable und auch praktikable 
Lösungen schaffen kann, gerade weil deren Code geän-
dert und verbessert werden kann, ohne dabei von einem 
der großen monopolartigen Anbieter abhängig zu sein. 
Wir sehen in der Verwendung einer Open-Source-Lösung 
für die EUDI-Wallet einen wichtigen und richtigen 
Schritt in Richtung digitale Souveränität.

(Beifall bei der AfD)
In Ihrem Antrag thematisieren Sie die Benennung ei-

ner Aufsichtsbehörde. Wir sehen hier ganz klar die Bun-
desnetzagentur als Aufsichtsbehörde ungeeignet; denn 
sie ist bereits mit digitalpolitischen Befugnissen über-
frachtet. Eine saubere Lösung aus unserer Sicht: eine 
tatsächlich unabhängige Instanz wie zum Beispiel der 
Nationale Normenkontrollrat oder die Bundesbeauftragte 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit. Nur so, 
werte Damen und Herren, geht vernünftige Digitalpolitik 
für die Bürger.

(Beifall bei der AfD)
Eine zentrale Frage, sehr geehrte Damen und Herren, 

bleibt jedoch offen: Was ist mit den Menschen in unserem 
Land, die keine digitale Brieftasche nutzen wollen, aus 
welchen Gründen auch immer? Bei der Umsetzung der 
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eIDAS-Verordnung sollte auch eine alternative analoge 
Lösung mitgedacht werden. Bürger, welche keine digitale 
Brieftasche nutzen wollen oder können, sollen keine 
Nachteile im privaten, beruflichen oder wirtschaftlichen 
Leben haben.

(Beifall bei der AfD)
Das wäre eine echte Souveränität und Wahlfreiheit. Die-
ser Aspekt sollte in den nachfolgenden Beratungen des 
Antrags berücksichtigt werden.

Und nun gestatten Sie mir, Frau Präsidentin, noch kurz 
einige persönliche Worte. Auch für mich ist es heute die 
letzte Rede im Bundestag. Ich werde mich jetzt erst mal 
wieder ins Familienleben stürzen, neue Herausforderun-
gen angehen. Ich möchte an erster Stelle meinem Mann 
danken. Er war für mich Stütze, Kraftgeber und auch 
Rückzugsort. Ein großes Dankeschön an mein Team 
hier in Berlin, im Wahlkreisbüro, an den KV, durch den 
ich überhaupt erst hier stehen darf, und natürlich auch die 
Mitarbeiter unserer AfD-Fraktion. Ihr habt einen super 
Job gemacht! Dafür danke ich euch ganz herzlich. Ein 
ganz herzliches Dankeschön an die Mitarbeiter vom Ple-
nardienst, an die Mitarbeiter der Garderobe, die Steno-
grafen! Ohne Sie würde der Bundestag nicht so toll funk-
tionieren, wie er es jetzt tut. Und unser Hauptgrund sind 
natürlich Sie, die Bürgerinnen und Bürger, die Wähler, 
die uns alle hierhergebracht haben. Vielen Dank dafür!

Ansonsten wünsche ich allen Kollegen gesegnete und 
erholsame Feiertage. Kommen Sie gut ins neue Jahr! 
Sammeln Sie Kraft für den bevorstehenden Bundestags-
wahlkampf! Und ich wünsche den dann neugewählten 
Abgeordneten viel Kraft und auch politischen Gestal-
tungswillen, um unser Land, unsere Heimat wieder auf 
einen guten Weg zu bringen. Und ich würde mich sehr 
über ein Digitalministerium freuen.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Benkstein, auch wir bedanken uns bei 

Ihnen für Ihre parlamentarische Arbeit. Alles, alles 
Gute für Sie persönlich und für Ihre Familie! Ich wünsche 
Ihnen, dass Sie eine neue gute Verwendung finden. Für 
Ihren weiteren Lebensweg persönlich alles Gute und na-
türlich schöne Weihnachten auch für Sie und Ihre Fami-
lie. Danke.

(Beifall bei der AfD)
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Robin Mesarosch.

(Beifall bei der SPD)

Robin Mesarosch (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! 1 Million Menschen werden uns bis 2030 im öffent-
lichen Dienst fehlen. Wenn wir uns also fragen, warum 
wir diesen Staat digitalisieren, ist das schon mal eine 
Antwort: weil unser Staat sonst nicht mehr in der Lage 
ist, das zu tun, was er tun muss. Aber es geht nicht darum, 
etwas nur aus Angst vor zukünftigen Entwicklungen zu 
tun, sondern es geht auch um die Chancen. Viele, die hier 

sitzen, sind nach Estland gepilgert oder nach Finnland, 
und in den Ländern fragt man sich schon: Warum kom-
men die immer alle her und erzählen dann davon? Und 
warum ändert sich dann vielleicht nicht so viel? – Aber 
wer in Estland war, konnte sehen: Wenn man dort ein 
Kind bekommt, dann wird es im Krankenhaus praktisch 
automatisch angemeldet, und drei Jahre später bekommt 
man eine SMS: „Hier ist dein Kitaplatz. Willst du ihn 
annehmen oder nicht?“. Das ist etwas, das ich auch in 
Deutschland möchte. Deswegen ist es mir sehr wichtig, 
dass das mit der Verwaltungsdigitalisierung funktioniert.

Es ist mir auch wichtig, wenn wir hier im Bundestag 
über Dinge wie die Kindergrundsicherung diskutieren, 
dass wir versuchen, es für Familien, die nicht so viel 
Geld haben, die sich durch einen Dschungel von Anträ-
gen schlängeln müssen, einfacher zu machen. Wie oft 
scheitern wir an den technischen Möglichkeiten, weil 
wir sie eben nicht haben. Auch dafür ist Verwaltungs-
digitalisierung wichtig: Wir wollen aus diesen Hunderten 
von Anträgen einen Weg zum Amt machen, und den 
wollen wir am Ende auch noch beseitigen, sodass eben 
alles vom Handy aus funktioniert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diejenigen, die die Verwaltung in Deutschland am 
meisten nutzen, sind die Unternehmen. Wer Unterneh-
men entlasten will, wer will, dass es schneller geht, dass 
es einfacher geht, der braucht auch einen digitaleren 
Staat.

Jetzt habe ich vieles gesagt, das einigermaßen unstrit-
tig ist. Das Problem, das zum Streit führen kann, ist, dass 
wir uns digitalpolitisch – jedenfalls nach außen hin – so 
oft mit Behauptungen beschäftigen, mit den großen Sprü-
chen, dass jetzt hier die große Zukunftsvision kommt. 
Dann ist die Frage, was am Ende eigentlich dabei heraus-
kommt. Und so traurig es ist, das festzustellen, aber hier 
ist die FDP mal auf Platz eins. Wir kennen diese 
Schwarz-Weiß-Plakate, wir kennen die hochtrabenden 
Sprüche: „Digital first“, und zwar schnell, „Disruption“ 
und diese Dinge, die Christian Lindner eben sagt. Aber 
wenn wir dann in die Praxis schauen: Als wir hier über 
Glasfaser, über schnelles Internet gesprochen haben, war 
es die FDP, die sich nicht für schnelles Internet in jedem 
Dorf eingesetzt hat, sondern für die Konzerninteressen 
unserer Telekommunikationskonzerne, für die es gerne 
auch mal ein bisschen langsamer gehen kann, weil sie 
dann mit den alten Kupferkabeln weiter Geld verdienen 
können.

(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Erzähl mir 
doch mal, wieso der Glasfaserausbau so 
schnell vorangekommen ist die letzten Jahre! 
Es ist nicht sonderlich hell, was du da von dir 
gibst!)

Das ist das Schwierige an diesen großen Sprüchen.
Heute diskutieren wir einen Antrag von der CDU/ 

CSU, die auch gern sagt, dass alles schnell gehen soll. 
Aber Friedrich Merz, der CDU-Vorsitzende, hat auch 
gesagt, er macht mit uns keine Grundgesetzänderung. 
Das klingt ohnehin schon mal etwas dogmatisch und 
der Sache nicht dienlich; aber wir müssen hier im Kon-
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kreten das Grundgesetz eben ändern, damit wir in der 
Verwaltungsdigitalisierung vorwärtskommen. Wer Dis-
ruption möchte, wer möchte, dass dieses System, das 
offensichtlich nicht funktioniert, besser wird, muss ans 
Grundgesetz. Und wenn dann eine CDU sagt: „Das ma-
chen wir partout nicht, weil wir nicht wollen, dass andere 
Parteien das irgendwie als Erfolg verkaufen“, dann kann 
man nicht mehr für sich in Anspruch nehmen, hier ir-
gendwie zur Geschwindigkeit beizutragen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Kommen 
Sie auch mal zum Antrag? – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Thema verfehlt!)

Man könnte jetzt meinen, wenn die CDU irgendwie 
doch mal wieder regieren würde, dann ginge es schneller. 
Das will ich doch stark in Zweifel ziehen.

Sie sagen, ich soll hier zu dem Antrag sprechen. Darin 
geht es darum, dass wir uns europaweit digital ausweisen 
können mit einer digitalen Brieftasche. Das ist natürlich 
richtig. Die Idee ist aber überhaupt nicht neu. Ein CSU- 
Minister hat es, wie wir gehört haben, schon versucht. Da 
sollte es dann plötzlich über Nacht sehr schnell gehen, 
kurz vor der Wahl, um einen Erfolg – große Ankündi-
gung, große Sprüche – einfahren zu können. Das hat 
kolossal nicht funktioniert. Schon nach ein paar Tagen 
war das Ding gehackt, war wieder raus. So funktioniert 
es eben nicht. Diese großen Sprüche sind nicht nur große 
Sprüche, die sich dann als Nichts entpuppen, sondern sie 
schaden auch, wenn wir hier versuchen, das ernsthaft auf 
die Kette zu bringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Carolin Wagner [SPD]: Richtig!)

In dem Sinn ist der Antrag schon mal ein Fortschritt. Er 
ist sehr technisch, sehr kleinteilig, und es steht wenig 
Falsches drin. Es steht auch wenig Hilfreiches drin, 
weil es im Grunde um das geht, was wir gerade tun. 
Aber ich tue mich schwer mit der Überschrift. Wir haben 
hier also im Grunde einen sehr guten Antrag, an dem man 
sehr gut zeigen kann, was alles falsch läuft. Die Über-
schrift lautet „Digitale Zeitenwende für Deutschland mit 
der Umsetzung der eIDAS-2.0-Verordnung einleiten“. 
Zuerst mal: Es muss doch nicht alles eine „Zeitenwende“ 
sein, wo man was verändert. Olaf Scholz hat den Begriff 
geprägt, als es um die geopolitische Neusortierung der 
Welt ging, als es um Krieg und Frieden ging. Vielleicht 
brauchen wir das nicht bei jeder EU-Richtlinie, die uns 
hier ins Haus flattert. Natürlich ist das eine Maßnahme, 
die große Veränderungen herbeiführt. Aber wenn wir hier 
wieder mit den großen Begriffen kommen und die Klein-
arbeit vernachlässigen, dann kommen wir nicht dahin, 
dass in Deutschland irgendwas besser wird.

Es ist einfach ein Problem, dass wir in der Digital-
politik, wenn irgendein Trend kommt, gerne gleich über 
„Blockchain“ sprechen, auch wenn das überhaupt nicht 
hilft.

(Zuruf der Abg. Franziska Hoppermann [CDU/ 
CSU])

Plötzlich muss alles KI sein. Christian Lindner lässt es 
sich nicht nehmen, hier über Bitcoins zu sprechen, auch 
wenn das nichts zur Sache tut.

(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Das ist doch 
aber etwas ganz anderes! Das ist doch total 
irrsinnig!)

Im Antrag geht es um digitale Identitäten. Mit unserem 
Personalausweis können wir uns schon heute digital iden-
tifizieren. Es war ein Fehler der vergangenen Jahre, dass 
es uns nicht gelungen ist, die Menschen darüber zu infor-
mieren, dass es das gibt, dass es wirklich läuft und dass es 
einfach geht. Auch da haben sich Vorgängerregierungen 
verzettelt, weil man es plötzlich noch mal anders und 
noch mal toller haben wollte. Und am Ende hat nichts 
funktioniert.

Verwaltungsdigitalisierung funktioniert nicht über 
Nacht. Wir haben in dieser Wahlperiode das fundamen-
tale Gesetz, das OZG, geändert. Das zeitigt auch nicht 
von heute auf morgen Erfolge, aber die werden wir in 
den nächsten Jahren sehen, auch wenn dann eventuell 
andere versuchen werden, sich die Erfolge auf die Fahne 
zu schreiben.

Wir haben jetzt Staatsverträge für die Registermoder-
nisierung. Wir haben jetzt höhere Nutzerzahlen für die 
eID, für die Onlineidentifizierung. Das sind Erfolge, die 
sich sehen lassen können.

Am Ende will ich nicht, dass wir diese technischen 
Fragen hier diskutieren.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Im Aus-
schuss wollten Sie es auch nicht diskutieren!)

Die müssen an anderer Stelle umgesetzt werden. Bei der 
Umsetzung sind wir schlecht. Wir wollen, dass es eine 
Digitalisierungsagentur gibt, die sich um die Umsetzung 
kümmert. Da haben wir Probleme. Dann können wir die 
großen Fragen, wie unser Staat sein soll, hier diskutieren, 
und da gehen die Meinungen offensichtlich noch aus-
einander.

Haben Sie vielen Dank und schöne Weihnachten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Markus Reichel für die Unionsfraktion ist der 

nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Mesarosch, man merkt – wie im-
mer bei der SPD –: Erst kommen viele Allgemeinplätze, 
und wenn dann nichts mehr kommt, dann kommt der 
Verweis auf die 16 Jahre. So wird das nichts, gerade bei 
so einem wichtigen Thema, über das wir heute hier spre-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Ich will Sie auf ein symbolisches, aber auch trauriges 
Bild hinweisen. Am Dienstag stellte der Beirat Digital-
strategie seinen Abschlussbericht vor. Außer der ge-
schätzten Ausschussvorsitzenden Tabea Rößner und 
Johannes Schätzl nahm niemand aus der ehemaligen Am-
pelkoalition daran teil. Eigentlich ist das auch kein Wun-
der; denn der Beirat hat Ihnen ja schriftlich gegeben, dass 
Ihre Digitalstrategie komplett gescheitert war.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das bekamen Sie als treffliche Quittung für das, was sich 
auch auf der anderen Seite zeigte, nämlich: Hochmut 
kommt vor dem Fall. Die Fortschrittskoalition ist kra-
chend gescheitert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Barbara Benkstein [AfD])

In der Digitalstrategie haben Sie digitale Identitäten als 
ein Hebelprojekt bezeichnet. Hätten Sie diesen Hebel 
doch mal betätigt und Ihre Kräfte für dieses Zukunftsfeld 
unserer Wirtschaft eingesetzt. Aber nein. Was fehlte bei 
diesem Hebelprojekt genauso wie in der gesamten Digi-
talstrategie? Sie hatten nie ein übergeordnetes Leitbild, 
kein klares Ziel, keine Wege, keine Ideen. Und damit 
haben Sie dieses wichtige Zukunftsthema klein gemacht. 
Sie haben nicht den Hebel, sondern Sie haben den Hobel 
angesetzt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Reinhard 
Brandl [CDU/CSU]: So ist es!)

Die finanzielle Ausstattung haben Sie und Ihre Frakti-
onskollegen konsequent weggehobelt und gekürzt, ge-
kürzt, gekürzt – ohne nachzudenken. Und welche absur-
den Folgen hat das hervorgerufen? Das muss man sich 
doch mal vorstellen. Zum Beispiel wurde der kostenlose 
PIN-Rücksetzdienst quasi von einem Tag auf den anderen 
eingestellt, ohne eine Alternative vorzubereiten. Was für 
eine Planlosigkeit.

Wir als Union bringen deswegen Deutschland wieder 
nach vorne. Wir sehen das Potenzial, jetzt mit der Um-
setzung von eIDAS einen digitalen Durchbruch zu schaf-
fen. Dafür haben wir unseren Antrag heute eingebracht. 
Mit der EUDI-Wallet und durch digitale Nachweise, Sig-
naturen, Siegel ergeben sich ganz neue Möglichkeiten für 
Privatpersonen und Unternehmen. Damit bekommen wir 
nämlich volldigitalisierte und vor allem bürgerzentrierte 
Prozesse. Nur ein Beispiel: Anstatt Register von über 
11 000 Kommunen zu digitalisieren und zu verknüpfen, 
werden den Bürgern digitale Nachweise zur Verfügung 
gestellt. So geht digitales Denken und Handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Noch viel zu wenige kennen das Potenzial von eI-

DAS 2.0 und der EUDI-Wallet. Nur mal einige Beispiele: 
Wie werden Bedürftige ihre Anträge auf Unterstützung 
stellen? Künftig mit einem Klick in der Wallet. Wie wer-
den Unternehmer ihre Anträge oder Fördermittel beantra-
gen? Mit einem Klick in der Wallet. Wie werden junge 
Heranwachsende ihre Identität für ihre Kryptowallet 
nachweisen? Mit einem Klick in der Wallet. Die Ampel 
hat hier zu wenig getan. Eine unionsgeführte Bundes-
regierung wird deswegen den Datenverkehr wieder zum 
Fließen bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir müssen jetzt handeln, sodass 2026 jedem deut-

schen Bürger eine EUDI-Wallet barrierearm zur Ver-
fügung steht. Dazu gehören meiner Meinung nach drei 
wesentliche Punkte:

Erstens. Wir stärken den elektronischen Personalaus-
weis als Grundlage. Hier geht es auch, aber nicht nur, 
darum, den elektronischen Personalausweis bekannter 
zu machen. Viel wichtiger: Die PIN für die eID muss 
endlich in einem volldigitalisierten Verfahren unter die 
Leute. Die Banken stehen bereit, das PIN-Verfahren in 
das Onlinebanking einzubinden. Wieso haben Sie dieses 
Potenzial nicht genutzt?

Zweitens. Wir treffen klare Richtungsentscheidungen 
bei der Entwicklung der Wallet. In den letzten zwei Jah-
ren wurden ein Innovationswettbewerb zum Aufbau des 
Ökosystems für digitale Identitäten gestartet und auch 
einige wichtige Entscheidungen getroffen. Und ich 
muss sagen: Das begrüße ich auch ausdrücklich. Aber 
das reicht nicht. Auf dieser Basis müssen wir endlich 
die staatliche Wallet umsetzen. Dafür braucht es Geld 
und einen klaren Auftrag, und den wollen wir in einer 
neuen Bundesregierung geben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und drittens. Wir müssen rasch auch digitale Unter-

nehmensidentitäten einführen. Hier liegt nämlich das 
größte Potenzial.

Zusammenfassend: Die EUDI-Wallet ist ein zentrales 
Zukunftsprojekt. Sie wird unser Leben deutlich ver-
ändern. Ihr Potenzial geht weit über die Verwaltungsdigi-
talisierung hinaus. Wir werden damit einen bürgerzen-
trierten Staat schaffen. Das ist Politikwechsel. Ich bitte 
Sie um die Unterstützung unseres Antrags.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die letzte Rednerin in der Debatte zum Tagesord-

nungspunkt 23 ist für die Gruppe Die Linke Anke Dom-
scheit-Berg.

(Beifall bei der Linken)

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kollegen und Kolle-

ginnen! Wenn Pornoplattformen oder Mediatheken von 
Usern eingescannte Ausweise fordern, um Minderjährige 
zu schützen, ist das eine ganz schlechte Idee. Jugend-
schutz erfordert nämlich nicht die Aufhebung der Ano-
nymität im Internet. Mein Name, mein Geburtsdatum, 
meine Adresse sind dafür nicht relevant, sondern nur 
der Fakt: Bin ich mindestens so und so alt? Diese Frage 
mit Ja oder Nein zu beantworten statt mit dem Geburts-
datum, nennt man einen Null-Wissen-Beweis oder Zero 
Knowledge Proof.

Bei der Umsetzung der EU-Verordnung für digitale 
Ausweisbrieftaschen muss dieser Zero Knowledge Proof 
in Deutschland verpflichtend sein, um eine Überidentifi-
kation zu verhindern.
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(Beifall bei der Linken)

Die eIDAS-Verordnung lässt dafür Spielräume. Deshalb 
unterstützt Die Linke die Forderung der Union, alle 
Spielräume für mehr Schutz der Privatsphäre auch aus-
zunutzen. Schließlich sind Ausweisdaten hoheitliche Da-
ten, und staatlich verifiziert werden sie zum Goldstaub im 
legalen und illegalen Datenhandel. Deshalb ist die Ver-
marktung attraktiv für Plattformen, aber auch für krimi-
nelle Hacker. Gefährlich sind sie für Nutzer/-innen. Im-
merhin hat die Union nach der versemmelten ID-Wallet 
in der letzten Legislatur viel dazugelernt. Ihr Antrag ent-
hält viele gute Vorschläge. Herzlichen Glückwunsch.

(Beifall bei der Linken)

Bei digitalen Identitäten ist nämlich die Sorgfalt ent-
scheidend. Die Linke will sie gut gemacht, mit hohen 
Standards und ausreichend Ressourcen. Dann werden 
sie zum Vertrauensanker im Internet, erhöhen den digita-
len Verbraucherschutz und werden Treiber für Innovatio-
nen.

(Beifall bei der Linken)

Bis zur Wahl ist die Umsetzung der Vorschläge der Union 
ziemlich sicher ausgeschlossen. Aber Die Linke wird die 
Union gerne an den Inhalt erinnern, sollte sie nach der 
Wahl eventuell auf der Regierungsbank sitzen und damit 
selbst Probleme haben.

Meinen Abschied vom Bundestag habe ich schon in 
der letzten Sitzungswoche angekündigt. Deshalb hier 
und heute nur ganz kurz: Es war mir eine Ehre. Für fast 
acht Jahre bedingungslose Unterstützung möchte ich 
meinem Mann Daniel herzlich danken. Ohne ihn hätte 
es linke Digitalpolitik mit mir im Bundestag nicht gege-
ben.

Danke schön.

(Beifall bei der Linken, der SPD, der CDU/ 
CSU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Anke Domscheit-Berg, auch von uns ein herz-

liches Dankeschön. Es war uns eine Ehre, dass Sie hier im 
Deutschen Bundestag parlamentarisch mitgearbeitet ha-
ben. Auch in der IuK-Kommission waren Sie jemand, der 
immer mit dazu beigetragen hat, dass wir hier digitaler 
sind, dass wir auch immer die richtigen Fragen an die 
Verwaltung gestellt haben. Also ganz herzlichen Dank 
dafür!

Persönlich für Sie und Ihre Familie alles, alles Gute! 
Und jetzt sage ich mal was, was Sie vielleicht auch alle 
sehen können: Viel Freude und viel Zeit am Spinnrad!

(Beifall)

Ich empfehle den Film „Frauen in Landschaften“. Da 
können Sie Näheres von Anke Domscheit-Berg sehen. 
Also vielen lieben Dank.

Jetzt machen wir weiter. Wir haben parlamentarisch 
noch ein Stück zu arbeiten. Die Aussprache zu Tages-
ordnungspunkt 23 ist beendet.

Interfraktionell wurde vereinbart, den Antrag auf der 
Drucksache 20/13735 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse zu überweisen. – Weitere Über-
weisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann verfahren wir 
so wie vereinbart.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 21: 

Erste Beratung des von den Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes 

Drucksache 20/14034
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Tourismus 
Haushaltsausschuss

Eine Dauer von 39 Minuten ist für die Aussprache 
vorgesehen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für 
Bündnis 90/Die Grünen der Kollegin Renate Künast.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Beifall bei Abgeordneten der 
SPD)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich habe noch gar nichts gesagt. – Frau Präsidentin! 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich mal bei 
unserer Debatte über die Tierhaltungskennzeichnung in 
der Außer-Haus-Verpflegung mit einer Einordnung, mit 
ein bisschen Kontext anfangen und nicht gleich in irgend-
ein Detail gehen. Denn bei der Behandlung der Frage, ob 
wir das wollen oder nicht wollen, bei der Behandlung der 
Frage, wer sich dagegen wehrt oder wer es unterstützt, 
muss doch zuerst geklärt werden: Was sind eigentlich die 
heutigen Bedingungen von Landwirtschaft, von Tierhal-
terinnen und Tierhaltern? Ich glaube, es ist nötig, dass wir 
das zunächst in den Fokus rücken.

Gucken wir uns mal die Bedingungen an: der Klima-
wandel, die Klimakrise; mal zu viel Wasser, mal zu wenig 
Wasser; beides zum falschen Zeitpunkt. Die Artenvielfalt 
lässt nach, der Druck des globalen Marktes wirkt sich aus 
auf die Preise. Es gibt nicht einfach Export von Schwei-
nefleisch; stattdessen baut China selber Schweinehoch-
häuser. Wir haben Abhängigkeiten von Betriebsmitteln, 
zum Beispiel bei Futter- und Düngemittelimporten. Wir 
haben es mit den Auswirkungen von Landgrabbing zu 
tun, zum Beispiel in Afrika. Wir haben einen veränderten 
Konsum – die Menschen essen weniger Fleisch und mehr 
pflanzenreiche Lebensmittel –,

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Ich nicht!)

und wir haben eine massive geopolitische Veränderung 
durch den Krieg gegen die Ukraine, durch den Einfluss 
von Russland und China in Afrika. Deshalb wären 
wir eigentlich gut beraten, bezüglich der Landwirtschaft 
nicht zu sagen: Wir halten an der Politik der 70er-, 80er- 
Jahre fest, sondern wir machen Landwirtschaftspolitik 
für 2024/25. – Das ist unsere Aufgabe.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben einen großen Export von tierischen Erzeug-
nissen und eine Selbstversorgung von 20 Prozent bei 
Obst und Gemüse.

Ich würde sagen: Wir stehen an einer Wegscheide. Wir 
haben die verantwortliche Aufgabe, jungen Menschen, 
die in der Landwirtschaft arbeiten wollen, zu sagen, wie 
ihre Perspektive ist. – Diese Perspektive umfasst weit 
mehr als bürokratische Entlastung – weit mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es geht schon gar nicht um bürokratische Entlastung, die 
sozusagen als Deckmäntelchen daherkommt und in 
Wahrheit eigentlich nur Umwelt- und Klimaschutz ver-
nichten will.

Es geht, meine Damen und Herren, um neue Ge-
schäftsmodelle in der Landwirtschaft. Das können Pro-
teine der Zukunft sein, also ganz neue Dinge, bei denen 
wir nicht sagen können: Wir lassen es einfach zu, dass 
alle Rohstoffe aus anderen Ländern kommen oder dass 
wir die benötigten Produkte erfinden, während die Roh-
stoffe dafür aber aus Singapur eingeführt werden. – Nein, 
die Rohstoffe können und müssen auch mitten aus 
Deutschland und mitten aus Europa kommen. Dafür zu 
sorgen, das ist unsere Aufgabe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es geht um neue Geschäftsmodelle und darum, zum Bei-
spiel Tierhaltung tatsächlich fitzumachen für die Zukunft.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Da habt ihr 
aber nichts eingebracht!)

Ich würde mir in dieser Debatte wünschen, dass das 
nicht mit lauter Behauptungen über andere oder mit 
Schwarzer-Peter-Spielen, wie „Die müssen …“ oder 
„Die tragen die Verantwortung und die Schuld“, endet. 
Lassen Sie uns vielmehr statt Schuldzuweisungen einfach 
mal gemeinsam nach Lösungen suchen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

und zwar nach Lösungen, die auch noch in zehn Jahren 
funktionieren.

Ich will allen sagen: Bei Landwirtschaft geht es nicht 
um etwas nach dem Motto „Wenn man nicht selber Land-
wirtin ist, sollen sich die anderen drum kümmern“. Nein, 
bei der Landwirtschaft geht es um Gemeinwohlinteres-
sen: Es geht um unser Klima, um die Artenvielfalt, und es 
geht, noch existenzieller, um unsere Ernährungssiche-
rung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb haben wir doch alle ein Interesse daran, dass die 
Betriebe schwarze Zahlen schreiben. Deshalb sollten wir 
nicht emotionalisiert und ideologisiert handeln, sondern 
wirklich gucken: Was macht fit für die Zukunft?

Transparenz zum Beispiel. Die Menschen essen näm-
lich weniger Fleisch, und diejenigen, die noch Tierhal-
tung betreiben, sollen am Markt in einem fairen Wett-
bewerb erkennbar sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir sollten öffentliches Geld für öffentliche Leistun-
gen ausgeben. Es geht um eine zusätzliche Einkommens-
quelle und um Fairness in den Wertschöpfungsketten. 
Wir haben ja nach den Demos die Debatte geführt

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Es hat sich nichts 
geändert nach den Demos!)

über das AgrarOLkG und diverse andere Dinge. Die 
Landwirte haben die meisten Probleme, weil sie mit ihrer 
Arbeit ganz am Anfang des Produktionsprozesses stehen, 
und sie brauchen unsere Unterstützung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich will noch etwas mitteilen: Was ich nie verstehen 
werde, ist, dass der Bauernverband Fairness fordert, aber 
beim AgrarOLkG die Bauern nicht unterstützt. Das muss 
anders werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Also, lassen Sie uns das doch angehen.
Ein Drittel der gesamten Schweinefleischproduktion in 

Deutschland wird in Restaurants gegessen. Deshalb sage 
ich: Ich verstehe ja, dass die DEHOGA zumindest kurz-
fristig ihre scheinbaren Interessen vertritt. Aber das ist 
nicht identisch mit den Interessen der Landwirte. Die 
Landwirte und die Tierhalter haben ein Interesse an einer 
verpflichtenden Kennzeichnung, damit die, die in den 
Laden gehen, wissen: Wie wurde das Tier gehalten, wo 
wurde es gehalten, und wofür gebe ich mein Geld aus? Es 
ist ihr Recht, das zu wissen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

und es ist Voraussetzung dafür, dass das, was angeboten 
wird, dann auch gekauft wird. Das setzt Informationen 
voraus, weil man sonst kein mündiger Bürger ist.

Ich würde mir wünschen, dass wir nicht nur etwas 
versprechen – zum Beispiel verspricht ja eine Fraktion 
hier im Haus, dass die Agrardieselentscheidung zurück-
genommen wird –, sondern dass wir auch sagen, wie wir 
es finanzieren wollen. Es reicht nicht, etwas zu verspre-
chen.

Unser Ziel muss doch sein: ein bezahlbares Leben, 
faire Preise. Und: Die Landwirtschaft wird fit für die 
Zukunft, und das nicht nur morgen, sondern auch in 
zehn Jahren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb bitte ich alle, nicht immer zu sagen, „ZKL – toll; 
Strohschneider-Dialoge – toll; Strategiedialog – toll“, um 
danach aber in jedem Detail alles zu bekämpfen. Nein, 
ich fordere von uns allen – von Ihnen allen, von den 
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Abgeordneten der nächsten Legislaturperiode – Mut und 
Courage, Zukunft zu organisieren, statt nur am Erreichten 
festzuhalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Susanne Mittag [SPD])

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, zum Ab-
schluss noch zwei, drei Worte sagen zu meiner Zeit hier, 
weil das wohl meine letzte Rede ist.

Ich danke allen, mit denen ich hier zusammengearbei-
tet habe. Ich habe auch parteiübergreifend freundschaft-
liche Verhältnisse entwickelt, weil es darauf ankommt, 
dass jemand ernsthaft an den Dingen arbeitet. Das war 
meine Messlatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb danke ich allen, vom Stenografischen Dienst 
über die Saaldiener, allen unseren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und Ihnen allen.

Ich habe noch zwei Bitten.
Die eine Bitte ist die, dass wir uns Wahlen nicht mani-

pulieren lassen. Meine Bitte gerade heute Mittag ist: Las-
sen wir nicht zu, dass Elon Musk mit 200 Millionen 
Followern und Algorithmen im Rücken – eigentlich ein 
Staatsbeauftragter des zukünftigen US-Präsidenten – in 
Großbritannien und auch in Deutschland demnächst 
Wahlen manipuliert. Das dürfen wir nicht akzeptieren. 
Wir haben gesehen, was in Rumänien passiert ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der Linken sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zuruf der 
Abg. Beatrix von Storch [AfD])

– Kurioserweise funktioniert in diesem Saal eins immer: 
Die, die ich meine, wissen immer, wer angesprochen ist.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Meine zweite Bitte: Versuchen Sie alle, versuchen wir 
alle, auch noch in der nächsten Sitzungswoche im Reden 
einen Ton vorzulegen, der unserer Vorbildfunktion ge-
recht wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich meine: hart in der Sache; sich nicht lustig machen.
(Lachen bei der AfD)

– Ja, da lachen Sie auch. Bitte. – Ich weiß, dass ich hart in 
der Sache bin. Aber suchen Sie mal eine Äußerung, mit 
der ich jemanden persönlich runtergemacht habe. Die 
werden Sie nicht finden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dementsprechend, finde ich, ist unser Anspruch, und ich 
meine damit durchaus alle, meine Damen und Herren.

Dieses Land ist einer Zersetzung, auch digital, aus-
gesetzt. Vor Jahren hat sich jemand lustig gemacht über 
mich, als ich „Zersetzung“ sagte; heute benutzt er das 
Wort ebenfalls. Dieser Zersetzung kommen wir mit vie-
len Maßnahmen bei, auch mit einer aktiven Zivilge- 

sellschaft. Aber eines darf auch nicht fehlen: dass der 
Deutsche Bundestag demokratische Institutionen und 
Prozesse ernst nimmt, sich selber ernst nimmt und zeigt, 
wie Respekt, Würde und Anstand aussehen. Wenn wir 
das nicht schaffen, schafft es das ganze Land nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Anke Dom-
scheit-Berg [Die Linke])

Ansonsten: Danke, dass ich mit Ihnen zusammen Ver-
antwortung tragen durfte.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der SPD – Beifall bei der 
CDU/CSU, der FDP und der Abg. Anke Dom-
scheit-Berg [Die Linke] – Die Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und 
der SPD erheben sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Künast, bevor die Glückwünsche weiter-

gehen, möchte auch ich Ihnen im Namen des gesamten 
Hauses recht herzlich Danke sagen. Sie sind seit 2002 im 
Deutschen Bundestag. Sie sind mit eine der dienstältesten 
Abgeordneten hier im Haus. Sie waren über 30 Jahre in 
verschiedensten politischen Funktionen und Ämtern tä-
tig. Ein ganz, ganz großes Dankeschön dafür!

Ich glaube – das haben Sie jetzt auch in Ihrer letzten 
Rede noch mal ein Stück weit anklingen lassen –, Sie 
gehören zu der Kategorie „gute, streitbare Politikerin“.

(Heiterkeit)
Bleiben Sie bitte auch noch ein bisschen streitbar, also 
wahrscheinlich im privaten Leben. Sie werden ein poli-
tisch denkender Mensch bleiben; da bin ich mir sicher.

Danke für Ihre klare Haltung für Demokratie. Persön-
lich will ich Ihnen auch recht herzlich danken für Ihren 
konsequenten Einsatz gegen Hasskriminalität im Netz.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Alles, alles Gute für Sie persönlich, für Ihre Familie! 
Eine gute Zeit, ich nehme mal an, im Unruhestand. Und 
ansonsten erst mal für Sie schöne Weihnachten. Danke.

(Beifall – Stephan Protschka [AfD]: Jetzt ist ja 
gut! Mann!)

Wir fahren in der Debatte fort mit dem nächsten Red-
ner, und das ist für die Unionsfraktion Max Straubinger.

(Beifall bei der CDU/CSU – Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Max 
kann zu Protokoll geben!)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Geschätzte Frau Präsidentin! Werte Damen und Her-

ren! Wir haben heute die erste Lesung des Gesetzent-
wurfs zur Änderung des Tierhaltungskennzeichnungs-
gesetzes. Es geht um die erste Änderung an einem 
bestehenden Gesetz, das bisher ja überhaupt noch nicht 
greift, weil es erst ab August nächsten Jahres greifen 
wird. Aber wir weiten es jetzt letztendlich auf verarbei-
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tete Produkte bzw. auf die Außer-Haus-Verpflegung aus. 
Frau Kollegin Künast hat ja wenig dazu gesagt, offen-
sichtlich auch deshalb, weil sie, wenn ein Bundesminister 
der Union so was vorgeschlagen hätte, dies wohl als 
Mogelpackung bezeichnet hätte.

Denn man muss sich schon einmal insgesamt vor Au-
gen halten, dass wir in Deutschland einen Verbrauch von 
Schweinefleisch in Höhe von 2,9 Millionen Tonnen ha-
ben, dass aber fast 1 Million Tonnen aus dem EU-Aus-
land bzw. aus anderen Ländern nach Deutschland gelie-
fert werden, und diese Tonnen unterliegen nicht der 
Tierhaltungskennzeichnungspflicht. Deshalb ist das be-
stehende Gesetz eine Mogelpackung.

Auch bei Verabschiedung des vorliegenden Gesetzent-
wurfs ginge es mit der Mogelpackung genauso weiter. 
Wir machen – darauf hat mein Kollege Stegemann aus-
drücklich hingewiesen – großartige Darlegungen zur 
Kennzeichnung von Tierhaltung – der Verbraucher soll 
sich darauf verlassen können; wir haben in Deutschland 
richtigerweise die betäubungslose Ferkelkastration ver-
boten –; aber gleichwohl werden Ferkel im Ausland kas-
triert und dann nach Deutschland eingeführt. Das ein-
geführte Fleisch wird dann noch zusätzlich mit dem 
schönen Tierhaltungskennzeichen versehen und versie-
gelt. Also wenn das keine Mogelpackung darstellt, dann 
weiß ich es auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist eine elementare Täuschung der Verbraucherinnen 
und Verbraucher.

Dazu kommt die Kritik des Verbandes der Fleischwirt-
schaft, dass es bisher keine bundeseinheitlichen Regelun-
gen bezüglich der Datenweitergaben gibt, nämlich an die 
nachgelagerten Stufen, die letztendlich hier dann das 
Fleisch verarbeiten bzw. dem Verbraucher vorlegen – ent-
weder in Form der verschiedensten Gerichte in den Gast-
stätten oder natürlich zwecks Weiterverarbeitung. Mit 
dieser fehlenden Datenweitergabe ist in keinster Weise 
gewährleistet, dass sich der Verbraucher auf die Kenn-
zeichnung verlassen kann. Beim Kauf einer Schinken-
wurst oder einer anderen Wurstspezialität wird man zur 
eigentlichen Herkunft des Produkts nichts mehr erfahren. 
Das ist eine Verhohnepipelung der Verbraucher, verehrte 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das kennzeichnet diese Landwirtschaftspolitik: Der 

Bundesminister für Landwirtschaft ist letztendlich Ge-
triebener seiner grünen Vorgängerin, nämlich der Kolle-
gin Künast. Damit hat sich also die Situation für die 
Bäuerinnen und Bauern in diesen drei Jahren ständig ver-
schlechtert.

(Susanne Mittag [SPD]: Och menno!)
Ich erinnere als Beispiel an die Streichung der steuer-

lichen Begünstigung von Agrardiesel. Ich erinnere daran, 
dass die Düngeverordnung immer noch nicht neu ge-
regelt ist und die Stoffstrombilanzierung noch immer 
vorzunehmen ist, obwohl sie unnötig ist und es ihrer nicht 
mehr bedarf.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zukunft! Über Zukunft reden!)

Ich denke gerade auch daran, dass die Pauschalierung 
in der Landwirtschaft im Steuergesetz ständig gesenkt 
worden ist, um damit die Bäuerinnen und Bauern sozusa-
gen in eine Offenlegung der Umsatzsteuer zu drängeln; 
das ist ja das Ansinnen. Und natürlich machen Sie die 
ganze Zeit auch eine Politik gegen Fleischverzehr und 
Sonstiges.

Deshalb, Frau Kollegin Künast, sollte es Sie doch noch 
aufrütteln – auch wenn Sie aus dem Bundestag ausschei-
den; auch ich scheide aus –, wenn jetzt der Vorstand der 
Metro AG Angst hat um die Sicherheit der Versorgung 
der Bürgerinnen und Bürger mit Lebensmitteln. Das ist 
zurückzuführen auf Ihre Politik.

(Widerspruch der Abg. Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Bäuerinnen und Bauern geben mittlerweile die Tier-
haltung auf, weil Sie so überhöhte Anforderungen gestellt 
haben, sodass sie sagen: Unter diesen Produktionsbedin-
gungen können wir nicht weiterarbeiten. – Das ist letzt-
endlich das Ergebnis der grünen Landwirtschaftspolitik, 
und das bedeutet dann natürlich keine gute Zukunft für 
die Bäuerinnen und Bauern.

Da dies meine letzte Rede ist, zumindest zum Agrar-
bereich, möchte natürlich auch ich mich hier verabschie-
den. Auch wenn dies nicht meine letzte Rede im Deut-
schen Bundestag ist, möchte ich allen eine gute Zukunft 
wünschen. Insbesondere wünsche ich mir, dass der Herr-
gott der großartigen Landwirtschaft eine gute Zukunft 
gewährt. Ihnen allen ein schönes Weihnachtsfest und 
ein gutes neues Jahr und persönliches Wohlergehen!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Susanne Mittag für die SPD-Fraktion ist die nächste 

Rednerin.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Karl Bär 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Susanne Mittag (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir kehren mal zum zu beratenden Gesetzent-
wurf zurück; das hilft ja in der Debatte.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU)

Hier und heute behandeln wir eine entscheidende Fra-
ge: die Frage der Haltung der Verbraucherinnen und Ver-
braucher und damit auch der von uns – Verbraucherinnen 
und Verbraucher sind wir alle hier ja auch – gegenüber 
der Haltung von Tieren in der Landwirtschaft. Und das ist 
nicht zu hoch gegriffen: Sehr viele Verbraucherinnen und 
Verbraucher wollen sehr wohl wissen – nach aktuellen 
Umfragen so um die 85 Prozent; mal mehr, mal weniger –, 
wie unsere Nutztiere gehalten werden, wie sie ihr Leben 
verbracht haben, bevor sie dem Genuss zugeführt wer-
den. Die Verbraucherinnen und Verbraucher wollen dies 
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nicht nur beim Einkauf wissen, sondern auch beim Ver-
zehr, sei es im Restaurant, im Imbiss, aber auch in Kan-
tinen, Krankenhäusern, Pflegeheimen – auch da wird viel 
über gesunde und gute Ernährung gesprochen –, beim 
Onlineversand – der ist heutzutage nicht zu unterschät-
zen – und bei den weiteren Formen der Außer-Haus-Ver-
pflegung.

Als Endverbraucher möchte ich doch zum Beispiel 
wissen, welche Zutaten und Zusatzstoffe in meinem Es-
sen oder in den Produkten enthalten sind,

(Ingrid Pahlmann [CDU/CSU]: Zusatzstoffe?)

sei es aus Interesse oder wegen der Verträglichkeit.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Wir reden über 
Tierhaltungskennzeichnung!)

– Einfach zuhören, wenn es geht. – Auch das ist vor 
Jahren festgelegt worden und wird ohne Probleme durch-
geführt. Weil aber im Bereich der Zusatzstoffe eine Frei-
willigkeit nicht durchzusetzen war, ist die Notwendig-
keit, das festzuschreiben, auch heute noch völlig 
unstrittig.

Die Vielzahl der existierenden Beschreibungen und 
Labels sorgt nicht für Vergleichbarkeit. Es gibt keine 
Transparenz. Sie sind alle privatwirtschaftlich und un- 
terliegen auch keiner wie immer gearteten Systematik. 
Sie sind schlichtweg verwirrend. Da steigt keiner mehr 
durch.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

– Könnte man machen, ja, weil es verwirrend ist für alle 
Verbraucher.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Vielzahl der Labels zeigt aber auch, wie hoch das 
marktwirtschaftliche Interesse an einer Klassifizierung 
und einem Label ist. Das sollte uns zum Nachdenken 
anregen.

Die Notwendigkeit einer einheitlichen und verein-
fachenden Regelung ist aber nicht nur ein Bedürfnis 
von uns allen, sondern wird auch von der Zukunftskom-
mission Landwirtschaft – jetzt zum zweiten Mal schon – 
und der Borchert-Kommission als notwendig erachtet. 
Dass dort allerhand Fachverstand Vorschläge dazu er-
arbeitet hat, das wird ja wohl keiner hier im Raum infrage 
stellen.

Selbstverständlich gab es auch unterschiedliche Auf-
fassungen zu diesem Gesetz hinsichtlich der Umsetzung, 
etwa bei Praktikabilität, Verständlichkeit und Bürokratie-
armut. Das wird ja immer gefordert, was auch nachvoll-
ziehbar ist. Deswegen wurde auch sehr lange verhandelt.

Es wurden Fachgespräche geführt, Experten und Ex-
pertinnen angehört, und es wurde auch verbessert. Das 
Ergebnis ist eine richtig große Bandbreite an sehr ein-
fachen Möglichkeiten, um dem Informationsbedarf und 
dem Verbraucherschutz nachzukommen. Ob schriftlich, 
digital, einfach lesbar: Es muss nur umgesetzt und bereit-
gestellt werden. Jede Betreiberin und jeder Betreiber 

kann das – angepasst an die eigene jeweilige Betriebs-
form – selbst entscheiden. Das umfasst ein riesiges Port-
folio. Es ist bürokratiearm.

(Ingrid Pahlmann [CDU/CSU]: Ach!)

Es kann sogar an der Theke, an der Kasse, auf der Spei-
sekarte nur der Hinweis stehen, dass die Informationen 
zur Haltungsform auf Anfrage eingesehen werden kön-
nen. Es gibt also wirklich eine Riesenbandbreite von 
Möglichkeiten; wir sind nämlich auf die Einwände ein-
gegangen.

Von der immer wieder geführten Debatte – besonders 
eines Verbandes –, man könne die Speisekarten nicht 
andauernd ändern, sind wir jetzt richtig weit entfernt. 
Das hat sich schon aufgrund der vielfältig aufgeführ- 
ten Informationsmöglichkeiten längst erledigt. Ein totes 
Pferd muss man nicht immer weiter reiten. Einfacher geht 
es wirklich nicht. Man muss es am Ende nur auch wollen. 
Und da stellt sich dann die Frage: Wer will das wirklich?

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Christina- 
Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Einen wichtigen Aspekt sollten alle, die sich in der 
öffentlichen Darstellung der Landwirtschaft immer sehr 
verbunden fühlen und noch Zweifel daran hegen, nicht 
außer Acht lassen: Die Kennzeichnung ist auch eine Wer-
bung für die deutsche Landwirtschaft, eine Werbung für 
alle Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen. 
Diese Werbung kann mit dem heute eingebrachten Gesetz 
zeitnah für das Schwein losgehen. Die Landwirtinnen 
und Landwirte warten nicht nur darauf; sie sind auch 
darauf angewiesen, weil viele schon umgestellt haben, 
und sie fordern es berechtigterweise von uns ein.

Die Landwirte, die mutigerweise schon in die Zukunft 
investiert haben und nach diesen Regeln arbeiten, müssen 
auch Anerkennung erfahren,

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Die Landwirte 
haben aufgehört!)

und die Vermarktbarkeit ihrer gekennzeichneten Pro-
dukte muss sichergestellt sein. Das ist ein Beitrag von 
uns allen hier, die von vielen immer gern und viel zitierte 
Verlässlichkeit für die Landwirtschaft zu sichern. Daran 
werden wir gemessen werden. Ich bin auf die weitere 
Debatte schon gespannt.

Die Rinder- und Milchviehwirtschaft sowie die Geflü-
gelbranche warten ebenfalls darauf. Auch sie wollen 
Kennzeichnungen. Auch sie wollen in die Zukunft der 
Landwirtschaft eintreten. Es geht also nicht nur um Ver-
braucherinformation; es ist auch ein weiterer Schritt zur 
Sicherung des Tierwohlstandards bei uns und vor allem 
zur Zukunftssicherung der Landwirtschaft.

Im neuen Jahr geht die Debatte weiter. Ich hoffe, kon-
struktiv, sodass wir für die Landwirtschaft noch eine 
Mehrheit für die Verabschiedung dieses Gesetzentwurfs 
hinkriegen. Bis dahin haben wir hoffentlich ein wunder-
bares Weihnachtsfest, einen gesunden Rutsch ins neue 
Jahr. Kommen wir alle mit guten Nerven wieder!

Herzlichen Dank.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Carina Konrad.

(Beifall bei der FDP)

Carina Konrad (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der ifo-Geschäftsklimaindex fällt immer wei-
ter. Unsere Wirtschaft steckt in einer chronischen Schwä-
che. Die Menschen halten gerade ihr Geld zusammen, 
weil sie Angst haben, dass die besten Zeiten nicht vor, 
sondern hinter ihnen liegen. Sie verzichten gerade auch 
auf teure Lebensmittel, kaufen günstiger ein und über-
legen sich als Familie zweimal, ob sie es sich noch leisten 
können, mit ihren Kindern essen zu gehen. Das ist die 
Lage.

Und was machen SPD und Grüne in dieser Lage? Sie 
servieren uns hier heute das nächste Bürokratiemonster.

(Ingrid Pahlmann [CDU/CSU]: Richtig!)
Keine Entlastung, sondern Belastung! Wer noch irgend-
einen Beweis dafür braucht, dass hier der Bezug zur 
Realität vollkommen verloren gegangen ist, der muss 
nur dieses Gesetz lesen.

(Zuruf des Abg. Hermann Färber [CDU/CSU])
Die Ausweitung des Tierhaltungskennzeichnungsgeset-
zes auf die Gastronomie – ein Vorschlag, der so absurd 
ist, dass eins vollkommen klar ist: Mit Stimmen der FDP 
wird so etwas nie eine Mehrheit finden.

(Beifall bei der FDP – Max Straubinger [CDU/ 
CSU]: Ah! – Ingrid Pahlmann [CDU/CSU]: 
Auf einmal!)

Wer so etwas fordert, der hat komplett den Bezug zur 
Realität verloren.

Wenn Sie diese Debatte heute im Plenum nur deshalb 
führen, damit Frau Künast ihre letzte Rede halten konnte, 
dann passt das vielleicht irgendwie in die Binnenlogik 
dieses Parlaments

(Zuruf der Abg. Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und der Berliner Blase. Aber gegenüber den Gastro-
nomen, die Sie da draußen in helle Aufregung versetzt 
haben, ist das unentschuldbar.

(Ingrid Pahlmann [CDU/CSU]: Richtig!)
Heute steht im „Handelsblatt“, dass Robert Habeck 

jetzt von seiner aktuellen Wirtschaftspolitik ablenken 
will, indem er mit dem Finger auf die FDP zeigt.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was?)

Und zeitgleich wird hier gerade das nächste Bürokratie-
monster serviert. Solche Bürokratie ist der wahre Grund 
für die Wachstumsschwäche Deutschlands. Deshalb 
muss dieser Quatsch aufhören.

(Beifall bei der FDP – Hermann Färber [CDU/ 
CSU]: Jetzt auf einmal!)

Ich frage Sie: Wer hält denn eigentlich unsere Innen-
städte lebendig? Wer versorgt uns denn, wenn wir an der 
Mosel Urlaub machen? Wer sorgt denn dafür, dass wir 
auch mal mit Freunden zusammen irgendwo abends es-
sen gehen können? Das sind doch die Gastronomen, die 
jeden Tag dafür kämpfen, Qualität zu liefern. Sie kämp-
fen dafür trotz steigender Preise, trotz Fachkräftemangels 
und trotz immer neuer Vorgaben. Jetzt sollen sie sich auch 
noch durch Berge von Bürokratie wühlen, um jedem Gast 
nachweisen zu können, aus welchem Stall die Hühner in 
der Suppe kommen. Das ist doch kein Fortschritt. Das ist 
Wahnsinn.

(Beifall bei der FDP – Ingrid Pahlmann [CDU/ 
CSU]: Richtig!)

Wir brauchen Unternehmer, die Mut haben, die Ideen 
haben und diese Ideen auch entfalten können. Aber mit so 
einer Bürokratiewut ersticken Sie jedes Wachstum im 
Keim. Das weiß ich selbst – das wissen Sie –, weil ich 
da einige Erfahrungen in meinem eigenen beruflichen 
Leben gesammelt habe, was auch der Grund dafür ist, 
dass ich überhaupt hier stehe. Denn wer selbst Verant-
wortung trägt, der weiß, was solche Bürokratie mit den 
Menschen in den Betrieben macht.

Ich frage Sie: Wie soll sich denn so ein Betrieb über-
haupt noch weiterentwickeln in die nächste Generation? 
Wie soll er innovativ sein, wenn man ihn immer weiter 
mit Vorschriften zuschüttet? Am Ende verlangt kein Gast 
nach dieser Art der Transparenz. Hand aufs Herz: Wer hat 
sich denn schon mal beim Lesen der Speisekarte gefragt: 
Aus welchem Stall kommt dieses Schnitzel?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich!)

Ich sage Ihnen: Diese Transparenz gibt es heute schon. 
Sie ist nämlich ein Alleinstellungsmerkmal für die Gas-
tronomen, die den Gästen die Herkunft offenlegen wol-
len. Das tun sie aus Eigennutz, weil sie damit werben 
wollen, weil das heute schon ein Mehrwert ist. Es gibt 
hier keinen gesetzlichen Regulierungsbedarf.

(Beifall bei der FDP)

Niemand braucht so einen Bürokratiezwang.
Ja, wer einkauft, soll sehen, wo sein Fleisch herkommt. 

Deshalb haben wir die Kennzeichnung für das Schwein 
eingeführt, die übrigens noch kein Schwein irgendwo 
gefunden hat.

(Heiterkeit – Beifall bei der FDP)

– Sorry, das war ein Freud’scher Versprecher, der viel-
leicht aber auch ein bisschen witzig war. – Kein Koch zu 
Hause sagt seinen Gästen, wo das Fleisch herkommt; 
unter Umständen tut er es dann doch. So geht es auch 
den Köchen in den Restaurants. Am Ende liegt es an 
jedem selbst, ob er seine eigene Kaufentscheidung trans-
parent macht.

Deshalb: Hören Sie endlich auf, die Leute zu bevor-
munden! Hören Sie auf, der Wirtschaft Steine in den Weg 
zu legen! Wir müssen wieder ins Wachstum kommen. 
Ansonsten sind die ganzen Wünsche für die Zukunft, 
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die wir hier so haben, in Gefahr. Wir sollten die Betriebe 
unterstützen und eben nicht belasten. Das wünsche ich 
mir.

Zum Schluss meiner Rede möchte ich auch die Gele-
genheit nutzen, Ihnen eine schöne Weihnachtszeit zu 
wünschen, ja, vor allen Dingen mit gutem Essen. Als 
Rheinland-Pfälzerin wünsche ich Ihnen auch ein gutes 
Glas Wein dazu. Aber vor allen Dingen wünsche ich 
uns, dass dieser Bürokratiewahnsinn aufhört und wir 
den Menschen auch mal wieder Zuversicht für das 
nächste Jahr geben. Ich wünsche Ihnen frohe Weihnach-
ten und einen guten Rutsch ins neue Jahr.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Stephan Protschka für die AfD-Frak-

tion ist der nächste Redner.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gott zum Gruße! Es lässt sich ja darüber streiten, ob die 
Haltungskennzeichnungspflicht der Ampel für frisches 
Schweinefleisch sinnvoll ist oder nicht. Fakt ist aber, 
dass das Gesetz ein wahres Bürokratiemonster ist, wel-
ches nach wie vor gravierende Mängel beinhaltet. Kein 
Mensch in der Branche weiß aktuell, wie er die Kenn-
zeichnung ab nächstem Jahr überhaupt in der Praxis um-
setzen soll. Der Hauptgeschäftsführer des Verbands der 
Fleischwirtschaft spricht in dem Zusammenhang sogar 
von einem „Stück aus dem Tollhaus“. Gut, bei der Ampel 
ist das nichts Neues, aber es ist heftig. Dem kann man 
sich nur ausdrücklich anschließen.

Es ist übrigens auch eine Frechheit, dass Sie uns heute 
die Gesetzesänderung vorlegen, mit der Sie Ihren – wie 
soll ich sagen? – unfassbaren Pfusch sogar noch auf die 
deutsche Gastronomie ausweiten oder abwälzen wollen. 
Vielleicht wäre es besser gewesen, Sie hätten im Vorfeld 
einmal mit einem Gastronomen gesprochen. Der hätte 
Ihnen dann beispielsweise erklären können, dass er sein 
Schweinefleisch oft gar nicht aus demselben Stall oder 
von derselben Quelle bezieht, sondern es unterschiedli-
cher Herkunft ist. Das bedeutet, dass er wegen Ihrer Ge-
setzesänderung künftig bei jeder kleinsten Abweichung 
seine komplette Speisekarte neu schreiben müsste.

(Susanne Mittag [SPD]: Nein!)
Sehr geehrte Damen und Herren, das ist so was von welt-
fremd. So was gibt es wirklich nur unter SPD-geführten 
Regierungen.

(Beifall bei der AfD)
Im Endeffekt wird es dazu führen, dass die Gastro-

nomen in Zukunft nur noch Fleisch aus dem Ausland 
beziehen; denn es unterliegt komischerweise oder absur-
derweise überhaupt nicht der Kennzeichnungspflicht. 
Und hier sind wir auch bei dem eigentlichen Ziel Ihres 
Gesetzentwurfs: der Zerstörung der deutschen Nutztier-
haltung. Vor allem die Grünen haben die letzten drei 
Jahre keinen Hehl daraus gemacht, um was es ihnen geht. 

Wie es am besten geht, haben Sie ja von Jürgen Trittin 
beim Kampf gegen die Kernkraft gelernt: Man macht 
einfach die Auflagen und die Bürokratie unüberwindbar, 
bis es nicht mehr rentabel ist und man aufgibt.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Mit uns ist das auf alle Fälle nicht zu machen. Wir 
stehen klar zur heimischen Landwirtschaft und Nutztier-
haltung und dafür, dass es auch in Zukunft Schweine-
fleisch komplett aus deutscher Herkunft gibt. Wir werden 
uns Ihrer wirtschaftsfeindlichen Politik und Ihrem ideo-
logischen Feldzug gegen die deutsche Landwirtschaft 
jederzeit entgegenstellen. Darauf kann sich jeder deut-
sche Unternehmer und jede deutsche Bauernfamilie fest 
verlassen. Deshalb ist die AfD auch die einzige Partei 
hier im Hohen Haus, mit der es wirklich einen Politik-
wechsel in Deutschland geben kann und geben wird.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Ja, so ein Quatsch! Das glauben Sie ja 
selber nicht!)

Es ist Zeit, sehr geehrte Damen und Herren: Zeit für 
Freiheit, Zeit für Deutschland, Zeit für die AfD.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Zeit, dass in der 
AfD keine Straftäter mehr sind! – Weiterer 
Zuruf von der SPD: Zeit, mal Hochdeutsch 
zu sprechen!)

Schade ist halt, dass die Union jetzt die Zeit leider hat 
verstreichen lassen. So viele Versprechungen an die Bür-
ger da draußen, so viele Versprechungen an die Bauern-
familien da draußen! Aber nein, man macht ideologische 
grüne Politik mit und holt alles von der Tagesordnung 
runter, weil man damit zwar Wahlkampf machen, es 
aber am Schluss doch nicht umsetzen will. Jetzt hätte 
man ja die Mehrheit im Deutschen Bundestag. Wenn ihr 
die Brandmauern nicht einreißt, werdet ihr mit Grün oder 
Rot koalieren, und alle eure Wahlversprechen sind wieder 
dahin. Dann war alles wieder nur ein großes Geplapper.

In dem Sinne bedanke ich mich recht herzlich für 2024. 
Keine Angst, ich bin in der nächsten Legislatur auch 
wieder da.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Da ist die 
Freude in der AfD nicht so groß! – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Erst ein-
mal gewählt werden!)

Ich wünsche Ihnen alle frohe Weihnachten und einen 
guten Rutsch in 2025.

Danke schön, meine Damen und Herren.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion ist die nächste Rednerin Rita 

Hagl-Kehl.
(Beifall bei der SPD)

Rita Hagl-Kehl (SPD):
Frau Präsidentin! Herr Minister! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn ich bei mir zu Hause zum Metzger 
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gehe, dann sehe ich auf einer Tafel, woher er sein Fleisch 
bezieht oder, besser gesagt, das Tier bezieht, aus dem er 
das Fleisch produziert hat. Wenn ich bei mir im Ort in 
mein Gasthaus gehe, dann weiß ich auch, woher das 
Fleisch kommt. Dann kenne ich den Bauern meistens 
auch persönlich, von dem das Fleisch oder das Tier ge-
liefert wurde. Das ist ein Privileg, das ich habe, weil ich 
im ländlichen Raum wohne.

(Beatrix von Storch [AfD]: … und viel Geld 
habe!)

Aber 85 Prozent der Verbraucherinnen und Verbraucher 
in Deutschland wollen dieses Privileg auch haben, und 
ich finde, die haben auch ein Recht darauf. Gerade die 
Menschen im städtischen Bereich möchten dieses Privi-
leg haben, genauso wie jemand, der am Arbeitsplatz isst, 
in einer Mensa, in einer Kantine. Auch wer in Urlaub 
fährt, möchte wissen, woher sein Fleisch kommt. Als 
Tourismuspolitikerin kann ich das sehr gut nachvollzie-
hen.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt im Gegensatz zu dem, was uns gerade erzählt 
wurde, keine großen Hürden. Es muss keine Speisekarte 
neu gedruckt werden. Wenn man des Lesens mächtig ist, 
Herr Kollege, dann weiß man das auch. Es ist manchmal 
von Vorteil, sage ich als Deutschlehrerin, wenn man lesen 
kann.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD)

Es muss auch keine neue Tafel angeschafft werden. Es 
reicht ein Zettel in der Speisekarte, es reicht ein Aushang, 
es reicht eine Kreidetafel, und es reicht auch ein Hinweis 
auf der Webseite für die Angabe, aus welcher Haltungs-
stufe das Fleisch kommt.

Das alles bedeutet keine Verschlechterung für die Gas-
tronomie, sondern es ist ein Wettbewerbsvorteil, weil 
Transparenz und Kundenfreundlichkeit, finde ich, immer 
noch eine Tugend ist, die die Gäste anspricht. Und: Län-
der wie Frankreich machen das auch längst. Warum soll 
es bei uns ein Problem sein? Wenn man Qualität anbietet, 
dann soll man das auch zeigen.

Es ist außerdem, wie meine Kollegin auch schon ge-
sagt hat, ein Wettbewerbsvorteil für die Landwirte, die 
sich schon auf den Weg gemacht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Carina Konrad [FDP]: Die haben den Wett-
bewerbsvorteil aber heute schon!)

Und: Leistung gehört honoriert.
Weil bald Weihnachten ist, habe ich auch noch einen 

Wunsch, und zwar wünsche ich mir, dass diese Kenn-
zeichnung der Tierhaltung auf alle Tierarten und auf 
alle Produkte ausgedehnt wird. Am besten – das ist 
mein größter Wunsch – fände ich ein Nachhaltigkeits-
label, auf dem eindeutig auch das Tierwohl, der Nutri- 
Score, der ökologische Fußabdruck stehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist nicht nur mein Wunsch; sondern auch der Bürger-
rat, der sich sehr intensiv mit diesen Themen beschäftigt 
hat, hat uns das ins Aufgabenheft geschrieben. Diesem 
Bürgerrat danke ich an dieser Stelle noch mal, weil er 
genau entsprechende Wünsche ausgedrückt hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herzlichen Dank. Ich wünsche allen ein frohes Weih-
nachtsfest!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ingrid Pahlmann für die Unionsfraktion ist die nächste 

Rednerin.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingrid Pahlmann (CDU/CSU):
Sehr geschätzte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Wir be-
raten heute den Entwurf zur Änderung des Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetzes. Allein der Name lässt schon auf 
einen Riesenberg an Bürokratie schließen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach Gott!)

Grundsätzlich ist die Idee, Verbraucherinnen und Ver-
brauchern mehr Transparenz über die Haltungsbedin- 
gungen von Tieren zu bieten, ein berechtigtes Anliegen. 
Bei diesem Gesetzentwurf geht es um die Erweiterung 
der bereits existierenden staatlichen Haltungskennzeich-
nung, die nun insbesondere auf frisches, unverarbeitetes 
Schweinefleisch in der Außer-Haus-Verpflegung wie 
eben in Restaurants, Kantinen und Imbissen ausgeweitet 
werden soll. Hier aber liegt das Problem.

Ich möchte einmal den Blick auf die Gastronomie 
lenken. Schauen Sie sich mal im ländlichen Raum um! 
Dort kämpfen alteingesessene Gasthäuser ums nackte 
Überleben, und Ihnen fällt immer noch irgendetwas ein, 
das es den Unternehmerinnen und Unternehmern noch 
schwerer macht.

(Susanne Mittag [SPD]: Das hat doch nichts 
mit dem Label zu tun!)

Seit Jahren steht unsere Gastronomie unter Druck. Erst 
die Coronapandemie mit dem Wegbleiben von Gästen, 
dann die explodierenden Energiekosten, der Fachkräfte-
mangel – Bedienungen, Köche, die abgewandert sind und 
nicht wiedergekommen sind –, die Belastung durch die 
Inflation. Hinzu kommt das gebrochene Versprechen von 
Olaf Scholz, die Reduzierung der Mehrwertsteuer in der 
Bediengastronomie beizubehalten.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie so vieles!)
Allein seit 2019 haben wir über 25 000 gastronomische 

Betriebe verloren, und die Zahlen steigen weiter. Anstatt 
diesen Betrieben unter die Arme zu greifen, planen Sie 
ein weiteres Bürokratiepaket, das vor allem kleinere und 
mittlere Betriebe schwer treffen wird. Respekt und Unter-
stützung für die Branche sehen anders aus.
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Die FDP scheint völlig verdrängt und vergessen zu 
haben, dass sie an diesem Bürokratiewahnsinn nicht un-
beteiligt gewesen ist.

(Zuruf der Abg. Carina Konrad [FDP])
Gedächtnisschwund scheint in der Ampel ansteckend ge-
wesen zu sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ihre Vorschläge sind in der Praxis nur mit extremem 

Aufwand umsetzbar. Gastronomen beziehen ihr Fleisch 
oft von verschiedenen Lieferanten und auch aus unter-
schiedlichen Haltungsformen, abhängig immer von der 
Verfügbarkeit und vom Preis. Rezepturen, Speisepläne 
ändern sich regelmäßig. Jede dieser Änderungen würde 
den Druck neuer Speisekarten, neuer Beschriftungen, 
Onlineanpassungen erfordern.

(Susanne Mittag [SPD]: Nein! – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein! Das 
steht da nicht!)

– Natürlich. – Das ist schlicht praxisfern.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Unsere dringlichste Aufgabe ist es aber, endlich Büro-
kratie abzubauen und nicht zu vermehren. In Ihrem Ge-
setzentwurf steht zu dieser Erweiterung von Bürokratie:

„Eine Entlastung im Laufe der Legislaturperiode 
wird angestrebt.“

Welch ein Hohn! Ich erinnere mal daran: Die Periode 
endet in Kürze.

Ein weiterer Punkt, der schlichtweg auch nicht ak- 
zeptabel ist: die freiwillige Teilnahme an der Tierhal-
tungskennzeichnung für ausländische Produzenten. Was 
bedeutet denn das konkret? Die deutsche Fleischproduk-
tion ist verpflichtet, die Haltungsform zu kennzeichnen. 
Die ausländische Fleischproduktion unterliegt dieser Ver-
pflichtung nicht. Kauft also ein gastronomischer Betrieb 
Fleisch ein, kann er wählen: deutsche Ware, deren Hal-
tungsform er kennzeichnen muss, oder ausländische Wa-
re, die er einfach so weiterverarbeiten und anbieten kann. 
Was glauben Sie eigentlich, was passieren wird? Immer 
mehr Gastronomen und Unternehmen werden auf Im-
portware ausweichen, die diesen Kennzeichnungspflich-
ten nicht unterliegt. Das ist ein absolut fatales Signal an 
unsere deutschen Landwirte, die mit den höchsten Stan-
dards für das Tierwohl arbeiten und unter einem enormen 
wirtschaftlichen Druck stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen fairen 

Wettbewerb, und „fair“ bedeutet, dass gleiche Anfor-
derungen für alle gelten, egal ob es sich um inländische 
oder ausländische Produzenten handelt. Alles andere 
führt zu einer massiven Wettbewerbsverzerrung zulasten 
der heimischen Landwirtschaft. Zu glauben, dass auslän-
dische Produzenten heiß darauf sind, ihre Produkte nach 
deutschem Gesetz zu labeln, ist Wunschdenken.

Es ist wichtig, Tierwohl und Verbraucherinteressen 
voranzubringen, aber nicht auf Kosten der wirtschaftli-
chen Existenz unserer Betriebe. Das gilt im Übrigen so-
wohl für die produzierenden landwirtschaftlichen Be-

triebe als auch für die weiterverarbeitenden Betriebe. 
Statt bürokratischer verpflichtender Kennzeichnung in 
der Außer-Haus-Verpflegung brauchen wir pragmatische 
Lösungen. Es muss die richtige Balance zwischen Ver-
braucherinteressen und wirtschaftlicher Realität gefun-
den werden. Mit diesem Gesetz gelingt es jedenfalls 
nicht. Lassen Sie uns bitte gemeinsam nach Wegen su-
chen, Wirtschaft und Verbraucherinteressen in Einklang 
zu bringen, ohne dabei Existenzen zu gefährden.

Ich danke Ihnen fürs Zuhören.
Nur noch mal ganz kurz: Eigentlich hatte ich mich in 

der letzten Sitzungswoche bereits verabschiedet; aber 
nun hat die mir sehr nahestehende Agrar AG mir noch 
mal die Möglichkeit gegeben, auch in diesem Bereich 
meine Abschiedsrede zu halten. Dafür danke ich heute 
der gesamten Agrar AG, die mich nach meinem Nach-
rücken im Januar wieder mit offenen Armen aufgenom-
men und immer toll eingebunden hat. Ich weiß das wirk-
lich sehr zu schätzen und danke allen meinen 
Kolleginnen und Kollegen in der AG, den Mitarbeitern 
im AG-Büro und im Ausschussbüro. Ich möchte den 
Dank auch auf die übrigen Kolleginnen und Kollegen 
des Ausschusses ausweiten, auch wenn wir oft unter-
schiedlicher Meinung waren und das sicherlich auch blei-
ben werden. Trotzdem habe ich mich in den Reihen der 
Agrarier immer sehr wohlgefühlt. Wir werden sicherlich 
noch einige Gespräche auf der Grünen Woche führen 
können.

Allen, die in der kommenden Legislaturperiode den 
Agrarbereich beackern, möchte ich zurufen: Setzt euch 
für die deutsche Produktion ein! Sucht pragmatische und 
vor allem verlässliche Lösungen, damit unsere landwirt-
schaftlichen Betriebe auch in Zukunft ihr wirtschaftliches 
Auskommen haben werden! Strengt euch an!

Ich wünsche allen ein gesegnetes Weihnachtsfest.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Das wünschen wir dir auch, liebe Ingrid Pahlmann, 

und natürlich alles, alles Gute! Vielen Dank für die par-
lamentarische Arbeit. Alles Gute für dich und deine Fa-
milie.

(Beifall)

Dr. Franziska Kersten für die SPD-Fraktion ist die 
letzte Rednerin in der Debatte.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Herr Minister! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Wir sind vor dreieinhalb Jahren aus 
den Koalitionsgesprächen gekommen und waren eigent-
lich sehr zuversichtlich. Wir hatten wirklich sehr viel vor. 
Was jetzt zu Weihnachten unter dem Weihnachtsbaum 
liegt, ist nicht das, was auf meinem Wunschzettel stand; 
aber schauen wir mal.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 208. Sitzung. Berlin, Freitag, den 20. Dezember 2024                                                                                                                                                                                             26983 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ingrid Pahlmann 



Die Tierhaltungskennzeichnung hat ja das Ziel, die 
Tierhaltung insgesamt zu verbessern. Da muss man sehr 
viele Regeln verändern. Wir haben schon gehört, wie 
aufwendig, wie kleinteilig, wie mühselig das ist. Aber 
das ist ein Thema, das ich jetzt nicht weiter ausführen 
will, sondern ich will mich mit der Tiergesundheit be-
schäftigen, weil es kein Tierwohl ohne Tiergesundheit 
gibt.

Wir müssen Tiergesundheit messbarer machen und 
brauchen dafür die Digitalisierung. Wir haben drei Jahre 
an der Tiergesundheitsdatenbank gearbeitet. Leider sind 
wir da nicht so richtig weitergekommen. Wir haben jetzt 
einen Arbeitsstand erreicht. Wenn wir den vor zwei Jah-
ren gehabt hätten, hätte ich gesagt: BMEL, super. – So 
war es ein bisschen zäh. Aber wir haben ja noch die 
Chance, weiterzuarbeiten.

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Die Chancen für Vernetzungen und Schnittstellen in 
dieser Legislaturperiode sind weg, und leider ist das 
Geld für die Digitalisierung dann auch nicht mehr da. 
Wir hatten die Landwirte überzeugt, weil sie Eigenkon-
trollen nach dem Tierschutzgesetz machen wollen. Das 
wäre perfekt gewesen, wenn wir dazu die Schnittstellen 
gehabt hätten und dann die Landwirte sehr einfach mit 
diesen Daten hätten arbeiten können.

Für mehr Tierwohl muss es aber auch faire Preise 
geben. Die Evaluation des Agrarorganisationen-und-Lie-
ferketten-Gesetzes ist erfolgt; wir hätten es auch ändern 
können. Wir hätten dann mehr Gerechtigkeit und auch 
Verhandlungsstärke der Landwirte mit dem Einzelhandel 
auf Augenhöhe. Das hat die FDP verbockt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da war die FDP tatsächlich nicht in der Lage, mit uns ein 
gutes Gesetz zu machen. Viele Landwirte haben auf die 
FDP gehofft und sind leider enttäuscht worden.

Ich will aber nicht nur Kritik an uns Koalitionären 
üben, sondern auch zur Union und zu Herrn Merz etwas 
sagen.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)
Herr Merz war im Sauerland. Ich weiß nicht, ob er da sehr 
oft unterwegs war. Die Landwirte sollten gut zuhören: Er 
hat gesagt, er will sich nach der Wahl mit der GAP be-
schäftigen.

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Das geht schon vor 
der Wahl los! Auf der Grünen Woche!)

Wir haben noch andere Probleme zu lösen, und das kann 
dann durchaus Mai, Juni, Juli werden. Das ist für mein 
Empfinden viel zu spät.

Herr Merz lehnt auch die Förderung kleinerer Betriebe 
ab. Er möchte bei der direkten Flächenprämie bleiben. 
Ich weiß nicht: Sauerland bedeutet steile Hänge und 
kleine, enge Schluchten. Das sind doch viele Leute, die 
eher auf solche Förderungen der Gemeinwohlleistungen 
angewiesen sind.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Die haben 
schon lange aufgehört, Frau Kollegin, auf-

grund Ihrer Vorschriften! – Dieter Stier 
[CDU/CSU]: Das ist bei uns in Sachsen-Anhalt 
auch!)

Die Agrarpolitik der CDU/CSU hat in der Regel die 
Leute bevorzugt, die an der Landwirtschaft verdienen, 
und nicht die Leute, die in der Landwirtschaft Geld ver-
dienen.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Wir hätten von Anfang an mehr auf die Experten hören 
sollen, auf die Zukunftskommission Landwirtschaft, um 
eine einkommenswirksame Honorierung dieser Gemein-
wohlleistungen zu ermöglichen.

Es bleibt die Hoffnung, dass das in der nächsten Le-
gislaturperiode besser wird mit dem Umbau der Land-
wirtschaft zu nachhaltiger, regionaler, resilienter Land-
wirtschaft und zukunftsfesten ländlichen Räumen. 
Wenn Sie wollen, dass im nächsten Jahr unter Ihrem 
Weihnachtsbaum so ein Paket liegt, liebe Bürgerinnen 
und Bürger, dann lieber Franziska statt Friedrich – Merz.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf der Drucksache 20/14034 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt 
es weitere Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich 
nicht. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 24: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Christian Wirth, René Bochmann, Marcus 
Bühl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit bei 
vorübergehendem Schutz ausschließen

Drucksache 20/14239
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss

Auch hier haben wir eine Dauer von 39 Minuten für die 
Aussprache vorgesehen.

Ich bitte Sie, zügig die Plätze einzunehmen und die 
Gespräche nach draußen zu verlagern, sodass wir die 
Debatte fortführen können.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
AfD-Fraktion Dr. Christian Wirth.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Der vorliegende 

Antrag ist ein Angebot an die Union. Nach dem Zusam-
menbruch der selbsternannten Fortschrittskoalition haben 
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sich neue Mehrheiten im Bundestag ergeben. Die Union, 
die FDP und die AfD hätten die Mehrheit, Fehlentschei-
dungen der Vergangenheit zu korrigieren

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Nicht mit 
rechts!)

und wichtige Weichen für die Zukunft unseres Landes zu 
stellen. Diese Chance wird bald wieder vertan sein, da die 
Wunschkoalitionspartner der Union – SPD und/oder 
Grüne – in der kommenden Regierung Merz alles ver-
hindern werden, was die große Migrationskrise beenden 
oder auch nur abmildern könnte.

Am 10. Oktober 2024 debattierten wir in diesem Ple-
num einen ähnlichen Antrag der Unionsfraktion. Die 
Union kritisierte in ihrem Antrag zu Recht die durch die 
Ampelkoalition eingeführte Turbo-Einbürgerung. Sie er-
hob die Forderung, das Staatsangehörigkeitsrecht dahin 
gehend zu modernisieren, dass vorübergehende humani-
täre Aufenthalte nicht unmittelbar zum Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit führen können, und weiterhin, 
dass die Dauer eines vorübergehenden Schutzes in 
Deutschland nicht länger als Aufenthaltsdauer im Inland, 
die für die Einbürgerung notwendig ist, angerechnet wer-
den kann.

Die AfD-Fraktion wäre hier grundsätzlich natürlich 
mutiger. Sie kennen unsere Forderungen diesbezüglich. 
Aus unserer Sicht soll niemand, der illegal in dieses Land 
einreist, eine Bleibeperspektive haben.

(Beifall bei der AfD)

Einwanderung und Asylmigration haben ausschließlich 
auf legalem Wege zu erfolgen. Solange die EU und ihre 
Mitgliedstaaten ihren vertraglichen Verpflichtungen nicht 
nachkommen, sollte die Bundesregierung das EU-Recht 
suspendieren, und es muss wieder nationales Recht An-
wendung finden. Bisher weigern sich die Einreisestaaten 
an den EU-Außengrenzen, die kommenden Asylbewer-
ber zu registrieren und ihr Asylverfahren durchzuführen. 
Stattdessen schieben sie die Migranten weiter nach 
Deutschland und verweigern die Kooperation so lange, 
bis Deutschland durch Verfristung selbst zuständig wird. 
So wird über die absichtlich herbeigeführte Dysfunktio-
nalität des europäischen Asylsystems die illegale Migra-
tion nach Deutschland nachträglich legalisiert. Eine AfD- 
Regierung würde diesen Missstand selbstverständlich so-
fort beenden.

(Beifall bei der AfD)

Solange der Umstand aber nicht behoben ist, sollte 
zumindest dafür gesorgt werden, dass vorübergehende 
Aufenthalte in unserem Land nicht automatisch verfestigt 
werden. Asyl ist Schutz auf Zeit. Wenn der Schutzgrund 
entfallen ist, müssen diejenigen, die in unserem Land 
Zuflucht erhalten haben, wieder in ihre Heimatländer 
zurückkehren.

Die Ampelkoalition hingegen hat dafür gesorgt, dass 
sich nicht nur der Aufenthalt verfestigen soll, sondern 
dass sich die größtenteils illegal eingereisten Flüchtlinge 
auch noch die deutsche Staatsbürgerschaft ersitzen kön-
nen. Dies ist in keinem Falle hinnehmbar. Die AfD-Frak-
tion hat sich deshalb entschieden, die Minimalforderung 
der Union noch einmal auf die Tagesordnung zu bringen. 

Liebe Kollegen von der Union, wir möchten Ihnen noch-
mals die Chance geben, gemeinsam mit uns zumindest 
diese kleine Stellschraube zu drehen.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Und Nancy 
Faeser setzt das dann um? – Gegenruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD]: Wenn es ein Gesetz 
ist, muss sie das!)

Bekanntermaßen hat die Ampel die zur Beantragung der 
deutschen Staatsangehörigkeit notwendige Aufenthalts-
dauer nicht nur auf fünf Jahre gesenkt, sondern auch 
noch eine weitere Verkürzung auf absurde drei Jahre ein-
gebaut.

Wir haben uns daher erlaubt, Ihren Antrag dahin ge-
hend zu verbessern und zu ändern, diese doppelte Sen-
kung komplett abzuschaffen. Die deutsche Staatsangehö-
rigkeit sollte man sich verdienen; sie muss erarbeitet 
werden. Hierzu muss den Bewerbern genügend Zeit ein-
geräumt werden, und der deutsche Staat muss auch die 
Gelegenheit haben, das Engagement überhaupt beurteilen 
zu können. Drei Jahre sind hierfür deutlich zu knapp 
bemessen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD)

Werte Kollegen von der Union und der FDP, Sie kön-
nen jetzt gewissermaßen Geschichte schreiben. Wir laden 
Sie herzlich ein, dem Antrag zuzustimmen, zum Wohle 
unseres Landes. Gleichzeitig können Sie in die Zukunft 
schauen; denn ich versichere Ihnen: In spätestens vier 
Jahren wird sich keine bürgerliche Partei mehr eine 
Brandmauer zur AfD leisten können.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bis dahin sind Sie längst verboten! – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Träum doch 
mal weiter!)

Oder mit anderen Worten, von Elon Musk heute getwit-
tert: Nur die AfD kann Deutschland retten.

(Beifall bei der AfD)

Ich wünsche allen Bürgern und Kollegen ein geseg-
netes Weihnachten und einen guten Rutsch ins neue Jahr.

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Gülistan Yüksel.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das neue Staatsangehörigkeitsrecht ist seit diesem 
Sommer in Kraft. Endlich!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Endlich erkennt unser Gesetz die gesellschaftlichen Rea-
litäten an. Viel zu lange wurde das von den Konservati-
ven blockiert. Heute können wir stolz sagen: Deutschland 
hat ein modernes und ein gerechtes Staatsangehörigkeits-
recht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Unsere Reform verbessert das Leben vieler Menschen, 
die schon seit Jahren hier leben. Für zugewanderte Men-
schen eröffnet sie neue Möglichkeiten zur Teilhabe; denn 
die Mehrstaatigkeit, die für viele schon lange Praxis ist, 
wird endlich generell zugelassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Michael Georg Link [Heilbronn] [FDP])

Sie wird damit zum gesetzlichen Regelfall, und zwar für 
alle, unabhängig von der Herkunft. Und ja, auch für deut-
sche Bürgerinnen und Bürger gilt die Mehrstaatigkeit. Sie 
verlieren nun nicht mehr ihre deutsche Staatsbürger-
schaft, wenn sie im Ausland eine andere Staatsbürger-
schaft annehmen. Das stärkt unseren Zusammenhalt, un-
sere Demokratie und letztlich auch unser Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Michael Georg Link [Heilbronn] [FDP])

Ein Blick auf die Vorschläge der AfD zeigt jedoch: 
Hier wird nicht für die Zukunft gearbeitet, sondern gegen 
den Fortschritt und gegen Menschen mit Migrations-
geschichte. Die Botschaft, die Sie senden, ist klar: Ihr 
seid hier, aber ihr gehört nicht dazu.

Noch vor wenigen Monaten forderte die Union: „Kein 
Erwerb der Staatsbürgerschaft bei nur vorübergehendem 
Schutz.“

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)
Und heute legt die AfD nahezu denselben Antrag vor. 
Unabhängig vom Urheber sage ich Ihnen: Ihre Absichten 
schaden nicht nur dem gesellschaftlichen Zusammenhalt, 
sie schaden auch unserer Wirtschaft, die dringend auf 
Fachkräfte aus dem Ausland angewiesen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie schaden unserem Land insgesamt.
Ein modernes Einwanderungsland braucht ein moder-

nes Staatsangehörigkeitsrecht. Das haben wir in der Am-
pel geschaffen. Mit Blick auf die Aufenthaltsfristen reiht 
sich Deutschland nun ein in die Reihe anderer großer 
Einwanderungsländer. Ob Frankreich, Finnland oder 
USA: Überall gilt eine Frist von fünf Jahren; in Kanada 
sind es sogar nur drei Jahre.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
Und selbst die Konrad-Adenauer-Stiftung konstatiert in 
einem Gutachten: Unsere Reform begründet im interna-
tionalen Vergleich keine Sonderstellung.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Und wo ich schon dabei bin, die Fakten klarzustellen:

(Kay Gottschalk [AfD]: Das ist sehr fakten-
frei!)

Den deutschen Pass gibt es nicht einfach so, wie Sie das 
hier immer sagen. Auch wenn aus der rechten Ecke im-
mer wieder anderslautende Andeutungen

(Kay Gottschalk [AfD]: Zu Recht!)
und falsche Behauptungen kommen: Wer eingebürgert 
werden möchte, muss die erforderlichen Kriterien erfül-
len, wie zum Beispiel Deutschkenntnisse auf B1-Niveau. 
Kenntnisse der deutschen Rechts- und Gesellschaftsord-
nung müssen ebenfalls nachgewiesen werden. Hinzu 
kommen Lebensunterhaltssicherung, Aufenthaltsrecht 
und Aufenthaltsdauer.

Die Wahrheit ist also: Die Rhetorik von Union und 
AfD ist bewusst irreführend und gänzlich falsch. Offen-
bar brauchen Sie eine weitere Aufklärungskampagne, 
damit Sie die Fakten zum Gesetz besser verstehen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die sollten mal einen Einbürgerungstest ma-
chen!)

Ich lade Sie alle herzlich ein: Schauen Sie auf die Website 
www.einbuergerung.de! Dies ist ein umfassendes Info-
portal der Regierung, auf dem die Kriterien für die Ein-
bürgerung Schritt für Schritt erklärt sind. Ein kurzer Blick 
würde auch Ihnen helfen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Philipp 
Hartewig [FDP])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden 
nicht zulassen, dass die gesellschaftspolitische Uhr zu-
rückgedreht wird. Mit uns gibt es kein Zurück ins Ges-
tern. Die SPD hat Jahrzehnte für diese Reform gekämpft, 
Seite an Seite mit der Zivilgesellschaft.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und mit den Grünen!)

Gemeinsam haben wir immer wieder für gleiche Rechte 
und Pflichten gekämpft. Und genau das leistet das neue 
Staatsangehörigkeitsrecht: Es schafft gleiche Teilhabe-
chancen für alle, und das unabhängig von der Herkunft. 
Es stärkt unseren Zusammenhalt, es ermöglicht eine Ge-
sellschaft, die auf Respekt, Vielfalt und Menschlichkeit 
gründet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wir wissen, wie wichtig es ist, einan-
der in Offenheit und Respekt zu begegnen. Nächste Wo-
che ist Weihnachten. Deshalb möchte ich die Gelegenheit 
nutzen und Sie bitten: Lassen Sie uns zusammen eine 
Zukunft gestalten, in der jeder Mensch wertgeschätzt 
wird und die Chance hat, Teil unserer Gesellschaft zu 
sein, unabhängig von seiner Herkunft! Und genießen 
Sie die Weihnachtszeit

(Beatrix von Storch [AfD]: Klar! Die ganze 
Welt!)

– vielleicht kommen auch Sie ein bisschen zur Besin-
nung –

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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mit Ihren Liebsten! Ich wünsche Ihnen eine schöne Weih-
nachtszeit und ein schönes Wochenende.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Stefan Heck für die Unionsfraktion ist der nächste 

Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stefan Heck (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die AfD hat heute einen Antrag zum Staatsbür-
gerschaftsrecht eingebracht. Das ist ein Thema, das man 
nie so ganz isoliert betrachten kann. Es gehört zum gro-
ßen Bereich der Migrationspolitik, des Migrationsrechts 
insgesamt. Deswegen will ich die Gelegenheit nutzen, 
den Blick heute noch mal etwas zu weiten.

Es gibt wohl kaum ein anderes Politikfeld, auf dem die 
Ampel so sichtbar gescheitert ist wie im Bereich der 
Migrationspolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es gibt kaum ein anderes Politikfeld, in dem die Enttäu-
schung der Menschen so groß ist wie in diesem Bereich.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo leben Sie denn?)

Und es gibt wohl auch keinen anderen Politikbereich, in 
dem es so dringend Änderungen braucht wie im Bereich 
der Migrationspolitik.

(Zuruf von der SPD)
Die Ampel hat es in den letzten drei Jahren nicht ver-

mocht, für geordnete Verhältnisse an unseren Grenzen zu 
sorgen. Noch immer kommen jeden Tag Tausende über 
unsere Grenze,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Die Zahlen ge-
hen schon deutlich zurück! – Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

bei denen schon im Moment der Einreise klar ist, dass sie 
unter keinem denkbaren Gesichtspunkt einen dauerhaften 
Anspruch haben, bei uns bleiben zu können.

(Widerspruch der Abg. Dr. Johannes Fechner 
[SPD] und Anke Hennig [SPD] – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Zur Sache! 
Zur Sache reden!)

Kaum ein Tag vergeht, ohne dass sich Bürgermeister, 
Landräte oder Kommunalverantwortliche bei uns melden 
und sagen: Es geht nicht mehr.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sind Sie in der falschen Debatte? – Zuruf der 
Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

Was haben wir mit Ihnen gestritten über die Frage von 
Grenzkontrollen! Was haben Sie uns alles vorgehalten, 
bis hin zur absurden Behauptung, der europäische Bin-
nenmarkt würde zusammenbrechen.

(Zurufe von der SPD: Zum Thema!)

Hier musste die Regierung zum Jagen getragen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie missachten die Geschäftsordnung! – Julian 
Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wen 
wollen Sie jagen?)

Nachdem die Grenzkontrollen nun eingeführt sind, zeigt 
sich, dass das alles Ausreden waren. Der europäische 
Binnenverkehr funktioniert jedenfalls einwandfrei. Und 
hinzu kommt: Die Grenzkontrollen bringen einen echten 
Gewinn an Sicherheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Na also! Sehr 
gut, Frau Faeser! Gut gemacht!)

Hunderte von gesuchten Straftätern wurden inzwischen 
dingfest gemacht. Ohne die Grenzkontrollen wäre das 
nicht möglich gewesen. Umso wichtiger ist es, dass wir 
nun endlich auch dazu kommen, den nächsten Schritt zu 
machen und Zurückweisungen an den Grenzen vorzu-
nehmen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zur Sache! Also wirklich! Das ist wirklich 
krass!)

Die vermutlich schwerwiegendste Änderung im Be-
reich der Migrationspolitik haben Sie mit Ihrem völlig 
verfehlten Staatsbürgerschaftsrecht auf den Weg ge-
bracht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Anke Hennig 
[SPD]: Das hat mit dem Staatsbürgerschafts-
recht gar nichts zu tun! – Weitere Zurufe von 
der SPD)

– Sie haben doch gefordert, dass ich mich dazu äußere. 
Das mache ich doch jetzt. – Dieses Thema ist sehr wich-
tig, weil hier letztverbindlich und am Ende ohne Korrek-
turmöglichkeit darüber entschieden wird, wer zum deut-
schen Volk gehört, wer bei uns wählen kann, wer hier 
einen dauerhaften Aufenthalt haben darf und wer die be-
sondere Schutzpflicht des Staates genießt. Für uns ist 
klar:

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jetzt kommt’s!)

Der deutsche Pass steht nicht am Anfang, sondern am 
Ende einer gelungenen Integration.

(Abg. Beatrix von Storch [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Und für uns ist auch klar: Der Doppelpass muss die Aus-
nahme bleiben und darf nicht zum Regelfall werden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Anke Hennig [SPD] und Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kollege Heck, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

von Frau von Storch?
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Dr. Stefan Heck (CDU/CSU):
Gleich im Anschluss gerne.
Weil dieses Thema so wichtig und so ernst ist,

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja!)

ist es auch zu wichtig, um hier – wie die AfD – kleinka-
rierte Spielchen zu spielen. Ihnen geht es nicht darum, für 
die Menschen in unserem Land etwas zu erreichen. Sie 
wollen hier kurz vor Weihnachten noch einmal eine große 
Show abziehen. Sie haben diesen Antrag zusammen-
geschraubt aus anderen Anträgen und wollen hier noch 
einmal deutlich machen: Denen zeigen wir es jetzt so 
richtig.

(Kay Gottschalk [AfD]: Wir testen Ihre 
Glaubwürdigkeit, Herr Kollege!)

Das ist unsolide und unwürdig, und es ist leider dieselbe 
Leier, die wir hier seit vielen Jahren immer wieder erle-
ben. Sie nehmen dann mit staatstragender Miene hier die 
Opferrolle ein und poltern gleichzeitig mit kaum verhoh-
lener Verächtlichkeit los.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir brauchen 
gerade jetzt im Bereich der Migration Tatkraft, Stärke 
und Mut statt giftiger Ressentiments und kleinlicher 
Spielchen. Wir als CDU/CSU stehen zu unserem Antrag, 
den wir im September hier eingebracht habe, und wir 
werden alles dafür tun, dass wir diesen und die anderen 
dringend notwendigen Änderungen im Staatsbürger-
schaftsrecht ab Februar 2025 umsetzen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Karsten Hilse [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort Beatrix 

von Storch.

Beatrix von Storch (AfD):
Vielen herzlichen Dank. – Herr Dr. Heck, Sie haben 

das Thema angesprochen, das tatsächlich relevant ist. Die 
Staatsbürgerschaft ist schlechthin konstituierend quasi 
für das deutsche Volk und seine Souveränität. Sie kündi-
gen an, dass Sie das ändern wollen, und Sie haben gesagt, 
Sie wollen mit Tatkraft vorangehen und keine kleinlichen 
Spielchen mehr machen.

Deswegen frage ich Sie: Glauben Sie ernsthaft, dass 
Sie das mit einem Koalitionspartner SPD oder Grüne im 
nächsten Bundestag durchsetzen können? Warum nutzen 
Sie nicht die Mehrheiten dafür, die jetzt da sind? Sie 
kündigen dem deutschen Volk, dem Wähler da draußen 
an, dass Sie etwas essenziell Wichtiges ändern wollen.

(Zuruf des Abg. Marc Henrichmann [CDU/ 
CSU])

Sie könnten es jetzt tun, aber Sie machen es nicht. Und 
nach der Koalition mit Rot oder Grün erklären Sie dann, 
dass es Ihnen leidtue, weil es nicht mehr durchsetzbar 
gewesen sei.

Verstehen Sie, dass wir das adressieren als bewusstes 
Lügen im Wahlkampf, weil Sie den Menschen etwas vor-
machen, von dem Sie jetzt schon wissen, dass Sie es 
wegen der Brandmauer zu denen, die Ihre Inhalte teilen, 
nicht durchsetzen werden können?

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Dr. Stefan Heck (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau von Storch, für die Zwischeninter-

vention. – Zunächst einmal möchte ich den Vorwurf, dass 
wir hier lügen, mit aller Deutlichkeit zurückweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben dieses Thema so klargemacht, wie man es nur 
klarmachen kann – in unserem Grundsatzprogramm, ins-
besondere aber auch in unserem Wahlprogramm.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Abgrenzen wäre jetzt gut!)

Für uns ist klar: Wir wollen endlich weg von diesem 
Staatsbürgerschaftsrecht, das das Gegenteil von Integra-
tion macht. Es grenzt aus. Es führt dazu, dass Integration 
nicht gelingt.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Abgrenzen ist wichtig!)

Und Frau von Storch, da müssen Sie sich schon ein 
paar Fragen gefallen lassen. Wie ist denn eigentlich Ihr 
Verhältnis zu Russland?

(Karsten Hilse [AfD]: Was hat das denn jetzt 
damit zu tun? Das ist ja peinlich!)

Hier gibt es eine Gruppe, die in mannigfaltiger Zahl be-
troffen ist von dem neuen Staatsbürgerschaftsrecht.

(Anke Hennig [SPD]: Das ist falsch!)
Wir wollen, dass Menschen sich entscheiden müssen, ob 
sie Deutsche werden wollen oder beispielsweise Russen 
bleiben möchten. Das ist eine der vielfältigen Fragen, die 
wir angehen müssen.

Deswegen sind wir sehr daran interessiert, dass wir im 
Februar mit einer demokratischen Mehrheit in diesem 
Haus dafür sorgen können,

(Beatrix von Storch [AfD]: Die gäbe es jetzt!)
dass dieses verfehlte Staatsangehörigkeitsrecht endlich 
wieder vom Kopf auf die Füße gestellt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann fahren wir in der Debatte fort, 

und für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Filiz Polat.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Dr. Heck, sich zur AfD abzugrenzen, wäre bei Ihrem 
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Beitrag gerade besser gewesen. Genau dazu hat das OVG 
für NRW geurteilt, dass die AfD als Verdachtsfall durch 
den Verfassungsschutz beobachtet werden darf.

(Zuruf des Abg. Marc Henrichmann [CDU/ 
CSU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben Deutsch-
land schon immer als Einwanderungsland gesehen, des-
sen offene Gesellschaft seine Einheit nur in Vielfalt er-
reichen kann. Dieser Überzeugung, wie wir gerade 
gemerkt haben, konnten und können sich viele in diesem 
Haus nur mühsam annähern, und einige in diesem Haus 
bleiben sogar gänzlich im völkisch-nationalistischen 
Denken verhaftet. Es ist schon grotesk, dass Sie von der 
AfD die Verleihung der deutschen Staatsbürgerschaft ge-
rade denjenigen versagen wollen, die die hohen Voraus-
setzungen des Staatsangehörigkeitsrechtes frühzeitiger 
erfüllen wollen.

(Beifall der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

Aber schwierig wird es, wenn Sie die Einbürgerung für 
diejenigen ablehnen, die ihr Aufenthaltsrecht aufgrund 
der Genfer Flüchtlingskonvention und der Menschen-
rechtskonvention in Deutschland erhalten haben. Wa-
rum?

(Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])

Meine Damen und Herren, Deutschland ist Vertragsstaat 
der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951. Nach NS- 
Diktatur und Holocaust wurden die völkerrechtlichen 
Konsequenzen gezogen, und das ist gut so.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf der 
Abg. Dr. Silke Launert [CDU/CSU])

– Interessant, dass Sie hier Widerspruch anmelden.
Wir haben die Vertragsbestimmungen im Grundgesetz, 

im Aufenthalts- und im Asylrecht und nicht zuletzt im 
Staatsangehörigkeitsrecht nachvollzogen. Maßgeblich, 
meine Damen und Herren, ist im Kontext des Staatsange-
hörigkeitsrechts, dass nämlich Artikel 34 GFK den Ge-
flüchteten den Weg zu einer dauerhaften rechtlichen und 
sozialen Sicherheit im Aufnahmeland ebnen soll. Seine 
Begründung liegt in der Notwendigkeit, Schutz und Per-
spektive für Flüchtlinge zu schaffen. Er verpflichtet die 
Vertragsstaaten, die Integration und Einbürgerung von 
Geflüchteten zu erleichtern. Ihr Antrag ist daher nur ein 
durchsichtiger Versuch, Menschen, die nicht in Ihr völki-
sches Bild passen, einfach abzuschieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Kay Gottschalk [AfD]: Das ist doch Quatsch!)

Denn während wir vorangehen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist eine dre-
ckige Lüge, und ich darf das auch so nennen! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt reicht’s mal 
langsam! – Zuruf von der SPD: Das reicht 
langsam!)

spalten Sie und sehnen sich zurück in grau-braune Vor-
zeiten.

(Beatrix von Storch [AfD]: Landgericht Ber-
lin! – Kay Gottschalk [AfD]: Das ist doch 
Quatsch! Mit Ihrer Propaganda ist es nicht bes-
ser! Sie sind die Spalter!)

Und wer das Staatsangehörigkeitsrecht endgültig in die-
ses Jahrtausend heben und das Versprechen einer pluralen 
Demokratie einlösen möchte, sollte sich deshalb uns an-
schließen, liebe Union, statt den Ewiggestrigen nach-
zulaufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Denn in einem modernen Einwanderungsland ist das 
Staatsangehörigkeitsrecht ein Geschenk.

(Kay Gottschalk [AfD]: Illegale Migration ist 
keine Einwanderung, Frau Kollegin!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir wollen als Erstes die Rednerin hören.

(Kay Gottschalk [AfD]: Ich lasse mir nicht den 
Mund verbieten!)

Lieber Herr Gottschalk, wir möchten gerne als Erstes die 
Rednerin hören. Wenn Sie gerne eine Zwischenfrage stel-
len möchten,

(Kay Gottschalk [AfD]: Nein, ich rede so lange 
dazwischen, wie mir das gefällt! Unglaub-
lich! – Gegenruf des Abg. Ottmar Wilhelm 
von Holtz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ge-
troffene Hunde bellen!)

dann können Sie das tun.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich komme zu meinem letzten Satz, Frau Präsidentin; 

denn in einem modernen Einwanderungsland ist die 
Staatsangehörigkeit kein Geschenk, sondern das essen-
zielle Recht, dazuzugehören, oder, wie Hannah Arendt 
es einst treffend formulierte, das „Recht, Rechte zu ha-
ben“.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Gottschalk, wir haben gehört, was Sie gesagt 

haben. Das ist eine Beleidigung der Sitzungsleitung. Da-
für erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und für die FDP-Fraktion hat das Wort Muhanad Al- 
Halak.

(Beifall bei der FDP)

Muhanad Al-Halak (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der AfD! Mich geht das Thema persönlich an, 
nicht nur, weil ich selbst als Kriegsflüchtling nach 
Deutschland gekommen bin und mit meiner Familie in 
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Bayern Schutz erhalten habe, sondern weil ich vor zwölf 
Jahren die deutsche Staatsbürgerschaft beantragt habe. 
Doch bevor ich das tun konnte, musste auch ich einige 
Voraussetzungen erfüllen. Auch für mich galt: Sprache, 
Job und Gesetzestreue.

(Karsten Hilse [AfD]: Gut!)
Denn die deutsche Staatsbürgerschaft ist kein Geschenk, 
sondern eine Verpflichtung. Und der entscheidende 
Schlüssel dafür ist eine gelungene Integration.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der AfD)

Mir wurden Chancen gegeben. Menschen haben sich 
um uns gekümmert, uns unterstützt und aufgenommen. 
Das ist die eine Seite. Aber ich und meine Familie haben 
diese Chance auch genutzt und nicht ausgeschlagen. Das 
ist die andere Seite. Wir sagen: Strengt euch an, dann 
lohnt es sich auch! Das ist der richtige Weg. Das ist das 
richtige Angebot, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der AfD – Zuruf der Abg. 
Frauke Heiligenstadt [SPD])

Aber dazu gehört genauso klar das Signal: Straftäter, 
Gefährder, Menschen, die bewusst täuschen und tricksen, 
können selbstverständlich keine Staatsbürger werden. 
Menschen, die unser Grundgesetz nicht achten oder sogar 
verachten, haben bei uns keinen Platz.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und der AfD)

Die Staatsbürgerschaft muss ein Zeichen gelungener In-
tegration sein,

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Ja!)
ein Ziel, das erreichbar ist.

(Kay Gottschalk [AfD]: Wo ist denn da der 
Widerspruch?)

Doch genau hier stehen wir vor einer Herausforderung. 
Wir sehen, dass es immer mehr Spaltung gibt, immer 
mehr Gegeneinander, immer mehr Teilung in Schwarz 
und Weiß,

(Beatrix von Storch [AfD]: Brandmauer!)
und auch der Ton der Politiker in diesen Debatten spaltet 
weiter. Für geistige Brandstifter und Extremisten ist das 
ein Geschenk. Für die Fraktion ganz rechts von mir ist das 
das Geschäftsmodell.

(Zurufe der Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU] und Steffen Janich [AfD])

Als demokratischer Abgeordneter dieses Hauses, als 
Freier Demokrat, als deutscher Staatsbürger und als Pa-
triot sage ich Ihnen: Wenn ein Junge wie ich aus dem Irak 
hierherkommen und sich integrieren kann und heute als 
Mitbürger dieses Landes, das ich meine Heimat nenne, 
hier stehen kann, dann ist das kein Problem, meine Da-
men und Herren, sondern gut für die Zukunft unseres 
Landes.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU – Karsten Hilse [AfD]: 
Bestreitet niemand!)

Und zum Schluss was Besinnliches für die AfD:

„Vom Bayerischen Walde, da komme ich her.  
Ich heiße Al-Halak, das freut euch, AfD, doch sehr.

Denn eigentlich komme ich aus dem Morgenlande 
her.  
Und wie ihr seht, klappt Integration doch sehr.“

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP, der 
SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

In diesem Sinne: Frohe Weihnachten! Wir sehen uns 
im neuen Jahr wieder.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD – Karsten 
Hilse [AfD]: Bravo! – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr besinnlich!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir haben uns hier gerade noch mal besprochen. Frau 

von Storch hatte vorhin „dreckige Lüge“ gesagt. Es ist ab 
und zu schon vorgekommen, dass mehrere das Wort „Lü-
ge“ in den Mund genommen haben. Ich bitte insgesamt 
darum, dass wir uns da zurückhalten. Das ist nicht wirk-
lich ein parlamentarischer Sprachgebrauch, und „dre-
ckig“ erst recht nicht. Von daher bitte ich, darauf in Zu-
kunft zu verzichten.

Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort Hakan Demir.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Hakan Demir (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Wir alle haben als Abgeordnete ja Sprechstunden. 
Bei mir war Anfang des Jahres eine Frau, die 2015 mit 
ihrer Schwester und deren zwei Kindern aus Syrien ge-
flohen ist. Das Assad-Regime, dessen schreckliche Ver-
brechen uns in diesen Tagen so deutlich vor Augen sind, 
hatte ihr ihre Heimat genommen. Sie fand hier in Berlin 
Zuflucht, lernte Deutsch, baute sich ein neues Leben auf. 
Sie möchte sich um Menschen kümmern, die Unterstüt-
zung brauchen. Sie studiert jetzt Soziale Arbeit an der 
Alice Salomon Hochschule in Berlin, und sie wurde im 
September eingebürgert; sie gehört heute dazu.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Die Kinder ihrer Schwester sind bald erwachsen. Ihre 

Nichte hat dieses Jahr Abitur gemacht, ihr Neffe steht 
kurz davor. Beide haben weit mehr Zeit ihres Lebens in 
Deutschland verbracht als in Syrien. Beide sind seit die-
sem Jahr Deutsche. Sie werden, genau wie ihre Klassen-
kameraden, im Februar zum ersten Mal wählen dürfen. 
Sie können verreisen. Sie werden mit den gleichen Rech-
ten erwachsen wie ihre Freundinnen und Freunde, die 
eine andere Lebensgeschichte haben, die vielleicht schon 
in Berlin geboren wurden. Und das ist auch gut so.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, für die SPD ist ganz 
klar: Es ist die Aufgabe von Politik, das Leben der Men-
schen einfach zu machen – für alle. Das gilt auch für die 
Menschen, die eine Fluchtgeschichte haben. Wir machen 
keinen Unterschied zwischen dem Manager aus den USA 
und der Sozialarbeitsstudentin aus Syrien; für beide steht 
der Weg zur Einbürgerung offen. Wer die Voraussetzun-
gen erfüllt, gehört einfach dazu.

Für die rechtsextreme AfD sollen geflüchtete Men-
schen erst mal gar nicht eingebürgert werden können. 
Wenn sie es irgendwann zum Beispiel zu einer Nieder-
lassungserlaubnis schaffen, soll ihre Voraufenthaltszeit 
auf null gesetzt werden. Wir wollen das Leben der Men-
schen leichter machen; die AfD will das Leben der Men-
schen schwerer machen

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Kay 
Gottschalk [AfD]: Nee!)

Und das hat überhaupt gar nichts mit Respekt zu tun.
Wir haben hier auch die Voraussetzungen für die Ein-

bürgerung mitbekommen: Menschen, die seit fünf Jahren 
hier leben, die hier arbeiten, die die deutsche Sprache 
sprechen können, können die deutsche Staatsbürgerschaft 
erhalten. Das ist übrigens auch nichts Neues in der Welt: 
Auch in den USA, in Kanada ist das schon längst die 
Voraufenthaltszeit, die man benötigt. Deutschland zieht 
damit nur nach, und auch das ist eine gute Sache.

Zum Abschluss: Wir haben hier einen ähnlichen An-
trag im Oktober von der CDU/CSU-Fraktion vorgelegt 
bekommen.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: September!)

– Oder sogar im September. Danke schön für die Korrek-
tur! – Ich will damit sagen: Das ist ein Copy-and-Paste. 
Also, den gleichen Antrag, den die CDU/CSU hier im 
September eingebracht hat, bringt jetzt die AfD hier 
ein. Die Positionen sind dort ähnlich. Und da würde ich 
mir natürlich von der CDU/CSU auch wünschen, dass sie 
nicht die gleiche Politik macht wie die rechtsextreme 
AfD.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Die machen doch 
uns nach!)

Das ist eine Aufforderung.
Ich sage das hier ganz offen an die Mitbürgerinnen und 

Mitbürger: Wir wollen nicht wieder in die Vergangenheit 
zurück,

(Beatrix von Storch [AfD]: Als die Grenzen 
noch geschützt waren und die Sicherheit auf 
der Straße gewährleistet!)

wir wollen nicht das zurückgedreht haben, was wir mit 
der Staatsbürgerschaftsreform vorangebracht haben. Und 
wenn ich schon einmal dabei bin: Die CDU/CSU will 
übrigens in der Gesellschaftspolitik auch das Selbstbe- 
stimmungsgesetz zurückdrehen.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Ja, genau! – 
Dr. Stefan Heck [CDU/CSU]: Und das Canna-
bisgesetz! – Beatrix von Storch [AfD]: Und die 
Ehe für alle!)

Ich sage hier ganz offen: Das dürfen wir nicht zulassen! 
Da sind alle Mitbürgerinnen und Mitbürger in den nächs-
ten Wochen und Monaten gefragt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Josef Oster [CDU/CSU]: 
Ganz genau! Uns zu wählen! – [Kay 
Gottschalk [AfD]: Ich hätte gerne keine No- 
go-Areas in NRW!)

Ich will hier auch noch mal klarmachen – wenn wir 
schon mal dabei sind –:

(Abg. Alexander Throm [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

Wer an dem Tag, als Assad das Land verlassen hat und 
das Assad-Regime zusammengebrochen ist, statt darüber 
zu sprechen, dass man sich für die Menschen vor Ort 
freut, von morgens bis abends hier steht und erzählt: 
„Wir müssen jetzt über Abschiebungen sprechen“, der 
hat nichts verstanden. Auch das müssen sich die Mitbür-
gerinnen und Mitbürger da draußen vor Augen führen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

Alexander Throm?

Hakan Demir (SPD):
Ja.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Du wohnst in Berlin! Wir wollen nach Hause!)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Herr Kollege Demir, herzlichen Dank, dass Sie die 

Zwischenfrage zulassen. –Zunächst mal: Ihr Aufruf so-
eben an die Wählerinnen und Wähler ist okay. Dem wer-
den nur nicht so viele nachkommen, weil laut aktuellen 
Umfragen 80 Prozent der deutschen Bevölkerung das 
Staatsbürgerschaftsrecht, wie Sie es geschaffen haben, 
ablehnen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Nina Warken [CDU/CSU]: 
Hört! Hört! – Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: 
Aber das interessiert die nicht!)

Das war aber nicht der Grund für meine Frage.
Ihr neues Staatsbürgerschaftsrecht hat zur Folge, dass 

für Syrer, Afghanen
(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Meinen Sie Frau Kaddor?)
und für alle, die mit einem Schutztitel hier in Deutschland 
sind, weil sie Asyl beantragt haben, ab dem ersten Tag, an 
dem sie als Schutzberechtigte anerkannt sind,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Artikel 34!)

die Wartefrist läuft.
Anders bei den ukrainischen Flüchtlingen: Diese sind 

nicht in dem Maße von Ihnen privilegiert worden.
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(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genfer Flüchtlingskonvention, Herr Throm! 
Artikel 34!)

Bei ukrainischen Flüchtlingen beginnt die Wartefrist erst, 
wenn sie ein Daueraufenthaltsrecht – in der Regel eine 
Niederlassungserlaubnis – haben, weil sie einen anderen 
Aufenthaltstitel haben.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, aber, Herr Throm, warum ist das denn so?)

Sie müssen nicht Asyl beantragen. Sie bekommen von 
vornherein einen humanitären Aufenthaltstitel.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist ja eine Irreführung!)

– Das ist keine Irreführung. Fragen Sie die Frau Staats-
sekretärin Schwarzelühr-Sutter!

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, aber warum haben die Ukrainer einen Auf-
enthaltstitel? Sie wollen die Ukrainer durch das 
Asylverfahren schicken! Das ist doch eine or-
ganisatorische Sache!)

Ich habe das bei der Debatte im September schon ge-
sagt; da haben Sie es mir nicht geglaubt. Ich habe das 
Innenministerium gefragt. Es gibt eine Antwort darauf, 
die ganz eindeutig sagt, dass es hier einen Unterschied 
gibt: Syrer, Afghanen und alle anderen werden schnell 
eingebürgert, die Ukrainer nicht.

Soll ich Ihnen auch sagen, warum?
(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Nee!)
Weil man davon ausgegangen ist, dass sie auch wieder in 
ihre Heimat zurückgehen, weil es ein vorläufiger Auf-
enthalt ist.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nee, falsch!)

Das ist die Unterscheidung, die Sie bei Ukrainern im 
Gegensatz zu anderen vornehmen.

(Zuruf des Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD])
– Bei Syrern gilt dies genauso, Herr Kollege Fechner.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Kollege Throm.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Deswegen die Frage an Sie – ich muss ja eine Frage 

stellen –: –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bitte. Jawohl.

Alexander Throm (CDU/CSU):
– Warum unternehmen Sie diese Differenzierung 

zwischen Ukrainern einerseits und Flüchtlingen aus aller 
Herren Länder andererseits?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hakan Demir (SPD):
Herr Throm, vielen Dank für Ihre Frage. – Ich kann die 

Frage nur zurückgeben: Als wir hier 2022 diskutiert ha-
ben – und ich bin froh darüber, dass wir es für die vielen 
Geflüchteten aus der Ukraine erleichtert haben, hier auf-
genommen zu werden; im Übrigen: anders als bei den 
syrischen und den anderen Geflüchteten –,

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie eiern rum!)
habe ich Sie persönlich gefragt: Warum behandeln wir 
die ukrainischen Geflüchteten dort bevorzugt, indem 
wir die Aufnahme bei ihnen beschleunigen und bei den 
anderen nicht? Da habe ich von Ihnen keine Antwort 
bekommen.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Doch! Ihr 
habt sie bekommen!)

Wenn Sie jetzt hier sagen: „Im Staatsangehörigkeits-
gesetz gibt es Ausschlussgründe“, dann haben Sie recht. 
Ich habe aber von Ihnen während der Verhandlungen, in 
denen wir darüber gesprochen haben, nicht gehört, dass 
wir einige Paragrafen dort streichen können, damit die 
Menschen schneller die deutsche Staatsbürgerschaft be-
kommen können. Das habe ich von Ihnen nicht mit-
bekommen.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Wo liegt der 
Unterschied?)

Ich frage Sie auch hier offen: Warum sind Sie denn 
heute nicht bereit, einem Geflüchteten, egal aus welchem 
Land diese Person kommt, die gleiche Aufnahme zu er-
möglichen wie ukrainischen Geflüchteten? Denn es wäre 
nämlich gerecht gewesen, dass wir alle Menschen gleich-
behandeln, egal aus welchem Krieg sie geflohen sind. 
Das haben Sie nicht mit uns zusammen getragen, und 
das ist falsch.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Und jetzt? 
Die Antwort auf meine Frage? – Gegenruf 
der Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie doch!)

– Das war die Antwort auf Ihre Frage.
(Alexander Throm [CDU/CSU]: Das war aber 

nicht meine Frage!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dann fahren Sie bitte mit Ihrer Rede fort.

Hakan Demir (SPD):
Ich will zum Schluss etwas Versöhnliches sagen. Wir 

haben uns hier bedankt. Wir haben jetzt die Weihnachts-
ferien vor uns. Ich will auch all den Beschäftigten, die 
hier im Bundestag arbeiten – beispielsweise an der Pfor-
te, an der Garderobe hier im Haus und bei der Parlaments-
polizei –, meinen Dank aussprechen, weil sie mit dazu 
beitragen, dass der Parlamentsbetrieb funktioniert.

An dieser Stelle: Lieben Dank und alles Gute!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Für die Unionsfraktion hat nun das 

Wort Dr. Silke Launert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Bald ist es so 
weit: Weihnachten steht vor der Tür, und für viele von uns 
werden vermutlich auch ein paar Geschenke unter dem 
Christbaum bereitliegen. Nun ist es mit dem Schenken 
bekanntlich so eine Sache. Nicht jeder steckt gleich viel 
Herzblut rein. Mancher denkt bei den Präsenten eher an 
sich als an diejenigen, die er beschenken will, also an die, 
für die sie eigentlich gedacht sind. Wieder andere recy-
celn alte Geschenkideen nach dem Motto: Es wird schon 
keiner merken.

Wie komme ich darauf? Nun ja, auch das Thema, um 
das es heute geht, hat etwas von Geschenken, die da-
nebengegangen sind.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Unverschämt! – Anke 
Hennig [SPD]: Das ist doch unterirdisch! Ganz 
ehrlich!)

So hat die Ampelkoalition uns allen Anfang des Jahres 
ein Geschenk bereiten wollen – eines, das SPD, Grüne 
und FDP offensichtlich nur für sich selbst, nicht aber für 
diejenigen ausgesucht haben, für die es bestimmt ist. Und 
das sind alle Menschen im Land und nicht nur eine kleine 
Gruppe.

Es geht um ein Gesetz, nach welchem bereits fünf bzw. 
bei besonderen Integrationsleistungen sogar drei Jahre 
ausreichen sollen, um die deutsche Staatsbürgerschaft 
zu bekommen, ein Gesetz, das es ermöglicht, dass auch 
diejenigen, die lediglich vorübergehend Schutz aus hu-
manitären Gründen bekommen, also Schutz auf Zeit, in 
die deutsche Staatsbürgerschaft hineinrutschen können.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind in die deutsche Staatsangehö-
rigkeit gerutscht! – Zuruf der Abg. Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wieder einmal – es ist heute hier schon angesprochen 
worden – ist es ein Gesetz der Ampel, das eindeutig am 
Willen der Mehrheit der Bevölkerung vorbeigeht, wieder 
einmal ein Gesetz der politischen Fehlentscheidung. 
Aber Sie wollen es einfach nicht wahrhaben.

(Zuruf der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Um es ganz klar zu sagen: Es geht nicht darum, Asyl-
suchenden, die einen berechtigten Schutzanspruch zu-
gesprochen bekommen, den Weg zur deutschen Staats-
bürgerschaft für immer abzuschneiden. Darum geht es 
nicht. Aber klar muss doch sein: Die Verleihung der 
deutschen Staatsbürgerschaft hat am Ende eines erfolg-
reichen Integrationsprozesses zu erfolgen und eben nicht 
am Anfang.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie muss die Belohnung für eine gelungene Integration 
sein. Diesen Grundsatz haben Sie ohne Not gegen die 
Mehrheit der Bevölkerung und vor allem ohne Analyse 
aller Konsequenzen aufgehoben.

Mit der Staatsbürgerschaft ist einfach viel mehr ver-
bunden als „Wir hätten gern, dass jeder gleich ist“. Nein, 
es geht nicht darum, dass alle mal schnell nach ein paar 
Jahren gleich sind. Die deutsche Staatsbürgerschaft wird 
nicht nur vorübergehend verliehen, sie gilt lebenslang. 
Ihre Verleihung darf nicht mit einem reinen Lippenbe-
kenntnis verbunden sein, sondern muss ein echtes, auf-
richtiges, nachhaltiges Bekenntnis zu unserem Land, zu 
unseren Werten und zu unserer Rechtsordnung voraus-
setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es gibt einen Grund, warum es im Volksmund heißt: 

„Drum prüfe, wer sich ewig bindet.“ Und ehrlicherweise: 
Wohin es führen kann, wenn man sein Gegenüber nicht 
prüft, sollten Sie als Mitglieder der ehemaligen Ampel-
mehrheit im Parlament nach den gescheiterten Verhand-
lungen um den Erhalt der Koalition ja eigentlich wissen.

Sie senden völlig falsche Signale. Das merken Sie ja 
noch nicht einmal. Und nicht nur, dass die Mehrheit der 
Bevölkerung den Kopf schüttelt. Ich war in Griechen-
land, als Steinmeier da war und ein Flüchtlingslager be-
sucht hat. Wissen Sie, wer da stand? Lauter Flüchtlinge, 
die „Ausweis, Ausweis, Ausweis“ riefen. Die wissen, 
dass sie nach wenigen Jahren hier in Deutschland den 
deutschen Pass bekommen. Weder können sie Deutsch, 
noch kennen sie unsere Rechtsordnung, noch kennen sie 
unsere Lebensweise. Diese Signale haben Sie in die Welt 
gesendet.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das haben Sie nicht erkannt, und Sie leugnen es. Ein 
einfacher Blick in die Lager reicht aus. Schauen Sie 
sich doch mal an, wie es war, als Steinmeier vor Ort 
war! Dann wissen Sie, dass Sie das „supergut“ kommuni-
ziert haben. Dazu hat ja auch die eigene Art der Kom-
munikation seitens der Regierung beigetragen; ich will 
auf die Beispiele nicht weiter eingehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beatrix von 
Storch [AfD]: Das Selfie von Frau Merkel 
war der Anfang!)

Zum Antrag der AfD. Auch Sie wollten uns am letzten 
Tag vor Weihnachten noch mit einem Geschenk beglü-
cken. Ihr Präsent gehört ehrlicherweise in die zweite Ka-
tegorie des Recycelns, der Einfallslosigkeit. Da wurde 
halt einfach was kopiert. Uns ist es aber aufgefallen.

Sie sprechen immer davon, wir hätten hier eine Mehr-
heit. Wir haben keine Mehrheit. Was behaupten Sie denn 
hier? Ich habe den Äußerungen aus der FDP jetzt nicht 
entnommen, dass sie dieses „tolle“ Ampelgesetz plötz-
lich rückabwickeln will. Wir haben keine Mehrheit. Wir 
brauchen eine klare bürgerliche Mehrheit bei der nächs-
ten Wahl, wenn die Menschen wollen, dass sich da etwas 
ändert.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Aber nicht mit 
Ihnen, Frau Launert! Bitte!)
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Bereits im September haben wir den eben genannten 
inhaltlichen Vorschlag unterbreitet und stehen dazu. Ich 
kann die Menschen nur bitten, uns möglichst gut zu un-
terstützen, damit wir die Chance haben, das durchzube-
kommen. Vielleicht merkt die SPD dann auch, dass sie an 
den Menschen im Land vorbeiregiert, und bewegt sich.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das werden die nie 
merken! Das tun sie schon seit 30 Jahren 
nicht!)

Ich gebe die Hoffnung nicht auf, dass die SPD sich be-
wegt. Bei 15 Prozent sollte man langsam darüber nach-
denken,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: 20! Hallo! Le-
sen Sie mal die neue Umfrage!)

ob man die Menschen im Land noch vertritt oder nicht.
(Anke Hennig [SPD]: Also, im Gegensatz zu 
Ihnen geht es uns immer um die Menschen! – 
Zuruf der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Wir versuchen nicht, die Menschen zu spalten. Ihr 
Gesetz hat die Menschen gespalten. Wir versuchen, wie-
der Vernunft einkehren zu lassen – mit einem Staatsbür-
gerschaftsrecht, das nicht alles mitmacht, was geht, das 
nicht von Ideologie, sondern von Pragmatismus bestimmt 
ist und das nicht das Signal sendet: Alles geht in Deutsch-
land. Jeder auf der Welt kann hier ankommen und schnell 
deutscher Staatsbürger werden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
Nein, das geht nur mit Rationalität und Schritt für 

Schritt.
(Zuruf der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Wenn die Menschen bereit sind, hier mitzumachen, dann 
haben sie eine Chance, deutsche Staatsbürger zu werden, 
aber nicht –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Kollegin Launert, vielen Dank.

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
– mit der Turbo-Einbürgerung.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Frau Launert, 
Sie würden gar nicht den Einbürgerungstest 
bestehen! – Anke Hennig [SPD]: Schämen 
Sie sich, Frau Launert! Schämen Sie sich! 
Das ist gegen Menschenrechte! – Gegenruf 
der Abg. Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Schä-
men Sie sich!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Canan 

Bayram.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Frau Launert, bei Ihrem Vortrag 
habe ich gedacht: Was wird das für ein trauriges Weih-
nachten für Sie, wenn Geschenke für Sie bedeuten, dass 
man einen Einbürgerungstest machen muss, dass man 
Einkommensnachweise erbringen muss, dass man alle 
möglichen Hürden nehmen muss, bevor man sich an ei-
nem Geschenk erfreuen kann! Das verstehen wir nicht 
unter einem Geschenk, liebe Kollegin, und ich hoffe, 
Sie haben ein schöneres Weihnachten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt zum Antrag der AfD. Es ist ja durchsichtig, dass 
heute nicht Herr Curio in seiner typischen Voreingenom-
menheit – wir kennen das schon von den ganzen Anträ-
gen zum Staatsbürgerschaftsrecht –, wer Deutscher ist 
und wer nie Deutscher werden wird, hier geredet hat, 
sondern so ein weichgespülter,

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD] – 
Steffen Janich [AfD]: Das sagt uns eine Grüne! 
Das ist ja lächerlich!)

von der CDU/CSU kopierter Antrag vorgelegt wird, in 
dem fast schon eine Venusfalle von Frau von Storch an-
geboten wird, nach dem Motto: Bitte kommt doch von 
der Union! Bitte stimmt doch eurem eigenen im Septem-
ber eingebrachten Antrag zu!

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da muss sogar Frau von Storch lächeln! Ganz 
untypisch für sie!)

Und man sitzt dann hier und denkt: Was hat das noch mit 
Staatsbürgerschaftsrecht zu tun? Was hat das hier noch 
mit Parlamentarismus zu tun? „Ist Ihnen denn wirklich 
nichts zu peinlich?“, muss man denen von ganz rechts 
außen wieder zurufen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Diese seltsame Selbstverharmlosungsstrategie ist so 
durchsichtig, dass man wirklich nur sagen kann: Wir 
haben hier als Fortschrittskoalition ein wirklich gutes 
Staatsbürgerschaftsrecht auf den Weg gebracht. Dafür 
noch mal Danke allen Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD und von den Freien Demokraten! Aber – und 
das will ich in dieser Runde auch noch mal deutlich 
sagen – ich hätte mir gewünscht, dass dieses Staatsbür-
gerschaftsrecht eine Schwelle hat, die auch Menschen 
überschreiten können, die eine Behinderung haben oder 
jemanden pflegen müssen. Ich hätte mir ein sozialeres 
Staatsbürgerschaftsrecht gewünscht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das ist das, wofür wir Grüne gestritten haben und wofür 
wir weiterhin streiten werden.
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Ich will auch den Kolleginnen und Kollegen von der 
Unionsfraktion noch mal deutlich sagen: Es ist sehr wohl 
Ihr gutes Recht, die Kriterien weiterhin zu diskutieren. 
Ich nehme Ihnen auch ab, dass Sie einen Grund haben, 
zu sagen: Zusammen wollen wir unsere Gesellschaft or-
ganisieren, und wir halten es für angebracht, wenn die 
Kriterien strenger werden. – Davon wirklich komplett 
trennen will ich die Anträge von rechts außen, die mit 
ihrer billigen Nummer heute uns als Demokratinnen 
und Demokraten auch nicht auseinanderdividieren wer-
den, Kolleginnen und Kollegen.

Ich wünsche Ihnen auch in der nächsten Legislatur 
weiterhin fruchtbare Debatten zum Staatsbürgerschafts-
recht und gute Ergebnisse.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen nun zum Antrag der AfD-Fraktion auf 

Drucksache 20/14239 mit dem Titel „Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit bei vorübergehendem Schutz 
ausschließen“. Die Fraktion der AfD wünscht Abstim-
mung in der Sache. Die übrigen Fraktionen wünschen 
Überweisung an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Das sind 
CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Das BSW hat nicht teilgenommen. Damit ist die Über-
weisung beschlossen, und wir stimmen heute über den 
Antrag auf Drucksache 20/14239 nicht in der Sache ab.

Wir werden jetzt einen Wechsel im Präsidium vorneh-
men. Ich darf Ihnen allen eine gesegnete Weihnacht wün-
schen und einen guten Rutsch ins neue Jahr.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe den Zusatz-
punkt 27 auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrach- 
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Entlastung 
der Zustellerinnen und Zusteller in der Paket-
branche 

Drucksache 20/14243
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Zuerst hat das Wort für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frank Bsirske.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Frank Bsirske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Abgeordnete! In diesem Haus ist ja 

oft und gerne die Rede von den hart arbeitenden Men-
schen in diesem Land. Nun, ich glaube, wir sind uns alle 
einig, die Paketzustellerinnen und Paketzusteller gehören 
dazu.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auf jeden Fall!)

Aktuell, vor Weihnachten, geht in den Verteilzentren 
und auf den Straßen buchstäblich die Post ab. Allein bei 
DHL waren es Anfang Dezember erstmals mehr als 
12 Millionen Pakete an einem Tag.

Bereits an normalen Tagen tragen Paketboten Pakete 
mit einem Gewicht von insgesamt 2 Tonnen pro Tag aus – 
das entspricht dem Gewicht eines Elefanten –, jeden Tag. 
Die Daten der Krankenkassen lassen keinen Zweifel da-
ran, dass die körperliche Belastung nirgendwo so hoch ist 
wie in der Paketzustellung. Entsprechend sehen wir in 
dieser Branche mit Abstand die meisten Krankentage 
pro Beschäftigtem, 30,6 Tage, gefolgt von der Verkehrs-
branche mit 23,7 Tagen, dem Baugewerbe mit 19,1 Tagen, 
und im Gesundheitswesen sind es 16,9 Tage. Die Paket-
branche „führt“ also mit deutlichem Abstand.

Analog zum Anstieg des Sendungsvolumens mussten 
wir in den letzten Jahren einen Anstieg der Krankheits-
tage um jährlich 7 Prozent verzeichnen. 2010 waren es 
noch 2,3 Milliarden Sendungen pro Jahr, 2021 waren es 
bereits 4,5 Milliarden, und für 2025 werden 5,7 Milliar-
den Paketsendungen pro Jahr erwartet.

Ganz vorne beim Krankheitsgeschehen sind, nicht 
überraschend, Muskel-Skelett-Erkrankungen, gefolgt 
von Erkrankungen des Herz-Kreislauf-Systems. Die Be-
rufsgenossenschaften mahnen seit Langem Lösungen an, 
da kaum jemand die Belastung bis zum Berufsende 
durchhalten kann.

Während es im Baugewerbe schon lange geringere 
Gewichtsbegrenzungen gibt, zum Beispiel für das Heben 
und Tragen von Zementsäcken, müssen Paketboten im-
mer noch bis zu 31,5 Kilogramm schwere Pakete in den 
fünften, sechsten, siebten Stock tragen.

Auf Initiative von Nordrhein-Westfalen und Nieder-
sachsen ist im Bundesrat beschlossen worden, die Bun-
desregierung aufzufordern, das Höchstgewicht von Pake-
ten bei der Ein-Personen-Zustellung auf 20 Kilogramm 
zu begrenzen. Die Bundestagsfraktion der CDU/CSU hat 
ihrerseits am 12. Dezember 2023 einen Antrag gestellt 
und gefordert – ich zitiere –:

„Um den Gesundheitsschutz der Paketboten zu för-
dern, sollte das Maximalgewicht für Pakete in Ein-
zelzustellungen von 31,5 kg auf 23 kg abgesenkt 
werden …“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

In der Begründung heißt es dazu kurz und bündig – ich 
zitiere –:
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„Das Maximalgewicht von Paketen in der Einzel-
zustellung sollte sich am weltweit harmonisierten 
Standard für Fluggepäck orientieren, der dort für 
den Gesundheitsschutz der Mitarbeiter in der Ge-
päckabfertigung gefunden wurde.“

Unterschrift: Friedrich Merz, Alexander Dobrindt und 
Fraktion.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr gut!)

Nachdem sich herausgestellt hat, dass bei der Defi- 
nition von Kriterien für ein in unterschiedlichen Kon- 
stellationen geeignetes technisches Hilfsmittel Rechts-
unsicherheiten für Anbieter, Zustellende und Über-
wachungsverantwortliche nicht auflösbar sind, legen die 
Fraktionen von SPD und Grünen nun einen Gesetzent-
wurf vor, mit dem dafür gesorgt wird, dass eine Ein-Per-
sonen-Zustellung nur noch bis zu einer Gewichtsgrenze 
von 23 Kilogramm erlaubt ist und schwerere Pakete künf-
tig nur noch von zwei Zustellerinnen/Zustellern befördert 
werden dürfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir greifen damit den Vorschlag der Union auf – mit dem 
Ziel, diesen Vorschlag eins zu eins umzusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist wirtschaftlich absolut vertretbar und verantwort-
bar, weil 85 bis 90 Prozent der Waren teilbar sind. Der 
zusätzliche Personalbedarf liegt bei 0,5 Prozent gegen-
über dem Ist – und das unter Bedingungen, wo der Per-
sonalbestand üblicherweise jedes Jahr um rund 10 Prozent 
steigt.

Ich will keinen Hehl daraus machen, dass mir persön-
lich eine 20-Kilogramm-Grenze sympathischer wäre. 
Aber mit der Verständigung auf 23 Kilogramm als Ge-
wichtsgrenze entsteht die Chance, gemeinsam eine Mehr-
heit herzustellen und ein Zeichen zu setzen für den Schutz 
der Gesundheit der Beschäftigten in der Paketbranche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Die Union – ich gucke Sie an, Herr Kuban, Herr 
Hoppenstedt – muss nun zeigen, ob sie das, was sie for-
dert, ernst meint; wie ernst sie sich selbst nimmt. Wir 
jedenfalls wollen Sie ernst und beim Wort nehmen und 
gemeinsam etwas für den Gesundheits- und Arbeits-
schutz der Beschäftigten in einer von harter Arbeit ge-
prägten Branche tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich bin sicher, die Beschäftigten – es geht um ihre Ge-
sundheit – werden es uns danken.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Jan Metzler.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jan Metzler (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nachdem diese 
Woche in der Tat parlamentarisch historisch begonnen 
hat, enden wir am heutigen Freitag mit einer sehr praxis-
nahen Debatte. Wir kümmern uns um ein Alltagsgesche-
hen, hier: um die Entlastung der Zustellerinnen und Zu-
steller in der Paketbranche.

Sehr geehrter Herr Bsirske, uns eint, dass wir dieselbe 
Statistik bemüht haben; Sie haben viele Zahlen genannt, 
die auch ich recherchieren konnte. Im Vorlauf zum weih-
nachtlichen Beisammensein kann man tatsächlich sagen: 
Die Alltagsheldinnen und -helden um das Weihnachtsfest 
herum sind in der Tat diejenigen, die uns tagtäglich bis zu 
12 Millionen Pakete unter den Baum legen. Da möchte 
ich mich zunächst einmal anschließen und mich bei die-
sen Alltagsheldinnen und -helden bedanken; sie haben 
unseren Dank verdient.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Zum Zweiten möchte ich feststellen, dass ich selbst in 
der Praxis erfahren habe, was diese Arbeit bedeutet. Ich 
habe ein Tagespraktikum in einem Postverteilzentrum 
gemacht, einen Tag mit angepackt. Deswegen gilt mein 
Gruß – Sie werden die Ortschaft nicht kennen; aber ich 
möchte es trotzdem nicht unerwähnt lassen – Alex Rieb-
ner und ihrem Team vom Postverteilzentrum/Frachtzen-
trum Erbes-Büdesheim. Es war sehr eindrücklich, an die-
sem Tag einmal hineinschauen zu dürfen und sich mit all 
dem im Praxistest auseinanderzusetzen.

(Abg. Matthias W. Birkwald [Die Linke] betritt 
den Plenarsaal und spendet noch im Gehen 
Beifall – Heiterkeit)

– Vielen Dank für den Applaus! – Insofern eint uns auch 
dieser Punkt.

Ich glaube, es geht jetzt darum, noch einmal die Ge-
nese der Gesamtsituation zu beschreiben. Ich stehe heute 
stellvertretend für meinen Kollegen Hansjörg Durz hier, 
der Berichterstatter für unsere Fraktion für dieses Thema 
ist, und möchte ihm von dieser Stelle aus die besten Ge- 
nesungswünsche senden. Er war es, der vor einem Jahr 
für unsere Fraktion den Antrag vorgelegt hat und die 
Begrenzung auf 23 Kilogramm – auch wenn Ihnen, 
Herr Bsirske, 20 Kilogramm lieber wären – in die Dis-
kussion gebracht hat; weil sie eben einem internationalen 
Standardmaß entsprechen. Das war der Hintergrund. Ent-
sprechend haben wir – damit haben Sie vollkommen 
recht – die Absenkung von 31,5 auf 23 Kilogramm in 
die Diskussion eingebracht.

In Ihrem Antrag waren es zunächst 20 Kilogramm. 
Jetzt haben Sie im Sinne einer gemeinsamen Lösung 
die 23 Kilogramm aufgegriffen. Wir sind jetzt in der 
ersten Lesung. Was jetzt zweifelsohne noch offenbleibt, 
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ist beispielsweise, auszudefinieren, inwiefern Hilfsmittel 
einbezogen werden können oder nicht und was als Hilfs-
mittel gilt. Und es ist auch noch festzulegen, wie eine 
ebenerdige Zulieferung in dem Zusammenhang einzube-
ziehen ist. Aber ich sage hier auch: Wir zeigen uns, was 
diesen Punkt anbelangt, auf dem Weg in die anstehende 
Debatte ganz offen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Machen wir das doch!)

Ich möchte einmal ganz ehrlich und freiweg anfügen – 
weil es mich im Zusammenhang mit den gestrigen De-
batten echt umgetrieben hat –: Wir müssen schon zuse-
hen, dass wir an der ein oder anderen Stelle eine praxis-
taugliche Umsetzung betreiben, die nicht bürokratisch ist, 
auch in Form von Verordnungen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich kann Ihnen jetzt nicht ersparen, noch etwas zum 
Postgesetz insgesamt zu sagen; ich habe zehn Minuten 
Redezeit bekommen, dann muss ich die auch nutzen.

(Zuruf von der SPD: Sie können auch zu Pro-
tokoll geben!)

– Es kommt noch ein Geschenk zum Abschluss, keine 
Sorge! Aber so viel Zeit ist noch.

Ich habe das Ganze mal aufgelistet. Sehen wir uns den 
Bürokratiewust der Reform des Postgesetzes, die im Juni 
abgeschlossen wurde, an: Erstens. Die Bundesnetzagen-
tur erstellt alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht. Zwei-
tens. Das Wirtschaftsministerium erstellt alle drei Jahre 
einen Bericht zum Universaldienst. Drittens. Die Bundes-
netzagentur erstellt alle fünf Jahre einen Evaluierungsbe- 
richt. Viertens. Die Bundesnetzagentur erstellt regel-
mäßig einen Bericht zu Treibhausgasemissionen. Fünf-
tens. Für das Nachhaltigkeitslabel können Unternehmen 
zusätzlich weitere Daten liefern. Sechstens. Unterneh-
men müssen Daten für den Digital-Atlas liefern. Sieb-
tens. Unternehmen müssen ohnehin zu sämtlichen Be-
richten Daten an die Bundesnetzagentur liefern, auch 
Daten zur Erfüllung der Berichtspflichten an die EU- 
Kommission. Achtens. Unternehmen werden zudem zu-
künftig verpflichtet, Subunternehmer in Bezug auf Ar-
beitszeit, Arbeitsentgelt und Abführung von Sozialabga-
ben zu kontrollieren.

(Zuruf des Abg. Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Neuntens – mein Highlight, eine kuriose Regelung –: 
Arbeitgeber müssen Hinweise auf Orte zur Nutzung 
von Sanitäreinrichtungen für ihre Belegschaft aushängen 
und dies nachweislich melden.

Ich möchte eines: dass mit dem, was jetzt kommt, den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geholfen wird, aber 
dass wir ihnen keinen zehnten und elften Punkt auferle-
gen; das ist das Entscheidende.

(Beatrix von Storch [AfD]: Also mehr Milei!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt komme ich zum 
Geschenk. Weil wir aus meiner Sicht allesamt gut zusam-
mengearbeitet haben in diesem Jahr, wünsche ich Ihnen 
und Ihren Familien ein frohes Weihnachtsfest.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Stimmen Sie 
jetzt zu oder nicht? – Weiterer Zuruf von der 
SPD: Ich habe gedacht, Sie stimmen zu!)

Es möge ein friedvolles Jahr 2025 werden, friedvoller, als 
es das laufende Jahr gewesen ist!

Abschließend noch eines: Ich glaube, wir sind gut be-
raten, wenn wir bei der Bürokratie nicht immer weiter, 
überbordend aufsatteln. Deswegen freue ich mich auf 
alles, was kommt in Richtung zweiter und dritter Lesung.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Jetzt hat das Wort für die SPD-Fraktion Sebastian 

Roloff.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Roloff (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist schon oft gesagt worden: In der vor-
letzten Debatte vor Weihnachten gibt es ja fast kein bes-
seres Thema, als über diese Alltagshelden, wie sie zu 
Recht genannt worden sind, zu sprechen, die Paketdienst-
leistungen noch mal ausdrücklich zu würdigen.

An dieser Stelle schon der erste Appell – wenn wir alle 
uns immer für gute Arbeitsbedingungen einsetzen, heute 
ganz besonders –: Wer seinem Paketboten, seiner Paket-
botin mal ein kleines Trinkgeld geben will, macht mit 
Sicherheit nichts Falsches.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Künf-
tig steuerfrei!)

– Es ist erstens steuerfrei, und zweitens ist das auch jen-
seits der Weihnachtszeit ein angemessenes Signal.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben das Postgesetz in diesem Jahr nach einem 
Vierteljahrhundert grundlegend reformiert und haben da-
mit sichergestellt, dass im Rahmen des Universaldienstes 
die bundesweite Versorgung mit Postdienstleistungen 
langfristig erhalten bleibt, insbesondere auch im ländli-
chen Raum. Die Beschäftigten werden besser geschützt, 
indem wir Auftraggeber von Subunternehmen nicht aus 
der Verantwortung entlassen.

Und wir haben eine ganze Reihe von Schutzmaßnah-
men vereinbart, unter anderem, dass der Marktzugang 
daran gekoppelt ist, dass die Regelungen zu den Arbeits-
bedingungen eingehalten werden. Wer sich nicht an die 
Spielregeln hält, verliert den Zugang zum Markt, das ist 
eine klare Botschaft an alle Anbieter, die ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ausbeuten oder versuchen, den 
ehrlichen Unternehmen durch Dumpingangebote Kon-
kurrenz zu machen, um diese vielleicht aus dem Markt 
zu drängen.

Ich bin sehr stolz auf unsere Regelung. Aber natürlich 
ist es im Wege des Kompromisses immer so, dass man 
nicht alles durchsetzen kann. Und die praktische Umset-
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zung muss uns bei den Gesetzen, die wir hier diskutieren 
und verabschieden, natürlich ein besonders wichtiger 
Punkt sein.

Es gibt einen Punkt, den wir jetzt anpassen sollten. In 
unserem Gesetzentwurf war vorgesehen, dass Pakete ab 
20 Kilogramm nur von zwei Personen zugestellt werden 
sollen. Das wäre eine deutliche Verbesserung gegenüber 
dem Status quo mit einer Grenze bei 31,5 Kilogramm. 
Allerdings darf davon abgewichen werden, wenn es ein 
geeignetes technisches Hilfsmittel gibt; wenn es genutzt 
wird, dann darf der Paketbote das Paket auch alleine 
austragen.

Die Frage, was ein geeignetes technisches Hilfsmittel 
ist, ist heikel. Reicht eine normale Sackkarre?

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Das Gesetz habt 
ihr doch gemacht!)

Bei ebenerdigem Transport vielleicht; aber was ist bei 
Lieferungen über Stufen in den fünften Stock? Wie sieht 
es mit der elektronischen Sackkarre aus, ist die das Mittel 
der Wahl? Sie ist natürlich ergonomisch angenehmer, 
braucht aber zum Treppensteigen viel Zeit. Da muss 
man diskutieren, was Sinn macht und was zu regeln ist.

Wir haben beim Verordnungsentwurf der Bundesregie-
rung festgestellt, dass eine zweckmäßige Regelung 
schwierig ist. Dementsprechend haben wir als SPD und 
Grüne jetzt eine harte 23-Kilogramm-Grenze vorgese-
hen; unser Ziel ist es, dass Pakete ab 23 Kilogramm in 
jedem Fall von zwei Personen bewegt werden müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Tilman 
Kuban [CDU/CSU]: Aber ihr habt das Gesetz 
doch gemacht! – Gegenruf der Abg. Verena 
Hubertz [SPD]: Ja! Weil wir nicht anders 
konnten!)

– Herr Kuban, ich erkläre Ihnen das mit den Kompro-
missen auch noch mal, wenn ich damit helfen kann; ich 
hatte es gerade dargelegt. In dem Fall sind wir uns aber 
inhaltlich vergleichsweise nahe.

Ich freue mich, dass die Union in ihrem Antrag auch 
schon eine harte 23-Kilogramm-Grenze, danach Liefe-
rung durch zwei Personen, gefordert hat.

(Verena Hubertz [SPD]: Richtig! Gute Vor-
schläge! – Gegenruf des Abg. Tilman Kuban 
[CDU/CSU]: Sie hätten damals zustimmen 
können! Habt ihr aber nicht!)

Wir greifen diesen Antrag auf und legen Ihnen genau 
diese Ihre Regelung heute vor.

Herr Metzler, ich habe Ihnen sehr genau zugehört, ich 
nehme auch Ihre Anregung, Bürokratie zu vermeiden, 
mit. Über die Fragen, die Sie aufgeworfen haben, können 
wir uns gerne noch unterhalten. Ich verrate kein Geheim-
nis, wenn ich sage, es gab auch schon erste Vorgespräche. 
Wir sind auch da gesprächsbereit.

(Beifall bei der SPD)
Sie haben es in der Hand, den Paketboten, die jetzt in 

der Weihnachtszeit dankenswerterweise wieder eine ex-
treme Leistung zeigen, ein wichtiges Signal zu schicken, 
nämlich dass wir ihre Leistungen und ihre Sorgen sehen 
und sie dann immerhin ab nächstem Jahr keine Pakete mit 

31 Kilogramm mehr in den fünften Stock schleppen müs-
sen. Dafür haben wir ein Zeitfenster. Dafür haben wir 
eine Mehrheit hier im Haus. Wie gesagt, ich freue mich, 
dass die Vorgespräche mit den demokratischen Frak-
tionen gut laufen, und hoffe, dass wir das zum Abschluss 
bringen können.

Ich schenke Ihnen die letzten anderthalb Minuten,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

wünsche Ihnen und Ihren Familien schöne Weihnachten 
und freue mich auf die weitere Zusammenarbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Reinhard Houben [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Reinhard Houben.

(Beifall bei der FDP)

Reinhard Houben (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen von der Fußgängerampel! 
Man merkt, wir sind im Wahlkampf. Auf den letzten 
Metern dieser Legislaturperiode kämpfen Sie um jede 
Stimme, heute um die der Zustellerinnen und Zusteller.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
kein Spaß, das ist schon ernst! – Verena 
Hubertz [SPD]: Nein, es geht uns um den Ar-
beitsschutz!)

Aber Spaß beiseite! Die Zustellerinnen und Zusteller 
von Paketen machen einen ganz wichtigen Job – nicht nur 
in der Weihnachtszeit –, und sie machen einen anstren-
genden Job. Daran hatte auch die FDP nie einen Zweifel.

Wir glauben aber stärker an den technischen Fortschritt 
als Sie, auch im Bereich des Transports von Paketen. Aus 
diesem Grund haben wir im Postgesetz vom Sommer 
gemeinsam festgelegt, dass Pakete über 20 Kilogramm 
von zwei Personen oder unter Zuhilfenahme eines tech-
nischen Hilfsmittels zugestellt werden müssen. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von SPD und Grünen, Sie 
fanden auch, dass das eine gute Regelung ist. Frau 
Hubertz sagte damals: „Eine einfache Sackkarre wird es 
nicht sein …“ Herr Papendieck, Sie fanden die Regelung 
auch gut, sagten, dass geeignete Hilfsmittel wichtig für 
den Arbeitsalltag sind, ganz pragmatisch helfen und die 
Arbeitsbedingungen verbessern.

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Aha!)

Es ist richtig: Technische Hilfsmittel sind sinnvoll ein-
setzbar und notwendig. Deswegen verstehen wir nicht, 
warum Sie von dieser Überzeugung jetzt wieder abrü-
cken. Aus unserer Sicht ist diese Regelung nämlich genau 
das: pragmatisch. Ich frage Sie: Wem ist geholfen, wenn 
Waren, die über 23 Kilogramm wiegen, nicht mehr in ein 
Paket gepackt werden, sondern in mehrere?
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(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist das Problem? – Zuruf des Abg. 
Sebastian Roloff [SPD])

Glauben Sie im Ernst, dass der Zusteller oder die Zustel-
lerin dann mehrmals die fünf Stockwerke hinaufläuft

(Zuruf der Abg. Verena Hubertz [SPD])

und das auch noch ohne ein geeignetes technisches Hilfs-
mittel?

(Beifall bei der FDP)

Und was ist mit den Themen „Arbeitskräftemangel“ 
und „steigender Krankenstand“ in Deutschland? Herr 
Bsirske hat es ja eben ausgeführt. Dem Zusteller ist 
doch nicht geholfen, wenn sein Kollege krank ist oder 
die notwendige Stelle gar nicht besetzt werden kann.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da ist er lieber selber krank! – Zuruf 
der Abg. Verena Hubertz [SPD])

Und zuletzt, meine Damen und Herren: Wer kontrol-
liert eigentlich am Ende, ob Pakete schwerer als 23 Kilo-
gramm tatsächlich von zwei Personen nach oben getra-
gen werden oder nicht?

Mein Fazit: Ihr Vorschlag ist gut gemeint, geht aber ein 
bisschen an der Realität vorbei, wäre keine Verbesserung, 
sondern eine Verschlimmbesserung.

Die bestehende Lösung ist hingegen pragmatisch und 
vor allem realistisch. Gesetze müssen sich an der Realität 
messen lassen und nicht am Wunschdenken von Politike-
rinnen oder Politikern im Wahlkampf.

Meine Damen und Herren, vielen Dank. Ich bin jetzt in 
einer etwas schwierigen Situation. Eigentlich sollte ich 
meine letzte Rede

(Karsten Hilse [AfD]: Das wird sie auch ge-
wesen sein!)

vorletzte Sitzungswoche halten.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

– Ach, Frau von Storch, wirklich; Sie sind so langweilig!

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Linken])

Eigentlich sollte ich in der vorletzten Sitzungswoche Re-
dezeit bekommen. Die habe ich dann nicht bekommen. 
Dafür habe ich diese Woche dreimal gesprochen.

Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihnen auf je-
den Fall frohe Weihnachten und ein gutes Jahr! Vielleicht 
müssen Sie mich in der nächsten Sitzungswoche noch 
mal aushalten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Präsidentin Bärbel Bas:
Das schaffen wir, Herr Houben.

(Reinhard Houben [FDP]: Danke, Frau Prä-
sidentin!)

Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion Kay 
Gottschalk.

(Beifall bei der AfD)

Kay Gottschalk (AfD):
Liebe Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Der Antrag passt in die Weihnachtszeit; die Vorred-
ner haben das ausgeführt. Weihnachtszeit ist Geschenke-
zeit, und bevor der Weihnachtsmann kommt, kommt der 
Paketzusteller, manchmal mit Bart und mit speziellem 
Outfit. Aber egal welches Outfit er auch trägt, zu wel-
chem Logistikunternehmen er auch gehört, er trägt – das 
ist hier eben von Herrn Bsirske klargemacht worden – 
oftmals schwer an Gewicht. Dafür erst mal ein ganz gro-
ßes Dankeschön! Sie tun einen schweren Job.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Jan 
Metzler [CDU/CSU])

Aber das tun auch die noch vorhandenen Stahlkocher bei 
uns in NRW, das tun die Fensterputzer; es gibt viele 
Branchen, in denen hart und körperlich schwer gearbeitet 
wird.

Beim Gewicht wollen SPD und Grüne mit ihrem Ent-
wurf nun anknüpfen. Aber mal nachgefragt: Warum geht 
es bei Ihnen nur ums Gewicht? Wir wissen, eigentlich 
weiß es jeder, wie problematisch die Arbeitsbedingungen 
der Zusteller tatsächlich sind. 200 bis 300 Pakete pro 
Tag – der Onlinehandel boomt, nicht nur zur Weihnachts-
zeit. Es gibt, wie wir im Finanzausschuss besprochen 
haben, erhebliche Probleme: Temu lässt grüßen, Stich-
wort „Falschdeklaration des Zolls“; denn unter 150 Euro 
Warenwert ist kein Zoll zu zahlen. Wir haben ein gewal-
tiges Problem in der Paketbranche, nicht zuletzt, weil wir 
hier, dysfunktional, die Kontrolle verloren haben. Dann 
kommt der Zeitdruck dazu, Überstunden – das vergessen 
Sie –, Überschreitung der Höchstarbeitszeit, nicht be-
zahlte Arbeitszeit, Entlohnung zum Mindestlohn – hof-
fentlich, wenn man bei einem Subsubsubunternehmer 
angestellt ist –, Stress im Straßenverkehr – Dank an die 
Grünen, Stichwort „Parken in der zweiten Reihe“. Dazu 
kommt noch unsoziales Verhalten von Kunden – Neu-
kölln lässt grüßen; das ist auch ein gesellschaftliches 
Problem, meine Damen und Herren. So ganz gefahrlos 
ist der Job auch nicht.

Dazu kommt: Die großen Logistikkonzerne vergeben 
Aufträge an Subunternehmer – das ist hier gerade wenig 
problematisiert worden –, die diese wiederum an Sub-
unternehmer weitergeben. Wir hatten dieses Phänomen 
ja auch mal im Baubereich; Sie können vielleicht daran 
erinnern. Das führt dazu, dass mancher Zusteller, der an 
der Haustür klingelt – auch das haben wir im Finanzaus-
schuss zum Teil thematisiert; die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit lässt grüßen –, nicht einmal eine Arbeits-
genehmigung hat.
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Das Postgesetz – das kann ich Ihnen nicht ersparen, 
liebe Kollegen von der Schuldenkoalition oder Ex-Am-
pel – ist von Ihnen gerade im Juli geändert worden. Nun 
soll wiederum an diesem Gesetz nachgebessert werden – 
weil Sie es, wie so häufig, nicht zu Ende gedacht haben; 
hier lässt das Heizungsgesetz grüßen.

Kommen wir aber nun zum Fokus des Gesetzentwurfs 
der Restampel. Besonders schwere Pakete, also die ab 
23 Kilo, müssen künftig – Sie haben das eben sehr schön 
beschrieben – von zwei Zustellerinnen/Zustellern beför-
dert werden. Die aktuell mögliche Ausnahmeregelung 
soll entfallen. Außerdem soll die Einzelzustellung von 
31,5 Kilogramm auf 23 Kilogramm begrenzt werden. 
Ich zitiere mit der Erlaubnis der Präsidentin:

„Mit dem nun beschlossenen Gesetzesvorschlag set-
zen wir ein Zeichen für den Schutz der Gesundheit 
der Beschäftigten in der Paketbranche.“

So damals noch Frau Brantner. – Das mag ja so sein. Die 
Gesundheit des Personals – ich habe es eben gesagt – ist 
wichtig.

Allerdings – und das ist für uns auch ein relevanter 
Part – lassen Sie Alternativen wie zum Beispiel den Ein-
satz technischer Hilfen außen vor. Und die Konsequenzen 
Ihres Entwurfs haben Sie auch nicht zu Ende gedacht: 
Wie soll der Zusteller denn in den fünften, sechsten, 
siebten Stock kommen?

Für mich ein wichtiger Punkt, damit Gesetze gerecht 
administriert und auch kontrolliert werden können: Wie 
ist es mit der unterbesetzten Gewerbeaufsicht? Lassen 
sich Ihre Restriktionen denn auch wirklich kontrollieren, 
oder entsteht wieder ein Bürokratiemonster? Hier lässt 
die Gewerbeaufsicht in der Gastronomie grüßen.

Insoweit werden wir diesen Gesetzentwurf oder diese 
Änderung kritisch begleiten. Dennoch muss man ehrlich 
sagen: Überlegen Sie einfach, bevor Sie handeln und 
Gesetze in Umlauf bringen! Bisher können wir dem vor-
liegenden Gesetzentwurf nicht zustimmen.

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Interessant, interessant! – Zuruf der 
Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Auch ich wünsche Ihnen eine frohe Weihnachtszeit 
und vor allen Dingen einen gesunden und guten Denk-
prozess, dass Sie dann vielleicht etwas vorlegen, was 
tatsächlich Hand und Fuß und Bestand hat und nicht 
nach sechs Monaten nachgebessert wird.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bei Ihnen würde es gar keine Paketbranche 
mehr geben!)

Die Postzusteller und Paketzusteller hätten es verdient.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Ralph Lenkert.

(Beifall bei der Linken)

Ralph Lenkert (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Bürgerinnen und 

Bürger! Pakete in den Lieferwagen stapeln, sie aus dem 
Auto heraus 20 und mehr Meter tragen, sie Treppen he-
raufschleppen und hoffen, der Empfänger ist da, sonst 
geht es wieder zurück – ein Knochenjob.

Zukünftig sollen Pakete, die mehr als 23 Kilogramm 
wiegen, zu zweit ausgeliefert werden. Das macht es etwas 
leichter. Kolleginnen und Kollegen, Sie haben hier zu 
Recht die Arbeit der Paketzustellerinnen und -zusteller 
gewürdigt. Doch diese Novelle bringt zu wenig.

(Beifall bei der Linken)
Zusteller sind oft selbstständige Unternehmer, erhalten 
ihre Aufträge aber über einen Spediteur, der wiederum 
als Subunternehmer für die eigentlichen Paketdienste ar-
beitet. Mit diesen Subunternehmerketten werden die 
Preise gedrückt und Standards wie der Mindestlohn 
oder auch der Arbeitsschutz ausgehebelt.

(Christian Görke [Die Linke]: Genau!)
Die Zusteller werden oft nach Auslieferungen bezahlt. 
Dauert es verkehrsbedingt länger, müssen sie Pakete zu-
rückbringen, ist das ihr Pech. Oft arbeiten sie 14 Stunden, 
und am Ende liegt der Stundenlohn unter 10 Euro. Davon 
müssen sie noch Sprit und Fahrzeug bezahlen. Diese 
moderne Leibeigenschaft ist unerträglich.

(Beifall bei der Linken)
Freiwillige Selbstverpflichtungen der großen Paket-

dienste wie Hermes, UPS, DHL und anderer, faire Ver-
tragskonditionen zu bieten, wirken nicht.

Deshalb fordert Die Linke, für Transportdienstleistun-
gen bzw. Universalpostdienste nur Unternehmen zuzulas-
sen, die Beschäftigte sozialversichern und tariflich zah-
len.

(Beifall bei der Linken – Frank Bsirske 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr gut!)

Ein Verbot des Einsatzes von Fremdpersonal auf der so-
genannten letzten Meile fordert übrigens auch der Bun-
desrat. Ein Verbot von Werkverträgen und Nachunterneh-
merketten gibt es bereits in der Fleischwirtschaft. Wie 
dort wäre es bei den Paketzustellerinnen und -zustellern 
notwendig.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Kolleginnen und Kollegen der Paketbranche lie-
fern oft unsere Geschenke aus. Sie haben sich auch eines 
verdient, nämlich bessere Arbeitsbedingungen und bes-
sere Einkommen.

Frohe Weihnachten!
(Anhaltender Beifall bei der Linken)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Mathias Papendieck.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Mathias Papendieck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen 

und Kolleginnen! Wir diskutieren heute einen Gesetzes-
vorschlag zur Begrenzung des Gewichts von Paketen in 
Einzelzustellung auf maximal 23 Kilogramm. Diese 
Grenze geht zurück auf einen Vorschlag der CDU/CSU- 
Fraktion.

Es wurde hier in der Debatte gefragt, warum wir da-
mals nicht direkt zugestimmt haben. Wir waren koaliti-
onstreu und haben ein Gesetz, das wir gemeinschaftlich 
verhandelt hatten, hier im Deutschen Bundestag be-
schlossen. Das sollte jede Koalition so halten; am Ende 
ist das vernünftig.

Jetzt haben wir die Situation, dass die Koalition aus-
einandergebrochen ist. In diesem Licht muss man den 
Gesetzentwurf der CDU/CSU jetzt neu betrachten. In 
den letzten sechs Monaten wurden verschiedenste Dis-
kussionen geführt. Die Frage lautete: Wie kann man ein 
technisches Hilfsmittel, eine Sackkarre, was auch immer 
zertifizieren, in einem Register festhalten, in einer Zulas-
sung für Paketdienste festschreiben, sodass das in der 
Praxis irgendwie funktioniert?

Aber am Ende ist das alles bürokratisch. Das hilft den 
Kollegen und Kolleginnen relativ wenig.

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Und das haben 
Sie jetzt erst festgestellt?)

Ich habe selber 23 Jahre im Einzelhandel, bei Edeka, 
gearbeitet. Dort gilt für alle Kollegen: Frauen dürfen 
maximal 15 Kilogramm heben und Männer 20 Kilo-
gramm. Das sind Gewichtsobergrenzen. Dass in dem Be-
reich, über den wir hier sprechen, solche Grenzen nicht 
oder nur teilweise angewandt werden, ist für mich als 
ehemaliger Betriebsratsvorsitzender sowieso zumindest 
ein schwieriges Thema.

Dementsprechend ist das jetzt erst mal ein Schritt in die 
richtige Richtung. Schauen wir uns einmal an, was büro-
kratisch passieren würde, wenn ein technisches Hilfsmit-
tel eingesetzt würde: Dann hätten wir den Zoll, der die 
Arbeitszeiten usw. kontrolliert, die Bundesnetzagentur, 
die das technische Hilfsgerät kontrollieren soll, wir hätten 
die Gewerbeaufsicht, die die Arbeitsbedingungen kon-
trollieren soll, und den Betriebsrat. Das sind verschie-
denste Instanzen, die sich um einen Prozess kümmern 
müssen. Das sollten wir nicht machen.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist, glaube ich, ein gu-
ter Vorschlag. Man kann sehr wohl über weitere büro-
kratieentlastende Maßnahmen für die Unternehmen dis-
kutieren. Wir sollten aber eins auch sehen: Wir reden über 
eine starke, eine wachsende Branche. Es ist also keine 
Branche, der es schlecht geht oder die unter schlechten 
Wettbewerbsbedingungen leidet. Ganz im Gegenteil: Die 
Umsätze steigen. Es wurde das eine oder andere Mal 
schon gesagt, wir müssten die kleinen Unternehmen 
schützen, die Sub- und Subsubunternehmer usw. Aber 
die Unternehmen – ich habe selbst mit Hermes und an-
deren Unternehmen geredet; ich war auch im Lager – 
haben klipp und klar zu uns gesagt: Ihr könnt das be-
schließen, das ist gar kein Problem. Wir wollen nur klare 
Bedingungen haben. Eine Bedingung muss sein: Wir ma-
chen an die Pakete, die oberhalb der Grenze liegen – egal 

ob die Grenze bei 23 oder bei 20 Kilogramm liegt –, ein 
Etikett dran. Dann ist klar: Dieses Paket muss von zwei 
Personen zugestellt werden. Das schieben wir durch un-
sere Fertigungsmaschinen dann zur Auslieferung mit 
Fahrzeugen mit zwei Personen. – Das ist für die gar 
kein Thema.

Die betroffenen Unternehmen gehen davon aus, dass 
diese Änderung möglicherweise zu einer Veränderung 
der Versandtätigkeiten führt: Die Leute passen sich an, 
man kann die Paketgrößen logistisch anpassen. Die Än-
derung kann auch dazu führen, dass die Anzahl der Pa-
kete steigt. Für die Unternehmen kann diese Regelung 
möglicherweise sogar mehr Umsatz bedeuten. Sie sind 
also an der Stelle sogar relativ entspannt.

Unser Anspruch muss sein, dass wir der Masse der 
Kollegen gute Arbeitsbedingungen bieten, die es ihnen 
erlauben, diesen Job lange auszuüben. In der Branche 
gibt es einfach Belastungsspitzen. Ich kenne das selber 
aus meiner Zeit bei Edeka: Im Weihnachtsgeschäft hatten 
wir echt viel zu tun. Das trifft auf die Kolleginnen und 
Kollegen in der Paketbranche umso mehr zu. Im Alter ist 
das noch viel schwieriger. An der Stelle sollten wir wirk-
lich innehalten und fragen: Was können wir tun?

Deshalb sage ich ganz klar: Lasst uns das Gesetz so 
machen, dass diese Menschen ihren Job auch im Alter 
noch ausüben können. Gerade jetzt, in der Weihnachts-
zeit, sollten wir im Auge behalten, dass diese Tätigkeiten 
sehr fordernd sind. Die in dieser Branche Tätigen fallen 
quasi am Ende ihres Arbeitstages erst mal aufs Sofa oder 
ins Bett. Für sie ist Weihnachten vor allem ein Ankom-
men und Durchschnaufen. Dementsprechend hoffe ich, 
dass dieser Gesetzentwurf in den Beratungen eine Mehr-
heit findet.

Für mich ist dies in diesem Jahr die letzte Rede im 
Bundestag, und ich wünsche Ihnen schöne Weihnachten 
und eine schöne Zeit. Ich freue mich auf das Fest mit 
meiner Familie. Ich werde heute Abend noch mal Weih-
nachtslieder singen. Nachdem wir gestern in der Kuppel 
des Bundestages so schön Weihnachtslieder gesungen 
haben, ist heute bei uns im Schöneicher Rathaus Weih-
nachtsliedersingen angesetzt.

Ich wünsche Ihnen allen schöne Weihnachten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Jan Metzler [CDU/CSU])

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/14243 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe keine 
anderen Vorschläge. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 30: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der AfD
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Mögliche Einflussnahme der Präsidenten der 
Verfassungsschutzämter verhindern – Ereig-
nisse in Thüringen ernst nehmen

Ich eröffne die Aussprache, und zuerst hat das Wort für 
die AfD-Fraktion Beatrix von Storch.

(Beifall bei der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der soge- 

nannte Verfassungsschutz in seiner jetzigen Form schützt 
nicht die Demokratie, er ist eine Gefahr für die Demokra-
tie. Diese Gefahr wird durch zwei Personen verkörpert: 
durch den Ex-Verfassungsschutzchef Haldenwang und 
den Thüringer VS-Präsidenten Kramer. Haldenwang 
steht für die rücksichtslose Instrumentalisierung des VS 
für parteipolitische Interessen

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was erzählen Sie denn da? Meine 
Güte!)

und Kramer für einen obsessiven, persönlichen Kreuzzug 
gegen die AfD.

(Beifall bei der AfD)
Wir erinnern den Hintergrund von Haldenwangs Er-

nennung im November 2018: Die Union hatte Stimmen 
an die AfD verloren, bei der Bundestagswahl 1 Million 
und bei der Landtagswahl in Hessen 2018 100 000. Un-
sere Umfragewerte stiegen immer weiter an:

(Benjamin Strasser [FDP]: Hans-Georg Maa-
ßen hat ein Prüfverfahren gegen Sie eingelei-
tet!)

Im November 2018 waren wir schon bei 16 Prozent, und 
die Union stürzte weiter ab: um 7 Prozentpunkte auf 
25 Prozent.

(Zuruf des Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU])

Deshalb beschloss die Merkel-Regierung, den Inlands-
geheimdienst als Waffe gegen die AfD einzusetzen, er-
fand die Hetzjagdlügen von Chemnitz

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ich 
dachte, Sie wären immer gegen die Cannabis-
legalisierung gewesen!)

und ersetzte Maaßen durch den willfährigen Handlanger 
Haldenwang. Der Kampfauftrag für den treuen CDU-Par-
teisoldaten war klar:

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Um Gottes 
willen! Was für Geschichten!)

AfD diffamieren, ächten, ausgrenzen und ihre Wahl-
ergebnisse drücken.

(Benjamin Strasser [FDP]: Hans-Georg Maa-
ßen war nie CDU-Mitglied, oder?)

Und der bekanntermaßen – Entschuldigung – strunz-
dumme Haldenwang

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Die 
Entschuldigung können wir nicht akzeptie-
ren! – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So was von unverschämt!)

hat das auch noch öffentlich zugegeben – Zitat –:

„Nicht allein der Verfassungsschutz ist dafür zustän-
dig, Umfragewerte der AfD zu senken.“

„Nicht allein“, hat er gesagt – aber er ist zuständig, und 
zwar wesentlich.

(Beifall bei der AfD)
Für seinen treuen Dienst für die Union darf er nun für die 
CDU für den Bundestag kandidieren.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Die Kreis-
verbände stellen Kandidaten auf!)

Und als wir dachten, schlimmer wird es nicht mehr, da 
kam die „Apollo“-Enthüllung über den Präsidenten des 
Thüringer Verfassungsschutzes, Kramer. Es verschlägt 
jedem Demokraten schier die Sprache: 2015 nimmt der 
Sozialpädagoge aus der aktiven Rockerszene gemeinsam 
mit dem Putin-nahen extremistischen Netzwerk „Nacht-
wölfe“ an einer Kranzniederlegung für Gefallene der Ro-
ten Armee teil. Der Verfassungsschutz weiß das – und 
macht ihn kurz darauf zu seinem Präsidenten. Im Jura-
studium war er gescheitert. Es ist fast schon eine Lappa-
lie, dass er nicht nur persönlich, sondern auch fachlich 
ungeeignet und unqualifiziert ist.

(Beifall bei der AfD)
Als VS-Präsident errichtet er dann ein Regime aus 

Angst und Einschüchterung. Ein Fünftel der Belegschaft 
hat den VS Thüringen verlassen. Die Referatsleitungen 
Rechts- und Linksextremismus sind unbesetzt seit drei 
Jahren. Ein Disziplinarverfahren wird gegen ihn eröffnet, 
und er wird als Sicherheitsrisiko eingestuft – der Chef des 
VS. Einem Mitarbeiter hat er offenbar körperliche Ge-
walt angedroht. Und was passiert? Nichts. Kein Dementi, 
kein Rücktritt, kein Kommentar. Großes Schweigen, so 
wie hier jetzt auch.

(Benjamin Strasser [FDP]: Wir haben doch 
noch gar nicht debattiert, Frau von Storch!)

Dass die öffentliche Debatte ausbleibt, ist der eigentliche 
Skandal,

(Beifall bei der AfD)
der Totalausfall der öffentlichen Kontrolle durch die Me-
dien, selbst dann, wenn Rechtsstaat und Demokratie ge-
rade brechen.

(Benjamin Strasser [FDP]: Also, beim MDR 
und bei „Welt“ kam was dazu! Ist das auch 
die „Lügenpresse“? – Leon Eckert [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Lesen Sie denn über-
haupt Zeitung?)

Wie Haldenwang mischte sich auch Kramer hem-
mungslos in den politischen Tageskampf ein. Er be-
schimpfte ein Fünftel der deutschen Wähler als „braunen 
Bodensatz“.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Nicht die 
Wähler, die Funktionäre!)

Er rief den AfD-Prüffall aus – ohne rechtliche Grundlage. 
In einer internen E-Mail erklärte der zuständige Referats-
leiter, Herr Kramer habe das zuständige Referat – Zitat – 
„bewusst außen vor gelassen“. Die Materialsammlung 
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des Herrn Kramer stammt von Herrn Kramer selbst. 
Nicht einmal gegenüber seiner Behörde erklärt er die 
Herkunft dieses Materials. Und dann lässt er ein zentrales 
juristisches Gutachten verschwinden, in dem all das ver-
urteilt wird. Meine Damen und Herren, das ist keine 
sachliche Prüfung einer Gefahr für die FdGO, das ist 
Kramers persönlicher, fanatischer Krieg gegen die AfD.

(Beifall bei der AfD)
Kramer und Haldenwang sind Symptome eines kran-

ken Systems institutionalisierten Machtmissbrauchs. In 
keiner anderen westlichen Demokratie darf der Inlands-
geheimdienst gegen die Opposition eingesetzt werden. 
Denn was unterscheidet eine Demokratie von einer Dik-
tatur? In einer Demokratie

(Benjamin Strasser [FDP]: … kann man gegen 
die Einstufung klagen!)

entscheidet über das Schicksal einer Partei der Wähler
(Zuruf des Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt 

[CDU/CSU])
und in einer Diktatur der Geheimdienstchef.

Jetzt denken Sie einmal ganz kurz scharf darüber nach, 
in welche Richtung wir uns gerade entwickeln.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Daran den-
ken wir gerade bei Ihrer Rede!)

Wenn Sie diese Debatte heute nicht dazu nutzen, zuzuge-
ben, dass dieser Verfassungsschutz, dass Haldenwang 
und Kramer eine Gefahr für die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung sind,

(Fabian Griewel [FDP]: Sie sind eine Gefahr 
für die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung!)

nicht mal jetzt, in Bezug auf diese Personen, dann sind 
Sie eine Gefahr für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Frau von Storch, Sie haben scheinbar immer noch 

nicht gelernt, dass wir persönliche Beleidigungen nicht 
akzeptieren: Sie haben Herrn Haldenwang als „strunz-
dumm“ bezeichnet. Dafür haben Sie einen Ordnungsruf 
verdient.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Beatrix von Storch [AfD]: Ich habe mich doch 
entschuldigt! – Benjamin Strasser [FDP]: Das 
muss diese neue Bürgerlichkeit sein!)

Jetzt hat das Wort für die SPD-Fraktion Carmen 
Wegge.

(Beifall bei der SPD)

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wir werden heute wieder 

Zeuge einer typischen Strategie der AfD. Sie versucht, 
mit falschen Vorwürfen und absurden Unterstellungen 
staatliche Institutionen und ihre Amtsträger/-innen ver-
ächtlich zu machen.

(Zuruf von der AfD: Was war denn absurd?)

Damit möchte sie das Vertrauen in unsere demokrati-
schen Strukturen und unseren demokratisch verfassten 
Staat immer weiter aushöhlen.

Wer also noch Anhaltspunkte für die Bestrebungen der 
AfD gegen das Demokratieprinzip sucht,

(Zuruf von der AfD: Bla, bla, bla!)

muss ihr nur zuhören. Das hat im Übrigen auch das Ober-
verwaltungsgericht in Münster so gesehen. Im Fokus der 
Verächtlichmachung durch die AfD steht heute zum wie-
derholten Male der Verfassungsschutz. Und das verwun-
dert auch nicht. Schließlich scheint es der AfD ein großes 
Anliegen zu sein,

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

davon abzulenken, was die Verfassungsschutzämter alles 
über diese Partei herausgefunden haben.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Die AfD ist voll mit Rechtsextremen, Verschwörungs-
gläubigen, Rassisten, Menschenfeinden, Chauvinisten, 
Putin-Jüngern und Verfassungsfeinden.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Die Putin-Jünger kön-
nen Sie bei der SPD suchen! – Kay Gottschalk 
[AfD]: Was sagt Frau Schwesig dazu?)

Die Wahrheit ist doch: Die AfD hat Angst vor dem Ver-
fassungsschutz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Strategie ist also durchschaubar. Durch Kompro-
mittierung und Diffamierung möchte die AfD die Glaub-
würdigkeit des Verfassungsschutzes und seiner Präsiden-
tinnen und Präsidenten beschädigen. Sie will erreichen, 
dass die Bürger/-innen das Vertrauen in die Behörden 
verlieren und ihnen keinen Glauben mehr schenken. 
Schließlich haben die Ämter einiges zur AfD zu sagen. 
In mehreren Bundesländern sind die Landesverbände der 
AfD als gesichert rechtsextremistisch eingestuft.

(Kay Gottschalk [AfD]: Nur in Thüringen! – 
Gegenruf des Abg. Marc Henrichmann [CDU/ 
CSU]: Sachsen und Sachsen-Anhalt!)

Dasselbe gilt auch für die Vorfeldorganisation und den 
Jugendverband. Die Netzwerke der AfD in der Neonazi-
szene werden genauso aufgedeckt wie die Verbindungen 
in verschiedenste Diktaturen und Schurkenstaaten dieser 
Welt.

(Kay Gottschalk [AfD]: Herr Schröder war bei 
Gazprom!)

Mittlerweile versucht die AfD, ihren Rechtsextremis-
mus ja nicht mal mehr zu verstecken. Der AfD-Vorsit-
zende Tino Chrupalla forderte ganz öffentlich, dass die 
SPD aufs Schafott gehört, also auf eine Bühne für öffent-
liche Enthauptungen.
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Denken wir beispielsweise an den Listenparteitag der 
AfD zur Europawahl im vergangenen Jahr. Dort haben 
die Verfassungsfeinde die Partei endgültig übernommen. 
Dort wurden am laufenden Band Positionen geäußert, die 
mit unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
nicht vereinbar sind. Von den sogenannten Gemäßigten 
war dort keine Spur mehr.

Aufgabe des Bundesamtes für Verfassungsschutz wie 
auch der Landesämter ist es unter anderem, Informatio-
nen zu extremistischen Bestrebungen zu sammeln und 
auszuwerten. Das ist zum Schutz der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung und damit aller in Deutschland 
lebenden Menschen unerlässlich.

(Beatrix von Storch [AfD]: Herr Kramer sagt 
nicht mal, wo er das Zeug her hat!)

Die Gründung des Verfassungsschutzes war eine Lehre 
aus den Erfahrungen der Weimarer Republik und der 
nationalsozialistischen Diktatur. Seine Arbeit ist ein 
wichtiges Instrument der wehrhaften Demokratie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Der Verfassungsschutz ist politisch neutral. Er wird nicht 
parteipolitisch gesteuert.

(Lachen bei der AfD)
Seine Arbeit wird nach strengen Maßgaben kontrolliert, 
und seine Arbeit bewegt sich in klaren gesetzlichen Gren-
zen.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist das! – Benjamin Strasser 
[FDP]: So ist das!)

Ja, es stimmt. Der Verfassungsschutz hat die AfD im 
Visier, aber doch nicht, um sie zu drangsalieren

(Zurufe von der AfD: Nein!)
oder einen politischen Mitbewerber auszuschalten, son-
dern aufgrund ihrer glasklaren Verstöße gegen die Men-
schenwürde, das Demokratieprinzip und das Rechts-
staatsprinzip.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die Bürger/-innen haben einen Anspruch darauf, zu er-
fahren, wo und von wem Bedrohungen für unsere Demo-
kratie ausgehen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, genau!)
Der Verfassungsschutz hat die Aufgabe, die Bevölkerung 
regelmäßig über die Ergebnisse seiner Arbeit zu infor-
mieren. Das Bundesverfassungsschutzgesetz sieht aus-
drücklich vor, dass die Öffentlichkeit über verfassungs-
feindliche Bestrebungen und Tätigkeiten zu informieren 
ist,

(Beatrix von Storch [AfD]: Aber nicht über die 
Ermittlung!)

soweit hinreichend gewichtige tatsächliche Anhalts-
punkte hierfür vorliegen. Eine Hochstufung vom Ver-
dachts- zum Beobachtungsfall, die beispielsweise 2021 
in Thüringen erfolgte, erfüllte diese Voraussetzung.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sagen Sie doch mal 
was zu Herrn Kramer und den Ermittlungen!)

Und der Verfassungsschutz ist verpflichtet, die Öffent-
lichkeit zeitnah zu informieren, zu welchen Bewertungen 
das Amt gekommen ist.

Das gilt übrigens aktuell auch wieder. Wie wir wissen, 
wird es zeitnah ein neues Gutachten zur AfD als Gesamt-
partei geben.

(Zuruf von der AfD: Pünktlich zur Wahl!)

Unabhängig vom Ergebnis des Gutachtens

(Beatrix von Storch [AfD]: Da wünsche ich 
Ihnen viel Erfolg bei der Wahl!)

kann ich für mich sagen, dass ich es unerträglich finde, 
mitzubekommen, wie die AfD hier im Plenum ihren Hass 
und ihre Hetze verbreiten darf. Dort, wo sie Einfluss-
möglichkeiten erhält, nutzt sie diese, um parlamentari-
sche Prozesse zu blockieren und verächtlich zu machen – 
wie in Thüringen.

Aus gutem Grund bietet unser Grundgesetz die Mög-
lichkeit, eine mögliche Verfassungswidrigkeit von Par-
teien prüfen zu lassen. Ich gehöre – zusammen mit vielen 
Kolleginnen und Kollegen in diesem Bundestag – zu den 
Hauptinitiatorinnen und -initiatoren eines Antrags auf 
Entscheidung des Bundestages über die Einleitung eines 
Verfahrens zur Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
der AfD gemäß Artikel 21 Grundgesetz.

(Beatrix von Storch [AfD]: Warum wollte ei-
gentlich Ihre Fraktion das nicht machen? Nicht 
genug Erkenntnisse, was?)

Unterstützt werden wir bereits von über 120 Abgeord-
neten aus verschiedenen Fraktionen in diesem Haus.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Demokratie 
ist wehrhaft. Dazu gehört der Verfassungsschutz, der 
uns wichtige Hinweise geben kann, aber auch Artikel 21 
Grundgesetz.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wie in jeder Dik-
tatur! Der Geheimdienstchef entscheidet, ob 
die Opposition existieren kann!)

Lassen Sie uns nicht wie die AfD Angst haben, son-
dern lassen Sie uns mutig sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Hendrik Hoppenstedt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Wir befassen uns hier mit einem 
Thema, was letztendlich auf die Arbeit des thüringischen 
Landesverfassungsschutzes zurückzuführen ist.

(Beatrix von Storch [AfD]: Und Herrn  
Haldenwang!)
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Im Übrigen will ich sagen, dass sich schon der Thürin-
ger Landtag vor einer Woche im Rahmen einer Aktuellen 
Stunde mit diesem Thema befasst hat. Dass Sie das 
Thema heute auch hier aufsetzen, beweist dreierlei: 
Zum einen haben Sie möglicherweise die verfassungs-
mäßige Ordnung und auch die föderale Ordnung nicht 
ganz verstanden;

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

denn mit Landesverfassungsämtern sollten sich die zu-
ständigen Landtage befassen und nicht der Deutsche 
Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist 
es!)

Zweitens scheint es so zu sein, dass Sie – offensichtlich – 
bis auf diese Selbstmitleidsthemen

(Kay Gottschalk [AfD]: Bei Cum-ex haben Sie 
das noch anders gesehen, Herr Kollege! Sie 
sind auch sehr wandelbar!)

im Augenblick nichts mehr auf die Bühne kriegen. Ich 
glaube, es gibt in diesem Land wichtigere Themen als 
eine Entscheidung des Landesverfassungsamtes in Thü-
ringen. Zum Dritten scheint es so zu sein, dass – offen-
sichtlich – Herr Höcke, der ja aus Thüringen stammt, 
relativ großen Einfluss auf Ihre Fraktion hat, jedenfalls 
so großen, dass er jetzt die Tagesordnung hier bestimmen 
kann. Und deswegen möchte ich eigentlich nicht so gerne 
über eine landespolitische Entscheidung sprechen, son-
dern über den Verfassungsschutz insgesamt.

Der Verfassungsschutz ist fester und unverzichtbarer 
Bestandteil einer wehrhaften Demokratie. Das Bundes-
amt für Verfassungsschutz sammelt und bewertet Infor-
mationen über verfassungsfeindliche Bestrebungen

(Beatrix von Storch [AfD]: Keine andere west-
liche Demokratie kennt das! Der Verfassungs-
schutz ist die Regierung!)

und Tätigkeiten in unserem Land. Es informiert zudem 
die Öffentlichkeit über seine Beobachtungen, insbeson-
dere mit dem jährlichen Verfassungsschutzbericht. Das 
ist seine gesetzliche Aufgabe. Das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz untersteht im Übrigen einer gerichtlichen 
wie auch parlamentarischen Kontrolle, um das noch mal 
klar zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Und das alles dient dem Schutz der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung.

Was ist eigentlich diese freiheitlich-demokratische 
Grundordnung? Es ist nicht die Gesamtheit aller Normen 
des Grundgesetzes, sondern sie beinhaltet nur die un-
abänderlichen obersten Wertprinzipien als Kernbestand 
der Demokratie. Dazu gehört zum Beispiel die Unabhän-
gigkeit von Gerichten oder das Recht des Volkes, staatli-
che Gewalt in Wahlen auszuüben. Und wenn Sie von der 
AfD – im Übrigen regelmäßig – die Verfassungsschutz-
behörden mit der Stasi der DDR vergleichen, dann ist das 

nur ein weiteres inakzeptables Beispiel dafür, dass Sie die 
Institutionen unseres Staates regelmäßig verächtlich ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Es ist im Übrigen eine unentschuldbare Relativierung 
des DDR-Unrechtes und eine Verhöhnung der Opfer die-
ses DDR-Unrechtes, wenn Sie den Verfassungsschutz 
der Bundesrepublik Deutschland mit „Stasi 2.0“ titulie-
ren. Ihr Herr Brandner, der heute offensichtlich nicht da 
ist, ist meistens ein absoluter Tiefpunkt in der parlamen-
tarischen Debatte, weil er den Verfassungsschutz als ei-
nen Regierendenschutz und Oppositionsunterdrückungs-
instrument bezeichnet.

(Beatrix von Storch [AfD]: Er hat bestimmt 
„Regierungsschutz“ gesagt! Wir gendern 
nicht!)

Es ist natürlich klar, dass Sie das als AfD stört, dass 
sich der Verfassungsschutz mit Ihnen befasst,

(Beatrix von Storch [AfD]: Der Verfassungs-
schutz ist die Regierung!)

weil sich nämlich der Verfassungsschutz im Rahmen sei-
ner ganz normalen Tätigkeit mit Ihnen befassen muss. Ich 
will Ihnen nur wenige Beispiele nennen.

Da ist zum Beispiel Ihre frühere Bundestagskollegin 
Malsack-Winkemann,

(Karsten Hilse [AfD]: Ah!)
die hier in der letzten Wahlperiode saß,

(Benjamin Strasser [FDP]: Wo sitzt sie jetzt 
noch mal? – Beatrix von Storch [AfD]: Ist sie 
verurteilt, oder was? Ist sie verurteilt? Ist sie 
verurteilt?)

die genauso skurrile Reden gehalten hat wie Sie und die 
jetzt vor Gericht steht,

(Beatrix von Storch [AfD]: Unschuldsver-
mutung? Nein! – Gegenruf des Abg. Benjamin 
Strasser [FDP]: Sie sitzt trotzdem in Haft!)

weil sie Mitglied einer terroristischen Vereinigung sein 
soll. So sagt es jedenfalls der Generalbundesanwalt.

(Zurufe von der AfD)
Sie hat mit einer Truppe zusammen

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist Verleum-
dung, was er macht!)

einen Staatsstreich geplant;
(Beatrix von Storch [AfD]: Haben soll!)

die Truppe hat über ein erhebliches Waffenarsenal ver-
fügt.

Da ist Ihre Jugendorganisation, die Junge Alternative, 
die jetzt komplett in Ihre Partei integriert werden soll. Die 
will ethnisch fremde Menschen nach Möglichkeit aus 
dem Staatsvolk ausschließen.

(Karsten Hilse [AfD]: Wo steht denn das?)
Das ist klar gegen die Menschenwürde, gegen das Grund-
gesetz.
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(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Und dann haben wir zum Schluss eine „Correctiv“- 
Recherche aus April 2024:

(Beatrix von Storch [AfD]: Die ich dreckige 
„Correctiv“-Lüge nennen darf!)

„48 AfD-Mandatsträgerinnen, -träger und Mitarbei-
ter auf Kreis-, Landes- und Bundesebene, die in der 
jüngeren Vergangenheit mit Gewalttaten aufgefallen 
sind,“

(Beatrix von Storch [AfD]: Dreckige „Correc-
tiv“-Lüge!)

„darunter mit direkter körperlicher Gewalt, psy-
chischer Gewalt, einer Form der Beihilfe zur Gewalt 
oder gewaltnahem Verhalten. 28 dieser Politikerin-
nen und Politiker wurden der Recherche zufolge von 
einem Gericht zumindest erstinstanzlich verurteilt, 
oder es wurden Strafbefehle gegen sie erlassen …“

14 davon übrigens sind immer noch aktiv als Politike-
rinnen und Politiker tätig, davon sind zwei Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages und drei Landtagsabgeord-
nete.

(Reinhard Houben [FDP]: Ungeheuerlich!)

„Gegen mindestens fünf weitere AfD-Mandatsträ-
ger wird zurzeit ermittelt. Bei den Fällen geht es teils 
um brutale körperliche Angriffe, teils verbale Ge-
walt wie Beleidigungen oder Volksverhetzung und 
indirekte Gewalt wie Beihilfe, Waffenbesitz oder 
Missbrauch des Gewaltmonopols qua Amt.“

(Dunja Kreiser [SPD]: Saubere Mandatsträger, 
was? – Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

So, und wenn Sie jetzt noch ernsthaft glauben, die 
staatlichen Behörden sollten sich nicht mit Ihnen be-
schäftigen, dann kann ich Ihnen leider auch nicht weiter-
helfen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Deswegen glaube ich, dass an dieser Stelle mal ein 
Dank an alle Behörden und Behördenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter angezeigt ist, die sich tagtäglich mit 
diesem Schmuddelkram, der von Ihnen ausgeht, beschäf-
tigen müssen.

Ich wünsche Ihnen allen trotzdem frohe Weihnachten.
(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Leon Eckert.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Die 
AfD ist eine Gefahr für unsere Demokratie. Das wurde 
ja eigentlich schon ganz gut beleuchtet; deswegen 
möchte ich noch mal zeigen, dass man als Bürgerin und 
Bürger den Verfassungsschutz eigentlich nicht unbedingt 
braucht, um zu erkennen, dass die AfD eine Gefahr für 
die Demokratie ist. Es gibt nämlich viele Journalistinnen 
und Journalisten, die ihre Arbeit sehr gut machen, und ich 
möchte anhand von ein paar Beispielen aus Bayern und 
aus meinem Wahlkreis einfach mal aufzeigen, wie man 
darauf auch selber kommen könnte.

Ich habe hier einen Artikel: „Hitlergruß auf Zugspit-
ze“; AfD-Kreisverbandsvorsitzender tritt zurück. Wie ist 
das rausgekommen? Verfassungsschutz? Geheimdienst-
mittel? Nein. Er hat es einfach selbst auf seiner Face-
book-Seite gepostet. Das haben die anderen Kreisvor-
standsmitglieder erst nach vier Jahren herausgefunden. 
Aber: Man braucht keinen Verfassungsschutz, um so et-
was herauszufinden.

Dann habe ich hier – auch aus meinem Wahlkreis –: 
Musterdrohbrief, erstellt von einem AfD-Bundestags-
abgeordneten. Wie kam heraus, dass er von ihm erstellt 
worden ist? Ja, die Metadaten im Word-Dokument waren 
noch mit der Bundestagsadresse verknüpft. Der Abge-
ordnete war Endverfasser; sein Referent Tobias Teich – 
kandidiert jetzt wieder für den Bundestag – hat das Do-
kument erstellt. Es wurde in Attila-Hildmann-Gruppen 
herumgeschickt. Da ging es nicht um vegane Rezepte, 
sondern um Drohbriefe an alle außerhalb Ihrer Fraktion; 
also ein klarer Beleg für Verfassungsfeindlichkeit, auch 
einfach so der Presse entnommen, durch gute Recherche.

Was haben wir denn noch? Wenn man einfach nur mal 
in den Bayerischen Landtag guckt – sicher bekannt –: 
Halemba hatte – jetzt muss ich mal kurz gucken – SS- 
Führerbefehl über dem Bett hängen, hat da – ja, keine 
Ahnung, was man so im Bett macht – unter dem so-
genannten Zeugungsbefehl alles Mögliche fabriziert. 
Ich könnte mir vorstellen, dass so etwas auch Irritationen 
hervorruft, wenn man mal jemanden abschleppt. Aber 
vielleicht ist das ja auch nicht so oft passiert.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Das wurde bei der Hausdurchsuchung aufgedeckt.
Im Gästebuch hat er mit „Sieg Heil“ unterschrieben. 

Komisch, dass so was herauskommt und man davon irri-
tiert sein kann. Er wurde dann von seiner Fraktion – der 
ganzen Fraktion – jetzt erst vor Kurzem vorgeschlagen. 
Als was wurde er vorgeschlagen? Jemand, der mit „Sieg 
Heil“ unterschrieben und den Zeugungsbefehl über dem 
Bett hat? – Als Landtagsvizepräsident. Also, die ganze 
Fraktion hat gesagt: Ei, gut gemacht, den schlagen wir 
doch für eines der höchsten Ämter im Bayerischen Land-
tag vor.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Er war nicht unbekannt; er war schon vorher im Baye-
rischen Landtag, als Besuchergruppen mit „White 
Power“-Zeichen aufgetreten sind und Identitäre-Bewe-
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gung- und Danubia-Vertreter im Landtag Journalisten be-
droht haben. Das ist eine Gruppe, die auch den jetzigen 
Nationalratspräsidenten – damals war er das noch nicht – 
Walter Rosenkranz eingeladen hat, der ja mit Thesen 
glänzt und ehemalige Nazivertreter, die noch kurz vor 
Kriegsende 40 Leute umgebracht haben, in seinem 
Buch als „Leistungsträger“ betitelt hat.

Was entdeckt man noch, wenn man nach Bayern 
guckt? Es gibt eine ganze Reihe von Landtagsabgeord-
neten, die nach Russland fahren und dort das System 
stützen, an Wahlbeobachtermissionen teilnehmen, um 
da noch mal den Stempel draufzuhauen. Wir haben einen 
Landtagsabgeordneten, der steht beim Gedenken an Wal-
ter Lübcke demonstrativ nicht auf.

(Dunja Kreiser [SPD]: Unglaublich so was!)
Ich glaube, man kann einfach nur beim Gucken, was 

Ihre Vertreterinnen und Vertreter in Bayern machen, se-
hen, dass hier ein problematisches Verhältnis zur Verfas-
sung, zu unseren Werten in Deutschland besteht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ich bin der festen Überzeugung, dass diese Verfas-
sungsfeindlichkeit sich durch die ganze Partei zieht; das 
merkt man an den Strukturen vor Ort. Man muss ja hof-
fen, dass AfDler nicht im Stadtrat sitzen, weil – Beispiel 
Sächsische Separatisten – sonst am Ende womöglich der 
gemütliche Gemeinderat von nebenan auf einmal mit der 
Waffe das Land umstürzen will. So etwas wünsche ich 
keinem Ort.

Diese verfassungsfeindlichen Bestrebungen werden 
sich weiter erhärten, und dann werden die Behörden die 
nötigen Prüfungen durchführen. Das ist so in unserer 
Gesetzeslage und in unserem Rechtsstaat verankert, 
auch als Lehre aus der Geschichte. Ich glaube, da arbeiten 
unsere Behörden gut und solide.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Benjamin Strasser.
(Beifall bei der FDP)

Benjamin Strasser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gestern, am 19. Dezember, jährte sich zum 
achten Mal der schreckliche Anschlag auf dem Berliner 
Breitscheidplatz. Das ist ein Tag, der uns mahnt, dass 
unser Rechtsstaat und unsere Demokratie verletzlich 
sind. Sie standen wahrscheinlich noch nie so unter Druck 
wie heute: von außen durch China und Russland, die 
nicht nur spionieren, sondern gezielte Desinformations-
kampagnen in Deutschland fahren, aber auch durch Ex-
tremistinnen und Extremisten im Inneren, nicht nur isla-
mistische Terroristen, sondern auch Rechtsextreme.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Wir reden über 200 Tote, Frau von Storch, seit dem 
Jahr 1990 in Deutschland: Opfer des Nationalsozialisti-
schen Untergrunds, die Opfer von Halle und Hanau oder 
des Anschlags auf das Münchner Olympia-Einkaufszen-
trum. Und mögen sie in den 90er-Jahren noch Baseball-
schläger und Springerstiefel getragen haben, so organi-
sieren sie sich heute anders: in Nadelstreifen, in 
wohlfeilen Thinktanks wie dem Institut für Staatspolitik 
von Götz Kubitschek, der dann wieder Björn Höcke sehr 
eng berät, in verschiedenen anderen Vereinen und, ja, 
auch in der AfD.

Eine wehrhafte Demokratie muss sich das nicht bieten 
lassen, muss nicht zulassen, dass diese Feinde der Demo-
kratie einfach so weitermachen. Deswegen ist es gut, dass 
es in einer liberalen Demokratie auch so etwas wie einen 
Verfassungsschutz gibt.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Carmen 
Wegge [SPD] – Beatrix von Storch [AfD]: Wa-
rum gibt es das?)

Den Vorwurf, Frau von Storch, den Sie ja heute er-
hoben haben und der aus Thüringen kommt, ist in der 
Tat hart. Der Vorwurf, dass der Verfassungsschutzprä-
sident von Thüringen ein Gutachten zur Frage der Ver-
fassungswidrigkeit der AfD unterdrückt habe, indem er 
dem Verfasser körperliche Gewalt angedroht habe, ist ein 
harter Vorwurf.

(Zuruf von der FDP: Ja! – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

Aber da gibt es in einem Rechtsstaat Verfahren dazu, 
und deswegen dürfen wir zu Recht auch erwarten – und 
das haben Sie verschwiegen –, dass die Dienstaufsichts-
behörde, nämlich das Thüringer Innenministerium, jetzt 
in einem Disziplinarverfahren aufklärt, ob an diesen Vor-
würfen tatsächlich etwas dran ist oder nicht,

(Beatrix von Storch [AfD]: Nichts ist da dran!)

und wenn etwas dran ist, dann muss es in der Tat Kon-
sequenzen geben.

Aber Sie sind ja etwas ganz anderem auf der Spur. – 
Frau von Storch hat jetzt nämlich etwas ganz Großes 
herausgefunden. Das ist für Frau von Storch nämlich 
der Beweis, dass der Verfassungsschutz gelenkt sei.

(Beatrix von Storch [AfD]: Nee, der ist ganz 
unabhängig! Fach- und Rechtsaufsicht gibt es 
nicht!)

Was Frau von Storch Ihnen aber, liebe Zuschauerinnen 
und Zuschauer, nicht sagt, ist, dass der Verfassungsschutz 
in Deutschland an Recht und Gesetz gebunden ist.

(Beatrix von Storch [AfD]: Jedes staatliche 
Handeln ist an Recht und Gesetz gebunden, 
auch das weisungsgebundene!)

Sie können in § 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
nachlesen, was seine Aufgabe ist.

Vor allem können Sie von der AfD sich juristisch ge-
gen die Einstufung der AfD als rechtsextremer Ver-
dachtsfall wehren.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
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Das ist übrigens der Unterschied zur DDR oder zu Russ-
land. In Russland können Sie den FSB nicht verklagen. In 
Deutschland können Sie das, und das haben Sie auch 
getan; das begrüße ich ja auch.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Jetzt schauen wir uns doch einfach mal das letzte Urteil 

an, das es gibt, vom Oberverwaltungsgericht Münster. Es 
hatte zu entscheiden, ob der Verfassungsschutz Sie zu 
Recht als rechtsextremen Verdachtsfall eingestuft hat. 
Nachdem das Gericht Tausende von Belegen geprüft 
hat, hat es Folgendes geschrieben:

(Beatrix von Storch [AfD]: Nichts haben sie 
geprüft!)

Die Einstufung und Beobachtung der AfD als Verdachts-
fall war und ist auch materiell rechtmäßig.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Bei der AfD lagen und liegen tatsächliche Anhaltspunk- 
te dafür vor, dass sie Bestrebungen verfolgt, die gegen 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichtet 
sind. – Das Gericht weiter:

„Es besteht der begründete Verdacht, dass es den 
politischen Zielsetzungen jedenfalls eines maßgeb-
lichen Teils der Klägerin“

– also Ihnen –

„entspricht, deutschen Staatsangehörigen mit Mi-
grationshintergrund nur einen rechtlich abgewerte-
ten Status zuzuerkennen, weil es zu ihren zentralen 
politischen Vorstellungen gehört, dass es eine von 
der Staatsangehörigkeit unabhängige ‚ethnisch-kul-
turelleʼ Volkszugehörigkeit gibt, die von entschei-
dender Bedeutung für die Bewahrung der deutschen 
Kultur und Identität ist und es deshalb rechtfertigt, 
bei rechtlichen Zuordnungen danach zu unterschei-
den, ob und gegebenenfalls aus welchem Kultur-
raum deutsche Staatsangehörige und deren Eltern 
zugewandert sind.

Dies stellt eine nach Art. 3 Abs. 3 GG unzulässige 
Diskriminierung aufgrund der Abstammung dar, die 
mit der Menschenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 
GG nicht zu vereinbaren ist.“

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Konstantin von 
Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Un-
abhängige Gerichte!)

Unabhängige Gerichte haben das geurteilt, Frau von 
Storch. Und Sie haben jetzt nach Belegen gefragt. Ich 
will Ihnen einen letzten Beleg geben, damit Sie es nach-
lesen können. Sie finden das auf Seite 4 415 der Gerichts-
akte.

Hans-Thomas Tillschneider, AfD-Landtagsabgeord-
neter und stellvertretender Landesvorsitzender in Sach-
sen-Anhalt, erklärte, bei der deutschen Fußballnational-
mannschaft handele es sich nicht um eine – Zitat – „echte 

Nationalmannschaft“, sondern um eine – Zitat – „bunt 
zusammengewürfelte Söldnertruppe der Deutsch-
land AG“.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wegen dieses 
Schwachsinns muss die AfD verboten werden! 
Vollkommen klar! Ein Irrer! AfD verbieten! 
Klar!)

Also, ohne Reichsbürgerverschwörung geht es bei Ihnen 
nicht. Herr Tillschneider greift dabei insbesondere Na-
tionalspieler mit türkischen Wurzeln an und bezeichnet 
sie als – Zitat – „Türken mit deutschem Pass“.

Liebe Frau von Storch, mehr gibt es eigentlich nicht zu 
sagen. Sie sind ein rechtsextremer Verdachtsfall, und das 
ist auch gut so!

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Josef 
Oster [CDU/CSU])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Dr. Michael Kaufmann.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Wir stehen heute 

vor einem Abgrund – einem Skandal, der unsere freiheit-
lich-demokratische Grundordnung bis ins Mark erschüt-
tert.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Der Verfassungsschutz in Thüringen wird missbraucht. 
Es geht hier nicht um bloße Fehlentwicklungen oder Ein-
zelfälle. Nein, es geht um Verrat; Verrat an den Grund-
prinzipien unserer Demokratie.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich spreche hier nicht als Außenseiter, sondern als 
jemand, der in der DDR erlebt hat, was es bedeutet, von 
einem Geheimdienst überwacht zu werden.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Tja, dann kennen 
Sie ja den Unterschied! – Benjamin Strasser 
[FDP]: Wie oft haben Sie denn gegen die Stasi 
geklagt?)

Damals wurde ich als aktives Mitglied der evangelischen 
Studentengemeinde von der Stasi ausspioniert – ein per-
fides System, das selbst Engagement für andere Men-
schen als Bedrohung ansah.

Und heute? Heute erlebe ich ein Déjà-vu. Meine Kom-
munikation wird vermutlich überwacht, meine Umge-
bung von inoffiziellen Mitarbeitern infiltriert. In Ost-
deutschland hat der Verfassungsschutz einen fatalen 
Beigeschmack. Er wird als Nachfolger der Stasi wahr-
genommen,

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das ist aber eine 
Fehlwahrnehmung!)
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als ein Instrument der politischen Unterdrückung, ein 
Werkzeug, um Kritiker zu diffamieren und mundtot zu 
machen. Solche Methoden haben keinen Platz in einer 
Demokratie, die auf Meinungsfreiheit und Pluralität ba-
siert.

(Beifall bei der AfD – Beatrix von Storch 
[AfD]: Sagt Ihnen ein Stasi-Opfer! Hören Sie 
mal zu! – Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das hat mit Freiheit nichts zu 
tun!)

Und als wäre das nicht genug, müssen wir über die 
untragbaren Zustände im Thüringer Verfassungsschutz 
sprechen. Die zwielichtige Gestalt Stephan Kramer, die 
diese Behörde leitet, erfüllt nicht einmal die gesetzlichen 
Voraussetzungen für seine Position,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Er-
klären Sie das doch mal in Thüringen!)

nämlich die Befähigung zum Richteramt.
(Fabian Griewel [FDP]: Lesen Sie das Gesetz!)

Er ist kein Hüter der Verfassung, sondern ein Parteisoldat 
mit politischem Auftrag. Seine Liste der Verfehlungen ist 
so lang, dass ich sie in dieser Rede kaum ausschöpfen 
kann: von Drohungen über die Unterdrückung von Be-
weismaterial bis hin zur Weitergabe sensibler Informatio-
nen.

2015 posierte er mit den „Nachtwölfen“, einer Putin 
nahestehenden extremistischen Organisation. Es ist kein 
Zufall, dass Kramer 2021 für die SPD in den Bundestag 
einziehen wollte. Er ist ein parteiischer Aktivist.

(Beifall bei der AfD)
Der Thüringer Verfassungsschutz wird seit 2019 nicht 

in der vorgeschriebenen Weise demokratisch kontrolliert; 
Herr Hoppenstedt: seit 2019 nicht demokratisch kontrol-
liert! Er ist keine unabhängige Behörde,

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das entscheiden Sie nicht, Herr Kauf-
mann!)

sondern eine Unterabteilung des Innenministeriums. Wie 
soll eine solche Institution objektiv arbeiten?

(Benjamin Strasser [FDP]: An Recht und Ge-
setz gebunden!)

In Thüringen ist die AfD die einzige Oppositionspartei.
(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Auch 
die muss sich an Recht und Gesetz halten!)

Alle anderen Parteien haben ein Kartell geschlossen, um 
einen Wahlverlierer ins Amt des Ministerpräsidenten zu 
hieven.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Dann brau-
chen Sie halt einen Koalitionspartner!)

Der Verfassungsschutz dient dabei als Schild und 
Schwert dieses Kartells der Machtverlierer.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Karsten Hilse [AfD]: Das ist ein Stasi-Opfer! 
Ihr seid die Schergen! – Canan Bayram 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wider-

sprechen sich gerade: Entweder sie haben die 
Macht oder nicht!)

Besonders erschreckend: 2018 ließ Kramer die AfD 
eigenmächtig als Prüffall einstufen – entgegen dem Rat 
des Bundesamtes und interner Fachreferate.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!)
Woher er die dafür genutzten Materialien hatte, bleibt bis 
heute ein Rätsel. Dieser Vorgang ist einer Demokratie 
unwürdig.

(Beifall bei der AfD – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr Kaufmann, wa-
rum sind Sie nicht im Thüringer Landtag? Da 
könnten Sie das alles besprechen!)

Ich sage es Ihnen klipp und klar: Regierungen, die auf 
solch zwielichtige Organisationen angewiesen sind, ha-
ben ihre Daseinsberechtigung verloren.

(Beifall bei der AfD)
Die Bürgerinnen und Bürger in Thüringen sind keines-

falls demokratiemüde. Sie sind keinesfalls politikver-
drossen. Im Gegenteil: Sie wollen echte Demokratie, 
keine Machtspiele eines erstarrten Systems. Die Altpar-
teien haben diese Sehnsucht verraten.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Kaufmann, Ihre Anstecknadel, 
die Deutschlandfahne, hängt schief!)

Hausdurchsuchungen wegen läppischer Bemerkungen 
über Regierende: Das gab es nicht einmal in der DDR. 
Doch heute, im Jahr 2024, wird die Meinungsfreiheit mit 
Füßen getreten.

(Beifall bei der AfD – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da stehen Sie 
und reden darüber!)

Die Zahl der Menschen, die von den Übergriffen des 
Staates und seines Handlangers Verfassungsschutz end-
gültig genug haben, wird täglich größer. Die AfD wird 
weiter die Stimme dieser Bürger sein: klar, laut und kom-
promisslos.

(Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da ist viel Frust über die Aufstellung!)

Ich wünsche den Bürgern im Land eine gesegnete 
Weihnacht!

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Dr. Ralf Stegner.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD jammert hier rum. Die Aktuelle Stunde ist ei-
gentlich völlig überflüssig.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Sie sind überflüs-
sig!)
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Denn nicht die Verfassungsfeinde müssen vor der Ver-
fassung geschützt werden, sondern umgekehrt. Das hat 
Herr Maaßen nicht verstanden, deswegen macht er heute 
was anderes.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Und ich will Ihnen ehrlich sagen: Es ist die AfD, die 

seit Jahren hier rumpöbelt, Ordnungsrufe sammelt und all 
diese Verfahren gegen sich laufen hat. Ständig gibt es 
Ermittlungsverfahren wegen illegaler Parteienfinanzie-
rung, wegen Schmiergelder aus Peking oder Moskau,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
wegen Landesverrats, wegen ihres Umgangs mit der 
Bundeswehr: ob Bystron, Krah, Gnauck, wie sie alle 
heißen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Schröder! Schwe-
sig! Machen Sie mal weiter!)

Frau Malsack-Winkemann sitzt seit Dezember 2022 in 
U-Haft, weil sie einer Gruppe angehört,

(Beatrix von Storch [AfD]: Nichts ist erwie-
sen! Alles nur Angriffe!)

die Leute entführen und erschießen lassen wollte – mit 
Waffen und anderen Dingen, die die haben. Es gibt Mit-
gliederlisten, auf denen man sich dazu bekannt hat, die 
Todesstrafe zu akzeptieren, falls man Verrat begeht.

Die „Correctiv“-Recherche deckte ein Geheimtreffen 
in Potsdam auf, wo AfD, Neonazis, Unternehmer, Bur-
schenschaftler, Reichsbürger Hunderttausende von Men-
schen deportieren wollten, ob deutscher Staatsbürger 
oder nicht.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Daran haben Fraktionsvorsitzende von Ihnen teilgenom-
men, außerdem Frau Huy hier aus dem Bundestag. Je-
mand aus NRW hat gesagt: „Wir wollen Ricarda Lang 
nicht durchfüttern.“ Die war auch mit diesen Maßnahmen 
gemeint.

Und jetzt, liebe Frau Präsidentin, fürchte ich, wird es 
sehr unweihnachtlich. Denn ich will die AfD zitieren, um 
deutlich zu machen, worüber wir hier reden.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn es sein muss!)

Es sind ausschließlich Zitate, die ich vorlese. Es fällt mir 
sehr schwer, sie vorzulesen, ich mache es aber.

„Hitler und die Nationalsozialisten sind nur ein Vo-
gelschiss in über 1 000 Jahren erfolgreicher deut-
scher Geschichte.“

(Beatrix von Storch [AfD]: Eijeijei!)
Alexander Gauland.

„Das große Problem ist, dass man Hitler als das 
absolut Böse darstellt.“

Björn Höcke. Dass der Mann, der für den Holocaust ver-
antwortlich ist, absolut böse ist, sei falsch.

„... Ihre Bescheidenheit, nur diese eine Person“

– Aydan Özoğuz –

„entsorgen zu wollen, erscheint mir hier ausnahms-
weise unangebracht.“

Herr Meuthen, der gemäßigte Ex-Vorsitzende. Sie, Herr 
Gauland, wollen ja auch die Vizepräsidentin „in Ana-
tolien entsorgen“.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Im Landtag von Sachsen-Anhalt erklärte eine Abge-

ordnete:

„Wer Homosexualität in manchen Ländern auslebt, 
dem droht dafür eine Gefängnisstrafe.“

Andreas Gehlmann rief dazu:

„Das sollten wir in Deutschland auch machen.“

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Igitt! Pfui!)

Zitat:

„Am besten das Pack zurück nach Afrika prügeln.“

Und:

„Auf der Stelle erschießen, dann wird sich das ganz 
schnell legen.“

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ekelhaft! Rassistisch! – Beatrix von 
Storch [AfD]: Alles Leute, die gemaßregelt 
worden sind oder sich entschuldigt haben!)

Dieter Görnert, Sachsen-Anhalt.

„Wenn jemand kommt und den ganz großen Knüp-
pel rausholt und das damit schafft, innerhalb von 
zwei Tagen zu beenden, bin ich sofort dabei.“

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Widerlich! Widerlich!)

Zitat Frau von Storch hier aus dem Deutschen Bundestag.

„Abschiebung der Antifa nach Buchenwald.“

Zitat Mirko Welsch, AfD.

„Ich würde niemanden verurteilen, der ein bewohn-
tes Asylantenheim anzündet!“

Marcel Grauf, Mitarbeiter von einem Bundestagsabge-
ordneten hier. – Das ist ein glasklarer Mordaufruf, meine 
sehr verehrten Damen und Herren!

(Beatrix von Storch [AfD]: Da kennen Sie sich 
ja aus! AfDler töten ist völlig in Ordnung!)

Das kommt alles aus Ihren Reihen.

„Dass sie“

– Muslime –

„generell eher zu untermenschlichem Verhalten nei-
gen,“
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– immer noch ein Zitat –
„liegt schon an der Rasse.“

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Antiislamischer Rassismus ist das!)

Aus Chatprotokollen Ihres Vereins.
„Wir sollten eine SA gründen und aufräumen!“

Andreas Geithe, Thüringen.
Besonders ekelhaft – man kann es kaum vorlesen; ich 

tue es trotzdem, damit Sie wissen, was es hier gibt – ist 
dieses Zitat:

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir müssen da jetzt durch!)

„Ich wünsche mir so sehr einen Bürgerkrieg und 
Millionen Tote. Frauen, Kinder. Mir egal. Es wäre 
so schön. Ich will auf Leichen …“

– ich lese das nicht vor –
„und auf Gräbern tanzen.“

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ekelhaft!)

Chatprotokolle Ihrer Mitarbeiter.
(Karsten Hilse [AfD]: Können Sie mal irgend-
einen Namen nennen? Nicht nur „Chatproto-
kolle“!)

Zitat: 
„Wir müssen ganz friedlich und überlegt vorgehen, 
uns ggf. anpassen und dem Gegner Honig ums Maul 
schmieren, aber wenn wir endlich so weit sind, dann 
stellen wir sie alle an die Wand. … Grube ausheben, 
alle rein und Löschkalk oben rauf.“

Holger Arppe, Mecklenburg-Vorpommern, Landtagsab- 
geordneter.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ausgeschlossen! 
Alle ausgeschlossen!)

– Inzwischen ausgetreten, weil die wissen, was da pas-
siert.

Und es stockt einem der Atem, aber ich lese auch das 
vor, Frau Präsidentin.

„Immerhin haben wir jetzt so viele Ausländer 
im Land, dass sich ein Holocaust mal wieder 
lohnen würde.“

Marcel Gnauf, Zitat aus den Chatprotokollen.
(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Wie bitte?)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man 

all dieses liest, dann braucht dafür niemand den Verfas-
sungsschutz. Dann ist doch klar: All das ist gegen unser 
wunderbares Grundgesetz mit seinen unveränderbaren 
Grundrechten wie Menschenwürde, Menschenrechte, 
persönliche Freiheitsrechte, Gleichheit vor dem Gesetz, 
Meinungs-, Glaubens- und Gewissensfreiheit. Das ist un-

sere Lehre aus der Nazizeit. Wer die Zitate gehört hat – 
und das ist justiziabel –, weiß: Nichts von dem, was Sie 
hier tun, ist vereinbar mit dem, was in unserem Grund-
gesetz steht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Sie sind keine Alternative für Deutschland. Sie sind 
eine Schande für Deutschland.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Deshalb kann man auch niemals mit Ihnen gemeinsame 
Sache machen, aus keinem Grund und nirgendwo. Ich 
muss Ihnen ehrlich sagen: Das Einzige, was man mit 
Ihnen tun kann, ist, Sie zu bekämpfen, bis Sie endlich 
aus den Parlamenten verschwunden sind, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es! – Beatrix von Storch 
[AfD]: Viel Erfolg! Machen Sie das!)

Gewaltbereit, rassistisch, demokratiefeindlich: Mit 
solchen gefährlichen Verfassungsfeinden muss sich der 
Verfassungsschutz beschäftigen. Man mag über die po-
litische Opportunität von Verfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht streiten. Rechtlich sind Sie gesichert 
rechtsextrem; das kann man hier gar nicht bestreiten. 
Sie sind Verfassungsfeinde und gefährlich,

(Beatrix von Storch [AfD]: Was ist denn das 
für eine Lüge? Entschuldigung! Sie sagen wis-
sentlich die Unwahrheit!)

und es ist gut, wenn der Verfassungsschutz Sie überprüft.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist unfassbar!)

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Solche ekelhaften Zitate, 
die Sie nicht bestreiten können – sie sind alle überprüft –, 
zeigen, wes Geistes Kind Sie sind,

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

wes Ungeistes Kind Sie sind. Es ist schlimm, dass es so 
etwas in Deutschland gibt. Leute, die so was sagen – das 
ist alles justiziabel –, gehören eigentlich hinter Schloss 
und Riegel und nicht in Parlamente.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau Prä-
sidentin, es tut mir leid für diesen wenig adventlichen 
Redetext. Ich wünsche Ihnen von den demokratischen 
Fraktionen gesegnete Weihnachten. Ausdrücklich: Ich 
wünschte mir, dass wir solche Leute nicht hätten, deren 
Zitate man hier vorlesen muss.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Beatrix von Storch 
[AfD]: Wir sind bei 20 Prozent! Sie sind bei 
15! Lösen Sie das politisch!)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Marc Henrichmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Debatte macht einen wirklich einigermaßen sprach-
los. Dieses Opfernarrativ ist kaum auszuhalten, ganz ehr-
lich. Sie beklagen hier den Thüringer Verfassungsschutz 
als einseitig parteiisch oder was auch immer. Ich will mal 
sagen: Vor wenigen Tagen erst stand in der Presse, dass 
Ihrer Fraktion auf eine entsprechende Klage teilweise 
recht gegeben worden ist. Das zeigt doch, dass hier in 
Teilen Recht gesprochen wird, das Sie zu akzeptieren 
haben. Da muss man doch sagen: Der Rechtsstaat funk-
tioniert offenbar in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! – Beatrix von Storch [AfD]: 
Offensichtlich interessiert das hier niemanden! 
Keine öffentliche Debatte!)

Die Kontrolle funktioniert. Die Gerichte bestätigen, dass 
sie arbeitsfähig sind.

Thüringen hat Sie als gesichert rechtsextrem ein-
gestuft. Wenn man sich den Bericht des Verfassungs-
schutzes einmal anguckt, stellt man fest: Das ist nicht 
die Meinung des Verfassungsschutzpräsidenten, sondern 
ein Bericht, der sehr fein ziseliert ist

(Beatrix von Storch [AfD]: Und der sagt nicht, 
wo er das Material herhat! Am zuständigen 
Referat vorbei!)

mit den Punkten „Islamfeindschaft: Verstöße gegen die 
Menschenwürde“, „Angriffe auf das Rechtsstaatsprin-
zip“ oder „Geschichtsrevisionismus“, weil offenbar eini-
gen Ihrer Vertreterinnen und Vertreter

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

der – in Anführungsstrichen – „Lapsus“ unterlaufen ist, 
im Zusammenhang mit den Opfern des Weltkriegs die 
Opfer des Holocaust zu erwähnen.

Auch das OVG Münster hat die Beobachtung der AfD 
als rechtmäßig beurteilt. Es ist ja falsch, dass das OVG 
Münster sich nicht entsprechend eingelassen hätte. Ich 
will mal sagen: Die Kontrollmechanismen – Checks 
and Balances – funktionieren auch in Deutschland sehr, 
sehr gut, sowohl die Gerichte, die in Teilen auch mal der 
AfD recht geben, als auch eine Presselandschaft – ich 
glaube, das kann jeder hier bestätigen –, die nicht immer 
Freude macht, sondern durchaus mal den Finger in die 
Wunde legt.

(Beatrix von Storch [AfD]: In die Wunde hat 
noch keiner den Finger reingelegt!)

Ja, auch wir haben vieles zu kritisieren; das ist doch voll-
kommen klar. Das gehört in einer Demokratie dazu. Aber 
Sie hadern mit den Gerichten, Sie hadern mit der Presse, 

Sie hadern jetzt mit dem Verfassungsschutz, Sie hadern 
eigentlich mit der Demokratie. Sie sind doch auf der 
falschen Spur. Sie sind doch falsch abgebogen.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Beatrix von 
Storch [AfD]: Sie hadern mit der Demokratie!)

Das ist irgendwie eine Form von Verfolgungswahn. Das 
ist ja vollkommen irre.

Zu Thüringen hat der Kollege richtig ausgeführt. Ich 
sage es für den Bund und den Bundestag:

(Beatrix von Storch [AfD]: Für Ihren Partei-
kollegen Haldenwang!)

Wir haben hier ein sehr gut arbeitsfähiges Parlamentari-
sches Kontrollgremium;

(Beatrix von Storch [AfD]: In dem wir nicht 
sitzen!)

meine Kolleginnen und Kollegen sind ja heute da. Ich 
kann Ihnen aus eigener Erfahrung sagen: Auch das BfV, 
der Verfassungsschutz hier, ist in Teilen durchaus mal 
sehr kritisch und zurückhaltend,

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
wenn politische Handlungen eingefordert werden, und er 
sagt: Mensch, Leute, das reicht nicht. Das ist immer noch 
auf dem Boden des Grundgesetzes. – Auch das hat Politik 
zu akzeptieren.

Jetzt werden Sie wieder sagen: Uns, der AfD, werden 
Rechte vorenthalten. Wir sind ja nicht dabei.

(Volker Münz [AfD]: Genau!)
– Ja, genau, sehen Sie! – Dann sage ich Ihnen auch: Das 
hat in der Demokratie damit zu tun, Vertraulichkeit wal-
ten zu lassen. Jetzt haben wir gerade die Berichterstattung 
gehabt,

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
– ja, hören Sie mal zu; es wird noch spannend –, dass 
Mitte November in Sotschi ein MdB namens Rothfuß aus 
Ihren Reihen, ein MdL namens Singer aus Ihren Reihen 
zu Gast waren bei dem Putin-treuen Oligarchen Wiktor 
Medwedtschuk,

(Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Ach?)
der gehandelt wird als Übergangspräsident in einer von 
Russland eroberten Ukraine.

Herrn Bystron haben Sie ja noch rechtzeitig ins EU- 
Parlament abgeschoben. Aber Herr Krah unterhält sich in 
Sotschi mit einem Herrn Woloschyn und einer Frau Sass, 
und er sagt das auch noch. Nachrichtendienste aus aller 
Welt halten die beiden für Einflussagenten Russlands. 
Alles – das wissen wir spätestens jetzt –, was im PKGr 
unter Ihrer Beteiligung zur Nachrichtendienstkontrolle 
thematisiert würde, würde auf dem Schreibtisch von Wla-
dimir Putin landen. Deswegen sind Sie auch zu Recht 
nicht im PKGr vertreten – nicht, weil ich persönlich 
oder wir die AfD hassen, sondern weil wir auf dieses 
Land gut aufpassen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
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neten der SPD und der FDP – Zuruf des Abg. 
Steffen Janich [AfD])

Sie werden doch nicht durch den Verfassungsschutz 
geschwächt. Das ist ja vollkommener Unsinn von einer 
völlig zahnlosen Partei- und Fraktionsführung. Die JA ist 
angesprochen worden, auch Ihre Kontakte zur Identitären 
Bewegung. Aber den Herrn Krah möchte ich hier noch 
einmal thematisieren. Der feiert jetzt ein Comeback. Sie 
hatten ihn im Europawahlkampf mit einem Auftrittsver-
bot belegt; er durfte da gar nicht mehr für Sie sprechen. 
Und jetzt? Jetzt kandidiert er für den Deutschen Bundes-
tag. Sie kriegen den Geist gar nicht mehr in die Flasche.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Steffen Janich [AfD])

Deswegen ist doch klar, dass in Deutschland niemand mit 
Ihnen zusammenarbeiten kann und will, weil jeder 
Freund Deutschlands weiß, dass er sich damit zum Scher-
gen von China und Russland macht. Sie grenzen sich 
selber aus

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

und kein Verfassungsschutz dieser Welt, meine Damen 
und Herren.

Ich möchte noch eines sagen: Ich komme aus dem 
Münsterland. Das zeichnet sich durch ein starkes Ehren-
amt aus. Da passt man schon auf, dass Extremisten keine 
Stimme kriegen. Im Zweifel gibt es eine klare Ansprache. 
Da ist egal, wo man herkommt, und es ist auch egal, wer 
man ist. Hauptsache, man packt mit an. Als jemand, der 
ehrenamtlich geprägt ist, glaube ich: Bei diesem Thema 
und für das, was ich hier erlebe, auch in dieser Debatte, 
hätte Sie jeder Verein in meiner Heimat längst raus-
geschmissen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Marine Le Pen ist ja hier Kronzeugin. Sie wollte mit 
Ihnen im Europawahlkampf gar nichts mehr zu tun ha-
ben. Selbst der waren Sie zu schmuddelig. Es ist die 
fehlende Abgrenzung.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Das gilt auch für die, die sich als bürgerlich und kon-
servativ bezeichnen. Meine Damen und Herren, bringen 
Sie Ihren Saustall in Ordnung. Dann kann man vielleicht 
mal mit Ihnen sprechen.

(Steffen Janich [AfD]: Sie wollen lieber mit 
Kommunisten regieren!)

Ich will nicht mit Verfassungsfeinden arbeiten. Wir 
wollen das nicht. Jede Stimme für die AfD bei der Bun-
destagswahl ist leider eine verlorene Stimme. Deswegen: 
Stimmen Sie richtig ab! Wir brauchen dringend einen 
Politikwechsel in diesem Land.

(Karsten Hilse [AfD]: Ganz genau!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP – Zurufe von der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Canan Bayram.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als ich gelesen habe, die AfD wolle eine Ak-
tuelle Stunde zu dem Thema Verfassungsschutz anmel-
den, war ich wirklich sehr gespannt auf die Rede. Ins-
besondere die erste Rede von Frau von Storch hat zu 
80 Prozent die Zustände in Thüringen angeprangert, da-
bei aber nicht erwähnt, dass dort auch ein Gerichtsver-
fahren läuft, also ein Verfahren, in dem diese aufgeklärt 
wurden,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
und dass der Thüringer Landtag sich ebenfalls damit 
befassen wird.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie können das gut 
beschreiben! Machen Sie mal!)

Ich selbst war Landtagsabgeordnete hier im Berliner 
Abgeordnetenhaus. Insoweit könnte man sagen: Jemand, 
der sich ernsthaft mit dem Thema beschäftigen will, 
würde die Dinge so einordnen. Also habe ich, auch 
wenn es nicht so angenehm war, der Frau von Storch 
weiter zugehört, um am Ende – das war dann schon in-
teressant – zu erfahren: Alle anderen bekämpfen die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung. Die AfD kennt 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung, und sie 
muss sich gegen uns wehren, um die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung zu verteidigen. – Da habe ich 
wirklich gedacht: Was stimmt eigentlich mit der Frau 
von Storch nicht?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Beatrix von Storch 
[AfD]: Ich habe es ein bisschen klarer aus-
gedrückt! Aber im Kern haben Sie es erfasst!)

Denn das ist doch eindeutig. Während Herr Stegner all 
die Zitate aus dem Spektrum Ihrer Partei aufgeführt hat,

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
haben Sie sich Kopfhörerstöpsel ins Ohr gesteckt. Wir 
alle haben das nicht gemacht. Dann habe ich mich ge-
fragt: Wie gehen Sie eigentlich in Ihrer Partei, in Ihrer 
Fraktion mit denjenigen um, die all den Müll verzapfen, 
der hier gerade zitiert wurde?

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf der 
Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Ich muss Ihnen wirklich sagen, Frau von Storch:
(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Sie können hier auch nur reinrufen, weil Sie weghören, 
weil Sie wegsehen, weil Sie leugnen, was für Leute Sie in 
Ihrer Partei und Ihrer Fraktion haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Carmen Wegge [SPD] und 
Benjamin Strasser [FDP])
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Es könnte mir ja egal sein. Ich könnte sagen: Es ist 
egal, ob es eine Störchin mehr oder weniger gibt, die 
hier im Deutschen Bundestag die Reden so hält, wie sie 
sie hält. – Aber es ist mir nicht egal, weil die AfD den 
Menschen in diesem Land Angst macht.

(Volker Münz [AfD]: Ihre Politik macht den 
Menschen Angst!)

Die macht den Menschen Angst, die nicht in einer Gesell-
schaft leben wollen, wo Leute von Rechtsextremisten 
angegriffen werden,

(Beatrix von Storch [AfD]: Deswegen kom-
men so viele hierher! Aus Angst?)

die nicht in einem Land ihre Zukunft aufbauen wollen, 
wo immer wieder gesagt wird: Migrantinnen und Migran-
ten gehören nicht dazu. Das ist doch Ihre Agenda, das ist 
doch Ihre Politik.

Dagegen stellen wir uns überall, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir wollen ein Deutschland weiter gestalten, das fort-
schrittlich, weltoffen, modern und voller Respekt gegen-
über unserem Artikel 1 Grundgesetz ist; denn es ist die 
Essenz der freiheitlich-demokratischen Grundordnung, 
dass wir hier alle gleich sind, dass wir alle die gleichen 
Rechte haben, meine Damen und Herren. Das ist doch das 
Entscheidende.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wir sind nicht alle 
gleich! Wir haben gleiche Rechte!)

– Vor dem Gesetz sind wir alle gleich. Dass Sie von der 
AfD reinrufen, weil Sie natürlich von nichts eine Ahnung 
haben, das wundert mich nicht.

Aber wichtig ist nicht nur mit Blick auf die Wahl, dass 
wir uns dieses schöne Land auch nicht kaputtmachen 
lassen

(Volker Münz [AfD]: Das machen Sie kaputt!)
von denen, die schon mit ihren Einwürfen, mit ihrer Aus-
grenzung und mit ihrer Drohung den Menschen die Zu-
kunft nehmen, die wir aber gestalten wollen. Denn für uns 
ist klar, auch gerade bei der Debatte zum Staatsbürger-
schaftsrecht: Bei uns gehört jeder dazu, egal woher er 
kommt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Genau, die ganze 
Welt, egal! Syrer, Eritreer, Pakistani, alle ge-
hören dazu! 6 Milliarden!)

Bei uns ist es eben entscheidend, dass wir füreinander 
einstehen und dass wir alle gemeinsam gegen die Extre-
misten von der AfD stehen, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dass Sie es mit der Verfassung nicht so genau nehmen, 
dafür wurden hier genug Belege dargelegt. Aber dass Sie 
auch den Verfassungsschutz nicht ernst nehmen, macht 
Sie zu einer Gefahr für dieses Land.

(Beatrix von Storch [AfD]: Der Verfassungs-
schutz ist die Regierung!)

Deswegen ist es sehr wichtig, dass wir uns eindeutig 
damit auseinandersetzen, ob wir nicht auch Parteien, die 
kein Interesse an unserem System haben, die es nur be-
kämpfen wollen und sich davon nähren, dass es Deutsch-
land schlecht geht,

(Zuruf von der AfD: Warum machen Sie es 
denn schlecht?)

verbieten können, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Steffen 
Janich [AfD]: Das konnten schon andere in 
Deutschland! – Beatrix von Storch [AfD]: 
Nichts aus der Geschichte gelernt!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion Fabian 

Griewel.

(Beifall bei der FDP)

Fabian Griewel (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Man fragt sich wirklich manchmal, was man 
dazu noch sagen soll.

(Karsten Hilse [AfD]: Dann sagen Sie einfach 
nichts und setzen sich wieder hin!)

Was Sie von sich gegeben haben, was Sie denken, ist 
mindestens absurd, vielleicht wahnsinnig. Und was Sie 
offensichtlich mit diesem Land vorhaben, ist ziemlich 
gefährlich.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dass wir jetzt an zwei Tagen, gestern und heute, zwei-
mal über Institutionen debattieren, die für den Schutz 
unserer Verfassung notwendig und richtig und vor allem 
auch wichtig sind, und Sie beide Male auf der entgegen-
gesetzten Seite zum Schutz der Verfassung stehen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Das Gegenteil ist 
wahr! – Karsten Hilse [AfD]: Sie hebeln die 
Demokratie aus! Sie hebeln ganz normale de-
mokratische Vorgänge aus!)

das wundert mich überhaupt nicht. Ich wünsche mir 
aber – das geben Sie ja auch immer von sich –, dass 
mehr Menschen sehen, was Sie hier erzählen, und zuhö-
ren.

(Karsten Hilse [AfD]: Genau! Sie haben in 
Sachsen 0,8 Prozent! 0,8 Prozent!)

So einen Schwachsinn, den Sie hier vor allem in den 
letzten Minuten von sich gegeben haben, den kann man 
so nicht stehen lassen.

Ich möchte als Erstes, weil das aus meiner Sicht noch 
zu wenig geschehen ist, gerne auf den Vorgang in Thü-
ringen eingehen, den Sie bemängelt haben und wozu ich 
sagen möchte: Wenn dort Dinge geschehen sind,

(Beatrix von Storch [AfD]: Ups!)
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die nicht in Ordnung sind, werden die – das ist in der Tat 
auch schon passiert – parlamentarisch kontrolliert. Sie 
wissen: Es gibt die Parlamentarische Kontrollkommis-
sion,

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, ohne uns!)
auch in Thüringen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Nee, gibt es nicht!)
Sie wissen auch – deswegen habe ich Ihnen das auch 

noch mal mitgebracht –, dass im Thüringer Landtag – der 
Kollege Dr. Hoppenstedt hat es ja ganz korrekt gesagt –, 
dort, wo dieses Thema korrekt aufgehoben ist, bereits in 
der vergangenen Woche darüber debattiert wurde und 
auch die erneut thematisierten Vorwürfe zur Frage der 
Ausrufung eines Prüffalls dort debattiert wurden, die 
auch schon im vorletzten Thüringer Landtag – ich gebe 
Ihnen das gerne zum Nachlesen – thematisiert wurden. 
Die Parlamentarische Kontrollkommission hat übrigens 
einen sehr umfangreichen Kontrollrahmen, darf also sehr 
weitgehend kontrollieren. Das müssten Sie eigentlich in 
diesem Falle gut finden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wir sind ja nicht 
dabei! Nicht demokratisch!)

Dass es gute parlamentarische Kontrollmechanismen 
gibt, finde ich sehr, sehr richtig.

(Beatrix von Storch [AfD]: Demokratisch heißt 
auch, dass die stärkste Partei im Land dabei ist, 
oder nicht?)

Ich glaube, auf dieser Seite eint uns auch, dass wir für 
den Schutz der Verfassung ein gutes, ein gut ausgestatte-
tes und ein sinnvoll austariertes Amt für den Verfassungs-
schutz in den Ländern, bei den Innenministerien

(Beatrix von Storch [AfD]: Genau! Bei der 
Regierung!)

und auch im Bund brauchen.
Deswegen will ich auch ganz klar sagen, was die Auf-

gabe der Verfassungsschutzbehörden nach dem Bundes-
verfassungsschutzgesetz ist: „die Sammlung und Aus-
wertung von Informationen, insbesondere von sach- und 
personenbezogenen Auskünften … über Bestrebungen, 
die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, 
den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes gerichtet sind“.

Sie haben ja in den letzten Jahren zum Beispiel in 
Thüringen erfahren, dass im Thüringer Verfassungs-
schutzbericht durchaus sehr genau angegeben ist, warum 
denn die AfD Thüringen ein gesichert rechtsextremer 
Landesverband ist.

(Beatrix von Storch [AfD]: Herr Kramer, der 
seine Mitarbeiter bedroht!)

Im Thüringer Verfassungsschutzbericht heißt es: Die AfD 
Thüringen vertritt Positionen „gegen die Menschenwür-
de“, Demokratie und Rechtsstaat. – Aha! – Es dominiert 
extremistische Ideologie. – Aha!

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist ja eine Er-
kenntnis!)

Das „Ziel eines ethnisch-homogenen Staatsvolkes“ eint 
die AfD. – Aha!

(Beatrix von Storch [AfD]: Dann ist das natür-
lich so! – Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Erwähnt wird auch die „Beendigung jeglichen Zuzuges 
von ethnisch ‚Fremdenʼ“. Höcke und Möller propagieren 
kulturelle und ethnische „Inkompatibilität“. Sie fordern 
die „Rückabwicklung“ des Staatsbürgerschaftsrechtes 
der letzten 60 Jahre. Sie verwenden den Begriff „Umvol-
kung“. Sie verbreiten Narrative, dass Menschen grund-
sätzlich gewaltbereiter sind, wenn sie einer anderen Kul-
tur angehören.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das war jetzt sehr 
dünn!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der AfD, ich bin mir 
sicher, dass die Menschen in diesem Land entscheiden 
können, wer sich für unsere Verfassung einsetzt,

(Beatrix von Storch [AfD]: Deswegen haben 
wir die Wahlen gewonnen, besonders in Thü-
ringen! Da sind wir der klare Wahlgewinner!)

wer auf dem Boden der Verfassung steht, und das tun Sie 
eben nicht.

(Karsten Hilse [AfD]: Ein 0,8-Prozent-Mann 
spricht hier!)

Um dem Weihnachtsfrieden ein bisschen Rechnung zu 
tragen, möchte ich Ihnen allen

(Zurufe von der AfD)

– mit einer etwas ruhigeren Rede, wenn Sie aufhören, 
dazwischenzuquatschen – frohe Weihnachten wünschen. 
Auch Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen der AfD, 
wünsche ich selbstverständlich frohe Weihnachten; das 
gehört sich so.

Ich würde mich freuen, wenn Sie über die Feiertage zur 
Besinnung kommen und nicht mehr ganz so verbissen 
reinschreien. Dann können wir vielleicht Ihre schlechten 
Argumente im nächsten Jahr in ruhigerer Art und Weise 
hören.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Beatrix von Storch [AfD]: Gesegnete 
Weihnachten!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Jetzt hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion Josef 

Oster.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Josef Oster (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Mir wird die Ehre zuteil, die finale Rede in diesem Hohen 
Hause vor dem Weihnachtsfest halten zu dürfen. Deshalb 
erlaube ich mir, sie in einer etwas anderen Form zu hal-
ten.

(Carmen Wegge [SPD]: In Reimform?)
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Es begab sich aber zu der Zeit, dass die Rechtsstaat-
lichkeit und die Verfassungstreue der Partei der soge- 
nannten AfD geprüft wurde. Und jedermann ging, dass 
er die Facebook-Posts, Instagram-Reels und Reden der 
Parteimitglieder hören und sehen könne,

(Beatrix von Storch [AfD]: … in seine Stadt!)
an sein Smartphone. Da machte sich auch Josef aus 
Rheinland-Pfalz,

(Beatrix von Storch [AfD]: Aus Galiläa! Aus 
Nazareth!)

aus der Stadt Koblenz auf, dass er der AfD aufmerksam 
zuhörte.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ich 
dachte, um die Leviten zu lesen!)

Und als er da zuhörte und im Innenausschuss saß, da 
gebar die AfD eine Bosheit nach der anderen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Da machte ein Abgeordneter der AfD das Ziel der Partei 
offenbar, welches da war, die Demokratie abzuschaffen.

(Zuruf von der AfD: So ein Quatsch!)
Und er zeichnete das Bild, dass schon in wenigen Jahren 
keine Demokratie in Deutschland mehr herrsche, und er 
verglich die Demokratinnen und Demokraten in diesem 
Ausschuss mit Mafiosi, obwohl er selbst und seinesglei-
chen es doch sind, die sich unredlicher Methoden bedie-
nen, um ihre politischen Ziele zu verfolgen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

Und die AfD nutzte jede Gelegenheit, die sich ihr da bot, 
Tribut an den Herrn im Kreml zu leisten und die Men-
schen gegeneinander aufzubringen.

(Karsten Hilse [AfD]: Um Gottes willen!)
Zur gleichen Zeit aber hörten die Wählerinnen und 

Wähler dieses Gebaren.
(Zuruf von der AfD: Das ist ja Blasphemie!)

Und sie kamen am 23. Februar und wählten in Scharen 
die Parteien der Mitte, insbesondere die mit dem C im 
Namen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Nein, das ist 
doch jetzt ein Scherz! – Zuruf der Abg. Beatrix 
von Storch [AfD])

Und siehe, die Bundeswahlleiterin trat zu ihnen. Die 
Klarheit der Demokratie leuchtete, und sie fürchteten sich 
sehr. Aber die Bundeswahlleiterin sprach zu ihnen: 
Fürchtet euch nicht! Siehe, ich verkündige euch große 
Freude, die allem Volk widerfahren ist; denn ihr habt 
alle heute die Vernunft neu geboren,

(Beatrix von Storch [AfD]: Himmel Herrgott!)
und die große Mehrheit der Menschen in diesem Land 
will Freiheit, Wohlstand und Sicherheit.

(Zuruf von der AfD: Und Taurus wollen sie 
auch!)

Und alsbald war da die Menge der Bürgerinnen und 
Bürger, die sprach: Ehre sei dem Grundgesetz, den ver-
nünftigen Staatsmännern und -frauen und der sittlichen 
Reife unserer Demokratie und den Menschen in Deutsch-
land ein Wohlgefallen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Karsten Hilse 
[AfD]: Sie verhöhnen gerade das Christentum! 
Sie nennen sich eine „christlich-demokrati-
sche“ Partei und verhöhnen das Christentum! 
Das ist abartig, was Sie hier tun!)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, so weit die etwas 
abgewandelte Weihnachtsgeschichte.

Im Sinne der echten Weihnachtsgeschichte wünsche 
ich Ihnen allen, unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, den Besucherinnen und Besuchern ein frohes und 
gesegnetes Weihnachtsfest und alles Gute für das neue 
Jahr.

(Karsten Hilse [AfD]: Wie kann man sich nur 
so lächerlich machen!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Beatrix von Storch 
[AfD]: Gott vergebe Ihnen; denn Sie wissen 
nicht, was Sie tun!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Oster, selbstverständlich hat immer die Präsiden-

tin das letzte Wort an einem Sitzungstag – auch heute, 
dem letzten Sitzungstag in einem insgesamt wirklich tur-
bulenten Jahr.

Ich habe jetzt nur noch die Aufgabe, Ihnen allen – auch 
den Mitarbeitenden um uns herum, die immer für uns da 
sind, egal wie lange die Sitzungen in diesem vergangenen 
Jahr gedauert haben – alles Gute für die Weihnachtszeit 
zu wünschen. Die wird nicht ganz ohne Wahlkampf ab-
laufen; das wissen wir alle. Aber ich wünsche mir trotz-
dem – wenn ich das mit auf den Weg geben kann, auch 
nach den Debatten, die wir auch an diesem Tag erlebt 
haben –: Nutzen Sie die Zeit, um Kraft zu tanken! Nutzen 
Sie die Zeit aber auch, um im neuen Jahr vielleicht mit 
mehr Fairness, mehr Gelassenheit und mehr Toleranz 
zurückzukommen!

In diesem Sinne verabschiede ich Sie. Kommen Sie gut 
nach Hause. Nutzen Sie die Zeit, um sie mit den Men-
schen zu verbringen, die Ihnen wirklich am Herzen lie-
gen! Schöne Weihnachtszeit! Alles Gute!

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf Mittwoch, den 29. Januar 2025. 

An diesem Tag findet – nur dass Sie es schon mal 
gehört haben – um 12 Uhr hier im Plenarsaal die Sonder-
veranstaltung aus Anlass des Gedenktages für die Opfer 
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des Nationalsozialismus statt. Daher beginnt die Plenar-
sitzung an diesem Mittwoch, dem 29. Januar 2025, um 
14 Uhr.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

(Schluss: 16.33 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Abdi, Sanae SPD

Ahmetovic, Adis SPD

Al-Dailami, Ali BSW

Amtsberg, Luise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bleck, Andreas AfD

Borchardt, Simone CDU/CSU

Brandes, Dirk AfD

Brehmer, Heike CDU/CSU

Cotar, Joana fraktionslos

Dahmen, Dr. Janosch BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Damerow, Astrid CDU/CSU

Detzer, Dr. Sandra BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Diedenhofen, Martin SPD

Durz, Hansjörg CDU/CSU

Ehrhorn, Thomas AfD

Feiler, Uwe CDU/CSU

Ferschl, Susanne Die Linke

Franke, Dr. Edgar SPD

Friedhoff, Dietmar AfD

Frömming, Dr. Götz AfD

Funke, Fabian SPD

Gädechens, Ingo CDU/CSU

Ganserer, Tessa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Glaser, Albrecht AfD

Gohlke, Nicole Die Linke

Grund, Manfred CDU/CSU

Grützmacher, Sabine BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Güler, Serap CDU/CSU

Gutting, Olav CDU/CSU

Hahn, Dr. André Die Linke

Harder-Kühnel, Mariana 
Iris

AfD

Hauer, Matthias CDU/CSU

Helferich, Matthias fraktionslos

Helling-Plahr, Katrin FDP

Hennig-Wellsow, Susanne Die Linke

Hess, Martin AfD

Holm, Leif-Erik AfD

Jacobi, Fabian AfD

Jarzombek, Thomas CDU/CSU

Jurisch, Dr. Ann-Veruschka FDP

Karaahmetoğlu, Macit SPD

Kaufmann, Dr. Malte AfD

Kemmer, Ronja CDU/CSU

Kießling, Michael CDU/CSU

Kleinwächter, Norbert AfD

Klinck, Dr. Kristian SPD

Knoerig, Axel CDU/CSU

Knoerig, Axel CDU/CSU

Koeppen, Jens CDU/CSU

Krichbaum, Gunther CDU/CSU

Lay, Caren Die Linke

Leye, Christian BSW

Lindner, Dr. Tobias BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lucassen, Rüdiger AfD

Luksic, Oliver FDP

Möhring, Cornelia Die Linke

Moll, Claudia SPD
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Abgeordnete(r)

Möller, Siemtje SPD

Moncsek, Mike AfD

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Müller-Rosentritt, Frank FDP

Naujok, Edgar AfD

Ortleb, Josephine SPD

Pantazis, Dr. Christos SPD

Petry, Christian SPD

Redder, Dr. Volker FDP

Reichardt, Martin AfD

Rothfuß, Dr. Rainer AfD

Schattner, Bernd AfD

Schätzl, Johannes SPD

Schiller, Manfred AfD

Schisanowski, Timo SPD

Schmidt, Uwe SPD

Schneider (Erfurt), Carsten SPD

Schulz, Uwe AfD

Seitzl, Dr. Lina 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Sichert, Martin AfD

Springer, René AfD

Stegemann, Albert CDU/CSU

Steinmüller, Hanna 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Stöber, Klaus AfD

Stumpp, Christina CDU/CSU

Teuteberg, Linda FDP

Teutrine, Jens FDP

Timmermann-Fechter, 
Astrid

CDU/CSU

Toncar, Dr. Florian FDP

Walter-Rosenheimer, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wegling, Melanie 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Abgeordnete(r)

Weishaupt, Saskia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wellenreuther, Ingo CDU/CSU

Wiesmann, Bettina Marga-
rethe

CDU/CSU

Witt, Uwe fraktionslos

Zeulner, Emmi CDU/CSU

Zippelius, Nicolas CDU/CSU

Anlage 2

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung
Die folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, dass sie 

gemäß § 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen 
absehen:

Rechtsausschuss
– Unterrichtung durch den Deutschen Ethikrat

Stellungnahme des Deutschen Ethikrates

Hilfe durch Zwang? – Professionelle Sorgebezie-
hungen im Spannungsfeld von Wohl und Selbst-
bestimmung

Drucksachen 19/6887, 20/1122 Nr. 3
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes

Drucksachen 19/22610, 20/1207 Nr. 5
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Endbericht der Evaluation der Änderung des Ge-
setzes zur Regelung der Wohnungsvermittlung 
durch das Mietrechtsnovellierungsgesetz

Drucksachen 19/31795, 20/1122 Nr. 34
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung gemäß Artikel 13 
Absatz 6 Satz 1 des Grundgesetzes für das Jahr 
2020

Drucksache 19/32583
– Unterrichtung durch den Präsidenten des Deutschen 

Bundestages

Beschluss der Deutsch-Französischen Parlamenta-
rischen Versammlung vom 28. Juni 2021 zur Har-
monisierung des deutschen und französischen 
Wirtschafts- und Insolvenzrechts

Drucksachen 19/32712, 20/1122 Nr. 46
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– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung gemäß Artikel 13 
Absatz 6 Satz 1 des Grundgesetzes für das Jahr 
2021
Drucksachen 20/3875, 20/4145 Nr. 2

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung gemäß Artikel 13 
Absatz 6 Satz 1 des Grundgesetzes für das Jahr 
2022
Drucksachen 20/8568, 20/8819 Nr. 3

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung gemäß Artikel 13 
Absatz 6 Satz 1 des Grundgesetzes für das Jahr 
2023
Drucksachen 20/13310, 20/14117 Nr. 1.1

Finanzausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht über die Evaluierung des Gesetzes gegen 
illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmiss-
brauch
Drucksachen 20/13850, 20/14117 Nr. 1.8

Ausschuss für Gesundheit
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Achter Erfahrungsbericht der Bundesregierung 
über die Durchführung des Stammzellgesetzes
Drucksachen 19/10060, 20/1207 Nr. 25

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Zweiter Bericht der Bundesregierung über die Er-
fahrungen mit der Präimplantationsdiagnostik
Drucksachen 19/16925, 20/1207 Nr. 26

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung über die Dynamisie-
rung der Leistungen der Pflegeversicherung
Drucksachen 19/25283, 20/1207 Nr. 27

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Erster Bericht der Nationalen Präventionskon-
ferenz über die Entwicklung der Gesundheitsför-
derung und Prävention  
(Erster Präventionsbericht)
mit
Stellungnahme der Bundesregierung
Drucksachen 19/26140, 20/1207 Nr. 28

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Gutachten 2021 des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen
Digitalisierung für Gesundheit – Ziele und Rah-
menbedingungen eines dynamisch lernenden Ge-
sundheitssystems
Drucksachen 19/28700, 20/1207 Nr. 29

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Siebter Bericht über die Entwicklung der Pflege-
versicherung und den Stand der pflegerischen Ver-
sorgung in der Bundesrepublik Deutschland
Drucksachen 19/30300, 20/1207 Nr. 30

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht über den durch die Förderung nach dem 
Krankenhausstrukturfonds bewirkten Struktur-
wandel
Drucksachen 20/225, 20/433 Nr. 15

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Abschlussbericht über die wissenschaftliche Aus-
wertung der Förderung durch den Innovations-
fonds im Hinblick auf deren Eignung zur Weiter-
entwicklung der Versorgung
Drucksachen 20/1361, 20/1589 Nr. 3

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des GKV-Spitzenverbandes über die In-
anspruchnahme und Entwicklung der Versorgung 
mit Digitalen Gesundheitsanwendungen
Drucksachen 20/1647, 20/1926 Nr. 3

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des GKV-Spitzenverbandes nach § 129 Ab-
satz 1 Satz 10 SGB V über die Auswirkungen der 
Änderung der Regelungen zur Abgabe von Im-
portarzneimitteln
Drucksachen 20/2700, 20/3369 Nr. 1.4

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Sondergutachten der Monopolkommission
Krankenhausversorgung nach Corona: Wett-
bewerb, Planung und Finanzierung neu organisie-
ren
Drucksachen 20/2725, 20/3369 Nr. 1.7

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des GKV-Spitzenverbandes über die Er-
fahrungen mit der vertragsärztlichen Verordnung 
von geriatrischen Rehabilitationen im Berichts-
jahr 2021
Drucksachen 20/3432, 20/3785 Nr. 2

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Stellungnahme der Bundesregierung zum Bericht 
des Sachverständigenausschusses nach § 5 Absatz 9 
des Infektionsschutzgesetzes
Evaluation der Rechtsgrundlagen und Maßnah-
men der Pandemiepolitik
Drucksachen 20/3850, 20/4001 Nr. 1.9

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des Bewertungsausschusses und des ergän-
zenden Bewertungsausschusses zur telemedizini-
schen Leistungserbringung im Einheitlichen Be-
wertungsmaßstab
Drucksachen 20/4982, 20/5293 Nr. 4
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– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Gutachten 2023 des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen

Resilienz im Gesundheitswesen – Wege zur Bewäl-
tigung künftiger Krisen

Drucksachen 20/5500, 20/5887 Nr. 1.3
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Transformationsbericht der Bundesregierung zu
menschlichem Wohlbefinden, Fähigkeiten und so-
zialer Gerechtigkeit – Herausforderungen und
Wege der Transformation

Drucksachen 20/8050, 20/8485 Nr. 3
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht des GKV-Spitzenverbandes über die Er-
fahrungen mit der vertragsärztlichen Verordnung
von geriatrischen Rehabilitationen im Berichts-
jahr 2022

Drucksachen 20/8950, 20/9243 Nr. 6
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht über das Interoperabilitätsverzeichnis
„vesta“

Drucksachen 20/10004, 20/10131 Nr. 1.17
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht des GKV-Spitzenverbandes über die In-
anspruchnahme und Entwicklung der Versorgung
mit Digitalen Gesundheitsanwendungen

Drucksachen 20/10007, 20/10131 Nr. 1.19
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht zum Stand der Entwicklung eines digitalen
Verfahrens zur Erhebung und um Nachweis der
Elterneigenschaft und der Anzahl der berücksich-
tigungsfähigen Kinder im Beitragsrecht der sozia-
len Pflegeversicherung

Drucksachen 20/10058, 20/2449 Nr. 1.4
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Dritter Bericht der Bundesregierung über die Er-
fahrungen mit der Präimplantationsdiagnostik

Drucksachen 20/10060, 20/10238 Nr. 1.6
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung über den Stand der
Einbindung relevanter Akteure wie Taiwan in al-
len Organen der Weltgesundheitsorganisation

Drucksachen 20/10147, 20/10466 Nr. 1
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung über die Notwendig-
keit und Höhe einer Anpassung des Prozentsatzes
der Direktzahlung der sozialen Pflegeversicherung
nach § 33 Absatz 1 Nummer 4 des Pflegeberufege-
setzes

Drucksachen 20/10339, 20/10466 Nr. 11

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des GKV-Spitzenverbandes über die In-
anspruchnahme und Entwicklung der Versorgung
mit Digitalen Gesundheitsanwendungen
Drucksachen 20/10549, 20/10798 Nr. 1

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Zehnter Erfahrungsbericht der Bundesregierung
über die Durchführung des Stammzellgesetzes
Drucksachen 20/10550, 20/10672 Nr. 6

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des GKV-Spitzenverbands und der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft über die Auswir-
kungen der Pflegepersonaluntergrenzen in den
pflegesensitiven Bereichen in Krankenhäusern
Drucksachen 20/10810, 20/11044 Nr. 1.2

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Gutachten 2024 des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen
und in der Pflege
Fachkräfte im Gesundheitswesen – Nachhaltiger
Einsatz einer knappen Ressource
Drucksachen 20/11880, 20/12868 Nr. 1.2

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Tätigkeitsbericht des Kompetenzzentrums Digita-
lisierung und Pflege des GKV-Spitzenverbands
Drucksachen 20/12050, 20/12868 Nr. 1.4

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung Zukunftssichere Fi-
nanzierung der sozialen Pflegeversicherung – Dar-
stellung von Szenarien und Stellschrauben mögli-
cher Reformen
Drucksachen 20/12600, 20/12868 Nr. 1.24

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des Bewertungsausschusses und des ergän-
zenden Bewertungsausschusses zur telemedizini-
schen Leistungserbringung im Einheitlichen Be-
wertungsmaßstab für das Berichtsjahr 2022
Drucksachen 20/13200, 20/13694 Nr. 1.3

Ausschuss für Kultur und Medien
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung über die Maßnah-
men zur Förderung der Kulturarbeit gemäß § 96
des Bundesvertriebenengesetzes in den Jahren
2019 und 2020
Drucksachen 19/30790, 20/1207 Nr. 35

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung über die Maßnah-
men zur Förderung der Kulturarbeit gemäß § 96
des Bundesvertriebenengesetzes in den Jahren
2021 und 2022
Drucksachen 20/8320, 20/8485 Nr. 5
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– Unterrichtung durch die Präsidentin des Deutschen
Bundestages

Beschluss der Deutsch-Französischen Parlamenta-
rischen Versammlung vom 4. Dezember 2023 für
die grenzüberschreitende Nutzung von „Kultur-
Pass“ und „pass Culture“ für die Jugend
Drucksachen 20/12100, 20/12868 Nr. 1.5

– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Realisierungsvorschlag für ein Deutsch-Pol-
nisches-Haus

Drucksachen 19/30790, 20/1207 Nr. 35
– Bericht gem. § 56a GO-BT des Ausschusses für Bil-

dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Technikfolgenabschätzung (TA)
Algorithmen in digitalen Medien und ihr Einfluss
auf die Meinungsbildung

Drucksachen 19/30790, 20/1207 Nr. 35
Ausschuss für Digitales
– Unterrichtung durch die Bundesnetzagentur für Elek-

trizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen

Tätigkeitsbericht der Bundesnetzagentur – Tele-
kommunikation 2020/2021
mit

12. Sektorgutachten Telekommunikation (2021)
der Monopolkommission – Wettbewerb im Um-
bruch
Drucksachen 20/1620, 20/2449 Nr. 1.2

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer 
Beratung abgesehen hat.

Auswärtiger Ausschuss
Drucksache 20/13715 Nr. A.1
EU-Dok 290/2024
Drucksache 20/13715 Nr. A.2
EP P10_TA(2024)0017
Drucksache 20/13715 Nr. A.3
Ratsdokument 13665/24
Drucksache 20/13715 Nr. A.4
Ratsdokument 13666/24
Drucksache 20/13715 Nr. A.5
Ratsdokument 13676/24

Ausschuss für Gesundheit
Drucksache 20/12054 Nr. A.4
Ratsdokument 10333/24
Drucksache 20/13336 Nr. A.6
Ratsdokument 13519/24

Ausschuss für Digitales
Drucksache 20/565 Nr. A.180
Ratsdokument 9471/21
Drucksache 20/1199 Nr. A.20
Ratsdokument 6596/22
Drucksache 20/6516 Nr. A.17
Ratsdokument 6845/23
Drucksache 20/11062 Nr. A.27
Ratsdokument 6968/24
Drucksache 20/12892 Nr. A.39
Ratsdokument 11625/24
Drucksache 20/12892 Nr. A.40
Ratsdokument 11876/24
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